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Öffentliche Bekanntmachung
einer Sitzung des Regionalentwicklungsausschusses am Mittwoch den 
08.06.2016 um 17:00 Uhr im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 
Rendsburg, Sitzungssaal 1

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 
Tagesordnung

2. Einwohnerfragestunde

3. Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen 
am 23.03.2016 und 27.04.2016

4. Schülerbeförderung - Sachstand zur Überarbeitung der 
Schülerbeförderungssatzung

VO/2015/582-004

5. Wirtschaftsförderungsgesellschaft- Bericht aus der 
Gesellschaft

6. Gemeinsames Gewerbeflächenentwicklungskonzept für 
den Planungsraum II Schleswig-Holstein

VO/2014/297-001

7. Grünbuch zur Landesentwicklungsstrategie Schleswig-
Holstein 2030

VO/2016/877

8. Regionalbudget der Kiel Region – 
Kooperationsvereinbarung

VO/2016/878

9. Masterplan Mobilität

10. Ausschreibung Stadtverkehr Rendsburg

11. Bus-Bahn-Konzept Kiel-Rendsburg

12. Verschiedenes
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 24.05.2016

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FD 5.3 Regionalentwicklung

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2015/582-004
öffentlich
23.05.2016
Dr. Kruse, Martin
Weit, Kirsten

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Schülerbeförderung - Sachstand zur Überarbeitung der 
Schülerbeförderungssatzung
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Regionalentwicklungsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Auf Empfehlung des Regionalentwicklungsausschusses hat der Kreistag in seiner 
Sitzung am 14.03.2016 beschlossen, die Satzung des Kreises Rendsburg-
Eckernförde über die Anerkennung der notwendigen Kosten für die 
Schülerbeförderung entsprechend der 2. Änderungssatzung zum 01.08.2016 
anzupassen. Dies beinhaltet die Freistellung von Kosten für Eltern, die Wohngeld 
oder einen Kinderzuschlag erhalten sowie eine Frist von 6 Monaten nach Ablauf des 
Schuljahres für die Beantragung einer Erstattungsleistung in Schülerbeförderungs-
angelegenheiten.

In Sachen „Zusammenarbeit mit dem dänischen Schulverein“ haben am 10.02.2016 
und 23.05.2016 Gespräche zwischen dem Kreis, dem dänischen Schulverein und 
den betreffenden Schulträgern stattgefunden. Als Ergebnis ist festzuhalten, dass 
zwischen dem dänischen Schulverein und dem Amt Schlei-Ostsee Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit zum Schuljahr 2016/2017 am Schulstandort Rieseby erarbeitet 
werden sollen. Dies würde zu Einsparungen führen, die derzeit noch nicht bezifferbar 
sind. Weitere Möglichkeiten der Zusammenarbeit bestünden ggf. mit dem Amt 
Hüttener Berge für den Schulstandort Ascheffel sowie mit dem Amt Dänischenhagen 
für den Schulstandort Dänischenhagen. In diesen Fällen sind jedoch Kinder 
betroffen, die nicht die nächstgelegene Schule besuchen, so dass eine 
Kostenübernahme durch den Kreis nach der Schülerbeförderungssatzung nicht 
möglich wäre. Eine Kooperation zwischen dem Amt Hohner Harde und dem 
dänischen Schulverein ist aufgrund der Struktur und der örtlichen Gegebenheiten der 
zu befördernden Kinder nicht möglich.

Zur weiteren Konkretisierung der möglichen Ansätze zur Optimierung der 
Schülerbeförderung erfolgte mit Schreiben vom 22.03.2016 sowie Erinnerung vom 
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04.05.2016 eine Abfrage bei den Schulträgern im Kreis Rendsburg-Eckernförde zu 
folgenden möglichen Maßnahmen:

 Wohnstandort statt Ortsmittelpunkt als Ausgangspunkt für Schulweg-
berechnung

 Vereinheitlichung der Wartezeiten
 Beförderungskosten bei offenen Ganztagsschulen

Das Ergebnis der Abfrage ist als Anlage beigefügt. Die Ämter Achterwehr und 
Jevenstedt haben bislang auf die Abfrage nicht geantwortet.

Mit den Verkehrsunternehmen hat am 25.04.2016 ein Gespräch zu folgenden 
Themen stattgefunden:

 Optimierung der Schülerbeförderung
 Indexregelung (Verlängerung/Neuregelung ab 01.08.2016)
 Bildungstarif (Vereinfachung des Beantragungsverfahrens)

Einsparmöglichkeiten in den Schülerbeförderungskosten werden von den 
Verkehrsunternehmen vor allem durch die Abstimmung der Schulanfangs- und -
endzeiten, die von der Schulkonferenz der jeweiligen Schule bestimmt werden, 
gesehen. Sinnvoll im Rahmen der Optimierung der Schülerbeförderung wäre 
ebenfalls, die Verantwortung für die Organisation der Schülerbeförderung beim Kreis 
zu bündeln, wie es in der EU-VO 1370/2007 mit der gesetzlich verankerten 
Zuständigkeit der Kreise zur Regelung des ÖPNV, deren wesentlicher Bestandteil 
die Organisation und Durchführung der Schülerbeförderung ist, geregelt ist.

Von der Autokraft GmbH wurde berichtet, dass im Bereich des Amtes Mittelholstein 
eine Neuplanung der Schülerbeförderung bis Ende Juni 2016 erfolgen soll.

Bezüglich der Verlängerung bzw. Neuregelung der Indexregelung ab 01.08.2016 
erklärten die Verkehrsunternehmen, dass eine einmalige Berücksichtigung der 
Personalkostensteigerung, wie zuletzt praktiziert, zukünftig nicht mehr möglich sei. 
Der Kreis wird den Verkehrsunternehmen kurzfristig einen Vorschlag zur 
Indexregelung ab 01.08.2016 unterbreiten.

Das Beantragungsverfahren für den Bildungstarif wurde nochmals zwecks 
Vereinfachung untersucht. Hierbei konnte noch kein anderes Verfahren gefunden 
werden. In diesem Zusammenhang berichtete die Autokraft GmbH, dass die mobilen 
Verkaufsstellen sehr wenig frequentiert seien.

Finanzielle Auswirkungen: 
entfällt

Anlage/n: 
Abfrage bei den Schulträgern vom 22.03.2016, Antworten, Stand 23.05.2016
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 24.05.2016

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 5.3 Regionalentwicklung

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2014/297-001
öffentlich
18.05.2016
Breuer, Volker
Mathein, Marcel

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Gemeinsames Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den 
Planungsraum II Schleswig-Holstein
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Regionalentwicklungsausschuss Beratung

Beschlussvorschlag: 

1. Der Abschlussbericht des Gewerbeflächenentwicklungskonzepts für den 
Planungsraum II Schleswig-Holstein wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Regionalentwicklungsausschuss fasst einen Beschluss zu den 
nachfolgend unter Punkt D zu 2. genannten Handlungsempfehlungen nach 
entsprechender Beratung in der Sitzung.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: entfällt

2. Sachverhalt: 

A. Anlass:
Fertigstellung des Gewerbeflächenentwicklungskonzeptes (GEFEK) für den 
Planungsraum II, Vorlage des Abschlussberichtes.

B. Hintergrund:
Die Beteiligung des Kreises Rendsburg-Eckernförde an der Aufstellung eines 
GEFEK (Vorlage VO/2014/297) folgt den Entwicklungszielen des REK-Prozesses der 
Jahre 2011 bis 2013 (Vorlage „Regionales Entwicklungskonzept (REK) für die Kiel 
Region Leitbild und Entwicklungsziele“ vom 13.02.2013“). Unter Punkt 4.C. des REK-
Endberichts (Vorlage VO2013/112) werden folgende Ziele genannt:

„C 3. - Identifizierung von branchen- und flächenbezogenen Zukunftspotentialen und 
Organisation einer aktiven Angebotsstrategie.

C 4. - Gemeinsame Entwicklung bedarfsgerechter und strategischer 
Gewerbeflächenangebote.

TOP 6



                                                           Seite: 2/6

a)  Flächenangebote sind nach regionalen Branchen und Clustern zu entwickeln.

b) Suchräume sind anhand regionaler und lokaler Planungen zu definieren (unter 
Einbeziehung der betroffenen Gemeinden).“

Neben den vorgenannten REK-Zielen macht es auch die Neuaufstellung des 
Regionalplans II erforderlich, einen konzeptionellen Vorschlag aus der Region für die 
Raumordnung des Landes zu formulieren.

Zuletzt wurde dem Regionalentwicklungsausschuss am 20.01.2016 und während der 
Abschlussveranstaltung am 13.11.2015 über den Stand des GEFEK berichtet.

C. Sachstand:
Die Gutachtenbearbeitung ist abgeschlossen. Die Gutachter haben den GEFEK-
Gesamtbericht mit Stand 29.03.2016 dem Planungsdialog in der KielRegion 
vorgelegt. Der Gesamtbericht ist darüber hinaus mit der Landesplanung abgestimmt.

Alle vier am Planungsdialog beteiligten Gebietskörperschaften, die Kreise Plön, 
Rendsburg-Eckernförde, die Stadt Neumünster und die Landeshauptstadt Kiel, 
erstellen dazu gleichlautende Vorlagen zur

- Kenntnisnahme des Schlussberichtes GEFEK

- Beschluss der Handlungsempfehlungen des Schlussberichtes

Nach Vorstellung des GEFEK im Rahmen der Abschlussveranstaltung am 
13.11.2015 wurde der Endbericht zum Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den 
Planungsraum II im Dezember 2015 dem Planungsdialog vorgelegt. Der Endbericht 
wurde an die Verwaltungsspitzen mit dem Ziel weitergeleitet, die 
Handlungsempfehlungen in den jeweiligen Gremien zu beschließen. 

Die Vorlage im Kreis Plön VO/0107/2015 wurde durch die Verwaltungsspitze 
zurückgewiesen, weil die darin enthaltenen Erläuterungen für die 
Gutachtenergebnisse als nicht ausreichend bewertet wurden. Um die Vorbehalte 
auszuräumen, erörterte der Planungsdialog in seiner Sitzung am 26.02.2016 die 
dargelegten Aspekte. Die Ergebnisse der Erörterung wurden in der Sitzung am 
29.02.2016 zwischen Vertretern des Planungsdialogs und den beauftragten 
Gutachtern abgestimmt. Die daraus resultierende Anpassung des Gesamtberichtes 
liegt mit Stand vom 29.03.2016 vor und ist Anlage dieser Vorlage. 

D. Beschlussvorschläge und Begründungen
Zu 1. Beschlussvorschlag: Der Abschlussbericht des 
Gewerbeflächenentwicklungskonzepts für den Planungsraum II Schleswig-
Holstein wird zur Kenntnis genommen.

Begründung: Der Abschlussbericht des GEFEK enthält eine umfassende Aufnahme, 
Analyse und Bewertung des Bestandes und der Potenziale an Gewerbeflächen im 
Planungsraum II. Es handelt sich um eine objektive gutachterliche 
Zusammenstellung von Daten, Fakten und Folgerungen. Die Arbeitsgrundlage 
GEFEK zeichnet erstmals ein Gesamtbild zu bedeutsamen Gewerbeflächen in dieser 
Untersuchungstiefe und für den Gesamtraum KielRegion plus Neumünster. Sie bildet 
eine Arbeitsgrundlage für Landesplanung, Kreisentwicklung und kommunale 
Abstimmungen.
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Zu 2. Beschlussvorschlag: Der Regionalentwicklungsausschuss fasst einen 
Beschluss zu den nachfolgend unter Punkt D zu 2. genannten 
Handlungsempfehlungen nach entsprechender Beratung in der Sitzung.

1. Wirtschaftliche Entwicklung:

Weiterführung der aktiven Angebotsstrategie für die Entwicklung von 
Gewerbeflächen

2. Gewerbeflächenentwicklung und -bedarfe: 

Nutzen der guten gesamtregionalen Situation, um Angebot und Nachfrage 
regional in Einklang zu bringen

Nicht realisierbare Nachfragewünsche in einer bestimmten Teilregion in eine 
andere Teilregion lenken, wenn alle anderen Standortanforderungen 
gleichermaßen erfüllt sind

Zeitnahe Entwicklung der sich in Planung befindlichen Gewerbeflächen (Planung + 
Erschließung) sichern 

Industriegebietsflächen in ausreichendem Umfang anbieten bzw. entwickeln

Hohe Flexibilität der Gewerbeflächen (planungsrechtlich bzw. 
parzellierungsbezogen) beibehalten

3. Überregional bedeutsame Standorte: 

Die 13 überregional bedeutsamen Standorte im Zuge der weiteren 
Wirtschaftsraumentwicklung gezielt (weiter-)entwickeln, gemeinsam und stärker 
vermarkten. Regional bedeutsame Nachfragen vorrangig auf diese Standorte 
lenken.
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Standorte mit überregionaler 
Bedeutung GEFEK Planungsraum II

landesplanerisch überregional 
bedeutsame Standorte an 
Landesentwicklungsachsen

Kiel - Moorsee I-III X

Kiel - KaiCity 

Kiel - Wissenschaftspark

Kiel - MFG 5

Kiel - Airpark Holtenau

Kiel - Friedrichsort

Neumünster - Gewerbepark Eichhof 1.EA X

Neumünster - Gewerbepark Eichhof 2.EA X

Neumünster - Industrie-/Gewerbegebiet Süd, 
südl. B 205

X

Rendsburg-Eckernförde - Rendsburg Port 
Süd

X

Rendsburg-Eckernförde – interkommunales 
Gewerbegebiet Borgstedtfelde

X

Rendsburg-Eckernförde - interkommunales 
Gewerbegebiet Melsdorf – Rotenhof

X

Plön – Preetz Wakendorf
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4. Nachhaltiges Gewerbeflächenmanagement:

Die Grundlagen für ein Gewerbeflächenmanagement aufbauen durch Fortführung 
der Gewerbeflächenübersicht aus dem GEFEK

Bestehende Gewerbeflächen intensiver und effizienter nutzen

5. Interkommunale Kooperation:

Das regionale und teilregionale Agieren weiter ausbauen

Flächenbedarfe und -konkurrenzen in den Teilregionen offensiv vermitteln

Interkommunale Entwicklungsansätze aktiv unterstützen

6. Vermarktung:

Der gemeinsame Wirtschaftsraum und die Standorte mit überregionaler 
Bedeutung unter der Marke „KielRegion“ zeitnah vermarkten

7. Monitoring und Prozess:

Ein kontinuierliches Gewerbeflächenmonitoring im Planungsraum aufbauen

Aktivitäten für eine gemeinsame Flächen- und Wirtschaftsraumentwicklung 
intensivieren

Begründungen:

Begründung zu Handlungsempfehlung 1 - Wirtschaftliche Entwicklung:
Die positive wirtschaftliche Entwicklung im Planungsraum II erzeugt eine 
Gewerbeflächennachfrage. Siehe dazu auch GEFEK-Endbericht, Kapitel 4, Nr. 1.

Begründung zu Handlungsempfehlung 2 - Gewerbeflächenentwicklung und -bedarfe:
Die Flächenpotenziale reichen gesamtregional aus. Es bestehen teilregionale 
Unterschiede,  für Kiel kann es am ehesten einen Flächenengpass geben. Siehe 
dazu auch GEFEK-Endbericht, Kapitel 4, Nr. 2.

Begründung zu Handlungsempfehlung 3 - Überregional bedeutsame Standorte:
Es sind 13 Standorte mit besonderen Entwicklungsprioritäten im gemeinsamen 
Wirtschaftsraum identifiziert worden. Siehe dazu auch GEFEK-Endbericht, Kapitel 4, 
Nr. 3.

Begründung zu Handlungsempfehlung 4 - Nachhaltiges 
Gewerbeflächenmanagement:
Im Bestandsflächenmanagement, effizienten Bauen und effizienter Flächennutzung 
bestehen erhebliche Potentiale für das Angebot von Gewerbeflächen. Siehe dazu 
auch GEFEK-Endbericht, Kapitel 4, Nr. 4.
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Begründung zu Handlungsempfehlung 5 - Interkommunale Kooperation:
Die Schaffung  überörtlich wahrnehmbarer Flächenangebote erfordert die 
interkommunale und regionale Kooperation bei der Flächenentwicklung. Siehe dazu 
auch GEFEK-Endbericht, Kapitel 4, Nr. 5.

Begründung zu Handlungsempfehlung 6 - Vermarktung:
Durch gemeinsames Marketing erhöht sich die Sichtbarkeit der Gesamtregion und 
auch der einzelnen Fläche am Markt. Siehe dazu auch GEFEK-Endbericht, Kapitel 4, 
Nr. 6.

Begründung zu Handlungsempfehlung 7 - Vermarktung:
Das GEFEK ist der erste Schritt. Nun gilt es, ein kontinuierliches 
Gewerbeflächenmonitoring aufzubauen und die gemeinsame Flächen- und 
Wirtschaftsraumentwicklung umzusetzen. Siehe dazu auch GEFEK-Endbericht, 
Kapitel 4, Nr. 7.

Finanzielle Auswirkungen: 

Die finanzielle Beteiligung des Kreises Rendsburg-Eckernförde in Höhe von 
15.000,00 Euro war Gegenstand eines Grundsatzbeschlusses des 
Regionalentwicklungsausschusses vom 10.06.2014 zur Vorlage VO/2014/297.

Anlage/n: 

Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II, Gesamtbericht, Stand 
29.03.2016
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0 Vorbemerkungen 

Der vorliegende Gesamtbericht stellt den Endredaktionsstand am 29. März 2016 dar. 

Der Bericht wurde im Ergebnis des Redaktionsverfahrens des Planungsdialoges zu dem 

am 30. Juni 2015 übergebenen Zwischenberichts sowie der Endredaktion zum Ge-

samtbericht bestätigt. Er enthält auch ergänzende Erläuterungen, die seitens der Ver-

waltungsspitze des Kreises Plön erbeten und im Planungsdialog
1)

 abgestimmt wurden. 

Anschließend erfolgt durch die vier Gebietskörperschaften eine abgestimmte Veröf-

fentlichung. 

Der Bericht bzw. Auszüge sind daher nur mit Zustimmung des Auftraggebers und mit 

dem Verweis auf den Status des Entwurfs weiterzuleiten bzw. zu verwenden. 

 

1) Diese Abstimmungen erfolgten im Rahmen der zusätzlichen Sitzungen des Planungsdialogs am 
21.12.2015 (mit Gutachter), 26.02.2016 sowie 29.02.2016 (mit Gutachtern); hierzu wird auch auf die 

entsprechenden Protokolle verwiesen 
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1 Warum ein Gewerbeflächenentwicklungs-
konzept? – Anlass, Ziele und Vorgehen  

1.1 Anlass und Hintergründe 

Im Rahmen des Erstellungsprozesses zum Regionalen Entwicklungskonzept [REK] 
2
 

Kiel Region von 2011 bis 2013 wurden u. a. folgende Entwicklungsziele für die Region 

formuliert: 

> Identifizierung von branchen- und flächenbezogenen Zukunftspotenzialen und 

Organisation einer aktiven Angebotsstrategie 

> Gemeinsame Entwicklung bedarfsgerechter und strategischer Gewerbeflächenan-

gebote 

> Aufbau und Etablierung eines dauerhaften Planungs-, Nachfrage- und Ansiedlungs-

dialogs.  

Bei der Umsetzung dieser Aufgaben und der Entwicklung entsprechender Flächenan-

gebote sind – so das REK – regionale Branchenschwerpunkte und Clustern zu beach-

ten. Suchräume sind anhand regionaler und lokaler Planungen zu definieren [unter 

Einbeziehung der betroffenen Gemeinden]. Letztendlich soll eine stärker angebots-

orientierte Entwicklung von Gewerbeflächen umgesetzt werden. 

Im REK-Prozess kristallisierte sich bereits frühzeitig der Ansatz eines gemeinsamen 

Planungsdialoges als ein zentrales Leitprojekt heraus und wurde durch die etablierte 

Facharbeitsgruppe bereits im REK Prozess begonnen. Mittlerweile hat sich der Pla-

nungsdialog Kiel Region als gemeinsame Struktur der Raumplaner und Wirtschaftsför-

derer der Region im Sinne der o. g. Entwicklungsziele herausgebildet. Die Etablierung 

des Planungsdialoges als regionale Arbeitsgruppe beruht auf gleichlautenden Be-

schlüssen aller vier Gebietskörperschaften.   

Dieser Ansatz ist insofern innovativ, weil Wirtschaftsförderer und Planer gemeinsam 

die Abstimmung, Entwicklung und Vermarktung von insbesondere regional bedeutsa-

men Gewerbestandorten angehen. Jetzt bedarf es eines weiteren Schrittes hin zu einer 

regionsübergreifenden Gewerbeflächenentwicklung und einer aktiven Angebotspla-

nung. Die Akteure im Planungsdialog sind sich einig, dass für die weitere Arbeit eine 

konzeptionelle Grundlage in Form eines räumlichen und qualitativen Konzeptes zur 

Entwicklung des Wirtschaftsraums Kiel Region erforderlich ist. Dies ist eine Vorausset-

zung für erfolgreiche Wirtschaftsförderung u. a. im Sinne der Bestandspflege und Neu-

ansiedlung in der Region, aber auch im Sinne eines nachhaltigen Flächenmanage-

ments. Mit der Erarbeitung eines solchen Instruments würden sich das Verständnis 

und die Entwicklung eines gemeinsamen Wirtschaftsraumes weiter vertiefen.  

Im gleichen Zeitraum begannen die Vorbereitungen für die Neuaufstellung des Regio-

nalplans II. Der Planungsraum II [gem. § 3 Landesplanungsgesetz] umfasst die Kreise 

Rendsburg-Eckernförde und Plön sowie die Landeshauptstadt Kiel und die Stadt Neu-

münster. Der o. g. REK-Raum ist daher bis auf Neumünster identisch mit dem Pla-

nungsraum II. Der neue Regionalplan II soll auch Aussagen zur regionalen Gewerbeflä-

chenentwicklung treffen. Die Region hat nun die Möglichkeit, einen Vorschlag zur 

 

2
 Kiel Region GmbH, Konzept Ernst Basler + Partner GmbH, Kiel 2013 

REK Kiel Region formulierte 

Entwicklungsziele 

gemeinsamer Planungsdialog als 

zentrales Leitprojekt identifiziert 

Innovativer Ansatz – 

Wirtschaftsförderer und Planer 

gemeinsam  

parallel: Vorbereitung zur 

Neuaufstellung des Regionalplans 

II – Aussagen zur regionalen 

Gewerbeflächenentwicklung 

notwendig 
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zukünftigen Gewerbeflächenentwicklung als Beitrag im Aufstellungsverfahren des 

Regionalplans II zu entwickeln. 

Vor diesem Hintergrund haben sich die Akteure entschlossen, ein Gewerbeflächen-

entwicklungskonzept [GEFEK] zu erarbeiten. Die Ziel- und Aufgabenstellung dafür ist 

vom Planungsdialog erarbeitet worden und nachstehend in wesentlichen Auszügen 

dargestellt: 

Im Sinne eines „gemeinsamen Wirtschaftsraums“ profitieren alle beteiligten Gebiets-

körperschaften von einer abgestimmten Entwicklung von gewerblich und industriell 

genutzten Flächen und den hiermit verbundenen Folgewirkungen. Die Gewerbeflächen-

entwicklung soll daher künftig noch systematischer als bisher regional abgestimmt 

werden und dem Leitgedanken der aktiven Angebotsstrategie folgen. 

Entwicklungsziele sind: 

• Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 

• Überregionale Wahrnehmung 

• Profilierung von Standorten 

• Szenarien für sich ergänzende Angebote 

Bereits vorhandene Gewerbeflächenexpertisen, entsprechende Konzepte und Strate-

gien der kooperierenden Gebietskörperschaften sollen in einem Regionalen Gewerbe-

flächenentwicklungskonzept zusammengeführt werden, um so eine Grundlage für eine 

regionale Betrachtung und Weiterentwicklung des Angebots für die nächsten etwa 15 

Jahre zu erhalten. Gewerbeflächen für den lokalen, regionalen und überregionalen 

Bedarf ab einer Größe von 5 Hektar sollen identifiziert und für eine zielgerichtete Ver-

marktung typisiert werden. Flächen mit besonderen Standortvorteilen sollen ggf. auch 

bei einer Größe kleiner 5 Hektar berücksichtigt werden. Hierfür ist eine Erfassung der 

Bestands- und Potentialflächen erforderlich. Eine weitere Erwartung an das zu erarbei-

tende Gewerbeflächenentwicklungskonzept besteht in der Abschätzung der (auch 

branchenspezifischen) Nachfrageentwicklung innerhalb des Untersuchungsraums so-

wie in seinen Teilräumen. Daraus soll der Bedarf an gewerblich und industriell nutzba-

ren Flächen in Hektar abgeschätzt werden.  

Damit bestand für den gutachterlich unterstützten Prozess eine klare Zielvorgabe. 

Mit der Erarbeitung und Begleitung des Prozesses wurde im März 2015 die Ernst Basler 

+ Partner GmbH in Kooperation mit Regionomica GmbH beauftragt. 

1.2 Schwerpunkte und Ziele des Gewerbeflächenentwick-
lungskonzeptes 

Die Erarbeitung des GEFEK war als stark dialog- und umsetzungsorientiertes Konzept 

angelegt. Die Ansätze des REK Kiel Region sowie REK A7 Süd und die Vorarbeiten des 

Planungsdialogs wurden aufgegriffen und zusammengeführt.  

Folgende Arbeitsschwerpunkte waren vor allem mit der Zielvorgabe gesetzt und präg-

ten das methodische Vorgehen während der gesamten Projektbearbeitung: 

> gestuftes Vorgehen bei der Gewerbeflächenerhebung und -bewertung; Erstbe-

wertung mit einem erweiterten Kriterienraster, vertiefende Bewer-

tung/Flächenprofile/Empfehlungen für prioritäre regionale Gewerbestandorte 

> kontinuierliche Rückkopplung und Abstimmung mit den Begleitgremien Planungs-
dialog bzw. der Region 

Vorbereitung, Ziel- und 

Aufgabenstellung GEFEK durch 

den Planungsdialog 

klare Zielvorgaben für den 

Gutachter formuliert 

dialog- und 

umsetzungsorientiertes Konzept 

Arbeitsschwerpunkte 
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> Erarbeitung von vermittelbaren einfachen Szenarien auf Basis der zur erstellenden 

Prognosen, um einen möglichen Entwicklungsrahmen mit konkreten Handlungsan-

sätzen aufzuzeigen 

> Definition von Schwerpunkträumen der regionalen Gewerbeentwicklung und 

Profilierung von Standorten für die überregionale, gemeinsame und proaktive 

Vermarktung 

> Nutzung des Prozesses und Konzeptes auch zur deutlichen Positionierung der 
Region im parallelen Prozess der Landesentwicklungsstrategie/-planung 

Im Sinne eines „gemeinsamen Wirtschaftsraums“ profitieren alle beteiligten Gebiets-

körperschaften von einer abgestimmten Entwicklung von gewerblich und industriell 

genutzten Flächen und den hiermit verbundenen Folgewirkungen. Die Gewerbeflä-

chenentwicklung soll daher künftig noch systematischer als bisher regional abge-

stimmt werden und dem Leitgedanken der aktiven Angebotsstrategie folgen. Die 

Akteure wollen langfristig mit dem dauerhaften Dialog, gestützt durch strategische 

Grundlagen wie das REK und das Gewerbeflächenentwicklungskonzept, folgende Ziele 

erreichen: 

> Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Region 

> Verbesserung der überregionale Wahrnehmung von Region und Standorten 

> Profilierung von Standorten – im Zusammenspiel mit der Region 

Die Ausweisung und die Bereitstellung von ausreichend, qualitativ hochwertigen und 

den Ansprüchen der Nutzer und Nachfrager entsprechenden Gewerbeflächen gehören 

mit zu den wichtigsten Wirtschaftsförderinstrumenten der Städte und Regionen. Ent-

scheidungsprozesse von Unternehmen über Ansiedlung, Verlagerung und Ausweitung 

werden nicht unerheblich über die Verfügbarkeit von Flächen und zumeist unabhängig 

von Kommunalgrenzen beeinflusst. Gleichzeitig müssen die Kommunen eine zukunfts-

orientierte und nachhaltige Flächenpolitik betreiben und die tatsächlichen Bedarfe 

sowie Nutzungskonkurrenzen im Blick behalten. 

Allein lokale Betrachtungen engen den Blickwinkel ein, fördern Konkurrenzen und 

liefern suboptimale Lösungen. Das Ziel des vorliegenden Konzeptes war eine regionale 

Betrachtung der Gewerbeflächensituation und -bedarfe im Planungsraum. Kleinteilige 

lokale Gewerbeflächenentwicklungen waren nicht im Fokus des Konzeptes.  

Das GEFEK ist ein wichtiges Instrument und die Basis, den Planungsraum als einen 

gemeinsamen Wirtschaftsraum zu betrachten. Die Umsetzung der aufgezeigten An-

sätze erfordert weitere und kontinuierliche Anstrengungen. Der Planungsdialog hat in 

diesem Zusammenhang wertvolle Vorarbeit geleistet und den Prozess konstruktiv 

begleitet. 

  

konkrete Ziele anvisiert 

 

Regionale Betrachtung als 

gemeinsamer Wirtschaftsraum als 

Ziel; kleinteilige lokale 

Gewerbegebietsentwicklungen 

nicht im Fokus 

TOP 6



Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II 

Gesamtbericht –  Endredaktionsstand 29.03.2016 

8 

1.3 Methodik 

Die nachfolgende Abbildung zeigt das Arbeitsprogramm und die Methodik im Über-

blick. Insgesamt wurden vier inhaltliche Arbeitspakete durchlaufen, die von einem 

intensiven Kommunikations- und Beteiligungsprozess sowie der Projektsteuerung 

begleitet wurden. 

 

Die Bestandsaufnahme diente zum einen der Zusammenführung der Rahmenbedin-

gungen sowie der bereits vorliegenden Planungsaussagen und Konzepte [hier: Kapitel 

2.1]. Weiterhin erfolgte hier eine kompakte und auf die konkreten Gewerbeflächenbe-

züge konzentrierte Beschreibung des Wirtschaftsraums [hier: Kapitel 2.2.]. 

Die Situationsanalyse der Gewerbeflächenentwicklung war ein zentrales Element des 

GEFEK. Hier erfolgte eine detaillierte Erhebung der Gewerbeflächen und Zusammen-

führung in einer durch den Planungsdialog bzw. die Partner fortschreibbaren Gewerbe-

flächentabelle [hier: Kapitel 2.3]. Die in diesem Arbeitspaket erfolgte Analyse der bis-

herigen Entwicklung auf dem Gewerbeflächenmarkt war eine wichtige Grundlage für 

die erstellte Prognose. Weiteres wichtiges Kernprodukt war die Erstellung von Gewer-

beflächenprofilen [hier: Kapitel 2.4]. Diese werden für Vertiefungsflächen erstellt und 

sind ebenfalls fortschreibbar angelegt. 

Die Prognose bzw. Ermittlung des Gewerbeflächenbedarfs soll eine plausible Voraus-

schau auf die künftige Gewerbeflächenentwicklung ergeben und den zu erwartenden 

Entwicklungskorridor aufzeigen [Kapitel 3.]. Dies ist eine zentrale Grundlage für die 

abschließende Synthese, die sowohl für den Gesamtraum, Teilräume sowie auszuwäh-

lende, überregional bedeutsame Standorte Ziele und Empfehlungen [hier: 3.,4.] formu-

lierte. Abschließend wurden auch Handlungsempfehlungen für den weiteren Pla-

nungsdialog bzw. die beteiligten Partner abgeleitet [hier: Kapitel 4.].  

  

Abbildung 1: 

Arbeitsprogramm 

Kernprodukte fortzuschreibende 

Gewerbeflächenübersicht und 

Gewerbeflächenprofile  
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1.4 Kommunikation und Beteiligung 

Der Gesamtprozess der GEFEK-Erstellung war von einer umfassenden Beteiligung ge-

kennzeichnet, die auf verschiedenen Ebenen stattfand: 

> Dem Planungsdialog kam die steuernde Rolle zu. In meist monatlichen Abstim-

mungen der Planer und Wirtschaftsförderer von der Landeshauptstadt Kiel, Neu-

münster sowie der Kreise Plön und Rendsburg-Eckernförde, der Landesplanung, der 

Kiel Region GmbH sowie zeitweise weiteren Gästen wurde der Erstellungsprozess 

kontinuierlich begleitet. Im Zeitraum Juli bis Ende September wurden alle 26 Ver-

tiefungsstandorte vor Ort begutachtet. Die Bewertungen und Standortprofile wur-

den mit den jeweiligen Verantwortlichen im Planungsdialog teilweise mehrfach be-

sprochen.  

> Die kommunalen Akteure als Hauptakteure der Planung und z. T. auch Entwick-

lung von Gewerbeflächen wurden in mehreren Veranstaltungen eingebunden. Dies 

war insbesondere bei den kreisangehörigen Kommunen der Kreise Plön und 

Rendsburg-Eckernförde von hoher Bedeutung. Weiterhin fanden ergänzende Ge-

spräche der Gutachter mit Kommunen z. T. gemeinsam mit Vertretern des Pla-

nungsdialogs „Vor Ort“ statt.  

> Kammern, Verbände, Landesministerien/-einrichtungen sowie weitere Akteure 
der Gewerbeflächenentwicklung wurden ebenfalls in mehreren Veranstaltungen 

und z. T. zusätzlich in bilateralen Gesprächen miteinbezogen.  

> Kurz nach Fertigstellung des Zwischenberichtentwurfes erhielt die Politik aus den 

vier Gebietskörperschaften am 06. Juli 2015 in Plön die Möglichkeit; in einer ge-
meinsamen Veranstaltung diesen zu diskutieren. 

> Auf der Abschlussveranstaltung am 13. November 2015 in Kiel wurden dem gesam-
ten Kreis der Beteiligten die Ergebnisse und der weitere Umsetzungsweg vorge-

stellt und von den Spitzen der vier Gebietskörperschaften sowie Teilnehmern re-

flektiert 

 

  

umfassende Beteiligungsangebote 

und hohes Interesse 
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Die nachstehende Darstellung zeigt den Gesamtprozess, Beteiligungsebenen und die 

Termine. 

 

 

 

 

1 2 3 4

TERMINE Bestands-

aufnahme

Situations-

analyse

Prognose 

bis 2030

Zukunfts- und 

Entwicklungs-

betrachtung

Februar
27.2. Planungsdialogsitzung 

Pressegespräch KiWi Kiel

19.3.

20.3.

Startgespräche

Landessplanung/KI/NMS/RD/PLÖ

26.3. Auftaktveranstaltung Neumünster 

Pressemitteilung

27.3. Planungsdialogsitzung 

NN Round table/bilaterale Gespräche

VorOrt-Gespräche

23.4. 1. Workshop Wirtschaftsakteure 

Rendsburg, Pressemitteilung

24.4. Planungsdialogsitzung 

NN Round table/bilaterale Gespräche

29.5. 2. Workshop Wirtschaftsakteure Kiel

29.5. Planungsdialogsitzung

7.6. Austausch mit der IHK zu Kiel

NN Round table/bilaterale Gespräche

17.6. Abstimmung Gewerbeflächen

 ländlicher Raum, Plön

30.6. Entwurf Zwischenbericht

NN Round table/bilaterale Gespräche

6.7. Workshop politische Ausschüsse

Plön

31.7. Planungsdialogsitzung

NN Round table/bilaterale Gespräche

28.8. Planungsdialogsitzung

NN Round table/bilaterale Gespräche

24./25.9.Planungsdialog-Klausur

NN Round table/bilaterale Gespräche

26.10. Entwurf Gesamtbericht

6.11. Planungsdialogsitzung

13.11. Abschlussveranstaltung Kiel

Pressegespräch

27.11. Planungsdialogsitzung

Abnahme Gesamtbericht

Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II

Vorgehen und Zeitplan (Stand 26.10.2015)

März

April

Mai

Juni

Juli

September

November

August

Oktober

Abbildung 2: 

Gesamtprozess, Beteiligung und 

Termine 
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Sowohl zum Gesamtprozess wie auch zu den Veranstaltungen erfolgten regelmäßig 

Presseinformationen, zu denen nicht nur lokal und regional, sondern auch überregio-

nal Pressereaktionen zu beobachten waren.  

 

Die Dokumentationen der Veranstaltungen durch Presserklärungen der KiWi sind im 

Anhang A1 dokumentiert. 

 

begleitende Pressearbeit; lokale, 

regionale und überregionale 

Pressereaktionen 
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2 Statusbestimmung: Wo steht der Planungs-
raum II heute? 

2.1 Rahmenbedingungen, Planungen, Konzepte 

Nachfolgend werden kurz die wesentlichen Aussagen zum Planungsraum II – mit kon-

kretem Bezug zur Wirtschaftsstruktur und hierbei insbesondere zu relevanten Ge-

werbeflächen – zusammengefasst. Damit soll aufgezeigt werden, welche gewerbeflä-

chenrelevanten Aussagen und Ziele bereits vorlagen bzw. vorliegen. Mit dem GEFEK 

werden diese überprüft, aktualisiert und weiterentwickelt. 

Zur Einordnung: Der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein wird fortgeschrieben, 

während der Regionalplan für den Planungsraum II derzeit neu aufgestellt wird. Die 

nachfolgenden Zusammenfassungen basieren auf den – derzeit noch gültigen – Aussa-

gen der jeweiligen Pläne, die aller Voraussicht nach in den Grundzügen erhalten blei-

ben. Das vorliegende Gewerbeflächenentwicklungskonzept wird insbesondere für die 

Neuaufstellung des Regionalplanes Beiträge leisten. 

2.1.1 Landesplanung 

Landesentwicklungsplanung Schleswig-Holstein  

Die Landesregierung arbeitet derzeit an der Fortschreibung des Landesentwicklungs-

planes [LEP]. Der neue Plan soll den LEP 2010
3
 ersetzen und die Perspektiven für 

Schleswig-Holstein bis zum Jahr 2030 aufzeigen. Parallel hierzu wird die Landesent-

wicklungsstrategie 2030 konzipiert, die aufzeigt, wie sich Schleswig-Holstein bis zum 

Jahr 2030 entwickeln soll und die Herausforderungen der nächsten Jahre meistern 

kann. Die Landesentwicklungsstrategie wird Teil des neuen Landesentwicklungsplanes. 

Der LEP differenziert in Ordnungsräume [rings um Kiel], Verdichtungsräume [Stadtge-

biet Kiel, Bestandteil des Ordnungsraumes], ländliche Räume und Stadt- und Umland-

bereiche im ländlichen Raum. In den Ordnungsräumen sollen die Standortvorausset-

zungen für eine dynamische Wirtschafts- und Arbeitsplatzentwicklung weiter verbes-

sert werden. Die Stadt- und Umlandbereiche in ländlichen Räumen sollen als regionale 

Wirtschafts-, Versorgungs- und Siedlungsschwerpunkte gestärkt werden. Der ländliche 

Raum soll als eigenständiger, gleichwertiger und zukunftsfähiger Lebensraum gestärkt 

und die Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Entwicklung verbessert werden.  

Darüber hinaus sind Landesentwicklungsachsen und Hauptverbindungsachsen defi-

niert. Diese Achsen sollen die räumlichen Standortbedingungen stärken und zu einer 

positiven Entwicklung beitragen. Zu den Landesentwicklungsachsen [Nord-Süd-

Richtung] zählen im Planungsraum II die A7, A215 sowie die A21/B104. Die Hauptver-

bindungsachsen [Ost-West-Richtung] werden durch die B202/B76 sowie die A210 

gebildet. Mit Blick aus europäischer Perspektive sind die transeuropäischen Verkehrs-

netze [TEN-V] für den Planungsraum II von Bedeutung: Die Verbindung von Hamburg 

Richtung Kopenhagen [Fehmarnbelt-Querung] sowie die Verbindung von Hamburg 

Richtung Aalborg [Jütlandroute via A7]. 

 

3
 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010, Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein, Kiel 

2010 

wichtige Planungen werden 

derzeit fortgeschrieben – 

Aussagen mit begrenzter 

Gültigkeit 

Fortschreibung LEP erfolgt 

derzeit  

Ordnungsräume, 

Landesentwicklungs- und 

Hauptverbindungsachsen 
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Zudem ist festgelegt, dass die Zentralen Orte und Stadtrandkerne die Schwerpunkte 

u. a. für die gewerbliche Entwicklung sind. Sie sind als solche zu sichern und zu stärken. 

Zu den Oberzentren zählen Kiel und Neumünster, Rendsburg und Eckernförde sind die 

beiden Mittelzentren im Planungsraum II, Plön ist Unterzentrum mit Teilfunktionen 

eines Mittelzentrums.  

Standorte für Gewerbegebiete mit überregionaler Bedeutung
4
 können an den Landes-

entwicklungsachsen [weiter]entwickelt werden. Diese sind für verkehrsintensive ge-

werbliche Branchen reserviert, die auf überregionale Verkehrsanbindungen angewie-

sen sind. Die Zahl der Standorte soll sich auf wenige, qualitativ hochwertige und grö-

ßere gewerbliche Entwicklungsschwerpunkte beschränken. Bei der Festlegung solcher 

Standorte sind raumordnerische Kriterien [u. a. gute verkehrliche Anbindung an die 

Landesentwicklungsachsen, Einbeziehung eines Zentralen Ortes, bedarfsgerechte 

ÖPNV-Anbindung] zu berücksichtigen. Weitere Regelungen hierzu treffen die Regio-

nalpläne. 

Mit Blick auf die künftige Entwicklung formuliert der LEP 2010, dass sich Schleswig-

Holstein zu dem Logistikstandort in Nordeuropa entwickeln soll. Die Zentralen Orte 

sollen hierzu ihre spezifischen Beiträge leisten. Eine besondere Herausforderung wird 

den ehemaligen militärischen Liegenschaften in städtebaulich integrierter Lage zu-

gemessen, deren Entwicklung Vorrang vor Neuausweisungen hat. 

Neben räumlichen Aussagen formuliert der LEP 2010 auch die Kompetenzfelder der 

Wirtschaft: Life Sciences, maritime Wirtschaft, erneuerbare Energien, Informations- 

und Kommunikationstechnologie, Mikro- und Nanotechnologie, Tourismus, Ernährung, 

Chemie und Mineralölverarbeitung sowie Luftfahrt und Logistik.  

2.1.2 Regionalplanung 

Regionalplan III [2000] 

Parallel zum Landesentwicklungsplan werden auch die Regionalpläne neu aufgestellt. 

Dabei erfolgt auch ein „Neuzuschnitt“ der Planungsräume. Der heutige Planungsraum 

III wird künftig Planungsraum II heißen und bleibt in seinem Zuschnitt erhalten. 

  
Zuschnitt Planungsräume bis 2013 Neuzuschnitt ab 2014 

 

4
 Die GEFEK-Definition „überregional bedeutsamer Standorte“ (hier Kapitel 2.3.1) weicht von dieser ab 

Zentrale Orte: Schwerpunkte u. a. 

für die gewerbliche Entwicklung 

Landesplanerische Definition 

Gewerbegebiete bzw. Standorte 

mit überregionaler Bedeutung an 

den Landesentwicklungsachsen  

Kompetenzfelder der Wirtschaft 

im Landesmaßstab auch regional 

vertreten 

auch die Regionalpläne werden 

aktuell neu aufgestellt  

Abbildung 3: 

alter und neuer Zuschnitt der 

Planungsräume 

[Quelle: Staatskanzlei des Landes 

Schleswig-Holstein] 
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Wesentliche Vorgaben für die Neuaufstellung des Regionalplanes aus dem Jahr 2000 

finden sich im Landesentwicklungsplan. Im Vergleich zur Fassung aus dem Jahr 2000 

soll der neue Regionalplan II deutlich strategischer und umsetzungsorientierter aus-

gerichtet werden. Dieser und die beiden weiteren Regionalpläne sollen gemeinsam mit 

kommunalen und regionalen Akteuren erarbeitet werden. Vor diesem Hintergrund 

sind die nachfolgenden Aussagen einzuordnen. 

Der bisher gültige Regionalplan III
5
 formuliert zu relevanten Gewerbestandorten im 

Kontext des vorliegenden Konzeptes folgendes: 

> Wichtigste Standorte des produzierenden Gewerbes im Planungsraum sind die 

Oberzentren Kiel und Neumünster. 

> Im Jahr 2000 ging die Planung von einem zu erwartenden starken Rückgang der 

Beschäftigung in den Wirtschaftszweigen Schiffs- und Maschinenbau aus. Da die 

Standorte Kiel, Neumünster und Rendsburg in besonderem Maß von diesem Rück-

gang betroffen sind, sollen hier zukunftsträchtige Erwerbsalternativen im produ-

zierenden Gewerbe aufgebaut werden. 

> Die Kommunen betreiben eine entsprechende ortsangemessene Flächenvorsorge 

zur Bereitstellung geeigneter Gewerbeflächen für das produzierende Gewerbe, ins-

besondere in den Siedlungsschwerpunkten des Planungsraumes. 

> Bereits im Jahr 2000 formulierte der Regionalplan III die Notwendigkeit, ein Ge-
werbeflächenentwicklungskonzept zu erarbeiten (vgl. Kap. 2.1.4). 

> Die Ausweisung von Gewerbeflächen soll laut Regionalplan vorrangig an den 

Schwerpunkten der Siedlungsentwicklung erfolgen. Primär sollen integrierte Alt-

standorte wieder einer gewerblichen Nutzung zugeführt werden. Besonders ver-

kehrserzeugende Unternehmen [z. B. Logistik], für die in den Siedlungsschwer-

punkten keine geeigneten Flächen zur Verfügung stehen, sind vorrangig an Auto-
bahnabfahrten anzusiedeln und als interkommunale Gewerbegebiete zu entwi-

ckeln (weitere Kriterien sind u. a.: Lage außerhalb der Naturparks, gute Zuordnung 

zu den Siedlungsschwerpunkten, Ausschluss von großflächigem Einzelhandel, ggf. 

Anbindung an das regionale Schienennetz). 

_ A7: Abfahrten Büdelsdorf, Bordesholm, Neumünster-Mitte 

_ A210: Abfahrten Bredenbek, Melsdorf, Schacht-Audorf (Osterrönfeld) 

_ A21: Abfahrt Wankendorf 

> Siedlungsachsen im Ordnungsraum Kiel: 

_ Kiel-Strande: wirtschaftliche Entwicklung insbesondere in Kiel-Friedrichsort 

_ Kiel-Dänischenhagen: interkommunales Gewerbegebiet Altenholz, Dänischenha-

gen, Kiel,  

_ Kiel-Gettorf: wirtschaftliche Entwicklung konzentriert sich auf Achsenschwer-

punkte 

_ Kiel-Felde: gewerbliche Entwicklung im Nahbereich Felde, möglicher Standort für 

ein interkommunales Gewerbegebiet in Melsdorf [besondere Bedeutung] 

_ Kiel-Bordesholm: gewerbliche Entwicklung in Flintbek L318 sowie Eiderhö-
he/Reesdorfer Weg, Mühbrook, gemeinsam mit Hoffeld, Prüfgebiet östlich der 

L318 in den Gemeinden Bordesholm und Mühbrook 

_ Kiel-Preetz: Prüfung von zusätzlichen Gewerbeflächen in Preetz 

 

5
 Regionalplan für den Planungsraum III Technologie-Region K.E.R.N, Fortschreibung 2000, Ministerium 

für ländliche Räume, Landesplanung, Landwirtschaft und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein, Kiel 

2001  
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_ Kiel-Schönberg: Schönberg als u. a. Gewerbestandort, gewerbliche Entwicklung in 

Probsteierhagen gemeinsam mit Prasdorf (siehe auch Fußnote 19 / Seite 29) 

_ Kiel-Laboe: hauptsächlich Wohn- und touristische Schwerpunkte 

Der Orientierungsrahmen für Städte und Gemeinden enthält textliche Festlegungen 

für die jeweiligen Gebietskörperschaften: 

> Nahbereich der Landeshauptstadt Kiel: Stadtrandkerne bilden gute Ansatzpunkte 

für weitere Entwicklungen, Errichtung Wissenschaftspark im Bereich der Universi-

tät, Errichtung Kompetenzzentrum „Maritime Technologie“ auf dem Ostufer, Aus-

bau und Fortentwicklung von Hafen und Flughafen, Entwicklung des HÖRN-

Geländes, maritimes Gewerbe auf den Flächen des Marinestützpunktes Wik, Be-

treiben einer offensiveren Gewerbeflächenpolitik, Reserveflächen für den gewerb-

lichen Bereich im Gewerbe- und Industrieareal Wellsee und westlich der B404 im 

Süden, Gewerbeflächenengpass absehbar, Gewerbeflächenausweisungen mit den 

Nachbarkommunen gemeinsam, Umstrukturierung der ehemaligen Gewerbeflä-

chen auf dem Ostufer mit dem Ziel einer Mischnutzung [Wohnen, Dienstleistun-

gen/Gewerbe], Ausbau Ostuferhafen 

> Nahbereich der Stadt Neumünster: planungsrechtlich abgesicherte und verkehrs-

günstig gelegene Industrie- und Gewerbeflächen zur Ansiedlung von gewerblichen 

Dienstleistungen, Logistik, Distribution, Abfallwirtschaft, ausreichendes Flächenan-

gebot vorhanden, frei werdende militärische Liegenschaften sollen bevorzugt mit 

Wohnnutzungen , zentralörtlichen Infrastrukturen und ggf. gewerblichen Nutzun-

gen versehen werden, Gemeinde Wasbek erhält planerische Gewerbe- und Dienst-

leistungsfunktion zugewiesen,  

> Nahbereiche im Kreis Plön: 

_ Nahbereich Plön: Umnutzung Fünf-Seen-Kaserne [rd. 30 Hektar] u. a für Gewer-

beansiedlungen, Gemeinde Ascheberg mit planerischer Wohn-, Gewerbe- und 

Dienstleistungsfunktion 

_ Nahbereich Preetz: Preetz verstärkt als gewerblichen Standort ausbauen, Klein 

Barkau [Abfahrt B404] Ausweitung interkommunales Gewerbegebiet „Barkauer 

Land“ prüfen 

_ Nahbereich Lütjenburg: Reaktivierung von Gewerbebrachen, mittelfristig Neuer-

schließung von Gewerbeflächen 

_ Nahbereich Schönberg: Ansiedlung weiter Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe 

vorrangig in Schönberg sowie Probsteierhagen/Prasdorf, Höhndorf und Fiefber-

gen nur Erweiterung und Verlagerung ortsansässiger Betriebe 

_ Nahbereich Wankendorf: Gewerbegebietserschließung mit Nachbargemeinde 

Stolpe 

_ Nahbereich Selent: Ausweisung Gewerbe nur in Selent 

_ Nahbereich Schwentinental-Raisdorf: Ostseepark [großflächige Einkaufseinrich-

tung] nur im Bestand entwickeln 

> Nahbereiche im Kreis Rendsburg-Eckernförde: 

_ Nahbereich Rendsburg: Borgstedt, Fockbek, Osterrönfeld, Westerrönfeld mit 

planerischer Wohn- und/oder Gewerbefunktion, Sicherung der bestehenden In-

dustrie- und Gewerbeflächen zwischen Obereider und B203, großflächige inter-

kommunale Gewerbeflächen in Borgstedt [Anschlussstelle A7], Südgelände Kreis-

hafen in Osterrönfeld industriell-gewerbliche Nutzung 

_ Nahbereich Eckernförde: Gewerbegebiete im Norden und Süden der Stadt mit 

Erweiterungspotenzialen, Hafen ohne wirtschaftliche Bedeutung 

_ Nahbereich Bordesholm: interkommunales Gewerbegebiet mit regionaler Bedeu-

tung an Autobahnanschlussstelle Bordesholm – Gemeinde Dätgen gemeinsam 

mit den Unterzentren Nortorf und Bordesholm – entwickeln 
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_ Nahbereich Nortorf: Gewerbeflächenangebot [großflächiges und verkehrsintensi-

ves Gewerbe] im Süden an der B205 

_ Nahbereich Gettorf: Ortsumgehung Osdorf 

_ Nahbereich Hohenwestedt: Entwicklungspotenziale Gewerbe südlich der B430 

_ Nahbereich Hanerau-Hademarschen: interkommunale Zusammenarbeit mit Hei-

de und Itzehoe zur Entwicklung gewerblicher Ansiedlungen 

_ Nahbereich Owschlag: gemeinsamer Gewerbestandort mit der Gemeinde Kropp 

an der B77 

_ Nahbereich Hohn: militärischer Flugplatz Hohn 

_ Nahbereich Felde: Ortsteil Klein-Nordsee für Gewerbeentwicklung mit ökologi-

scher Ausrichtung, Zusammenarbeit mit Achterwehr und Westensee 

2.1.3 Regionale Entwicklungskonzepte – REK 

Für den GEFEK-Raum liegen mit dem REK Kiel Region sowie dem REK A7-Süd wichtige 

gewerbebezogene regionale Grundlagen der Jahre 2011 bzw. 2013 vor.  

Regionales Entwicklungskonzept für die Kiel Region [2011] 

Die Landeshauptstadt Kiel hat gemeinsam mit den Kreisen Plön und Rendsburg-

Eckernförde im Rahmen 2011 das Regionale Entwicklungskonzept für die KielRegion 

[REK] erarbeitet. Das strategisch ausgerichtete Konzept umfasst die SWOT-Analyse, 

Leitbild und Entwicklungsziele sowie einen konkreten Maßnahmenkatalog, den ver-

schiedene Facharbeitsgruppen erarbeitet haben.  

Mit Blick auf die Gewerbe- und Industrieflächen hat das REK einen ersten Überblick 

erarbeitet, auf den im vorliegenden Konzept aufgebaut werden konnte. Neben einer 

Grobübersicht der vorhandenen wichtigsten Gewerbeflächen wurden Daten und In-

formationen zur Nachfragsituation und möglichen Flächenpotenzialen in der Gesamt-

region und bei den drei regionalen Partnern zusammengetragen. Deutlich wurde be-

reits zu diesem Zeitpunkt, dass insbesondere in der Landeshauptstadt Kiel das Gewer-

beflächenangebot stark begrenzt war. Die wenigen noch verfügbaren Flächen waren 

aufgrund umfassender Ausgleichsmaßnahmen, Sanierungskosten bzw. ungünstigen 

Baugrundverhältnissen nur schwer vermarktbar.  

Die Stadt Neumünster war nicht am REK für die Kiel-Region beteiligt und wurde daher 

auch nicht betrachtet. 

In Summe umfassten die drei Gebietskörperschaften – ohne Neumünster – im Jahr 

2011 rd. 1.350 Hektar GE- und GI-Flächen Nettobauland. 

[Hier und im Weiteren werden immer Nettobauflächen genannt, sofern nicht anders 

vermerkt.] 

Als künftig strategisch wichtige Standorte wurden Borgstedtfelde, Osterrönfeld sowie 

Areale entlang der B404/A21 identifiziert. 

Im Rahmen der Erarbeitung des REK für die KielRegion wurde die Facharbeitsgruppe 

Flächenentwicklung als eine von sechs Facharbeitsgruppen [FAG] gebildet, die den 

Prozess inhaltlich und fachlich begleitet haben. Die FAG Flächenentwicklung hat den 

dauerhaften Planungs-, Nachfrage- und Ansiedlungsdialog ins Leben gerufen und 

verfolgt neben der planerischen Grundlagenerarbeitung und Abstimmung eine aktive 

Entwicklung und Vermarktung der Gewerbeflächen in der Region. In der FAG Flächen-

entwicklung wurden auch die aus dem REK hervorgegangenen Analysen vertieft und 

fortgeführt. So entstand beispielsweise ein Konzeptpapier, das im Wesentlichen die 

gemeinsame strategische 
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Aufgabenstellung für das GEFEK bildete und beispielhaft Suchräume für regional be-

deutsame Flächen festlegt.  

Regionales Entwicklungskonzept [REK] A7-Süd [2013] 

Das REK A7-Süd
6
 umfasste einen Teil der Landesentwicklungsachse A7 im Abschnitt 

zwischen Norderstedt und Neumünster und stammt aus dem Jahr 2013.  

Mit Blick auf die Gewerbeflächen zeigte das Konzept auf, dass die Flächennachfrage 

heute vermehrt vom technologieorientierten Mittelstand ausgeht. In den vorausge-

gangenen Jahren waren hier jedoch vorrangig Großunternehmen die größte Nachfra-

gegruppe. Von 2003 bis 2010 wurden jährlich im Mittel rd. 17,8 Hektar an Gewerbe-

flächen vermarktet. Die Nachfrage kommt größtenteils aus der Region. Zudem wurden 

eher kleine Flächengrößen [zwischen 2.000 bis 6.000 Quadratmeter] nachgefragt. In 

den Jahren 2011 und 2012 sind die Flächenumsätze auf bis zu knapp 35 Hektar pro 

Jahr angestiegen. Schwerpunkte sind dabei der Süden [an Hamburg angrenzend] sowie 

der Norden [Neumünster].  

Bis zum Jahr 2025 wurde ein weiterer Bedarf an Gewerbeflächen zwischen 116 und 

145 Hektar Nettobauland prognostiziert. Dem stehen Flächenpotenziale in einer Grö-

ßenordnung von rd. 230 Hektar Nettobauland gegenüber, so dass das Potenzial grund-

sätzlich als ausreichend eingeschätzt wird. Die beteiligten Kommunen haben sich zu 

einer gemeinsam abgestimmten Gewerbeflächenentwicklung und zur strategischen 

Standortprofilierung entschlossen, die gemeinsame Vermarktung der Region erfolgt 

über das Portal des Städtenetzwerkes NORDGATE [nordgate.de]. 

Die Akteure der Region haben darüber hinaus verschiedene Leitprojekte definiert. Im 

Handlungsfeld Wirtschaft und Gewerbeflächen wurde das prioritäre Leitprojekt „Re-

gionales Gewerbeflächenkonzept“ identifiziert (vgl. S. 178 des REK). 

Im Rahmen der REK-Erarbeitung wurden verschiedene Fachbeiträge erarbeitet, u. a. 

auch ein Fachbeitrag zu Gewerbeflächen
7
. Im Wesentlichen werden hier die Flächen-

bestände, Kauffallentwicklungen und Flächenpotenziale zu einem prognostizierten 

Flächenumsatz [abhängig von der Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes] ins Ver-

hältnis gesetzt und die o. g. Daten untersetzt. Zudem werden die Effekte, die der [Wei-

ter-] Bau der A20 Richtung Westen sowie der Ausbau der A7 generieren könnten, ein-

geschätzt. 

2.1.4 Regionale Gewerbeflächenentwicklungskonzepte 

Neben den REK und deren Fachaussagen zu Gewerbeflächen liegen Gewerbeflächen-

konzepte vor, die eine regionale Betrachtung beinhalten. Dabei handelt es sich zum 

einen um ein älteres Konzept der Technologie-Region K.E.R.N. und ein aktuell in der 

Bearbeitung befindliches Konzept für die Region des REK A7 Süd. 

Technologie-Region K.E.R.N. [2002] 

Die Technologie-Region K.E.R.N., die mit dem räumlichen Zuschnitt des Planungsrau-

mes II identisch ist, heute jedoch in ihrer institutionalisierten Form nicht mehr exis-

tiert, hat 2002 das „Gewerbeflächenentwicklungskonzept der Technologie-Region 

 

6
 REK A 7 Süd Ergebnisbericht, Georg Consulting/Ramboll Management Consulting, Hamburg 2013 

7
 REK A 7 Süd Gewerbeflächen Fachbeitrag, Georg Consulting, Hamburg 2012 
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K.E.R.N.“
8
 erarbeitet. Ziel war, durch eine einheitliche, laufend fortgeschriebene de-

zentrale Informationsbasis Transparenz über Angebot und Nachfrage in der Region 

herzustellen. Zudem sollten Kriterien für eine stärkere Qualifizierung von Gewerbeflä-

chen sowie Standortprofile mit Zielbranchen erarbeitet werden. Die Akteure wollten 

mit diesem Konzept zu einer gemeinsamen Entwicklung der Region beitragen und es 

als Basis für ein nach innen und außen ausgerichtetes Regionalmarketing nutzen. 

Die „regional bedeutsamen“ Standorte standen im Fokus der Untersuchung. Darüber 

hinaus wurden „Zielbranchen“ für diese regional bedeutsamen Standorte in den Blick 

genommen. In Gebietsprofilen wurden die jeweils detaillierten Informationen zu den 

Einzelstandorten zusammengefasst. 

Insgesamt wurden 28 vorhandene Flächen, 21 geplante Flächen sowie 11 weitere per-

spektivische Flächen in die Untersuchung einbezogen. Das Konzept kommt zum Ergeb-

nis, dass ca. bis zum Jahr 2012 ausreichend verfügbare und geplante Gewerbe- und 

Industrieflächen zur Verfügung stehen. Durch methodische Unterschiede und vor 

allem eine unterschiedliche und selektive Erhebungsmethode konnten die Ergebnisse 

für das vorliegende Konzept überwiegend nicht vergleichend genutzt werden. 

Gewerbeflächenkonzept REK A7 Süd [2015] 

Zeitlich fast parallel zum Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II 

erfolgte für den Bereich REK A7 Süd im ebenfalls die Erstellung eines Gewerbeflächen-

konzeptes. Neumünster ist in beiden GEFEK enthalten. Daher fanden im Prozess Gut-

achterabstimmungen mit der Stadt Neumünster zur Bestandserhebung und Bewertun-

gen statt. Ziel war eine abgestimmte Bestandsdarstellung und zumindest vergleichbare 

Bewertung. 

Gegenüber den Aussagen zum REK A7 Süd (Gesamtkonzept und Fachbeitrag Gewerbe-

flächen) ergaben sich in diesem – aktuelleren und vertiefenden – Gewerbeflächen-

konzept z. T. deutlich abweichende Ergebnisse.  

Im Zwischenbericht zum Gewerbeflächenkonzept A7 Süd
9
 wird von einem künftigen 

Bedarf von ca. 17,5 ha pro Jahr im Maximalszenario ausgegangen; bis 2030 von ca. 

280 ha. Demgegenüber wurden gesicherte Baulandflächen von ca. 318 ha ermittelt; 

darüber hinaus ca. 111 ha an Entwicklungs-/FNP-Flächen. Zwischenresümierend wird 

daher festgestellt, dass die künftigen Bedarfe in diesem regionalen Betrachtungs-

maßstab rechnerisch abgedeckt werden können. 

2.1.5 Kommunale Planungen und Konzepte zur Gewerbeflächenentwick-
lung 

Neben den aufgeführten regionalen Konzepten liegt eine Vielzahl von kommunalen 

und kreislichen Konzepten mit einem mehr oder wenigen engen Bezug zur Gewerbe-

flächenentwicklung vor. Relevante Konzepte wurden ausgewertet und entsprechende 

Bezüge zu den eigenen Analysen gezogen. Ältere Daten ermöglichten eine Analyse 

über einen längeren Zeitraum bzw. sie wurden zur Überprüfung der Plausibilität eige-

ner Berechnungen und Annahmen herangezogen.  

 

8
 Gewerbeflächenentwicklungskonzept der TechnologieRegion K.E.R.N., Technologie-Region Kiel, Eckern-

förde, Rendsburg, Neumünster, Plön; Konzept Convent Planung und Beratung GmbH, Hamburg 2002 
9
 Gewerbeflächenentwicklungskonzept REK A7 Süd, Zwischenbericht/-präsentation CIMA Beratung + 

Management GmbH, Lübeck 2015 
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Folgende Konzepte lagen vor und wurden analysiert. 

Landeshauptstadt Kiel: Strategien zur künftigen Gewerbeflächenentwicklung in der 
Landeshauptstadt Kiel [2012]

10
 

Die Landeshauptstadt Kiel hat im Jahr 2012 begonnen, die Strategien zur künftigen 

Gewerbeflächenentwicklung zu erarbeiten. Anlass war insbesondere die deutliche 

Verknappung von Gewerbeflächen innerhalb des Stadtgebietes. Vor allem kurzfristig 

verfügbare Flächen, die sich an den gewandelten Anforderungen des Marktes orien-

tieren, stehen danach nicht in ausreichendem Maß zur Verfügung. So wurden zunächst 

im Rahmen der Strategie Potenzialflächen im Stadtgebiet beleuchtet und eine diffe-

renzierte Analyse des Gewerbeflächenmarktes erarbeitet. Im Ergebnis lagen erste 

strategische Aussagen zur zukunftsgerichteten Gewerbeflächenpolitik der Landes-

hauptstadt vor.
11

 

Das Gutachten empfiehlt zur Vermeidung eines absehbaren Angebotsdefizites bis 

2025, im Flächennutzungsplan [FNP] eine zusätzliche Flächenausweisung von rd. 8,9 

Hektar vorzunehmen. Dieser Bedarf ergibt sich aus den z. T. langen Planungsvorläufen 

für die Bauleitplanung und nachfolgende Planungsverfahren. Angesichts der prognosti-

zierten Flächenengpässe, die auch auf Nutzungsrestriktionen vorhandener Flächenpo-

tenziale zurückzuführen sind, sollen laut Gutachten durch die Entwicklung von FNP-

Potenzialflächen und perspektivischen Flächenpotenzialen entsprechende Angebote 

geschaffen werden. Diese sollten sich nicht nur wie bisher im Süden, sondern auch in 

den übrigen Stadtteilen, insbesondere im Norden und Westen, befinden. 

Um insbesondere die regionale Konkurrenz zu vermindern und auch große, zusam-

menhängende Flächen zu entwickeln, empfiehlt die Strategie, in regionalen Abstim-

mungsprozessen interkommunale Gewerbegebiete zu entwickeln.  

Landeshauptstadt Kiel: Integriertes Stadtentwicklungskonzept Kiel [INSEKK, 2011]
12

 

Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept Kiel [INSEKK] wurde 2011 durch die Landes-

hauptstadt erarbeitet. Das INSEKK formuliert fünf strategische Ziele und untersetzt 

diese mit einer Reihe von räumlichen sowie inhaltlichen Entwicklungsschwerpunkten. 

Mit Blick auf das Gewerbeflächenentwicklungskonzept ist das strategische Ziel „Inno-

vative Stadt“ maßgeblich. 

Das Konzept schätzt die Gewerbeflächenentwicklung als eines der zentralen wirt-

schafts- und arbeitsmarktpolitischen Instrumente zur Sicherung und Schaffung von 

Arbeitsplätzen in der Landeshauptstadt ein. Entscheidender Standortfaktor ist die 

nachfragegerechte Verfügbarkeit von Flächen sowie eine kurzfristige Aktivierbarkeit. 

Als Handlungsschwerpunkte wurden u. a. die Nutzung des Entwicklungspotenzials der 

wissensbasierten Bereiche sowie die Förderung interkommunaler Gewerbegebiete 

benannt. 

Das INSEKK formuliert eine Reihe von Entwicklungsschwerpunkten. Hierzu zählt das 

südwestlich der B404/A21 liegende Areal – gem. FNP überwiegend als Sonderbauflä-

che für Forschung/Technologie ausgewiesen. Hier stehen rd. 40 Hektar Fläche für die 

 

10
 Strategien zur zukünftigen Gewerbeflächenentwicklung in der Landeshauptstadt Kiel, CIMA Beratung + 

Management, Lübeck 2012“   
11

    Beschluss des Wirtschaftsausschusses Kiel „Gewerbeflächenentwicklung der Landeshauptstadt Kiel“ 
Drucksache  0633/2014  

 
12

 INSEKK, Landeshauptstadt Kiel, Stadtplanungsamt, Kiel 2011 
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Ansiedlung von hochspezialisierten Betrieben bereit. Das Areal des Marinefliegerge-

schwaders (MFG) 5 in Holtenau steht gleichermaßen für Wohnnutzungen, gewerbli-

che Nutzungen und touristische Nutzungen zur Verfügung. In der Kai-City – dem be-

deutendsten Stadtentwicklungsprojekt – sollen auf einer Fläche von rd. 25 Hektar 

Wohn- und Gewerbeflächen entstehen.  

Kreis Rendsburg-Eckernförde: Gewerbeflächenanalyse im Kreis Rendsburg-
Eckernförde – Ergebnisse [2014]

13
 

Die Analyse zeigt einen sehr guten Überblick über den Gewerbeflächenbestand, den 

noch freien, verfügbaren Bestand, den Auslastungsgrad, Quadratmeterpreise, Eigen-

tumsverhältnisse und weitere Merkmale. Demnach verfügt der Kreis über 26 Gewer-

begebiete mit insgesamt rd. 385 Hektar Gewerbeflächen. Knapp 50 Prozent dieser 

Flächen sind frei [rd. 185 Hektar] und rd. 83 Prozent hiervon sind sofort verfügbar. 

Eigentümer ist größtenteils die öffentliche Hand. Im Hinblick auf die straßen-, gleis- 

und wasserstraßenseitige Anbindung sowie die Erreichbarkeit vom internationalen 

Flughafen Hamburg weisen alle Flächen Standortnachteile auf. 

In zwei Varianten werden die künftigen Flächenbedarfe bis 2025 prognostiziert. Mit 

dem GIFPro-Modell wird ein Bedarf von rd. 43 Hektar bis 2025 ermittelt, die Verfasser 

kommen nach eigenen Berechnungen auf einen Bedarf von rd. 181 Hektar. Demnach 

wären im Jahr 2025 bereits alle Flächenpotenziale aufgebraucht. 

Kreis Plön: Strategische Handlungsfelder [2012]
14

 

Im Dezember 2012 wurden für den Kreis Plön strategische Ziele und Handlungsfelder 

definiert, die Grundlage und Instrument der Kreisentwicklung sind. Eines der fünf stra-

tegischen Handlungsfelder ist der Wirtschaft gewidmet: „Wirtschaft und Tourismus 

stärken und den Kreis Plön als attraktiven Wohnstandort weiterentwickeln“. Das 

entsprechende Handlungsfeld formuliert, dass der Kreis eine moderne und ergebnis-

orientierte Wirtschaftsförderung aufbauen will, ein bedarfsgerechtes Angebot für die 

Ansiedlung und den Erhalt mittelständischer Wirtschaftsbetriebe [KMU] unterstützten 

sowie ein Standortmarketing aufbauen und eine Angebotsstrategie bei der Flächen-

bereitstellung entwickeln will. 

Stadt Neumünster: Integriertes Stadtentwicklungskonzept „ISEK Neumünster“ 
[2006]

15
 

Das „ISEK Neumünster“ legt eine umfassende Bestandsanalyse dar und leitet daraus 

Leitziele ab. Unter dem Leitziel „Wirtschaftliche Kompetenzen ausbauen“ finden sich 

zwei relevante Unterziele: Stärkung der gewerblichen Bestandsstrukturen sowie Aus-

bau vorhandener Kompetenzfelder [Maschinenbau, Umwelttechnik, Medizintechnik, 

Logistik etc.]. Das räumliche Leitbild sieht für Gewerbebetriebe einen Standort südlich 

der B205 bzw. an der Autobahnanschlussstelle Neumünster-Nord vor. Südlich der 

B205 ist ein Logistikpark denkbar. Der Messestandort „Holstenhallen“ im Norden der 

Stadt wird weiterentwickelt. Im Maßnahmenkatalog findet sich in der zweiten Priorität 

[Umsetzung bis 2010] der Aufbau eines Gewerbeinformationssystems. Weitere Maß-

nahmen, die für das Gewerbeflächenentwicklungskonzept relevant sind, trifft das ISEK 

nicht. 

 

13
 Gewerbeflächenanalyse im Kreis Rendsburg-Eckernförde, ExperConsult, Dortmund 2014  

14
 Strategische Handlungsfelder des Kreises Plön, Kreisverwaltung Plön, 2012 

15
 Integriertes Stadtentwicklungskonzept ISEK Neumünster, Planungsgruppe 4/BPW, 2006 
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Das ISEK befindet sich derzeit in Überarbeitung. Der Überarbeitung ist eine umfassen-

de Evaluierung vorangegangen, die für das Handlungsfeld Wirtschaft gewerbeflächen-

relevante Bedarfe wie beispielsweise die Förderung von Wachstumsbranchen wie der 

Logistik oder die Bereitstellung ausreichend quantitativer und qualitativer Gewerbe-

flächen unter Berücksichtigung interkommunaler Ansätze erkennt. 

2.2 Wirtschaftsraum; Struktur und Entwicklung 

Nachfolgend wird ein kurzer Blick auf die wesentlichen Daten und Statistiken für den 

Planungsraum II geworfen, die Bezug zur Gewerbeflächenentwicklung haben. 

Die Wirtschaftsstruktur und -entwicklung in einer Region ist eine der entscheidenden 

Determinanten der aktuellen und künftigen Gewerbeflächennachfrage, da verschiede-

ne Branchen unterschiedliche Standortpräferenzen aufweisen. Eine sehr hohe bis aus-

schließliche Affinität zu reinen Gewerbeflächen [verstanden als GE- oder GI-Flächen im 

Sinne der BauNVO] weisen das Verarbeitende Gewerbe und das Baugewerbe auf. Zu 

den Wirtschaftszweigen, aus denen einzelne Teilsegmente Gewerbeflächen nachfra-

gen, zählen u. a. Verkehr und Lagerei [hierunter fällt u. a. die Logistik], Handel und 

Instandhaltung/Reparatur von Kraftfahrzeugen [hierunter fällt u. a. der Großhandel] 

und die Erbringung sonstiger bzw. sonstiger wirtschaftlicher Dienstleistungen [u. a. 

Vermietung von Fahrzeugen und Maschinen, Reinigungsgewerbe, Reparaturen als 

Branchen mit gewisser Gewerbeflächenaffinität]. Bei großen Teilen der Dienstleistun-

gen ist dagegen zu unterstellen, dass diese kaum oder gar nicht in Gewerbegebieten 

anzutreffen sind, sondern in Misch- oder Kerngebieten. 

Zur anschaulichen Darstellung der Wirtschaftsstruktur im Planungsraum sowie den vier 

Teilräumen werden im Folgenden sog. Spezialisierungsmatrizen abgebildet. Dabei 

werden folgende Sachverhalte dargestellt: 

> absolute Bedeutung eines Wirtschaftszweigs, d. h. Zahl der Beschäftigen im Jahr 

2014 

> Dynamik eines Wirtschaftszweigs, d. h. Veränderung der Beschäftigung in einem 

bestimmten Zeitraum [2008 bis 2014] 

> regionale Spezialisierung auf bestimmte Wirtschaftszweige, d. h. Wirtschaftszweige 

mit einem im Verhältnis zum Landesdurchschnitt überproportional hohen Anteil. 
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Die Wirtschaftsstruktur auf Ebene der Wirtschaftsabteilungen für den Planungsraum 

insgesamt ist in der nachfolgenden Abbildung dargestellt.
16

 

 

Lesehilfe: Im Wirtschaftsabschnitt Information und Kommunikation sind im Planungs-

raum II im Jahr 2014 knapp 7.400 Beschäftigte tätig. Die Zahl der Beschäftigten ist 

zwischen 2008 und 2014 um rund 1 % gestiegen. Der Anteil dieses Wirtschaftsab-

schnitts an der Summe aller Beschäftigten liegt etwa um das 1,5-fache höher als im 

Durchschnitt des Landes Schleswig-Holstein [Anteil von 3 % im Planungsraum ggü. 

knapp 2 % im Landesdurchschnitt; sog. Spezialisierungsfaktor]. 

Im Gesamtbild lässt sich eine insgesamt steigende Beschäftigung ausmachen, wobei 

die Branchenstruktur keine signifikanten Abweichungen vom Landesdurchschnitt auf-

weist. Besonders prägende Branchen, d. h. Branchen mit hohen Beschäftigungszahlen, 

Beschäftigungswachstum und überdurchschnittlicher Ausprägung, lassen sich für den 

Gesamtraum nicht eindeutig ausmachen. 

Deutlich wird aber eine insgesamt hohe Dienstleistungsorientierung. So weist im Pla-

nungsraum vor allem das Gesundheits- und Sozialwesen eine hohe Bedeutung auf, das 

mit über 44.000 über die höchste absolute Beschäftigtenzahl verfügt und darüber 

hinaus mit rund 22 % ein dynamisches Wachstum aufweist. Allerdings sind aus diesem 

Bereich typischerweise kaum Nachfragen nach Gewerbestandorten zu verzeichnen. 

Wirtschaftsabschnitte, die in der Regel eine sehr hohe Affinität zu Gewerbestandorten 

aufweisen, wie z. B. das Verarbeitende Gewerbe oder das Baugewerbe, weisen im 

Planungsraum ebenfalls steigende Beschäftigtenzahlen auf; sie sind aber im Vergleich 

zum Landesdurchschnitt leicht unterdurchschnittlich vertreten. 

 

16
  Aufgrund von Datenschutzrichtlinien können keine Beschäftigtenzahlen veröffentlicht werden, wenn in 

einem Teilraum drei oder weniger Betriebe in einem Wirtschaftszweig ansässig sind oder ein dominie-

rendes Unternehmen ansässig ist, so dass aus den Daten Rückschlüsse auf einzelne Unternehmen gezo-
gen werden könnten. Dies betrifft vor allem die Wirtschaftsabteilungen des Verarbeitenden Gewerbes 
auf 2-Steller-Ebene, wobei davon in den einzelnen Teilräumen unterschiedliche Branchen betroffen 

sind. Daher kann diese Ebene für den Gesamtraum nicht sinnvoll dargestellt werden, da nur wenige 
Summen gebildet werden können. Für die einzelnen Teilräume wird diese Ebene im Folgenden aber 

dargestellt. 
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Abbildung 4: 

Wirtschaftsstruktur im 

Planungsraum II auf Ebene der 

Wirtschaftsabschnitte 

[Quelle: Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit, 

Stichtage 30.06.2008 und 

30.06.2014] 
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Aufgrund der regionalen Differenzen in der Wirtschaftsstruktur werden im Folgenden 

für die vier Teilräume die Wirtschaftsabschnitte [1-Steller-Ebene der WZ] und die Wirt-

schaftsabteilungen des Verarbeitenden Gewerbes [2-Steller-Ebene der WZ] dargestellt. 

Landeshauptstadt Kiel 
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Abbildung 5: 

Wirtschaftsstruktur der Stadt Kiel 

auf Ebene der 

Wirtschaftsabschnitte. 

[Datenquelle: 

Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit] 

Abbildung 6: 

Wirtschaftsabteilungen des 

Verarbeitenden Gewerbes in der 

Stadt Kiel. 

[Datenquelle: 

Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit] 
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Stadt Neumünster 
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Abbildung 7: 

Wirtschaftsstruktur der Stadt 

Neumünster auf Ebene der 

Wirtschaftsabschnitte. 

[Datenquelle: 

Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit] 

Abbildung 8: 

Wirtschaftsabteilungen des 

Verarbeitenden Gewerbes in der 

Stadt Neumünster. 

[Datenquelle: 

Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit] 
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Kreis Plön 
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Abbildung 9: 

Wirtschaftsstruktur des Kreises 

Plön auf Ebene der 

Wirtschaftsabschnitte. 

[Datenquelle: 

Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit] 

Abbildung 10: 

Wirtschaftsabteilungen des 

Verarbeitenden Gewerbes im 

Kreis Plön. 

[Datenquelle: 

Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit] 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 

 

 

 

Als Fazit aus der Betrachtung der Wirtschafts- und Branchenstruktur in den Teilräu-

men lässt sich festhalten: 

> Das Verarbeitende Gewerbe als wichtigste Nachfragegruppe nach Gewerbeflä-
chen weist in allen Teilräumen ein leichtes Wachstum auf, ist aber im Vergleich 

zum Landesdurchschnitt leicht unterdurchschnittlich ausgeprägt. 

> Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes weisen durchweg der Maschinenbau und 

die Metallerzeugung eine hohe Bedeutung auf. Hinzu kommen in den einzelnen 

Teilräumen jeweils spezifische prägende Branchen, wie z. B. sonstiger Fahrzeugbau 

in Kiel, Herstellung von Nahrungs-/Futtermittel im Kreis Rendsburg-Eckernförde 

oder Herstellung sonstiger Waren im Kreis Plön. 

> Auch das Baugewerbe weist durchweg steigende Beschäftigungszahlen auf. In den 

eher ländlich geprägten Kreisen Plön und Rendsburg-Eckernförde ist diese Branche 

deutlich überdurchschnittlich vertreten. 
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Hinweis: Wirtschaftsabteilung "Herstellung 
von elektrischen Ausrüstungen" aufgrund von 
Sondereffekten (Beschäftigtenwachstum 
+900%) ausgeblendet.

Abbildung 11: 

Wirtschaftsstruktur des Kreises 

Rendsburg-Eckernförde auf Ebene 

der Wirtschaftsabschnitte. 

[Datenquelle: 

Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit] 

Abbildung 12: 

Wirtschaftsabteilungen des 

Verarbeitenden Gewerbes im 

Kreis Rendsburg-Eckernförde. 

[Datenquelle: 

Beschäftigtenstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit] 
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> Die beiden Städte Kiel und Neumünster weisen hingegen eine überdurchschnittli-
che Ausprägung von Dienstleistungen auf, woraus sich zwar auch eine gewisse 

Nachfrage nach Gewerbeflächen ergibt, vornehmlich aber andere Standorttypen. 

2.3 Gewerbeflächenentwicklung: Bestand, Entwicklung, 
Planung 

Zentrales Element des GEFEK ist eine aktuelle Bestands-, Entwicklungs- und Planungs-

analyse zu den Gewerbeflächen, sowohl für die nachfolgenden Prognoseschritte als 

auch als fortschreibbare Basis für das weitere Monitoring [s. a. Kapitel 4.].  

2.3.1 Bestandserhebung; Methode und Vorgehen 

Unmittelbar nach Auftragserteilung wurden die Erhebungsinstrumente durch die Auf-

tragnehmer entwickelt und sukzessive mit den Vertretern der Gebietskörperschaften 

in den Planungsdialogen am 

> 27. Februar 2015, 

> 27. März 2015, 

> 24. April 2015 und 

> 29. Mai 2015 

in den jeweiligen Fassungen diskutiert und abgestimmt. Darüber hinaus erfolgten in 

den vier Gebietskörperschaften im März 2015 Startergespräche, in denen vor allem die 

bis dahin vorliegende Gewerbeflächendatei diskutiert und weitere Unterlagen sowie 

Materialien übergeben wurden. Die Gutachter nahmen darüber hinaus an der Auftakt-

veranstaltung und den Workshops mit Branchen- und Clustervertretern und Vertretern 

der Kammern und Verbände teil. Erste bilaterale Gespräche zu ausgewählten Standor-

ten und zur Abstimmung der Daten- und Informationsgrundlagen fanden ebenso statt. 

In diesem Zusammenhang wurden die kartografischen Grundlagen und Basisdaten 

abgestimmt. Darüber hinaus erfolgte eine systematische Zusammenstellung aller für 

die vorliegende Untersuchung relevanter Daten, Gutachten, Planwerke und Informati-

onen [teilweise gemeindescharf]. 

Die folgende Erhebungsinstrumente und Grundlagen wurden für die nachfolgenden 

Berechnungen verwendet und sollen besonders hervorgehoben werden: 

Erhebungsbögen und -tabellen für die Erfassung der Gewerbeflächen  

Die Flächenerhebung erfolgte vertragsgemäß im 2. Quartal 2016 und wurde mit dem 

Zwischenbericht vorgelegt. Im Nachgang ergaben sich noch Datenergänzungen. Stich-

tag für die abschließende Datenerfassung war der 1. November 2015. Letzte Ände-

rungsmeldungen wurden bis Mitte November 2015 verarbeitet. 

Die Fläche Heikendorf wurde erst nach dem Stichtag  gemeldet und konnte daher nicht 

berücksichtigt werden. Der Stichtag ist eine organisatorische Regelung, jedoch keine 

inhaltliche, die Rückschlüsse auf das Potential einer Fläche einräumt. In die Fortfüh-

rung des GEFEK können bislang nicht berücksichtigte Flächen Eingang finden, soweit 

der Konkretisierungsgrad der Flächenentwicklung das zulässt. Fortschreibung, Monito-

ring und Datenpflege sind Teil der Handlungsempfehlungen aus dem GEFEK. 
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Für insgesamt 113 Standorte wurden Daten und Informationen zu den Größenverhält-

nissen und den Planungsständen erfasst [u. a. Bruttobauland, Nettobauland, Bele-

gungsstand, sofortige und perspektivische Verfügbarkeit]. Auf der Grundlage älterer 

Gewerbeflächenerfassungen [vgl. dazu auch Kap. 2.1] wurden aktuelle Datenbestände 

aufgebaut und in mehreren Schleifen mit den regionalen Vertretern im Planungsdialog 

verifiziert und ergänzt. Um ein möglichst vollständiges Bild der Gewerbeflächensituati-

on zu erhalten, wurden nach Möglichkeit alle Gewerbestandorte über 1 ha Größe er-

fasst, unabhängig davon, ob noch freie Flächen für Ansiedlungen zur Verfügung stehen 

oder diese Gebiete vollständig belegt sind.
17

 Im Ergebnis liegt in dieser Detailliertheit 

erstmals eine Gewerbestandortübersicht für die Region vor. 

Verkaufsfälle - Daten der Gutachterausschüsse 

Nach einem einheitlichen Muster und ergänzend zu den Ansiedlungs- und Verkaufssta-

tistiken wurden die Verkaufsfälle ausschließlich für neu zu bebauende Gewerbeflä-

chen und das Verkaufsvolumen seit 2004 von den Gutachterausschüssen abgefragt 

und ausgewertet. Die Daten wurden zusätzlich nach Größengruppen untergliedert, um 

weitere Hinweise für die Profilierung der Standorte und Informationen über die Nach-

fragestruktur zu erhalten. Sie bildeten aufgrund der Aussagekraft und Vergleichbarkeit 

auch die zentrale Grundlage für die Auswertung und spätere Prognose.  

Ansiedlungs- und Verkaufsstatistiken, vorliegende Gutachten 

Weiterhin wurden die in den letzten zehn Jahren in den Kreisen und kreisfreien Städte 

verzeichneten Ansiedlungs- und Verkaufsfälle zu den Gewerbeflächen im überwiegend 

öffentlichen Eigentum berücksichtigt, wozu auf Angaben der Wirtschaftsförderungen 

zurückgegriffen wurde. Die in einigen Gebietskörperschaften zu diesem Thema vorlie-

genden Gutachten/Studien wurden ergänzend ausgewertet. Aufgenommen wurden 

vor allem die Verkaufsfälle und der jährliche Flächenumsatz. Dort, wo weitere Informa-

tionen zu den Käufergruppen bzw. -branchen vorlagen, wurden diese ausgewertet.  

Flächenpriorisierung und Standortprofile 

Neben der Vorausschätzung der zu erwartenden Nachfrage und einer entsprechenden 

Flächenbedarfsprognose bildet die Flächenpriorisierung und Ableitung besonders 

wichtiger Standorte für die Region eine weitere herausgehobene Aufgabe des Gutach-

tens. Hierzu wurden auf der Basis der Gewerbeflächendatei [117 Standorte] die zu 

bewertenden Standorte nach abgestimmten Kriterien sukzessive reduziert. Für diese 

Reduzierung und auch für die anschließende Bewertung und Erstellung von Standort-

profilen für ausgewählte Flächen wurde ein einfaches und nachvollziehbares Vorgehen 

gewählt. Bewusst verzichtet wurde auf komplexe und überwiegend quantitative Be-

wertungsmodelle und -kriterien, wie sie häufig in anderen kommunalen oder regiona-

len Gewerbeflächenkonzepten verwendet werden [vgl. dazu u. a. AGIT: Regionales 

Gewerbeflächenkonzept für die Region Aachen, Fortschreibung 2009, Aachen, 2010]. 

  

 

17
 Aufgrund der dezentralen Struktur und den teilweise sehr kleinteilig strukturierten Gemeinden und 

Ämtern in den Kreisen Plön und Rendsburg-Eckernförde sind hier möglicherweise kleinere (deutlich un-

ter 5 ha) und komplett belegte Gewerbegebiete nicht vollständig enthalten. 
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Das beschriebene Vorgehen ist in der nachfolgenden Abbildung schematisch darge-

stellt. 

 

In der ersten Bewertungsrunde wurden die erfassten 113 Standorte nach den Flächen-

reserven und der Verfügbarkeit dieser Reserven bewertet. Angesetzt wurde dabei eine 

Grenze von 5 ha Nettoflächen aktueller oder künftiger Verfügbarkeit. Im dem hier 

gewählten regionalen Gutachtenmaßstab für über 100 zu betrachtende Flächen ist ein 

objektiver und plausibler Filter notwendig. Die 5 ha-Grenze führte zu einer Flächen-

auswahl, deren Ergebnis operabel ist i. S. einer Gutachtenbearbeitung. Es handelt sich 

hier um eine Grenze, die mit Augenmaß unter Wahrnehmung der regionalen Gege-

benheiten getroffen wurde und die auch in ähnlichen Fällen angewendet wurde 
18

.  

89 Standorte erfüllten diese beiden Kriterien nicht bzw. 24 Standorte erfüllten sie. 

Anschließend wurden die 89 Standorte noch einmal nach einer besonderen Relevanz 

und einem Alleinstellungsmerkmal in der Region [Angebot, Technologierelevanz, Lage 

etc.] bewertet. Zwei Standorte erfüllten aus Gutachtersicht diese qualitativen Kriterien 

und wurden für eine weitere Bewertung [als sog. „Sonderstandorte“] ausgewählt. Die 

beiden Sonderstandorte Wissenschaftspark Kiel und Kiel Hörn wurden nicht wegen 

ihrer strukturellen Verflechtungen, sondern wegen der besonderen Bedeutung für die 

Gesamtregion ausgewählt, die andere Standorte nicht besitzen. Deren besonderes 

Profil mit unmittelbarer Nähe zur Uni und zentralen Wirtschaftsstrukturen sind rele-

vant für Standortsuchende auch außerhalb der Region. Daher wurden diese beiden 

Standorte trotz geringerer Fläche als 5 ha als Vertiefungsstandorte herausgearbeitet. 

Die so ermittelten 26 Standorte haben aus Gutachtersicht nach der bisherigen Bewer-

tung zumindest eine regionale Bedeutung. Im weiteren Bewertungsprozess werden 

 

18
 Vgl. dazu u.a. Innovationsregion Rheinisches Revier: Ermittlung des Gewerbeflächenangebotes für Logis-

tik, 2014; Metropolregion Hamburg: Gewerbeflächenkonzeption für die Metropolregion Hamburg (GEFEK), 

2011, S. 76; Förderrichtlinie der Region Hannover zur Unterstützung der Kommunen bei der Entwicklung 

regional bedeutsamer Gewerbegebiete, 2005; AGIT: Regionales Gewerbeflächenangebot für die Region 

Aachen, Fortschreibung 2009. Im letztgenannten Konzept wird für eine regional bedeutsame Gewerbefläche 

als ein Kriterium beispielsweise ein umfangreiches direkt vermarktungsfähiges Flächenangebot von über 10 

ha angesetzt.  

 

Abbildung 13: 

Vorgehen Flächenpriorisierung 
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weitere Kriterien geprüft und bewertet, um die Standorte mit überregionaler Bedeu-

tung herauszufiltern [s. 4]. 

Ein Abweichung der Einstufung überregional bedeutsamer Standort aus landesplane-

rischer Sicht und der regionalen Betrachtung des GEFEK Kiel Region kann insofern 

abweichen [s. 4.]. 

Anders als in den Festlegungen des Landesentwicklungsplans wird die hier verwendete 

GEFEK Kiel Region-spezifische Definition von Standorten mit überregionaler Bedeu-

tung weiter gefasst.  

Im Landesentwicklungsplan wird unter Standorten von überregionaler Bedeutung an 

den Landesentwicklungsachsen ein Standort verstanden, der insbesondere verkehrs-

intensiven gewerblichen Branchen vorbehalten ist, die auf eine überregionale Ver-

kehrsanbindung angewiesen und nicht siedlungsnah untergebracht werden können. 

Darüber hinaus soll es sich um qualitativ hochwertige und größere gewerbliche 

Schwerpunkte handeln.
19

 

Im vorliegenden Kontext wurden vor allem die verfügbaren Flächenpotenziale (Größe, 

Zuschnitt), herausgehobene Standortqualitäten aus der Sicht der Unternehmen (An-

bindung, Lagegunst, Unternehmensbesatz, Funktionalität und Ausrichtung) und damit 

die regionalwirtschaftliche Bedeutung in der Gesamtheit bewertet. Wenn ein Stand-

ort im Vergleich zu den anderen Standorten im Planungsraum sich hier besonders 

abhebt und damit auch für Ansiedlungen in einem überregionalen Kontext (d. h. für 

Unternehmen, die von außerhalb der Region kommen) von Interesse sein kann, wird er 

aus Gutachtersicht als überregional bedeutsam eingestuft. 

Eine Abweichung der Einstufung als überregional bedeutsamer Standort aus landes-

planerischer Sicht und aus der regionalen Betrachtung des GEFEK Kiel Region ist inso-

fern möglich [s. 4.) 

Für die Beschreibung und Bewertung der 26 Standorte wurden so genannte Standort-

profile erstellt. Das entsprechende Muster wurde in den Planungsdialogen entwickelt 

und abgestimmt. Es ist im Anhang abgebildet. Bewertet wurden für alle 26 Standorte 

vor allem 

allgemeine Angaben zur Art des Gebietes, den Flächenreserven, der Verfügbarkeit, 

dem Flächenzuschnitt, der Einbindung in die Siedlungsstruktur und Restriktionen, 

der Planungs- und Realisierungstand (Bewertungsaspekt Flächenpotenziale), 

> die Verkehrsanbindung und Lagegunst (Bewertungsaspekt Anbindung und Lage-
gunst), sowie 

> die Funktionsfähigkeit und die Bedeutung aus Unternehmenssicht (Bewertungs-
aspekt Unternehmensbesatz und Funktionalität). 

Abschließend erfolge eine gutachterliche Bewertung nach dendrei o. g. Bewertungsas-

pekten sowie einer zusammengefassten regionalwirtschaftlichen Gesamtbewertung, 

die zur  Auswahl überregional bedeutsamer Standorte führte (s. 4.3.). 

Die Standortprofile für alle 26 Standorte sind in einem gesonderten Anhangband zu-

sammengefasst. 

 

19
 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010; Teil B, 2.6, 4 G, Kiel, 2010. 
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2.3.2 Bestand und Angebot an Gewerbestandorten 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme wurden im Planungsraum insgesamt 113 Gewerbe-

standorte ermittelt und in die Datenbank aufgenommen. Dabei handelt es sich um 102 

bereits bestehende oder gegenwärtig in der Realisierung befindliche Standorte.
20

 Es 

konnten darüber hinaus 11 Standorte ermittelt werden, die sich in unterschiedlichen 

Planungsstadien befinden. 

Hier werden bei der Erfassung folgende Stufen verwendet und definiert: 

> Bestand: planungsrechtlich und erschließungstechnisch gesichertes Gewerbege-

biet, in dem Unternehmen angesiedelt und tätig sind bzw. zu bebauende Grund-

stücke für eine kurzfristige Ansiedlung von Unternehmen verfügbar sind 

> Realisierung: planungsrechtlich gesichertes Gewerbegebiet, in dem die Erschlie-

ßung noch nicht hergestellt, aber absehbar ist; noch keine Unternehmen angesie-

delt, aber Grundstücke bereits in der aktiven Vermarktung 

> Planung: Gewerbegebiet, für das konkrete Schritte zur Erlangung von Planungs-

recht eingeleitet sind [Aufstellungsbeschluss B-Plan] und zu dem Konsens bzgl. der 

Realisierung besteht [interkommunale Abstimmung, Abstimmung mit Landespla-

nung]; Zeitpunkt der Fertigstellung noch nicht verbindlich; Grundstücke noch nicht 

in Vermarktung 

> Vorplanung: erste konzeptionelle Vorplanungen/Vorüberlegungen bzw. vorberei-

tende Untersuchungen erfolgt, aber noch keine planungsrechtlichen Schrit-

te/Abstimmungen erfolgt; Nutzungskonzept und Gebietsabgrenzung u. U. noch un-

klar; Realisierung des Gewerbegebietes insgesamt nicht sichergestellt 

Die räumliche Verteilung der ermittelten 113 bestehenden oder geplanten Standorte 

ist in der kartografischen Übersicht auf der folgenden Seite dargestellt. Dabei zeigt sich 

eine deutliche Konzentration in den drei größten Städten Kiel (42 Standorte), Neumü-

nster (71 Standorte) und Rendsburg sowie deren unmittelbaren Nachbarkommunen 

(10 Standorte). Dagegen ist in den ländlich strukturierten Bereichen der beiden Kreise 

das Angebot an Gewerbestandorten deutlich niedriger.
21

 

Bei rund einem Drittel (37 Standorte) der erfassten Gewerbegebiete handelt es sich 

um kleine Standorte unter 5 ha Größe. Nur 7 Standorte (entspricht 6 %) sind größer als 

50 ha. Die größten Gewerbegebiete im Planungsraum sind Neumünster Industriege-

werbegebiet Süd südl. B 205 (225 ha), Kiel Wellsee (108 ha), Neumünster Industrie- 

und Gewerbegebiet Süd nördl. der B 205 (88,3 ha), Büdelsdorf Fehmarnstraße/Am 

Dolmen (74,8 ha; jeweils Nettobauland) ). Die durchschnittliche Größe der Gebiete 

beträgt 17 ha, wobei insbesondere Neumünster überdurchschnittlich große Gebiete 

aufzuweisen hat (Mittelwert 36,7 ha). 

 

 

 

20
 Hierunter werden auch die Bestandsflächen gezählt, bei denen eine Erweiterung geplant ist. 

21
 Im Oktober 2015 hat die Gemeinde Heikendorf im Kreis Plön den Wunsch nach Entwicklung eines Gewer-

begebietes über 5 ha mitgeteilt. Es erfolgte eine Planungsanzeige gem. § 11 LaPlaG. Aufgrund der fort-

geschrittenen Konzeptbearbeitung und des noch bestehenden Abstimmungsbedarfes zu der Fläche ist 
diese nicht in die Auswertung des GEFEK mit eingeflossen. Bei Konkretisierung der Planung kann die 

Heikendorfer Fläche in die vorgesehene weitere Fortschreibung der GEFEK-Daten mit einfließen.    
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Abbildung 14: 

Bestandsaufnahme der Gewerbeflächen 

im Planungsraum II, Arbeitsstand 

18.06.2015. [Quelle: Erhebungen Ernst 

Basler + Partner/Regionomica] 
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Für die Bewertung des Gewerbeflächenangebots ist neben Zahl und Verteilung der 

Standort vor allem das verfügbare Nettobauland eine entscheidende Größe. Alle er-

hobenen Standorte im Planungsraum umfassen insgesamt 1.922,2 ha Nettobauland. 

Davon entfallen allerdings rund 72 % [entspricht 1.383,4 ha] auf Nettobauland, das 

bereits belegt ist.  

Aktuell steht rund 9,5 % des gesamten Baulands [entspricht 182,6 ha] für eine sofor-

tige Nutzung zur Verfügung. Dabei gibt es deutliche regionale Unterschiede: während 

in Kiel aktuell nur 3 % der Bestandsflächen für sofortige/kurzfristige Ansiedlungen zur 

Verfügung stehen, sind dies im Kreis Rendsburg-Eckernförde rund  20 %. 

Zur Kieler Gewerbeflächenausstattung können im Sinne eines Exkurses vergleichbare 

Städte herangezogen werden. Ein Vergleich weniger Rahmendaten zeigt trotz jeweils 

stadtspezifischer Besonderheiten, Definitionsunterschieden und unterschiedlichen 

Datenquellen im Gewerbeflächenbereich in der Tendenz, dass Kiel: 

> aufgrund der vergleichsweise geringen Stadtfläche weniger Flächenpotenziale hat, 

> einen in Relation zur Einwohner- und Beschäftigtenzahl gesamt bzw. im gewerbe-

flächenaffinen sekundären Sektor deutlich geringeren Gewerbeflächenbestand hat 

> und  die verfügbaren Flächenpotenziale und Flächenumsätze deutlich geringer 
sind. 

 
Einwohner 

-zahl 2014  

Soz.-vers. 

Beschäftigte 

Sek. Sektor je 

ha Gewerbe-

Flächen-

bestand
22

 

Anteil Siedl./ 

Verkehrsfläche 

an der an der 

Gesamtfläche
23

 

Gewerbe- 

flächen-

bestand  

total [netto] 

davon kurz- 

und langfris-

tig verfügbar 

[netto] 

Kiel ca. 240.000 ca. 30 54% ca. 550 ha ca. 115 ha 

Lübeck ca. 211.000 ca. 22  37% ca. 800 ha
24

 ca. 220 ha
25

 

Rostock ca. 203.000 ca. 26  40% ca. 593
26

 ca. 93 ha
27

 

Schwerin ca. 103.000 ca. 20 31% ca. 700 ha
28

 ca. 240 ha
29

 

  

 

22
 Interaktive Regionalprofile sowie INKAR; ausgewählte Strukturindikatoren, Stand 2012, BBSR, Internetab-

frage 10/2015 
23

 s. 20 
24

 Gewerbeflächenentwicklungskonzept für die Hansestadt Lübeck, Niedersächsisches Institut für Wirt-
schaftsforschung, Hannover 2012, Seite 77 ff. genanntes Gewerbeflächenangebot mit Gebietsgrößenbe-

zug; 1.234 ha, zur groben Vergleichbarkeit Reduktion wegen ggf. enthaltener So-Flächen und ange-
nommenem Bruttobezug  grob 800 ha angenommen   

25
 s. 20; Seite 85ff. hier Flächen in der Vermarktung, d. h. angenommen als Nettoflächen 

26
 Hansestadt Rostock; Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft, Einschätzung lt. FNP-Daten 

vom 13.11.2015 ohne Hafen- und SO-Flächen 
27

 s. 22;  
28

 Integriertes Stadtentwicklungskonzept Schwerin 2025, 3. Fortschreibung, Landeshauptstadt Schwerin, 
2015; verfügbare Bruttoangaben S. 17 minus angenommenem Abschlag von 25% 

29
 s. 23: Seite 17 

1.922 ha Nettobauland;  

davon 72% belegt 

weniger als 10 % der zu 

bebauenden Gewerbeflächen 

sofort verfügbar; Kiel mit den 

geringsten „Reserven“ 

Exkurs Kieler 

Gewerbeflächenausstattung im 

Städtevergleich: in der Tendenz 

Bestand und Verfügbarbarkeit 

Gewerbeflächen geringer 
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Flächenüberblick 

Bei Umsetzung aller geplanten Erweiterungen und Neuerschließungen könnten bis zu 

334 ha weitere Flächen angeboten werden. Dies entspricht einer Angebotsausweitung 

um rund 17 %. Das größte Erweiterungsvolumen entfällt dabei sowohl absolut 

[95,5ha] als auch prozentual [24 %] auf den Kreis Rendsburg-Eckernförde. 

Die folgende Tabelle gibt einen zusammenfassenden Überblick der Bestandsaufnahme 

der Gewerbeflächen im Planungsraum und in einzelnen Teilflächen. Die vollständigen 

Erhebungslisten mit Detailangaben zu einzelnen Standorten befinden sich im Anhang. 

 

Methodische Hinweise:  

> Bestandsflächen, bei denen eine Erweiterung geplant ist, werden unter „Standorte 

im Bestand“ gezählt. Als „neue Standorte in Planung/Vorplanung“ werden nur voll-

ständig neue Standorte gezählt. 

> Die Summe der Standorte unter 5 ha aktuelle Verfügbarkeit und Standorte über 

5 ha aktuelle/perspektivische Verfügbarkeit kann höher sein als die Gesamtzahl der 

Standorte, da die Standorte, deren aktuelle Verfügbarkeit unter 5 ha liegt, bei de-

nen aber eine Erweiterung geplant ist und die dann über 5 ha Bauland verfügen, 

doppelt gezählt werden. 

> Die Differenz zwischen dem Gesamtbestand Nettobauland und der Summe aus 

belegt, sofort verfügbar und perspektivisch verfügbar im Kreis Rendsburg-

Eckernförde ergibt sich durch fehlende Angaben zur Verfügbarkeit am Standort 

Wasbek. 

2.3.3 Nachfrage und Verkäufe 

Erfahrungsgemäß unterliegt das Verkaufsgeschehen von zu bebauendem Gewerbe-

bauland starken Schwankungen zwischen einzelnen Jahren, was durch die gesamtwirt-

schaftliche Entwicklung oder branchenspezifische Konjunkturzyklen bedingt ist. Auch 

die von den Gutachterausschüssen zur Verfügung gestellten und nachfolgend analy-

sierten Daten über den Verkauf von Gewerbebauland zeigen diese zyklische Entwick-

lung. So schwankte die Zahl der jährlichen Verkaufsfälle im Planungsraum in den Jah-

ren 2004 bis 2014 zwischen 51 und 88 [Durchschnitt: 68].
30

 

 

30
 Bei den Daten der Gutachterausschüsse ist zu beachten, dass grundsätzlich alle Grundstücksverkäufe 

erfasst werden, d. h. es können auch Doppel- bzw. Weiterverkäufe enthalten sein. Umgekehrt ist aber 

 

PR II KI NMS PLÖ RD
Zahl d. Standorte 113 42 17 24 30

davon Standorte im Bestand/in Realisierung 102 37 15 23 27

davon neue Standorte in Planung/Vorplanung 11 5 2 1 3

davon Standorte unter 5 ha Nettobauland 37 14 2 11 10

davon Standorte über 5 ha Nettobauland 76 28 15 13 20

davon Standorte unter 5 ha ak tuelle Verfügbarkeit 96 40 14 22 20

davon Standorte über 5 ha ak tuelle oder 
perspektivische Verfügbarkeit

24 4 4 5 11

Nettobauland gesamt 1.922,2 553,7 623,6 294,7 450,1

davon Bestand belegt 1.383,4 437,9 506,0 215,2 224,3

davon sofort/kurzfristig verfügbar 182,6 17,4 54,2 15,5 95,5

davon langfristig/perspektivisch verfügbar 333,9 98,4 63,4 64,0 108,1

Angebotsausweitung um 17 % 

projektiert; entspräche weiteren 

334 ha  

Abbildung 15: 

Bestandsaufnahme der 

Gewerbeflächen im Planungsraum 

II, Arbeitsstand 24..11.2015. 

Quelle: Erhebungen Ernst Basler + 

Partner/Regionomica 
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Das Verkaufsvolumen, d. h. die Summe des verkauften Gewerbebaulands, bewegt sich 

im Planungsraum in einer Spanne zwischen 19,3 ha und 44,4 ha.
31

 Der jährliche Durch-

schnitt liegt bei rund 31 ha. Auffallend ist, dass zwischen 2004 und 2010 das Verkaufs-

volumen starken Schwankungen unterlaufen war, seit dem Jahr 2010 im Gesamtraum 

aber mit Ausnahme von Kiel stetig zurückgegangen ist. 

Tabellarische Darstellungen zu den Flächenverkäufen sind im Anhang 2 dargestellt. 

 

In den folgenden Diagrammen ist die Nachfragesituation in den vier Teilräumen darge-

stellt. 

  

                                                                                                                                                             

auch bekannt, dass z. B. in Neumünster der Verkauf einer großen _Fläche an einen milchverarbeitenden 

Betrieb nicht enthalten ist.  
31

 Im Jahr 2010 gab es 2 Großverkäufe von deutlich über 10 ha je Transaktion, die als statistische Ausreißer 

nicht weiter betrachtet werden.  
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Abbildung 16: 

Verkaufsvolumen und 

Verkaufsfälle im Planungsraum 

2004 – 2014. 

[Datenquelle: 

Gutachterausschüsse der Städte 

und Kreise] 
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Stadt Kiel 

 

 

Stadt Neumünster 
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Abbildung 17: 

Verkaufsvolumen und 

Verkaufsfälle in der Stadt Kiel 

2004 – 2014 

[Datenquelle: 

Gutachterausschuss] 

Abbildung 18: 

Verkaufsvolumen und 

Verkaufsfälle in der Stadt 

Neumünster 20014 – 2014. 

[Datenquelle: 

Gutachterausschuss] 
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Kreis Plön 

 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

 

Neben der Entwicklung des insgesamt veräußerten Gewerbebaulands liefert die Grö-

ßenstruktur der Verkäufe weitere wichtige Hinweise für die künftige Ausrichtung der 

Gewerbeflächenpolitik im Planungsraum. Hier zeigen sich zwischen den Teilräumen 

signifikante Unterschiede. In der folgenden Tabelle sind die Anteile verschiedener 

Flächenkategorien am Gesamtumsatz [bezogen auf das Verkaufsvolumen] dargestellt. 
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Abbildung 19: 

Verkaufsvolumen und 

Verkaufsfälle im Kreis Plön 2004 – 

2014. 

[Datenquelle: 

Gutachterausschuss] 

Abbildung 20: 

Verkaufsvolumen und 

Verkaufsfälle im Kreis Rendsburg-

Eckernförde 2004 – 2014. 

[Datenquelle: 

Gutachterausschuss] 

TOP 6



Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II 

Gesamtbericht –  Endredaktionsstand 29.03.2016 

38 

 
Kiel Neumünster

32
 Plön 

Rendsburg-
Eckernförde 

bis 1.000 m² 1,9 % 

57,6 % 

5,8 % 2,1 % 

1.001–5.000 m² 25,4 % 61,7 % 32,3 % 

5.001–10.000 m² 26,3 % 10,9 % 13,2 % 

über 10.000 m² 46,4 % 42,4 % 21,6 % 52,4 % 

Durchschnittsfläche 

je Verkauf 
4.841 m² 5.283 m² 2.410 m² 4.879 m² 

2.3.4 Vertiefungsflächen im Überblick 

Wie weiter oben zur methodischen Vorgehensweise erläutert, wurden aus der Ge-

samtheit aller Standorte diejenigen Flächen selektiert, die über eine aktuelle oder 

perspektivische Verfügbarkeit von mehr als 5 ha Netto-Gewerbebauland verfügen. 

Dies betrifft 24 Standorte: 

> 8 bestehende Standorte, an denen gegenwärtig mehr als 5 ha Fläche zur Verfügung 

stehen 

> 7 bestehende Standorte, bei denen eine Erweiterung geplant ist, und die nach 

Herstellung der Erweiterung über mehr als 5 ha Fläche verfügen 

> 9 perspektivische Standorte in Planung oder Vorüberlegung, die nach Herstellung 

über mehr als 5 ha Fläche verfügen werden 

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Standorte: 

Kiel Neumünster Kreis Plön Kreis RD 

» Airpark Holtenau 

» Moorsee I–III 

» Friedrichsort 

» MFG 5 

 

» Eichhof, 1. EA 

» Eichhof, 2. EA 

» Ind.- u. Gewerbe-

park Süd nördl. B 

205 

» Ind.- u. Gewerbe-

park Süd südl. B 

205 

» Lütjenburg: Kon-

versionsgelände 

» Preetz: Wakendorf 

» Schönberg: Eich-

kamp 

» Schönkirchen 

» Selent: Haverkamp 

» Dänischenha-

gen/Altenholz:  

» Borgstedt: 

Borgstedtfelde 

» Büdelsdorf: 

Fehmarn-

straße/Am Dolmen 

» Dätgen: Autobahn 

» Eckernförde 

Nord: Grasholz 

» Flintbek B 38 

» Hohenwestedt: 

Böternhöfen 

» Melsdorf: Roten-

hof 

» Nortorf: Am Hof-

kamp 

» Osterrönfeld/ 

Rendsburg: Rends-

burg Port Süd 

» Rendsburg: Büsu-

mer Straße 

Einzelheiten zu den Standorten sind im Anhangband „Vertiefungsstandorte“ enthalten. 

Neben den Standorten, die sich aufgrund der Flächenverfügbarkeit [„5 ha-Kriterium“] 

für die vertiefende Betrachtung qualifizieren, wurden zwei weitere Standorte ausge-

 

32
  Aufgrund der Datenstruktur des Gutachterausschusses können die Daten für die Stadt Neumünster 

unter 10.000 m² nicht weiter differenziert werden. 

Tabelle 1: 

Anteile der verschiedenen 

Flächenkategorien am 

Gesamtumsatz [bezogen auf das 

Verkaufsvolumen] 

24 Standorte mit mehr als 5 ha 

aktueller oder perspektivischer 

Verfügbarkeit 

Tabelle 2: 

Vertiefungsflächen im Überblick 
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wählt. Diese bieten zwar weniger als 5 ha Ansiedlungsfläche, weisen aber ein sehr 

spezifisches Profil, hochwertige städtebauliche Qualitäten und für die Region bzw. den 

Wirtschaftsraum einzigartige Standortmerkmale auf. Damit verfügen diese Standorte 

nach Einschätzung der Gutachter über eine Ausstrahlung über die Region hinaus. 

Es handelt sich um folgende zwei Sonderstandorte: 

> KaiCity in Kiel als hochwertiger Büro-/Dienstleistungsstandort mit ergänzenden 

Nutzungen [Gastronomie, Hotel] und hoher städtebaulicher Qualität 

> Wissenschaftspark in Kiel als Standort mit besonderer Ausrichtung auf technolo-

gie- und innovationsorientiertes Gewerbe 

Die räumliche Verteilung der Vertiefungsstandorte ist auf der Karte auf der folgenden 

Seite dargestellt.  

2 Sonderstandorte aufgrund 

besonderer Profilierung 
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Abbildung 21: 

Übersicht Vertiefungsstandorte, 

Arbeitsstand 26.08.2015. 

[Quelle: Erhebungen Ernst Basler 

+ Partner/Regionomica] 
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2.4 Gewerbeflächenentwicklung konkret: Flächenprofile 
Vertiefungsstandorte 

Nachfolgend wird das im GEFEK-Prozess entwickelte und mit dem Planungsdialog ab-

gestimmte Muster der Flächenprofile dargestellt.  

Für alle 26 Vertiefungsflächen wurden diese Profile erstellt und abgestimmt. Sie sind 

im Anhang Profile Vertiefungsflächen als gesonderter ANHANGBAND dargestellt. 

Muster Flächenprofil Gewerbeflächen 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde (zentralörtliche Funkti-

on) 

 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO)  

Fläche  

Verfügbarkeit  

Größe und Flächenzuschnitt/ Eigentumsver-

hältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur  

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand 

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan  

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss  

Bundesstraße  

See-/Binnenhafen  

Gleisanschluss  

Abbildung 22: 

Muster Flächenprofil 

Gewerbeflächen 
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Bewertung Lagequalität  

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des Standortes  

Sonstige Bemerkungen  

Ausrichtung Unternehmen  

Standorttypologie  

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter  

Luftbild und ausgewählte Standortfotos 
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3 Prognose der künftigen Gewerbeflächen-
nachfrage 

Basierend auf der erfolgten Auswertung zum Bestand, Entwicklung und insbesondere 

der Struktur der bisherigen Nachfrage erfolgt die Prognose der künftigen Gewerbeflä-

chennachfrage bis 2030. 

3.1 Vorbemerkung zur Methodik 

Im Folgenden werden drei Methoden zur Abschätzung der künftigen Gewerbeflächen-

nachfrage zum Ansatz gebracht: 

Die Abschätzung der künftigen Gewerbeflächennachfrage erfolgte auf der Basis von 

drei unterschiedlichen Methoden (Trendfortschreibung, beschäftigtenbasierten Prog-

nosemodell, anlassbezogenen Prognosemodell). Insbesondere die letztgenannte Me-

thode beruht auf standardisierten bundesweiten Kennziffern zur Ansiedlungs- und 

Verlagerungsdynamik, so dass dadurch zu geringe Flächenangebote sehr gut aufge-

deckt werden können. 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme, der Datenerhebung über die Planer bzw. Wirt-

schaftsförderer sowie der diversen Veranstaltungen mit den  Gemeinden, den Wirt-

schaftsförderungen, der IHK und weiteren Akteuren  (u. a. 26.3., 23.3., 29.5., 7.6.2015) 

ergaben sich keine konkreten Flächennachfragen, die aufgrund mangelnden Angebo-

tes innerhalb einer Region nicht befriedigt werden konnten. Allein für die Landes-

hauptstadt Kiel ergaben sich Anhaltspunkte dafür, dass ein nur begrenztes verfügbares 

Flächenangebot auch die realen Flächenumsätze begrenzt. Insofern beruht die ermit-

telte Nachfrageprognose vor allem auf statistischen Werten, die mithilfe von drei Me-

thoden (vgl. Kap. 3) korrekt ermittelt und interpretiert wurden, welche aber keine 

Zielvorgabe darstellt. Für die zukünftige Entwicklung stellt das GEFEK auf die weitere 

Flächenbereitstellung im Rahmen der aktiven Angebotsstrategie ab. Sowohl für die 

Gesamtregion als auch insbesondere in Teilräumen wird im Rahmen der Fortführung 

des GEFEK beobachtet werden, wie sich die Flächennachfragen entwickeln, um be-

darfsweise das Flächenangebot auch im Sinne von Flächenvarianten zu ergänzen. 

1. Durch eine Trendfortschreibung wird der in der Vergangenheit nachgefragte 

Gewerbeflächenumfang in die Zukunft fortgeschrieben. Damit wird zwar unter-

stellt, dass sich der Gewerbeflächenbedarf künftig unverändert weiterentwickelt, 

die mittelfristigen Durchschnittswerte können aber einen ersten Orientierungs-

rahmen aufzeigen. 

2. In einem beschäftigtenbasierten Prognosemodell wird die künftige Flächennach-

frage aus der (prognostizierten) Zahl der Beschäftigten und deren jeweiliger tat-

sächlichen Flächeninanspruchnahme (in qm je Beschäftigtem; sog. Flächenkenn-

ziffer) berechnet. 

3. In einem anlassbezogenen Prognosemodell wird der künftige Gewerbeflächen-

bedarf anhand der Anlässe, aus denen Flächen nachgefragt werden, hergeleitet. 

Dazu werden Kennziffern zu Neuansiedlungen (einschl. Neugründungen), Verla-

gerungen und Wiedernutzung von Gewerbeflächen verwendet. Hierbei handelt 

drei Methoden zur Abschätzung 
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es sich um das „klassische“ GIFPRO-Modell
33

, das in den 1980er-Jahren in Nord-

rhein-Westfalen entwickelt wurde und seitdem breite Anwendung in vielen Städ-

ten und Regionen findet.
34

 

Es muss darauf hingewiesen werden, dass auch bei Anwendung aller drei Ansätze le-

diglich eine näherungsweise Schätzung des zukünftigen Gewerbeflächenbedarfs mög-

lich ist. Es geht vor allem um die Abschätzung eines zu erwartenden Entwicklungskor-

ridors.  So erfolgt bei den Prognosemodellen ein Rückgriff auf standardisierte, bun-

desweite Kennziffern und Variablen, da diese nur mit sehr großem Aufwand für den 

jeweils betrachteten Planungsraum empirisch ermittelt werden können. Hinzu kom-

men allgemeine Ungewissheiten über künftige gesamtwirtschaftliche bzw. branchen-

spezifische Entwicklungen, die sich in der Beschäftigtenentwicklung oder der Ansied-

lungsdynamik ausdrücken und damit die Nachfrage beeinflussen. Schließlich sind au-

ßerordentliche Ereignisse wie der Wegzug bzw. Schließung oder die Ansiedlung eines 

Großunternehmens nicht in Modellen abbildbar. 

Innerhalb des Planungsraums wurden einheitliche Kennziffern verwendet und damit 

keine Unterscheidung zwischen den Kennziffern beispielsweise für die Landeshaupt-

stadt Kiel und den Landkreis Plön getroffen, obwohl dies eine vereinfachende Annah-

me darstellt und sich insbesondere die Flächennutzungskennziffern unterscheiden. 

Alle in den nachfolgenden Berechnungen dargestellten Flächengrößen beziehen sich 

auf das Nettobauland, d. h. es handelt sich um die tatsächlich von den Unternehmen 

genutzten bzw. an Unternehmen verkauften Bauflächen. Für die durch die Stadtpla-

nung bzw. Bauleitplanung auszuweisenden Gewerbegebiete, die auch Verkehrs- und 

Grünflächen sowie ggf. Anlagen zur Regenentwässerung oder anderen Flächen für die 

Ver-/Entsorgung umfassen (Bruttobauland), ist ein entsprechender Zuschlag zu be-

rechnen. Der Anteil des Nettobaulandes am Bruttobauland beträgt in der Regel  70 – 

80% %. 

3.2 Trendfortschreibung 

Für die Trendfortschreibung wurden über die Gutachterausschüsse der Städte und 

Kreise im Planungsraum die Verkaufsdaten für unbebautes Gewerbebauland (ohne 

Sonderbauflächen) der Jahre 2004 – 2014 abgefragt und aufbereitet [vgl. auch Kap. 

2.3.3.]. Durch diesen recht langen Zeitraum können kurzfristige Konjunktur- und Nach-

frageschwankungen nivelliert werden. 

Da die Daten der Gutachterausschüsse sämtliche Grundstücksverkäufe ausweisen, 

können erfahrungsgemäß Doppelverkäufe enthalten (Bsp.: Stadt verkauft an einen 

Projektentwickler oder Immobilienunternehmer, dieser verkauft weiter an ein Unter-

nehmen). Der tatsächliche Umfang von Doppelverkäufen lässt sich allerdings nicht 

ermitteln, da die Daten anonymisiert vorliegen. Es wird daher in Abstimmungen mit 

Akteuren in der Region ein Korrekturfaktor in Höhe von 10 % angesetzt (vgl. Tabelle 3). 

 

33
 Gewerbe- und Industrieflächen-Bedarfsprognose 

34
 Teilweise wird von anderen Gutachtern das beschäftigtenbasierte und das anlassbezogene Prognose-

modell unter der Bezeichnung einer trendbasierten, standortspezifischen Flächenprognose (TBS-
GIFPRO) zusammengeführt (vgl. u. a. Difu: Stadtentwicklungskonzept Gewerbe für die Landeshauptstadt 
Potsdam, Berlin, 2010; CIMA Beratung + Management GmbH: Strategien zur künftigen Gewerbeflächen-

entwicklung in der Landeshauptstadt Kiel, Lübeck, 2012). Dies führt u. E. aber zu einer höheren Komple-
xität und die Ergebnisse können weniger gut nachvollzogen werden. Deshalb wurden die genannten drei 

Methoden separat betrachtet. 

Abschätzung des künftigen 

Gewerbeflächenbedarfes; zu 

erwartenden Entwicklungskorridor 

aufzeigen  
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 durchschnittliche 
jährliche Flä-
chennachfrage 
2004 – 2014 

durchschnittliche 
jährliche Flächen-
nachfrage unter 
Berücksichtigung 
des Korrekturfak-
tors 

hochgerechneter Flächenbe-
darf bis 2030 

Planungsraum II 31,1 ha 28,1 ha 421,5 ha 

Kiel 6,5 ha 5,9 ha 88,5 ha 

Neumünster 3,8 ha 3,4 ha 51,0 ha 

Kreis Plön 2,3 ha 2,1 ha 31,5 ha 

Kreis Rends-

burg-

Eckernförde 

18,5 ha 16,7 ha 250,5 ha 

Unter der Annahme, dass der durchschnittliche jährliche Flächenverbrauch in Zukunft 

konstant bleibt, ergibt sich nach dieser Methode ein Flächenbedarf bis zum Jahr 2030 

von etwa 420 ha kumuliert bzw. 28,1 ha pro Jahr (jeweils bezogen auf den gesamten 

Planungsraum). 

3.3 Modellberechnungen Prognosemodelle 

Sowohl für das beschäftigten- als auch das anlassbasierte Prognosemodell sind vorab 

zwei Kennziffern zu ermitteln: zum einen der Anteil der Beschäftigten in einzelnen 

Wirtschaftsbranchen, die Gewerbeflächen in Anspruch nehmen; zum anderen die 

quantitativen Flächeninanspruchnahme (Flächenkennziffer). Die Ausgangsdaten für 

die Beschäftigten werden der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 

entnommen (vgl. Kap. 2.2). 

Annahme: Anteil der Beschäftigten in Gewerbegebieten 

Gewerbliche Bauflächen werden nicht nur von Betrieben aus dem Verarbeitenden 

Gewerbe, sondern z. T. auch von Betrieben aus anderen Wirtschaftszweigen nachge-

fragt. Der Anteil an Beschäftigten, die ihre Arbeitsstätte in Gewerbegebieten haben, 

schwankt dabei stark zwischen den einzelnen Branchen. Während das Verarbeitende 

Gewerbe fast ausschließlich Gewerbeflächen nachfragt, finden sich Betriebe des Bau-

gewerbes, des Großhandels oder aus dem Verkehrs-/Logistikbereich teilweise in Ge-

werbegebieten, teilweise aber auch in Kern- oder Mischgebieten. In Einzelfällen ist es 

auch denkbar, dass sonstige Dienstleistungsunternehmen einen Standort in Gewerbe-

gebieten wählen.  

Für den Planungsraum II wird angenommen, dass das Verarbeitende Gewerbe aus-

schließlich Gewerbeflächen nachfragt, d. h. 100 % der Beschäftigten gewerbeflächen-

relevant sind. Die Nachfrage aus dem Baugewerbe, dem Großhandel und dem Ver-

kehrsbereich wird mit 70 % in etwa in der Mitte der bekannten Spannen aus anderen 

Studien bzw. Regionen angesetzt. Die sonstigen Dienstleistungen werden nicht in die 

Berechnungen einbezogen, da davon ausgegangen wird, dass diese nur ausnahmswei-

se Gewerbeflächen nachfragen. 

Einen Sonderfall stellen die Wirtschaftszweige Bergbau und Energie dar. Aufgrund der 

sehr spezifischen Standortbedingungen werden für diese Branchen in der Regel Son-

dergebiete mit der jeweiligen Zweckbindung ausgewiesen. Sie sind daher für die Ge-

werbeflächenplanung nicht relevant und werden hier ebenfalls nicht weiter betrach-

tet. 

Tabelle 3: 

Trendfortschreibung der 

Gewerbeflächennachfrage  

[Quelle: Gutachterausschüsse, 

eigene Berechnungen] 
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Die angesetzten Anteile für die folgenden Berechnungen sind in der nachfolgenden 

Tabelle im Überblick dargestellt. 

Wirtschaftszweig Werte in Literatur/  
anderen Studien  

Annahme für  
Planungsraum II 

Bergbau, Energie in Einzelfällen 100 % 0 %  

Verarbeitendes Gewerbe 95 – 100 % 100 % 

Baugewerbe 50 – 100 % 70 % 

Großhandel 40 – 100 % 70 % 

Verkehr/Lagerei 40 – 80 % 70 % 

sonstige Dienstleistungen 0 – 25 % 0 % 

Annahme: Flächenkennziffern 

Die Flächenkennziffern geben den durchschnittlichen Flächenbedarf je Beschäftigtem 

in Quadratmetern an. Die Flächenkennziffern werden durch eine Vielzahl von Faktoren 

beeinflusst, so dass sie breiten Schwankungen unterliegen: 

> Preisniveau für Gewerbebauland: Höhere Bodenpreise führen in der Regel zu einer 

effizienteren Nutzung der Grundstücke und damit einer niedrigeren Flächenkenn-

ziffer. 

> Branche: Das Baugewerbe und die Dienstleistungen benötigen in der Regel weniger 

Fläche als das Verarbeitende Gewerbe. 

> Unternehmensgröße: Mit steigender Unternehmensgröße werden vorhandene 

Flächen oft effektiver genutzt, so dass die Flächenkennziffer tendenziell niedriger 

ist. 

> Zeitfaktor: Je länger ein Unternehmen an einem Standort ist, desto niedriger ist 

tendenziell die Flächenkennziffern, da bei wachsender Produktion vor einer Verla-

gerung an einen neuen Standort zunächst versucht wird, die Abläufe am vorhande-

nen Standort zu optimieren. Dagegen tendieren verlagernde oder neu ansiedelnde 

Unternehmen zu Flächenreserven, was zu einer höheren Flächenkennziffer führt. 

> Standort: In der Regel weisen Kernstädte und verdichtete Siedlungsräume niedrige-

re Flächenkennziffern auf als ländliche Räume, da die Flächenverfügbarkeit oft ein-

geschränkt ist, die Grundstückspreise höher sind und andere Unternehmensfunkti-

onen angesiedelt sind (in Kernstädten tendenziell eher Management und For-

schung/Entwicklung; Produktion und Logistik tendenziell eher im Umland der Kern-

städte). 

Angesichts der sehr unterschiedlichen Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur im Planungs-

raum erschweren es die genannten Faktoren, Flächenkennziffern festzulegen, die den 

spezifischen Gegebenheiten in allen Teilräumen gerecht werden. Nach intensiver Dis-

kussion im Planungsdialog und einzelnen beteiligten Städten wurden die nachfolgend 

dargestellten Durchschnittswerte für die Berechnungen festgelegt. Es sei ausdrücklich 

darauf hingewiesen, dass diese Werte vor dem Hintergrund der Aufgabe – Konzept für 

den Gesamtraum – gewählt wurden. Bei einer teilraumspezifischen Betrachtung, wel-

che nicht im Detail im Rahmen des regionalen Konzepts erfolgen kann, wären sicher-

lich z. T. abweichende Werte zu wählen. Insbesondere für die Landeshauptstadt Kiel 

wären dabei niedrigere Kennziffern angemessen, die im Ergebnis zu einem etwas ge-

ringerem Flächenbedarf führen, als nachfolgend dargestellt. 

Wirtschaftszweig Werte in Literatur/ ande-
ren Studien  

Annahme für  
Planungsraum II 

Verarbeitendes Gewerbe 200 – 250 225 

Baugewerbe 100 – 200 225 

Tab. 1: 

Anteile der Beschäftigten in 

einzelnen Wirtschaftszweigen, die 

Gewerbeflächen in Anspruch 

nehmen 

Tabelle 4: 

Flächeninanspruchnahme in m² je 

Beschäftigten 
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Großhandel 150 – 250 225 

Verkehr/Lagerei 200 – 300 225 

sonstige Dienstleistungen 50 – 150 – 

Auf Basis der oben erläuterten Kennziffern ergibt sich für den Planungsraum ein heuti-

ger rechnerischer Bedarf an Gewerbeflächen von rund 1.382 ha. Die gegenwärtig tat-

sächlich belegte Fläche im Planungsraum beläuft sich auf 1.383 ha (vgl. Bestandsauf-

nahme, Kap. 2.3). Die Abweichung zwischen dem rechnerischen Bedarf und der tat-

sächlichen Belegung beträgt weniger als 1 %, was unterstreicht, dass die gewählten 

Kennziffern für die Region insgesamt plausibel und zutreffend sind. 

3.3.1 Ansatz 1: Prognose über beschäftigtenbasiertes Modell 

Basis für das beschäftigtenbasierte Modell sind die heutigen und künftigen Beschäftig-

tenzahlen in den gewerbeflächenbeanspruchenden Wirtschaftszweigen. Die aktuellen 

Beschäftigtendaten (sowie deren Entwicklung von 2008 – 2014) können den Statistiken 

der Bundesagentur für Arbeit entnommen werden. Zur Prognose der künftigen Ent-

wicklung bis 2030 wurde die Entwicklung der Vergangenheit in die Zukunft fortge-

schrieben, wobei allerdings bekannte Studien zur wirtschaftlichen und demografischen 

Entwicklung
35

 in die Prognose eingeflossen sind, was sich insbesondere ab etwa 2025 

in etwas niedrigeren Wachstumsraten zeigt. 

 

Die Prognosewerte für die einzelnen Wirtschaftszweige, die anschließend Eingangsda-

ten für die Berechnung sind, werden in den folgenden Tabellen im Detail dargestellt. 

 

35
  u. a.: Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Arbeitsmarktprognose 2030, Bonn 2013; IHK Schles-

wig-Holstein: Für eine starke Industrie in Schleswig-Holstein, Kiel, 2015; Prognos AG (2011): Prognos AG 
(Sonderauswertung im Auftrag der IHK Schleswig-Holstein), in: IHK Schleswig-Holstein: Schleswig-

Holstein 2030, Kiel, 2012. 
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Abbildung 23: 

Prognose der 

Beschäftigtenentwicklung in den 

gewerbeflächenaffinen 

Wirtschaftszweigen im 

Planungsraum bis 2030 

[Quelle: Daten 2008 – 2014: 

Bundesagentur für Arbeit; 

Prognose 2015 – 2030: 

Regionomica] 
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Teilraum SVB 2014 gutachterliche Schätzung 2030 

Verarbeitendes Gewerbe 

Planungsraum II 30.884 35.842 

Kiel 12.929 15.115 

Neumünster 4.968 5.939 

Kreis Plön 3.133 3.372 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 9.854 11.417 

Baugewerbe 

Planungsraum II 15.325 19.207 

Kiel 3.472 3.931 

Neumünster 2.177 2.588 

Kreis Plön 2.754 3.187 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 6.922 9.501 

Verkehr und Lagerei 

Planungsraum II 11.814 13.227 

Kiel 5.492 6.696 

Neumünster 2.213 2.687 

Kreis Plön 870 825 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 3.239 3.020 

Großhandel (einschl. Kfz-Handel) 

Planungsraum II 16.513 18.789 

Kiel 6.645 7.063 

Neumünster 4.221 5.151 

Kreis Plön 1.003 1.004 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 4.644 5.572 

Summe gewerbeflächenaffine Wirtschaftszweige 

Planungsraum II 74.536 87.065 

Kiel 28.538 32.804 

Neumünster 13.579 16.364 

Kreis Plön 7.760 8.388 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 24.659 29.510 

Der Flächenbedarf im Jahr 2030 berechnet sich schließlich nach der Formel: 

Beschäftigtenzahl 2030 * Anteil Flächeninanspruchnahme * Flächenkennziffer 

Ergebnis beschäftigtenbasiertes Prognosemodell 

Im Ergebnis ergibt sich nach dem beschäftigtenbasierten Prognosemodell ein rechne-

rischer Flächenbedarf für den Gesamtraum im Jahr 2030 von gesamt rund 1.613 ha. 

Dies entspricht einem zusätzlichen Bedarf von 231 ha gegenüber dem heutigen rech-

nerischen Wert.
36

 

Für die einzelnen Teilräume ergeben sich folgende Ergebnisse: 

 rechnerischer Gesamtbe-
darf im Jahr 2030 

Zusatzbedarf 

Gesamtraum 1.613,2 ha 230,9 ha 

Kiel 618,7 ha 82,0 ha 

Neumünster 297,8 ha 50,4 ha 

 

36
  Die Berechnungen können im Detail anhand der Berechnungsmatrix in Anhang 2 nachvollzogen werden. 

Tabelle 5: 

Abschätzung der Beschäftigten im 

Verarbeitenden Gewerbe 

[Quelle: Beschäftigtenstatistik 

2014 der Bundesagentur für 

Arbeit; Schätzung für 2030 durch 

Regionomica] 

Tabelle 6: 

Ergebnisse der 

beschäftigtenbasierten 

Modellberechnung in den 

Teilräumen 
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Kreis Plön 154,9 ha 11,5 ha 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 541,8 ha 87,0 ha 

3.3.2 Ansatz 2: Prognose über anlassbezogenes Modell 

Das „klassische“ GIFPRO-Modell basiert auf den zentralen Anlässen, aus denen eine 

Nachfrage nach Gewerbeflächen erfolgt: Neuansiedlungen (einschl. Neugründungen) 

und Verlagerungen. Dem gegenübergestellt wird die Wiedernutzung freigewordener 

Flächen. Diese Kennziffern lassen sich nur mit hohem Aufwand für die jeweils betrach-

tete Region empirisch ermitteln, was im Rahmen des vorliegenden Konzepts nicht 

vorgesehen war. Da auch keine anderen Erfahrungswerte aus der Region vorliegen, 

werden für die folgenden Berechnungen Durchschnittswerte verwendet, die im Fol-

genden erläutert werden. 

Ansiedlungsquote 

Die Ansiedlungsquote drückt den Anteil der Beschäftigten in neu angesiedelten Unter-

nehmen je 100 Beschäftigten aus, d. h. die zusätzliche Flächeninanspruchnahme der 

Beschäftigten in neu angesiedelten oder neu gegründeten Betrieben. 

Angesetzt wird eine Quote von 0,2 Beschäftigten je 100 Beschäftigte pro Jahr.
37

 

Die neu angesiedelten Beschäftigten, für die innerhalb der nächsten 15 Jahre neue 

Gewerbeflächen bereitgestellt werden müssen, berechnen sich somit nach der Formel: 

Beschäftigte 2014 / 100 * 0,2 * 15 

Verlagerungsquote 

Die Verlagerungsquote gibt den Anteil der Beschäftigten in verlagernden Unterneh-

men bezogen auf 100 Beschäftigte wieder. 

Angesetzt wird eine Verlagerungsquote von 0,7 Beschäftigten je 100 Beschäftigte pro 

Jahr.
38

 

Die verlagerten Beschäftigten, für die innerhalb der nächsten 15 Jahre neue Gewerbe-

flächen bereitgestellt werden müssen, berechnen sich somit nach der Formel: 

Beschäftigte 2014 / 100 * 0,7 * 15 

Freisetzungsquote  

Die Freisetzungsquote beschreibt den Umfang an Gewerbeflächen, die durch Verlage-

rungen oder Schließungen von Betrieben frei werden. Da sich insbesondere Verlage-

rungen überwiegend in einem relativ kleinen Umkreis bewegen, entspricht die Freiset-

zungsquote im Wesentlichen der Verlagerungsquote, also 0,7. 

Die Formel zur Berechnung über die nächsten 15 Jahre lautet also auch hier: 

Beschäftigte 2014 / 100 * 0,7 * 15 

 

37
  Im GIFPRO-Standardmodell wird eine Ansiedlungsquote von 0,15 empfohlen. Angesichts der insgesamt 

dynamischen Entwicklung im Planungsraum wird ein leichter Aufschlag vorgenommen. Für die Landes-

hauptstadt Kiel wurde in der genannten CIMA-Untersuchung aus dem Jahre 2012 sogar eine Neuansied-
lungsquote von 0,3 angesetzt (CIMA, 2012, a. a. O., S. 6) 

38
  Diese Quote entspricht dem GIFPRO-Standardmodell. 
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Wiedernutzungsquote  

Die Wiedernutzungsquote beschreibt den Anteil der freigewordenen Gewerbeflächen, 

der durch andere Gewerbebetriebe belegt wird. Auch dieser Wert unterliegt vielfälti-

gen Einflussgrößen. Während es in wirtschaftlich dynamischen Regionen mit knappem 

Flächenangebot relativ einfach sein wird, Nachnutzer für gut geschnittene Grundstü-

cke in zeitgemäßen Gewerbegebieten zu finden, stellt die Nachnutzung von Gewerbe-

flächen in älteren Gewerbegebieten in weniger prosperierenden Regionen mit hohem 

Flächenangebot durchaus eine Herausforderung dar. Ferner lässt sich aktuell gerade 

an Standorten, die ein hohes Bevölkerungswachstum aufweisen, eine Tendenz be-

obachten, dass aufgelassene Gewerbestandorten verstärkt anderen Nutzungen zuge-

führt werden. 

Somit handelt es sich auch bei dem hier angesetzten Anteil von 30 % der freigesetzten 

Flächen um einen regionalen Durchschnittswert, der in Kiel aufgrund der geringeren 

Stadtflächen bzw. Gewerbeflächenausstattung mutmaßlich etwas höher liegen dürf-

te.
39

 Gleichwohl haben sich die Gutachter für den genannten Wert von 30 % entschie-

den, da davon auszugehen ist, dass sich vor allem mittel- und langfristig ein erhöhter 

Nutzungsdruck auch auf frei werdende Gewerbeflächen durch andere Nutzungsarten 

ergeben wird. 

Ergebnis Gesamtraum 

Im Ergebnis ergibt sich aus dem anlassbezogenen Prognosemodell ein rechnerischer 

Flächenbedarf für den Gesamtraum im Jahr 2030 von gesamt rund 1.525 ha. Dies ent-

spricht einem zusätzlichen Bedarf von 143 ha gegenüber dem heutigen rechnerischen 

Wert.  

Für die einzelnen Teilräume ergeben sich folgende Ergebnisse: 

 rechnerischer Gesamtbe-
darf im Jahr 2030 

Zusatzbedarf 

Gesamtraum 1.525,5 ha 142,9 ha 

Kiel 592,3 ha 55,6 ha 

Neumünster 273,0 ha 25,6 ha 

Kreis Plön 158,2 ha 14,8 ha 

Kreis Rendsburg-

Eckernförde 

501,8 ha 46,9 ha 

3.4 Ergebnisse Angebot - Nachfrage 

Als Ergebnis der Prognoseberechnungen liegen für den Gesamtraum und die vier Teil-

räume jeweils drei Werte vor. Im Vergleich zeigt sich, dass die Fortschreibung der in 

der Vergangenheit realisierten Verkäufe (Trendfortschreibung) deutlich höhere Ergeb-

nisse liefert als die Modellberechnungen (vgl. nachfolgende Tabelle). Für den Gesamt-

raum ergibt sich eine Spanne für den zusätzlichen Bedarf bis zum Jahr 2030 von rund 

143 ha bis 422 ha. Auf einzelne Jahre heruntergebrochen macht dies ein jährliches 

Nachfragevolumen zwischen 10 ha und 28 ha aus.  

Als realistischen Orientierungswert für die künftige Planung und Prognose der Flä-

chenverfügbarkeit wird daher der Mittelwert aus den drei Ansätzen gebildet. 

 

39
  In vergleichbaren Prognosen in anderen Städten/Regionen wurden Werte zwischen 25% und 40% ange-

setzt. 

Tabelle 7: 

Ergebnisse der anlassbezogenen 

Modellberechnungen in den 

Teilräumen 
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Für die Interpretation der Daten ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass alle Berech-

nungen mit den für den Gesamtraum passenden Kennziffern durchgeführt wurden. Bei 

einer differenzierteren teilräumlichen Betrachtung ist davon auszugehen, dass der 

Bedarf in Kiel etwas niedriger, der im Kreis Plön dagegen etwas höher ausfallen würde 

als hier ermittelt. 

 Trendfort-
schreibung 

Beschäftig-
tenbasiertes  
Modell 

anlass-
bezogenes 
Modell* 

Mittelwert 
gesamt / p.a. 

Gesamtraum 421,5 ha 230,9 ha 142,9 ha 265,1 / 17,7 ha 

Kiel 88,5 ha 82,0 ha 55,6 ha 75,4 / 5,0 ha 

Neumünster 51,0 ha 50,4 ha 25,6 ha 42,3 / 2,8 ha 

Kreis Plön 31,5 ha 11,5 ha 14,8 ha 19,3 / 1,3 ha 

Kreis Rendsburg-

Eckernförde 
250,0 ha 87,0 ha 46,9 ha 128,1 / 8,5 ha 

Für den Gesamtraum ergibt sich bis zum Jahr 2030 ein zusätzlicher Bedarf von rund 

265 ha, wovon rund die Hälfte auf den Kreis Rendsburg-Eckernförde entfallen wird. 

Bezogen auf ein Jahr ist mit einem durchschnittlichen Absatz von etwa 17,7 ha zu 

rechnen. 

Abschließend werden die Ergebnisse der Nachfrageprognose dem vorhandenen Ange-

bot bzw. den Flächenpotenzialen gegenübergestellt. Daraus werden dann absehbare 

Flächenknappheit oder ausreichende Flächenreserven deutlich. 

 prognostizierter 
Bedarf bis 2030 

aktuell verfügbares 
Angebot 

perspektivisch verfüg-
bares Angebot 

Gesamtraum 265,1 ha 182,6 ha 333,9 ha 

Kiel 75,4 ha 17,4 ha 98,4 ha 

Neumünster 42,3 ha 54,2 ha 63,4 ha 

Kreis Plön 19,3 ha 15,5 ha 64,0 ha 

Kreis Rendsburg-

Eckernförde 

128,1 ha 95,5 ha 108,1 ha 

 

Der prognostizierten Nachfrage von 265 ha steht gegenwärtig ein sofort verfügbares 

Flächenangebot von rund183 ha gegenüber. Daneben befinden sich gegenwärtig wei-

tere rund 334 ha Gewerbeflächen in der (Vor-)Planung bzw. Entwicklung.  

Somit besteht im Planungsraum auch mittelfristig ein (quantitativ) ausreichendes 

Gewerbeflächenangebot. Lediglich für die Stadt Kiel zeichnet sich ein vorübergehen-

der Engpass in den Jahren 2018 – 2019 ab, da dann die heute noch vorrätigen Flächen 

verkauft, neue Flächen aber noch nicht verfügbar sein werden.  

Für eine detaillierte Hochrechnung nach Jahren in den Teilräumen siehe Anhang A2. 

Tabelle 8: 

Vergleich der Prognosemodelle 

* unter Berücksichtigung einer 

Wiedernutzungsquote von 30 % 

Tabelle 9: 

Gegenüberstellung Angebot und 

Nachfrage 
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4 Kernbotschaften und Handlungsempfehlun-
gen 

Aus den vorangegangenen Analysen und Zwischenergebnissen lassen sich die nachfol-

genden Kernbotschaften und Handlungsempfehlungen ableiten, die im Anschluss 

näher erläutert werden. 

 

Kernbotschaften:   

 

4.1 Wirtschaftliche Entwicklung  

„Die positive wirtschaftliche Entwicklung im Planungsraum II erzeugt eine Gewerbe-

flächennachfrage.“  

 

4.2 Gewerbeflächenentwicklung und –bedarfe  

„Die Flächenpotenziale reichen gesamtregional aus. Es bestehen teilregionale Unter-

schiede,  für Kiel kann es am ehesten einen Flächenengpass geben.“  

 

4.3 Regional- und überregional bedeutsame Standorte   

„Es sind 13 Standorte mit besonderen Entwicklungsprioritäten im gemeinsamen 

Wirtschaftsraum identifiziert worden.“  

 

4.4 Nachhaltiges Gewerbeflächenmanagement  

„Im Bestandsflächenmanagement, effizienten Bauen und effizienter Flächennutzung 

bestehen erhebliche Potentiale für das Angebot von Gewerbeflächen“  

4.5 Interkommunale Kooperation  

„Die Schaffung überörtlich wahrnehmbarer Flächenangebote erfordert die inter-

kommunale und regionale Kooperation bei der Flächenentwicklung.   

 

4.6 Vermarktung  

„Durch gemeinsame Marketing erhöht sich die Sichtbarkeit der Gesamtregion und 

auch der einzelnen Fläche am Markt. 

 

4.7 Monitoring und Prozess  

„Das GEFEK ist der Schritt. Nun gilt es, ein kontinuierliches Gewerbeflächenmonito-

ring aufzubauen und die gemeinsame Flächen- und Wirtschaftsraumentwicklung um-

zusetzen.“  

 

Nachfolgend sind diese erläutert und die abgeleiteten Handlungsempfehlungen ge-
sondert → hervorgehoben.   
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4.1 Wirtschaftliche Entwicklung 

 
„Die positive wirtschaftliche Entwicklung im Planungsraum II erzeugt eine 
Gewerbeflächennachfrage.“ 

Die Wirtschaft im Planungsraum nimmt insgesamt eine gute und stabile Entwicklung. 

Die Entwicklung der Flächenverkäufe und insbesondere der zu erwartende weitere 

Beschäftigungsaufbau gewerbeflächenaffiner Wirtschaftszweige von ca. 16% bis 2030 

lassen erwarten, dass weiterhin eine anhaltende Gewerbeflächennachfrage zu erwar-

ten ist. Hervorzuheben sind dabei die Entwicklungen im gewerblichen wie auch im 

Baubereich, die sowohl für Neumünster und Kiel, aber auch kleinteiliger für die beiden 

Kreise von Bedeutung sind.  

Wenngleich diese positive Entwicklungsaussicht grundsätzlich für die Gesamtregion 

und auch teilräumlich zutrifft, bleiben die Strukturunterschiede zwischen den Teilräu-

men aber bestehen und verstärken sich vermutlich noch weiter. Die Funktions- und 

Rollenverteilung in der Kiel Region im gesamtwirtschaftlichen und Gewerbeflächenbe-

reich bleibt damit bestehen, aber eben auch die Funktionsergänzungen aller Teilräume 

im Planungsraum II und die „Vielfalt“
40

 der Kiel Region. 

→  Handlungsempfehlung:  

 

Weiterführung der aktiven Angebotsstrategie für die Entwicklung von 

Gewerbeflächen. 

4.2 Gewerbeflächenentwicklung und –bedarfe 

 
„Die Flächenpotenziale reichen gesamtregional aus. Es bestehen teilregionale 
Unterschiede,  für Kiel kann es am ehesten einen Flächenengpass geben.“ 

Mit der aktuellen Recherche und Aufbereitung des Gewerbeflächenangebots und der 

Abschätzung der zu erwartenden Nachfrage liegt erstmalig ein zusammengeführtes 

und detailliertes Bild für den Planungsraum II vor. 

Die Aufnahme des Gewerbeflächenangebots ergab mit insgesamt 113 Standorten und 

rund 1.900 ha für die gesamte Planungsregion ein breites und ausdifferenziertes An-

gebot, das allerdings sehr unterschiedlich verfügbar ist. Nur knapp 10 % und damit 

ca. 183 ha sind sofort und weitere 334 ha (18 %) erst mittel- und langfristig verfügbar. 

Rund 72 % der Flächen sind belegt. 

Während im Kreis Rendsburg-Eckernförde sowohl flächenbezogen weiterhin die 

höchsten Gewerbeflächenumsätze bei überproportionalen Beschäftigungszuwächsen 

zu erwarten sind, wird sich im Kreis Plön das deutlich niedrigere Niveau der Flächen-

umsätze bei unterproportionalem Beschäftigungsaufbau fortsetzen.  

Sowohl für den Gesamtraum wie für die Teilräume lassen sich aus den unterschiedli-

chen Prognosemodellen Bedarfskorridore und Mittelwerte bis 2030 des Gewerbeflä-

chenbedarfes ableiten, die eine durchaus realistische Orientierung bieten.  

 

40
 Bezug: „Lage, Vielfalt, Lebensqualität“ – Leitbild des REK Kiel Region 
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Für die Prognose wurde darüber hinaus simuliert, wann welche Flächenpotenziale 

ungefähr auf den Markt kommen, um abzuschätzen, ob ausreichende Flächenangebo-

te regional und auch teilräumlich zur Verfügung stehen. Zusammengefasst ergibt sich 

insgesamt eine sehr tragfähige Perspektive. 

Gesamtregionale Betrachtung 

Für die Gesamtregion liegt der Nachfrage-Korridor bis 2030 bei ca. 143 ha bis 422 ha, 

im Mittel bei 265 ha, was einem durchschnittlichen Jahresansatz von ca. 18 ha ent-

spricht. Angesichts eines verfügbaren Flächenangebots von 183 ha und einem perspek-

tivisch verfügbaren Angebot von weiteren 334 ha ist die Gesamtregion gut aufgestellt. 

Es zeichnet sich ab, dass kontinuierlich ausreichende Flächenangebote verfügbar sein 

werden und stets ein ausreichender Puffer zur Verfügung stehen wird. Zusätzliche 

größere Potenziale über die identifizierten hinaus müssen nicht generiert werden. 

→  Handlungsempfehlungen: 

 

Nutzen der guten gesamtregionalen Situation  um Angebot und Nachfrage 

regional in Einklang zu bringen.  

 

Nicht realisierbare Nachfragewünsche in einer bestimmten Teilregion in eine 

andere Teilregion lenken, wenn alle anderen Standortanforderungen  

gleichermaßen erfüllt sind.  

Die nachfolgende Abbildung stellt diese Zusammenhänge noch einmal in einer verein-

fachten Darstellung dar.  

 

Wie dargelegt wurde der durchschnittliche jährliche Flächennachfrage für den Pla-

nungsraum mit 17,7 ha pro Jahr veranschlagt. Nimmt man einen gleichbleibenden 

Verbrauch an, ist beispielsweise für die kommenden zehn Jahre bis 2024 mit einem 

Verbrauch von rund 177 ha Gewerbefläche in der Gesamtregion zu rechnen. Diese 

Nachfrage könnte mit den heute tatsächlich verfügbaren Flächen von 183 ha nicht 

mehr bedient werden und die Nachfrage würde das tatsächliche Angebot im Jahr 2024 

überschreiten. Diese Situation würde eintreten, wenn keine der perspektivisch geplan-

ten Flächen tatsächlich umgesetzt werden. 

Abbildung 24: 

Gegenüberstellung 

Flächenverfügbarkeit, 

Flächenverbrauch, 

Flächenangebot;  

vereinfachte Darstellung, 

[Regionomica] 
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Gleichzeitig muss bei realistischen Annahmen und in einer nachfrageorientierten Ge-

werbeflächenbedarfsplanung vom drei- bis vierfachen des durchschnittlichen Flä-

chenbedarfs pro Jahr ausgegangen werden, um ansiedlungsinteressierten Unterneh-

men attraktive und vor allem unterschiedliche Angebote unterbreiten zu können. Dies 

würde für den Planungsraum bedeuten, dass jederzeit Flächen bis maximal 70,8 ha im 

Angebot verfügbar sein müssten. Diese Grenze würde voraussichtlich mit dem jetzt 

verfügbaren Bestand im Jahr 2020 und ohne Entwicklung neuer Flächen erreicht sein.  

Wenn die perspektivischen Flächen allerdings wie geplant realisiert werden, sind  wäh-

rend des gesamten Betrachtungszeitpunktes bis 2030 keine Engpässe oder Einschrän-

kungen in der Flexibilität im Angebot zu erwarten.
41

 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme, der Datenerhebung über die Planer bzw. Wirt-

schaftsförderer sowie der diversen Veranstaltungen mit den  Gemeinden, den Wirt-

schaftsförderungen, der IHK und weiteren Akteuren  (u. a. 26.3., 23.3., 29.5., 7.6.2015) 

ergaben sich keine konkreten Flächennachfragen, die aufgrund mangelnden Angebo-

tes innerhalb der Region derzeit nicht befriedigt werden konnten. Allein für die Lan-

deshauptstadt Kiel ergaben sich Anhaltspunkte dafür, dass ein nur begrenztes verfüg-

bares Flächenangebot auch die realen Flächenumsätze begrenzt. Insofern beruht die 

ermittelte Nachfrageprognose vor allem auf statistischen Werten, die mithilfe von drei 

Methoden (vgl. Kap. 3) korrekt ermittelt und interpretiert wurden, welche aber keine 

Zielvorgabe darstellt. Für die zukünftige Entwicklung stellt das GEFEK auf die weitere 

Flächenbereitstellung im Rahmen der aktiven Angebotsstrategie ab. Sowohl für die 

Gesamtregion als auch insbesondere in Teilräumen wird im Rahmen der Fortführung 

des GEFEK beobachtet werden, wie sich die Flächennachfragen entwickeln, um be-

darfsweise das Flächenangebot auch im Sinne von Flächenvarianten zu ergänzen. 

 

Kiel 

Für Kiel liegt der mittlere Gesamtbedarf bis 2030 bei ca. 75 ha und der durchschnittli-

che Jahresbedarf bei ca. 5 ha. Bereits ab 2016 unterschreitet das Flächenangebot 

einen notwendigen Angebotspuffer und in den Jahren 2018 und 19 übersteigt die 

Nachfrage vermutlich deutlich das tatsächliche Angebot.  

Dieser Engpass resultiert zum einen auch aus dem gegenüber ähnlichen Städten gerin-

geren Gewerbeflächenbestand. Er ist aber vor allem auf den notwendigen anzuneh-

menden zeitlichen Vorlauf für alle großen Entwicklungsflächen (z. B. Moorsee I – III, 

MFG 5, Airpark Holtenau, Friedrichsort) zurückzuführen. Im Falle der zeitlich vorgese-

henen Realisierung dieser Flächenpotenziale wird sich die Situation nach 2020 deutlich 

entspannen; danach stehen voraussichtlich bis 2030 immer genügend Flächen zur 

Verfügung. Temporär ist diese Situation aber kritisch, d. h. einerseits muss die Flä-

chenentwicklung möglichst beschleunigt werden, andererseits werden in den nächsten 

Jahren aber auch regionale Flächenangebote als Ergänzungs- und Entlastungsstandor-

te stärker nachgefragt werden, was für den Wirtschaftsstandort und das „regionale 

Zugpferd“ Kiel wichtig ist. Dabei spielt im Nordwesten der Standort Dänischenhagen, 

im Südwesten neben der Entwicklungspriorität Moorsee der Standort Melsdorf, im 

Südosten Preetz-Wakendorf und im Nordosten Schönkirchen eine besondere Rolle. 

Diese Umlandstandorte werden aus Gutachtersicht für Kiel eine besondere Bedeutung 

 

41
 In der obigen Abb. wurde vereinfachend auf unterschiedliche Realisierungszeiträume der perspektivischen 

Flächen verzichtet. Es wurde unterstellt, dass die neuen Flächen immer im Bedarfsfall und linear zur Ver-

fügung gestellt werden. 
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haben und eine gewisse Entlastung bringen. Mit diesen Potenzialen ist aber auch das 

Kieler Umland sehr gut aufgestellt, darüber hinausgehend werden keine weiteren 

größeren Flächenpotenziale aus Gutachtersicht notwendig sein.  

Neumünster 

Für Neumünster liegt der mittlere Flächenbedarf bis 2030 bei ca. 42 ha und einem 

Jahresbedarf von ca. 3 ha. Neumünster ist in der sehr guten Situation, bereits aktuell 

ca. 54 ha Flächen verfügbar zu haben und mit den Standorten Industrie-

/Gewerbegebiet Süd südl. B205 und perspektivisch mit Eichhof 2. EA auch weiterhin 

zusätzlich attraktive Flächen anbieten zu können. Auch für die Gesamtregion ist dies 

von hoher Bedeutung, da der Gesamtstandort aufgrund der Lagegunst an der A7 bzw. 

Landesentwicklungsachse hohe Ausstrahleffekte hat. 

Plön 

Für den Kreis Plön wird weiterhin eine stetige Nachfrage mit einem mittleren Gesamt-

bedarf von ca. 19 ha bis 2030 und einem Jahresbedarf von gut 1 ha unterstellt. Mit 

aktuell rund 16 ha verfügbaren Flächen ist der Kreis angebotsseitig gut positioniert. 

Mit der bis 2020 zu erwartenden Entwicklung bzw. Vermarktungsreife der Flächen der 

Standorte Lütjenburg Konversionsgelände, Schönberg Eichkamp, Schönkirchen Söhren, 

Preetz Wakendorf und Selent Haferkamp verfügt der Kreis dann über ein überaus gro-

ßes Flächenpotenzial. Dementsprechend besteht für weitere größere Potenzialflä-

chen
42

 aus Gutachtersicht kein Bedarf. 

Rendsburg-Eckernförde 

Der Kreis Rendsburg-Eckernförde bleibt auch künftig unangefochten nachfragestärks-

te Teilregion mit einem mittleren Gesamtbedarf von ca. 128 ha bis 2030 und einem 

Jahresbedarf von fast 9 ha. Mit rund 95 ha verfügbaren Flächen ist man sehr gut auf-

gestellt. Mit der vorgesehenen Entwicklung der Standorte Melsdorf – Rotenhof, Dät-

gen, Altenholz/Dänischenhagen, Borgstedt – Borgstedtfelde, Hohenwestedt – Bötern-

höfen bis 2020 sowie der sukzessiven Vermarktung des Standortes Rendsburg Port Süd 

ist kontinuierlich ein deutlicher Angebotspuffer vorhanden
43

. Das große Angebot an 

Standorten oder mit Bezug zur A7 bzw. Landesentwicklungsachse ist für die Gesamtre-

gion von sehr hoher Bedeutung; hier sind die vorhandenen bzw. geplanten größeren 

logistikaffinen „Angebotsstandorte“ wichtig. 

Gewerbeflächenentwicklung 

Alle dargestellten Annahmen setzen voraus, dass die reale Entwicklung der geplanten 

Flächenpotenziale auch umgesetzt werden kann; die mit dem Planungsdialog gemein-

sam abgestimmten zeitlichen Annahmen erscheinen realistisch.  

→  Handlungsempfehlung: 

 

Zeitnahe Entwicklung der sich in Planung befindlichen Gewerbeflächen (Pla-

nung + Erschließung) sichern. Für den sich abzeichnenden temporären Flä-

chenengpass in Kiel ist dies zentral. 

 

42
 Bemühungen zur Identifikation neuer Gewerbeflächen, wie sie z. B. aktuell in Heikendorf erfolgen, sollten 

sich auf integrierte Lagen und zur Deckung kommunaler bzw. interkommunaler Bedarfe konzentrieren.   
43

 Weitere Entwicklungsabsichten bestehen z. B. auch in Schacht-Audorf und sollten im weiteren Prozess 

geprüft werden.  
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Im GEFEK-Prozess wurde deutlich signalisiert, dass auch weiterhin ein Bedarf an aus-

gewiesenen Industriegebietsflächen im Sinne der BauNVO besteht; mit dem hinrei-

chenden  Anteil an bestehenden GI-Flächen ist die Region aber grundsätzlich gut auf-

gestellt.
44

 Auch bei den betrachteten Flächenpotenzialen ist zu erwarten, dass im Zuge 

der Bauleitplanungen nachfragegerecht GI-Flächen ausgewiesen werden können.    

→  Handlungsempfehlung: 

 

Industriegebietsflächen in ausreichendem Umfang anzubieten bzw. zu ent-

wickeln. 

Zur branchenbezogenen Profilierung der Gewerbeflächen wurde regional die Erfah-

rung gemacht, dass zu starke Profilierungen nicht nachfragegerecht sind und die Flä-

chenveräußerungen erschweren. Zudem ist der Anteil an kleinen Flächenverkäufen 

sehr hoch.  

→  Handlungsempfehlung: 

 

Hohe Flexibilität der Gewerbeflächen (planungsrechtlich bzw. parzellie-

rungsbezogen) beibehalten. 

Im ländlich geprägten Bereich führt die flächenmäßig begrenzte, aber konstante 

Nachfrage weiterhin zu Flächenentwicklungen von kleineren Unternehmen für Erwei-

terungen, Verlagerungen und Neugründungen. Dabei sollte die Entstehung, Verfesti-

gung oder Erweiterung von isolierten Kleinstandorten vermieden werden. Neben städ-

tebaulich integrierten Standorten für den örtlichen Bedarf sollten Standorte in oder in 

Kooperation mit zentralen Orten betrachtet werden .
45

 

  

 

44
 Zum notwendigen Anteil von GI-Flächen lassen sich keine festen regionalen Quoten definieren; die Anteile 

divergieren auch in anderen Regionen stark (meist ca. 20 – 30%). Dies muss vor allem standort-

/nachfragebezogen definiert und planungsrechtlich umgesetzt werden.   
45

 Die - regionale - GEFEK-Betrachtungsebene erfasst nicht Kleinstandorte bzw. raumordnungsrechtlich 

zulässige kleinteilige gewerbliche Entwicklungen für örtliche Bedarfe.   
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4.3  Regional und überregional bedeutsame Standorte  

 
„Es sind 13 Standorte mit besonderen Entwicklungsprioritäten im gemeinsa-
men Wirtschaftsraum identifiziert worden“  

Es wurden alle 26 vertieft untersuchten Standorte bzgl. der Bewertungsaspekte Flä-

chenpotenziale, Anbindung und Lagegunst sowie Unternehmensbesatz und Funktiona-

lität bewertet und eine zusammenfassende regionalwirtschaftliche Gesamtbewertung 

formuliert. Zu den Details der Standorte wird auf die Flächenprofile verwiesen. 

Nachstehend ist die Bewertungstabelle dargestellt, die auch die Ableitung der überre-

gional bedeutsamen Standorte enthält. 

Kiel 
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Neumünster 
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Rendsburg-Eckernförde 
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Plön 
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Überregional bedeutsame Standorte 

Im mehrfach gestuften Verfahren der Gewerbeflächenbetrachtung wurde unter den 

26 vertieft betrachteten Standorten damit eine Auswahl der Standorte mit überregio-

naler Bedeutung getroffen (s. 2.3.1). Unter Berücksichtigung der o. g. erfolgten GEFEK 

Definition als Standorte mit überregionaler Bedeutung wurden insgesamt 13 nachfol-

gend in der Übersicht und kartographisch (Abbildung 25) dargestellten Standorte aus-

gewählt.  

Aufgrund der Zuordnung zu den Landesentwicklungsachsen A 7 und A 21 werden ne-

ben Kiel-Moorsee I-III die überregionalen Standorte in Neumünster sowie in Rends-

burg-Eckernförde auch als Gewerbegebiete von überregionaler Bedeutung im Sinne 

des Landesentwicklungsplans (besondere Eignung für verkehrsintensive gewerbliche 

Branchen) eingestuft. 

Diese 13 Standorte sollen in der Vermarktung dazu dienen, die Aufmerksamkeit für 

interessierte Unternehmen auf die gesamte Region zu lenken. Die gemeinsame Ver-

marktung umfasst aber grundsätzlich alle Flächen. 

→  Handlungsempfehlung: 

 

Die 13 überregional bedeutsamen Standorte im Zuge der weiteren Wirt-

schaftsraumentwicklung gezielt (weiter-)entwickeln, gemeinsam und stärker 

vermarkten. Regional bedeutsame Nachfragen vorrangig auf diese Standorte  

lenken.  

Standorte mit überregionaler  

Bedeutung GEFEK Planungsraum II 

landesplanerisch überregional 

bedeutsame Standorte an  

Landesentwicklungsachsen46 

Kiel - Moorsee I-III X 

Kiel - KaiCity   

Kiel - Wissenschaftspark  

Kiel - MFG 5  

Kiel - Airpark Holtenau  

Kiel - Friedrichsort  

Neumünster - Gewerbepark Eichhof 1.EA X 

Neumünster - Gewerbepark Eichhof 2.EA X 

Neumünster - Industrie-/Gewerbegebiet 

Süd, südl. B 205 

X 

Rendsburg-Eckernförde - Rendsburg Port 

Süd 

X 

Rendsburg-Eckernförde – interkommu-

nales Gewerbegebiet Borgstedtfelde 

X 

Rendsburg-Eckernförde - interkommuna-

les Gewerbegebiet Melsdorf – Rotenhof 

X 

Plön – Preetz Wakendorf  

 

46
 nach LEP 2010, Ziffer 2.6 Absatz 4 

Tabelle 10: Standorte mit 

überregionaler Bedeutung gemäß 

GEFEK bzw. LEP 
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Abbildung 25: 

Bedeut- 

samkeit der 

Gewerbe-

standorte 
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4.4  Nachhaltiges Gewerbeflächenmanagement 

 
„Im Bestandsflächenmanagement, effizienten Bauen und effizienter Flächen-
nutzung bestehen erhebliche Potentiale für das Angebot von Gewerbeflä-
chen“ 

Für die Gesamtregion und auch jeweils alle teilregionalen Partner ist die Intensivierung 

der Bestandsflächennutzung bereits wichtiges Thema. Dies gilt allerdings für die Lan-

deshauptstadt Kiel ganz besonders. Angesichts des zunehmenden Flächenengpasses ist 

die Intensivierung des Bestandsflächenmanagements im Sinne eines nachhaltigen 

Flächenmanagements unbedingt notwendig. Dabei geht es im Sinne eines Bestand-

scontrollings um  

> das frühzeitige Erkennen von künftigen Umzüge/Verlagerungen 

> die Anpassungen/Neuordnungen freiwerdender Flächen 

Darüber hinaus sollten bei der Etablierung geeigneter Instrumente auch Synergiean-

sätze unter den Partnern angestrebt werden. So entwickelt Kiel derzeit ein Flächen-

managementinstrument, an dessen Erfahrungen u.a. Neumünster sehr interessiert ist. 

→  Handlungsempfehlung: 

 

Die Grundlagen für ein Gewerbeflächen-management aufzubauen durch 

Fortführung der Gewerbeflächenübersicht.   

 

Bestehende Gewerbeflächen intensiver und effizienter zu nutzen.  

Damit könnte mit begrenzten Aufwänden nahtlos der Einstieg in ein regionales Be-

standsflächenmanagement erfolgen. In einer zweiten Stufe könnte dann der Planungs-

dialog dieses Thema an konkreten Flächen vertiefen.  

Es geht beim Nachhaltigen Gewerbeflächenmanagement aber auch um flächeneffizi-

entes Bauen und Nutzen von gewerblichen Flächen. Dies betrifft in besonderem Maße 

hochwertige Standorte wie z. B. Moorsee I – III.  

4.5  Interkommunale Kooperation 

 
„Die Schaffung  überörtlich wahrnehmbarer Flächenangebote erfordert die 
interkommunale und regionale Kooperation bei der Flächenentwicklung . 

Die Region verfügt bereits mit dem interkommunalen Gewerbegebiet Rotenhof (Ge-

meinde Melsdorf), der interkommunalen Gewerbegebietsentwicklung innerhalb der 

Gebietsentwicklungsplanung Rendsburg und weiteren Modellen über Erfahrungen im 

Bereich der interkommunalen Kooperation. Gleichzeitig bestehen insbesondere im 

ländlichen Bereich außerhalb der Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung weiterhin 

Entwicklungen zur Verfestigung, Erweiterung sowie Neuerschließung von isolierten 

und nicht integrierten Standorten. Diese konkurrieren zum Teil mit lagebegünstigten 

Standorten und beeinträchtigen z. T. auch das Freiraumgefüge und den Landschafts-

raum. 
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Die Flächenbedarfe und -konkurrenzen sollten in den ländlichen Teilregionen der 

Kreise unter Nutzung der GEFEK-Ergebnisse und ggf. auch unter Federführung des 

Planungsdialoges offensiver vermittelt werden. Gleichzeitig sollte anhand der „Er-

folgsmodelle“ interkommunale Lösungen von bzw. mit zentralen Orten beworben 

und ggf. auch aktiv unterstützt werden. 

Dabei kann es z. B. um die interkommunale Konzentration von Erweite-

rung/Verlagerungen/Neugründung von Handwerker- und Baubetrieben gehen. Hier 

wären Modellprojekte unter Einbezug der Handwerkskammern denkbar. 

→   Handlungsempfehlung: 

 

Das regionale und teilregionale Agieren weiter ausbauen. 

Flächenbedarfe und –konkurrenzen in den Teilregionen offensiv vermitteln. 

Interkommunale  Entwicklungsansätze aktiv unterstützen.  

4.6  Vermarktung 

 
„Durch gemeinsames Marketing erhöht sich die Sichtbarkeit der Gesamtregi-
on und auch der einzelnen Fläche am Markt. 

Mit dem GEFEK und der erfolgten Priorisierung von Standorten mit überregionaler 

Bedeutung, die gemeinsam stärker beworben und vermarktet werden sollen, ist eine 

wichtige Verständigung erfolgt. Sowohl der gemeinsame Wirtschaftsraum als auch die 

Standorte sollten zeitnah unter dem Label Kiel Region stärker vermarktet werden. 

Dies kann im Vorgriff und unter Berücksichtigung des künftigen Corporate De-

sign/Corporate Identity des Regionalmarketings der Kiel Region erfolgen, wozu aber 

die Rolle Neumünster noch gesondert zu überprüfen ist. 

Mit den Standortprofilen liegt auch die Basis für Standortmarketinginstrumente vor. Es 

wird empfohlen, zügig die „Sichtbarkeit“ des Wirtschaftsraums, des Gewerbeflächen-

portfolios, der Standorte mit überregionaler Bedeutung, aber auch des funktionieren-

den Planungsdialogs als Ansiedlungshilfe zu erhöhen. 

→  Handlungsempfehlung: 

 

Der gemeinsame Wirtschaftsraum und die Standorte mit überregionaler Be-

deutung unter der Marke „Kiel Region“ zeitnah vermarkten.  

Das bisherige hohe Interesse am GEFEK-Prozess muss genutzt werden, um regionsin-

tern als auch in der Außenwirkung die Vorteile des regionalen Ansatzes zu vermitteln. 

4.7  Monitoring und Prozess 

 
„Das GEFEK ist der erste Schritt. Nun gilt es, ein kontinuierliches Gewerbeflä-
chenmonitoring aufzubauen und die gemeinsame Flächen- und Wirtschafts-
raumentwicklung umzusetzen.“ 

Der gutachterliche Prozess wird bisher vom Planungsdialog sehr intensiv begleitet. 

Darüber hinaus ist ein starkes Interesse von Landeseinrichtungen, Verbänden, Kam-

mern, den Kommunen und der Politik deutlich geworden, dem mit weiteren Veran-

staltungen und regelmäßigen Informationen Rechnung getragen werden sollte. 
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Zu den künftigen Aufgaben des Planungsdialoges sollte vor allem gehören: 

> Gewerbeflächen- und Nachfragemonitoring; dazu liegen mit den GEFEK-

Grundlagen handhabbare Instrumente vor, die mindestens jährlich aktualisiert und 

ausgewertet werden sollten. Auch sollten weitere Ergänzungen des Monitorings, z. 

B. zur differenzierten Flächenerhebung nach BauNVO (GE/GI-Flächen), eingepflegt 

werden.  

> Fachliche Unterstützung des Wirtschaftsraum- und Standortmarketings 

> Ggf. Vorbereitung eines Gewerbeflächenportals 

> Unterstützung interkommunaler Gewerbeflächenansätze, z. B. durch Vermittlung 
erfolgreicher Erfahrungen und Beratung durch den Planungsdialog     

> Fortführung des Dialoges zur Flächensondierung und –entwicklung; hier sollten 

weiterhin aktuelle Flächenplanungen vorgestellt, diskutiert und bewertet werden. 

> Abstimmung und Vorbereitung regelmäßiger Fortschrittsberichte für die Politik 

bzw. Einbeziehung durch Veranstaltungen  

> Koordinierung der regionalen Gewerbeflächenaktivitäten  

> Fortschreibung des GEFEK in geeignetem Zeitfenster; ca. 2018  

→   Handlungsempfehlung: 

 

Ein kontinuierliches Gewerbeflächenmonitoring im Planungsraum aufbauen. 

Aktivitäten für eine gemeinsame Flächen- und Wirtschaftsraumentwicklung 

intensivieren. 

Die Schlüsselrolle des etablierten Planungsdialoges muss gesichert und gestärkt wer-

den, dabei geht es sowohl um die personellen Kapazitäten der Vertreter der Städte 

Kiel, Neumünster und beider Kreise, der Wirtschaftsförderungen und auch der pro-

zessbegleitenden Landesplanung. 

Den Vertretern der Kreise und kreislichen Wirtschaftsförderungen kommt dabei eine 

besondere Rolle zu; sie sind wichtige Schnittstelle zu den kommunalen Akteuren.  

Über die notwendigen personellen Ressourcen hinaus sollte der Planungsdialog auch 

mit ausreichenden „Bordmitteln“ ausgestattet werden, um notwendige Sach- oder 

gutachterliche Leistungen zu sichern. Neben Eigenmitteln der kommunalen Partner 

sollten dafür aber auch Fördermittel, vor allem des aus GRW finanzierten Regional-

budgets über das Regionalmanagement der Kiel Region genutzt werden.  
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4.8 Ausblick 

Mit dem GEFEK für den Planungsraum II liegt nunmehr eine aktuelle Arbeitsgrundlage 

und Strategie für die weitere Gewerbeflächenentwicklung vor. Im GEFEK-Prozess ist 

das hohe Interesse aller Akteure von der kommunalen Ebene bis zur Landesebene 

deutlich geworden. Es wird empfohlen, zeitnah eine politische Befassung mit dem Fazit 

und den Handlungsempfehlungen herbeizuführen und die Prozessfortsetzung durch 

den Planungsdialog möglichst „nahtlos“ zu sichern. 

Die regionale Gewerbeflächenentwicklung im Planungsraum II bzw. der Kiel Region 

muss aber auch weiterhin als ein dynamischer Prozess verstanden werden; aktuelle 

Flächen- und/oder Nachfrageentwicklungen werden es notwendig machen, Bewertun-

gen des GEFEK als „Momentaufnahmen“ ggf. zu aktualisieren.  
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5 Verzeichnis der Quellen 

Kiel Region GmbH, REK Kiel Region, Konzept Ernst Basler + Partner GmbH, Kiel 2013 

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein, Landesentwicklungsplan Schleswig-

Holstein 2010, Kiel 2010 

Ministerium für ländliche Räume, Landesplanung, Landwirtschaft und Tourismus des 

Landes Schleswig-Holstein, Regionalplan für den Planungsraum III Technologie-Region 

K.E.R.N, Fortschreibung 2000, Kiel 2001 

Georg Consulting/Ramboll Management Consulting, REK A 7 Süd Ergebnisbericht, 

Hamburg 2013 

Georg Consulting, REK A 7 Süd Gewerbeflächen Fachbeitrag, , Hamburg 2012 

Technologie-Region Kiel, Eckernförde, Rendsburg, Neumünster, Plön; Konzept Convent 

Planung und Beratung GmbH, Gewerbeflächenentwicklungskonzept der Technologie-

Region K.E.R.N., Hamburg 2002 

CIMA Beratung + Management GmbH, Strategien zur zukünftigen Gewerbeflächen-

entwicklung in der Landeshauptstadt Kiel, Lübeck 2012 

Landeshauptstadt Kiel, Stadtplanungsamt, INSEKK, Kiel 2011 

ExperConsult, Gewerbeflächenanalyse im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Dortmund 

2014 

Kreisverwaltung Plön, Strategische Handlungsfelder des Kreises Plön, 2012 

Planungsgruppe 4/BPW, Integriertes Stadtentwicklungskonzept ISEK Neumünster, 

Berlin, 2006 

BBSR, Interaktive Regionalprofile; ausgewählte Strukturindikatoren, Stand 2012, In-

ternetabfragen 10/2015 

Niedersächsisches Institut für Wirtschaftsforschung, Gewerbeflächenentwicklungs- 
konzept für die Hansestadt Lübeck, Hannover 2012,  

Landeshauptstadt Schwerin, Integriertes Stadtentwicklungskonzept Schwerin 2025, 3. 

Fortschreibung, Schwerin 2015  
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A1 Dokumentation Veranstaltungen 

Gemeinsame Pressemitteilungen der Landeshauptstadt Kiel, der Kreise Rendsburg- 

Eckernförde und Plön, Stadt Neumünster sowie der Wirtschaftsförderungsgesellschaft 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde, der Wirtschafts-Förderungs-Agentur des Kreises 

Plön, der KiWi, Kieler Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungs GmbH und der 

Wirtschaftsagentur Neumünster GmbH. 

 

Auftaktveranstaltung zur Erstellung eines regionalen Gewerbeflächenentwicklungs-

konzeptes (GEFEK) am 26. März 2016 

Am 26. März lud der Planungsdialog Kiel Region zu einer Auftaktveranstaltung zum 

Regionalen Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II nach Neu-

münster ein. Dem Planungsraum II zugeordnet und somit am GEFEK beteiligt sind die 

Kreise Plön und Rendsburg-Eckernförder sowie die Landeshauptstadt Kiel und die 

Kreisfreie Stadt Neumünster. Diese erste Informations- und Fachveranstaltung richtete 

sich an die kommunale Ebene.  

Die Veranstaltung sollte erste Informationen zum aktuellen Stand des GEFEK geben. 

Als Referenten wurden Sabina Groß, Referentin für den Planungsraum II (Landesregie-

rung Schleswig-Holstein) sowie Stephan Kathke (Ernst Basler+Partner) und Dr. Michael 

Göbel (Regionomica) als Gutachter für die Erstellung des GEFEK eingeladen. Bevor 

Werner Kässens (Geschäftsführer der KiWi, Kieler Wirtschaftsförderungs- und Struk-

turentwicklungs GmbH und Geschäftsstelle Planungsdialog Kiel Region) Hintergrundin-

formationen zum Planungsdialog aufzeigen konnte betonte Dr. Olaf Tauras (Oberbür-

germeister Stadt Neumünster) dass die Zusammenarbeit gemeinsame Ziele der Region 

zusammenführt und Synergieeffekte sinnvoll genutzt werden können.  

Im Planungsdialog sind erstmals die regionalen Akteure aus der Wirtschaftsförderung 

und den Planungsstellen in der Kiel Region in einem Planungsverbund aktiv, um die 

Region als gemeinsamen Wirtschaftsraum weiter zu entwickeln. Die Arbeitsgruppe ist 

ein Ergebnis aus dem abgeschlossenen Regionalen Entwicklungskonzept (REK) der Kiel 

Region und befasst sich mit der aktiven Förderung und Entwicklung regionalbedeut-

samer Gewerbeflächen.  

Der Planungsdialog setzt sich zum Ziel, den Prozess zur nachhaltigen Entwicklung regi-

onalbedeutsamer Gewerbeflächen aktiv zu initiieren und zu begleiten – bis zur Er-

schließung und Vermarktung. Für Teilräume der Kiel Region sollen entsprechende 

Gebietsprofile entwickelt werden und die Gruppe möchte für eine aktive Gewerbeflä-

chenbereitstellung bei den Städten, Ämtern und Gemeinden werben. Des Weiteren ist 

der Planungsdialog gemeinsamer Ansprechpartner u.a. für die Landesregierung und –

verwaltung in Bezug auf regionale Flächenplanungen, -entwicklungen und Ansied-

lungsvorhaben. Durch das gemeinsame Auftreten werden zukünftig der Aufbau und 

die Stärkung eines regionalen Profils noch weiter intensiviert.  

Generell steht bei der Flächenentwicklung eine Gesamtflächenstrategie also eine regi-

onale Betrachtung im Vordergrund. Letztlich ist die Entwicklung einer Fläche der Kern 

der Entwicklung eines gemeinsamen Wirtschaftsraumes und diesen gilt es bezüglich 

der Gewerbeflächen gemeinsam zu vermarkten. Grundlage dafür wird das GEFEK sein, 

welches als Projekt vom Planungsdialog und der Landesplanung initiiert wurde. Die 

Landesplanung ist derzeit mit der Neuaufstellung der Regionalpläne beauftragt. 
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Das GEFEK bietet die Möglichkeit, dass die Region ihre Belange frühzeitig in den Auf-

stellungsprozess zum Regionalplan einbringen kann, so die Landesplanung. Diese 

kommunalen Belange wurden durch die Gutachter in Startergesprächen mit den ein-

zelnen Gebietskörperschaften abgefragt und werden bei der Erstellung als Zielformu-

lierung mit aufgenommen. 

Derzeit befindet sich die Erstellung des GEFEK in der Startphase. Die Gutachter neh-

men aktuell die Bestände der Gewerbeflächen auf. In den nächsten Schritten werden 

Bewertungsgrundlagen ermittelt, Gewerbeflächenprognosen erstellt und Handlungs-

empfehlungen aufgeführt. Die Vorstellung des Abschlussberichtes erfolgt im Novem-

ber 2015. Ziel ist es das GEFEK dahingehend zu erstellen, dass es für die Gebietskörper-

schaften fortschreibbar ist. 

 

 

1. Workshop mit wirtschaftsrelevanten Institutionen am 23. April 2015 

Gewerbeflächenentwicklung im gemeinsamen Wirtschaftsraum – Planungsdialog im 

Gespräch mit den wirtschaftsrelevanten Institutionen 

Nach dem am 26. März in Neumünster erfolgten Startschuss zum  Regionalen Gewer-

beflächenentwicklungskonzept (GEFEK) für den Planungsraum II sind die gutacherli-

chen Arbeiten der beauftragten Unternehmen (Ernst Basler+Partner und  (Regionomi-

ca) mit der Erhebung der Bestands-, Auslastungs- und Planungssituation im Gewerbe-

flächenbereich in vollem Gange. Für die Abschätzung der künftigen Gewerbeflächen-

bedarfe ist die Sicht der wirtschaftsrelevanten Institutionen von sehr hoher Bedeu-

tung. Am 23. April fand auf Einladung des Planungsdialoges Kiel Region in Rendsburg 

ein Workshop mit Vertretern der Landesregierung, der Investitionsbank, Kammern und 

Verbänden statt. Nach einer kurzen Einführung zum Ziel und Prozess des GEFEK stand 

der erste Austausch zum künftigen Bedarf an Gewerbeflächen im gemeinsamen Wirt-

schaftsraum im Mittelpunkt. Dabei ging es sowohl um die Frage nach dem quantitati-

ven Bedarf an Gewerbeflächen, wie auch um die notwendige Qualität und die Lage 

dieser.  

Deutlich wurde bei diesem ersten Austausch die Notwendigkeit, das Gewerbeflächen-

angebot sehr differenziert weiterzuentwickeln. Es geht dabei beispielsweise um geeig-

nete regionale Standorte für Handwerker- und Gewerbebetriebe zum Beispiel in Ge-

werbehöfen, aber natürlich auch um logistikorientierte größere Standortnachfragen an 

den Verkehrsachsen. Der Dialog mit den wirtschaftsrelevanten Institutionen soll im 

weiteren GEFEK-Prozess fortgesetzt werden. Vorgesehen ist u. a. ein Austausch mit 

Vertretern wichtiger Branchen-Cluster in der Region, um auch die branchenspezifi-

schen Nachfragen stärker mit einfließen lassen zu können. 

 

 

2. Workshop mit wirtschaftsrelevanten Institutionen am 29. Mai 2015 

Regionaler Gewerbeflächenbedarf  im gemeinsamen Wirtschaftsraum – im Dialog mit 

Clustern und Branchen 

Der Planungsdialog Kiel Region setzt die Gespräche im Rahmen der Erstellung des 

Regionalen Gewerbeflächenkonzeptes (GEFEK) für den Planungsraum fort. „Wieviel“ – 

„Welche“ – „Wo“; diese Frage stand im Fokus des Workshops am 29. Mai 2015 in Kiel. 

Wie ist die Sicht der Branchenvertreter; ob Logistik, Windenergie, Lebensmittel oder 

maritime Wirtschaft? Nach einer Kurzeinführung durch die beauftragten Unternehmen 

(Ernst Basler + Partner und  Regionomica) zur Bestands-, Auslastungs- und Planungssi-
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tuation im Gewerbeflächenbereich in der Region wurden Einschätzungen vorgestellt 

und mit den Planern, Wirtschaftsförderern und Gutachtern diskutiert.     

Dabei wurden einerseits durchaus konkrete branchenspezifische Anforderungen for-

muliert, wie z. B. für die Lebensmittelindustrie im Hinblick auf den spezifischen Ar-

beitskräftebedarf, die Energieversorgung bzw. die Kläranlagenkapazitäten. Es domi-

nierten aber branchenübergreifende Einschätzungen zum Bedarf. Dies betrifft z. B. den 

weiteren Bedarf an Flächen mit Wasserzugang und auch ausgewiesenen Industriege-

bietsflächen, um möglichst viele Stufen von Wertschöpfungsketten in der Region hal-

ten bzw. etablieren zu können. Im Hinblick auf die weiter wachsende Standortkonkur-

renz um Ansiedlungen wurde deutlich für eine offensive Angebotsstrategie plädiert, 

um ein attraktives Flächenangebot in der Region vorbereitet bzw. verfügbar zu haben. 

Die Ergebnisse werden in die weitere gutachterliche Arbeit eingehen, die im Herbst 

2015 abgeschlossen werden wird. 

 

 

Regionales Gewerbeflächenentwicklungskonzept in Plön vorgestellt 

Planungsdialog diskutiert erste Ergebnisse mit den politischen Ausschüssen des Pla-

nungsraums II am 06. Juli. 2015  

Die Landeshauptstadt Kiel, die Stadt Neumünster, der Kreis Rendsburg-Eckernförde 

und der Kreis Plön haben im Sommer 2014 beschlossen, gemeinsam ein Regionales 

Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II zu erstellen.  

Die Gebietskörperschaften arbeiten in Form des Planungsdialoges Kiel Region zusam-

men. Dabei handelt es sich um ein Austauschgremium der Raumplaner und Wirt-

schaftsförderer der Gebietskörperschaften, für dessen weitere Arbeit eine konzeptio-

nelle Grundlage in Form eines räumlichen und qualitativen Konzepts zur Entwicklung 

der Gewerbestandorte im gemeinsamen Wirtschaftsraum erforderlich ist. Die Erstel-

lung des Konzepts im Zeitraum von März bis November 2015 übernimmt die Ernst 

Basler + Partner GmbH in Kooperation mit der Regionomica GmbH. 

Das Gutachterteam stellte sich im Rahmen eines Workshops persönlich vor und infor-

mierte die politischen Ausschüsse aller beteiligten Gebietskörperschaften über Inhalte, 

Zielsetzungen, Stand und erste gutachterliche Einschätzungen zur  gemeinsamen Ge-

werbeflächenentwicklung – auch im landesplanerischen Zusammenhang – . Im Sinne 

einer aktiven Angebotsstrategie gilt es, eine regional abgestimmte Flächenentwicklung 

insbesondere auf die Unternehmen auszurichten, von denen eine Nachfrage zu erwar-

ten ist und die bisher in der Region noch kein adäquates Angebot vorfinden. Der Work-

shop diente dazu, dieses im Dialog mit den Einschätzungen der Selbstverwaltung abzu-

gleichen. 

 

 

Abschlussveranstaltung des Gewerbeflächenentwicklungskonzeptes für den Planungs-

raum II SH am 16. November 2015  

Kiel,  16. November 2015. Der Planungsdialog der KielRegion sei ein „herausragendes 

Beispiel interkommunaler Zusammenarbeit“ betonte Dr. Ulf Kämpfer, Oberbürger-

meister der Landeshauptstadt Kiel, in seiner Eröffnungsrede und begrüße die gut 70 

Veranstaltungsgäste zu einem „informativen Meilenstein unserer wirtschaftlichen 

Entwicklung“. 
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Dieser Meilenstein war die Präsentation des gemeinsamen Gewerbeflächenentwick-

lungskonzepts der Kreise Rendsburg-Eckernförde und Plön sowie der Landeshaupt-

stadt Kiel und der Stadt Neumünster am Freitagnachmittag im Kieler Rathaus. 

In den vergangenen sieben Monaten hatten Raumplaner und Wirtschaftsförderer der 

Region die vorhandenen und geplanten Gewerbeflächen im Planungsraum II erfasst, 

untersucht und bewertet. Die zukünftigen Flächenbedarfe wurden eingeschätzt, die 

Ansprüche der Wirtschaft an Flächen erfasst und in einem Flächenkonzept festgehal-

ten.  

„Regional sind wir einfach richtig gut aufgestellt“, zog Stephan Kathke, Stadt- und Re-

gionalentwickler vom Büro Basler + Partner Bilanz. Als Gutachter hatte er die Arbeit 

des Planungsdialogs der KielRegion begleitet. Insgesamt nähme die Wirtschaft im Pla-

nungsraum eine gute Entwicklung. Das zeigten der Beschäftigungsaufbau und die an-

haltende Gewerbeflächennachfrage. 

Die wichtigsten Ergebnisse des Gewerbeflächenentwicklungskonzeptes in der Über-

sicht: 

117 Standorte wurden in der Bestandsaufnahme erfasst, davon sind 24 Standorte 

aufgrund der Bewertung nach Flächenreserven und Verfügbarkeit von regionaler Be-

deutung, davon wiederrum sind 13 Standorte von überregionaler Bedeutung und sol-

len zukünftig verstärkt gefördert und gemeinsam vermarktet werden. 

Im Planungsraum II werden ca. 1.350 Hektar Gewerbeflächen genutzt. Etwa 150 Hek-

tar stehen derzeit zusätzlich zur Verfügung und etwa 350 Hektar könnten erschlossen 

werden. Der zusätzliche Gewerbeflächenbedarf bis 2030 wird je nach Prognose zwi-

schen 140 und 420 Hektar betragen.  

In der Region gibt es ausreichend potentielle Gewerbeflächen. Diese müssen schritt-

weise aktiviert und genutzt werden, um den erwarteten Bedarf zu decken. 

In Kiel zeigt sich ein Flächenengpass, der u.a. durch die Nutzung von Flächen im Um-

land ausgeglichen werden kann. Die Stadt Neumünster ist mit ihren aktuell verfügba-

ren und potentiellen Flächen gut aufgestellt. Der Kreis Rendsburg-Eckernförde muss 

Potentialflächen erschließen und weitere planen. Der Kreis Plön wird dem zu erwar-

tenden Bedarf gerecht, wenn hier die geplanten Flächen erschlossen werden. 

Stephanie Ladwig, Landrätin des Kreises Plön hob die Bedeutung der regionalen Ko-

operation hervor und plädierte dafür, das Konkurrenzverhältnis langfristig aufzulösen: 

„Wenn um uns herum viel passiert und wir diesen Prozess geschickt nutzen, dann sind 

wir alle Nutznießer – mal hat der eine mehr Nutzen, mal der andere.“ 

Der nächste Schritt wird die gemeinsame Vermarktung der Gewerbeflächen sein. Dr. 

Rolf-Oliver Schwemer, Landrat im Kreis Rendsburg-Eckernförde stellte fest: „Wenn wir 

deutschlandweit sichtbar sein wollen, dann gelingt das am besten, wenn wir uns als 

KielRegion aufstellen!“ 

Hintergrundinformationen: 

Der Planungsdialog der KielRegion versteht sich als gemeinsame Struktur der Raum-

planer und Wirtschaftsförderer der Region. Diese regionale Kooperation zeichnet sich 

dadurch aus, dass Wirtschaftsförderer und Planer gemeinsam an der Abstimmung, 

Entwicklung und Vermarktung von bedeutsamen Gewerbestandorten arbeiten. Mit 

der Erstellung des Gewerbeflächen-entwicklungskonzepts ist ein wichtiger Schritt zu 

einer gemeinsamen regionsübergreifenden Gewerbeflächenentwicklung und einer 

aktiven Angebotsplanung gemacht.  
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Die Landesregierung arbeitet derzeit an der Fortschreibung des Landesentwicklungs-

plans. Der neue Plan soll den Landesentwicklungsplan 2010 ersetzen und die Perspek-

tiven für Schleswig-Holstein bis zum Jahr 2030 aufzeigen. Zeitgleich erfolgt die Neuauf-

stellung des Regionalplans II. Der Planungsraum II umfasst die Kreise Rendsburg-

Eckernförde und Plön sowie die Landeshauptstadt Kiel und die Stadt Neumünster. Der 

neue Regionalplan II soll auch Aussagen zur regionalen Gewerbeflächenentwicklung 

treffen. Das Gewerbeflächenentwicklungskonzept wird also ein Beitrag der Region zum 

Regionalplan sein. 

Dies ist eine gemeinsame Pressemitteilung der Landeshauptstadt Kiel, der Kreise 

Rendsburg-Eckernförde und Plön, der Stadt Neumünster sowie der Wirtschaftsförde-

rungsgesellschaft des Kreises Rendsburg-Eckernförde mbH & Co. KG, der Wirtschafts-

förderungsagentur Kreis Plön GmbH und der KiWi, Kieler Wirtschaftsförderungs- und 

Strukturentwicklungs GmbH sowie der Wirtschafts-agentur Neumünster GmbH. 
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A2 Tabellenanhang 

s. separate pdf 
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A3 Profile Vertiefungsstandorte  
ANHANGBAND 

s. separate pdf 
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Zu Kapitel 2.3.2 Bestand und Angebot an Gewerbestandorten 

Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II – Stadt Kiel 
Stand: 26.11.2015 

ID Standort Größe (in ha) Status Bemerkung/Hinweis 

Kreis 
lfd. 
Nr. 

Stadt/ 
Gemeinde 

zentraler 
Ort Name Gebiet 

Brutto-
bauland 

Netto-
bauland 

davon 
belegt 

davon sofort 
verfügbar 

perspektivisch 
verfügbar Erschließung Verfügbarkeit   

KI 1 Kiel OZ Airpark Holtenau 24,8 18,6     18,6 Vorplanung langfristig Gewerbliche Baufläche NBL pauschal errechnet 

KI 2 Kiel OZ Alte Weide/ Eichkamp 13,1 9,8 9,8 0   Bestand keine   

KI 3 Kiel OZ Benzstraße/ Wehdenweg 19,5 14,6 9,6 5   Bestand kurzfristig schlechte bauliche Ausnutzbarkeit 

KI 4 Kiel OZ Boelckestraße Nord 5,6 4,2     4,2 Planung mittelfristig Fertigstellung Erschließung 2017 

KI 5 Kiel OZ Christianspier/Prieser Sand 7,6 5,7 5,7 0   Bestand keine   

KI 6 Kiel OZ Diedrichstraße 11,3 8,5 7,5 1   Bestand kurzfristig   

KI 7 Kiel OZ Faluner Weg 13 9,8 9,8 0   Bestand keine   

KI 8 Kiel OZ Moorsee I-III 41 26,7     26,7 Vorplanung langfristig 
Umwidmung SO ind GE eingeleitet; NBL pauschal errechnet 
(65%), hoher Anteil Grünflächen 

KI 9 Kiel OZ Grasweg/ Holzkoppelweg 29,4 22,1 22,1 0   Bestand keine   

KI 10 Kiel OZ Hasseer Bahnhof 13,8 10,4 10,4 0   Bestand keine   

KI 11 Kiel OZ Ihlberg 2,5 1,9 1,9 0   Bestand keine   

KI 12a Kiel OZ Wissenschaftspark 8,2 6,2 4 2,2   Bestand kurzfristig   

KI 12b Kiel OZ Laurispark 5,9 4,4 4,4 0   Bestand keine   

KI 13 Kiel OZ Friedrichsort 54 40,5 12   28,5 Vorplanung mittelfristig 
Privateigentum Fa. Harder; ggf. Reduzierung NBL um ca. 5 
ha durch naturräumliche Restriktionen 

KI 14 Kiel OZ Marinearsenal 20,7 15,5 15,5 0   Bestand keine 
Bund ist Flächeneigentümer; Aufgabe u. Entwicklung des 
Standortes nicht absehbar 

KI 15 Kiel OZ MFG 5 29,6 17,3     17,3 Vorplanung langfristig 
Mischnutzung Wohnen/GE, GE ca. 17 ha NBL (noch nicht 
im Detail geplant) 

KI 16 Kiel OZ 
Philipp-Reis-Weg/ Klausdorfer 
Weg 

11,5 8,6 8,6 0   Bestand keine   

KI 17 Kiel OZ Preetzer Str. 4,6 3,5 2,8 0,7   Bestand kurzfristig   

KI 18 Kiel OZ Radewisch/ Moorsee 14,3 10,7 7,6 0 3,1 
Bestand/Erweiterung 
in Planung 

Erweiterung 
mittelfristig 

Gesamtfläche einschl. Erweiterung 

KI 19 Kiel OZ Redderkoppel/ Koppelberg 10,9 8,2 8,2 0   Bestand keine   

KI 20 Kiel OZ Göteborgring 3,2 2,4 2,4 0   Bestand keine   

KI 21 Kiel OZ 
Russerer Weg/ Melsdorfer 
Feldw. 

4,9 3,7 3,7 0   Bestand keine   

KI 22 Kiel OZ Schlehenkamp/ Haselbusch 4,7 3,5 3 0,5   Bestand kurzfristig verfügbare Fläche in Privateigentum 

KI 23 Kiel OZ Schusterkrug 3,7 2,8 2,5 0,3   Bestand kurzfristig Bodenbelastung 
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Zu Kapitel 2.3.2 Bestand und Angebot an Gewerbestandorten 

Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II – Stadt Kiel 
Stand: 26.11.2015 

ID Standort Größe (in ha) Status Bemerkung/Hinweis 

Kreis 
lfd. 
Nr. 

Stadt/ 
Gemeinde 

zentraler 
Ort Name Gebiet 

Brutto-
bauland 

Netto-
bauland 

davon 
belegt 

davon sofort 
verfügbar 

perspektivisch 
verfügbar Erschließung Verfügbarkeit   

KI 24 Kiel OZ Seefischmarkt 9 6,8 6,8 0   Bestand keine   

KI 25 Kiel OZ 
Seekoppelweg/ 
Speckenbecker W. 

37,8 28,3 28,3 0   Bestand keine   

KI 26 Kiel OZ Konrad-Adenauer-Damm 6,3 4,7 4,7 0   Bestand keine   

KI 27 Kiel OZ Steekberg 6,4 4,8 4,8 0   Bestand keine   

KI 28 Kiel OZ Stormanstraße 9,7 7,3 7,3 0   Bestand keine   

KI 29 Kiel OZ Suchskrug 9 6,7 6,7 0   Bestand keine allerdings diverse leer stehende Immobilien 

KI 30 Kiel OZ Tannenberg 17,9 13,4 13,4 0   Bestand keine   

KI 31 Kiel OZ Tonberg 1,8 1,3 1,3 0   Bestand keine   

KI 32 Kiel OZ Töpfergrube 6,4 4,8 4,8 0   Bestand keine   

KI 33a Kiel OZ Wellsee 147,3 108 106 2   Bestand kurzfristig   

KI 33b Kiel OZ 
Wellsee/Barkauer Straße/Im 
Saal 

15,4 11,6 11,6 0   Bestand keine   

KI 34 Kiel OZ Werft Gaarden 51,8 38,8 38,8 0   Bestand keine HDW-Gelände 

KI 35 Kiel OZ Werftstraße/ Karlstal 6 4,5 4,1 0,4   Bestand kurzfristig schwierige Vermarktbarkeit wg. hoher Sanierungskosten 

KI 36 Kiel OZ KaiCity 3,3 2,5 0 2,5   Bestand kurzfristig Büro-/Dienstleistungsstandort (MK) 

KI 37 Kiel OZ Wik 24,2 18,2 15,4 2,8   Bestand kurzfristig 2 Teilflächen 

KI 38 Kiel OZ Wittland 22,8 17,1 17,1 0   Bestand keine   

KI 39 Kiel OZ  
Heidelberger-Gelände 
Suchsdorf 

12,9 9,7 9,7 0   Bestand keine privater Eigentümer 

KI 40 Kiel OZ Weco-Gelände 7,5 5,6 5,6 0 0 Bestand keine    

             
Summe (ha) 753,3 553,7 437,9 17,4 98,4 

   

TOP 6



Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II – Stadt Neumünster 
Stand: 26.11.2015 

ID Standort Größe (in ha) Status Bemerkung/Hinweis 

Kreis 
lfd. 
Nr. 

Stadt/ 
Gemeinde 

zentraler 
Ort Name Gebiet 

Brutto-
bauland 

Netto-
bauland 

davon 
belegt 

davon sofort 
verfügbar  

perspektivisch 
verfügbar Erschließung Verfügbarkeit   

NMS   Neumünster OZ Gewerbepark Eichhof, 1. EA 50 40,1 5,1 35   Realisierung kurzfristig B-Plan 177 

NMS   Neumünster OZ Gewerbepark Eichhof, 2. EA 22,8 17,1     17,1 Planung mittelfristig B-Plan 177b; NBL pauschal errechnet 

NMS   Neumünster OZ Technologiepark 4,6 2,1 0,4 1,7   Bestand kurzfristig   

NMS   Neumünster OZ Fresenburg 36,5 23 22 1   Bestand kurzfristig ggf. weiteres Potenzial bei Aufgabe Flugplatz 

NMS   Neumünster OZ Schwarzer Weg 4,9 2 1,2 0,8   Bestand kurzfristig   

NMS   Neumünster OZ 
Ind.- u. Gew.gebiet Süd 
nördl. B 205 

300 225 202,5 11,2 11,3 Bestand kurzfristig 
B-Plan 111 und 113 mit verfügbaren Flächen; B-
Plan 107, 109, 110, 112 voll 

NMS   Neumünster OZ 
Ind.- u. Gew.gebiet Süd südl. 
B 205 

88,9 73,7 34,2 4,5 35 
Bestand/Erweiterung 
in Planung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung mittelfristig 

B-Plan 116 

NMS   Neumünster OZ Gewerbegebiet Einfeld 36 27 27 0   Bestand keine B-Plan 208 

NMS   Neumünster OZ 
Stoverweg/Friedrich-Wöhler-
Str. 

29,7 27,6 27,6 0   Bestand keine B-Plan 59 

NMS   Neumünster OZ Blöckenkamp   22,2 22,2 0   Bestand keine B-Plan 66 

NMS   Neumünster OZ 
Rendsburger Str. (nördl. 
Stoverweg) 

14 10,5 10,5 0   Bestand keine B-Plan 82 

NMS   Neumünster OZ Gewerbegebiet Stover 26,2 20,3 20,3 0   Bestand  keine B-Plan 67, NBL enthält auch Mischgebiet 

NMS   Neumünster OZ 
Rendsburger 
Straße/Sedanstraße 

18 13,5 13,5 0   Bestand keine B-Plan 36 

NMS   Neumünster OZ Kieler Straße 82 61,5 61,5 0   Bestand keine B-Plan 29 

NMS   Neumünster OZ Altonaer Straße/Grüner Weg 49 36,8 36,8 0   Bestand keine B-Plan 96 

NMS   Neumünster OZ 
Altonaer Straße/ 
Allemannstraße 

20 15 15 0   Bestand keine B-Plan 78 

NMS   Neumünster OZ 
Gewerbe- und Industriegebiet 
Hahnbarg 

8,3 6,2 6,2 0   Bestand keine B-Plan 112 

             
Summe (ha) 

 
623,6 506,0 54,2 63,4 

   

TOP 6



Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II – Kreis Plön 
Stand: 26.11.2015 

ID Standort Größe (in ha) Status Bemerkung/Hinweis 

Kreis 
lfd. 
Nr. Stadt/ Gemeinde 

zentraler 
Ort Name Gebiet 

Brutto-
bauland 

Netto-
bauland 

davon 
belegt 

davon sofort 
verfügbar 

perspektivisch 
verfügbar Erschließung Verfügbarkeit    

PLÖ   Ascheberg  keine Trentrade   10 6,5 0 3,5 
Bestand/Erweiterung 
in Planung 

Bestand keine/ 
Erweiterung mittelfristig 

im FNP Erweiterung von 7 ha, davon 50% für 
Erschließung, Topografie 

PLÖ   Bösdorf  keine      1,5 1 0,5   Bestand kurzfristig   

PLÖ   
Kalübbe (Amt Großer 
Plöner See) 

keine     2,2 1 1,2   Bestand kurzfristig   

PLÖ   
Heikendorf (Amt 
Schrevenborn) 

SRK I     16,5 16,5 0   Bestand keine   

PLÖ   Lütjenburg UZ Bunendorp   4,4 2,4 2   Bestand kurzfristig   

PLÖ   Lütjenburg UZ Hopfenhof   2,8 2,6 0,2   Bestand kurzfristig   

PLÖ   Lütjenburg UZ Konversionsgelände   6,6     6,6 Vorplanung mittelfristig Mischnutzung  

PLÖ   Plön UZ TF MZ Behler Weg   10,2 9,6 0,6   Bestand kurzfristig Verhandlungen über Restflächen laufen 

PLÖ   Preetz UZ Wakendorf   60,5 27,8 0,1 32,6 Bestand mittelfristig einschl. geplanter Erweiterung  

PLÖ   Preetz UZ Dänenkamp   4,3 0,9 3,4   Bestand kurzfristig   

PLÖ   Fiefbergen (Amt Probstei) keine B-Plan 5    3,1 1,6 1,5   Bestand kurzfristig   

PLÖ   Höhndorf (Amt Probstei) keine B-Plan 2   3,5 3,5 0   Bestand keine   

PLÖ   Laboe (Amt Probstei) keine B-Plan 17/27   4,4 4,4 0   Bestand keine   

PLÖ   
Probsteierhagen (Amt 
Probstei) 

keine B-Plan 5/6   3,2 3 0,2   Bestand kurzfristig   

PLÖ   
Schönberg (Amt 
Probstei) 

UZ Eichkamp   29,5 24,3 0,4 4,8 
Bestand/Erweiterung 
in Vorplanung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung mittelfristig 

Verhandlungen über Erweiterungsflächen 
laufen 

PLÖ   Stein (Amt Probstei) keine B-Plan 12/13   3,9 3,9 0   Bestand keine   

PLÖ   
Schönkirchen (Amt 
Schrevenborn) 

keine GE Schönkirchen   27,1 18 0 9,1 
Bestand/Erweiterung 
in Vorplanung 

Bestand keine/ 
Erweiterung mittelfistig 

einschl. geplanter Erweiterung 

PLÖ   Schwentinental SRK II Dreikronen (B-Plan 17)   12,1 7,9   4,2 Bestand mittelfristig 
Verfügbarkeit durch Erschließungssituation 
eingeschränkt 

PLÖ   Schwentinental SRK II 
Raisdorf-West/Leibnizstr. 
(Randbereich Ostseepark) 

  34,5 34,5 0   Bestand  keine 
aber diverse leer stehende Immobilien zur 
gewerblichen Nutzung 

PLÖ   Schwentinental SRK II 
Raisdorf-Nord/Lise-Meitner-
Str. (B-Plan 1) 

  16 16 0   Bestand  keine    

PLÖ   Schwentinental SRK II 
Klausdorf/Wasser-
werksweg/B-Plan 1 

  17 17 0   Bestand  keine   

PLÖ   Selent LZO Haverkamp   11 5 2,8 3,2 
Bestand/Erweiterung 
in Vorplanung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung mittelfristig 

  

PLÖ   
Stolpe (Amt Bockhorst-
Wankendorf) 

keine An der Straßenmeisterei 6,2 3,5 3,5 0   Bestand keine   

TOP 6



Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II – Kreis Plön 
Stand: 26.11.2015 

ID Standort Größe (in ha) Status Bemerkung/Hinweis 

Kreis 
lfd. 
Nr. Stadt/ Gemeinde 

zentraler 
Ort Name Gebiet 

Brutto-
bauland 

Netto-
bauland 

davon 
belegt 

davon sofort 
verfügbar 

perspektivisch 
verfügbar Erschließung Verfügbarkeit    

PLÖ   
Wankendorf (Amt 
Bockhorst-Wankendorf) 

LZO Bösterredder 10 6,9 4,3 2,6   Bestand kurzfristig   

             
Summe (ha) 

 
294,7 215,2 15,5 64  

          

TOP 6



Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II – Kreis Rendsburg Eckernförde 
Stand: 26.11.2015 

  Standort Größe (in ha) Status Bemerkung/Hinweis 

Kreis 
lfd. 
Nr. Stadt/ Gemeinde 

zentraler 
Ort Name Gebiet 

Brutto-
bauland 

Netto-
bauland 

davon 
belegt 

davon sofort 
verfügbar 

perspektivisch 
verfügbar Erschließung Verfügbarkeit   

RD   
Dänischenhagen/ 
Altenholz 

keine 
Interkommunales GE 
Dänischenhagen 

38 34 17,4 0,6 16 
Bestand/Erweiterung 
in Vorplanung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung langfristig 

Interkommunal mit Kiel; BBL geschätzt 

RD   Bordesholm UZ 
Ökologisches Gewerbegebiet 
Eiderhöhe 

8 4,5 3,9 0,6   Bestand kurzfristig kleine Restfläche 

RD   
Borgstedt (Amt Hüttener 
Berge) 

keine 
Interkommunales GE 
Borgstedtfelde 

40 30     30 Planung mittelfristig 
Interkommunal Borgstedt, Schacht-Audorf, 
Büdelsdorf, Rendsburg; NBL pauschal errechnet 

RD   
Bredenbek (Amt Achter-
wehr) 

keine GE Bredenbek-Bovenau-Felde 8,5 6,4 3,4 3   Bestand kurzfristig interkommunal, Logistik; NBL pauschal errechnet 

RD   Büdelsdorf SRK II Fehmarnstraße/ Am Dolmen   74,8 58 16,8   Bestand kurzfristig GE-/GI-Fläche 

RD   
Dätgen (Amt Nortorfer 
Land) 

keine GE Wegkamp   4,1 3 1,1   Bestand kurzfristig   

RD   
Dätgen (Amt Nortorfer 
Land) 

keine 
Interkommunales 
Gewerbegebeit Dätgen 

14,8 11,1     11,1 Vorplanung langfristig 
7,5 ha mittelfristig, 3,6 ha bei Erweiterung. NBL 
pauschal errechnet 

RD   Eckernförde MZ Eckernförde Nord (Grasholz) 10 7,3   7,5   Bestand kurzfristig NBL pauschal errechnet 

RD   Eckernförde MZ Eckernförde Süd (Marienthal)   14 13,4 0,6   Bestand kurzfristig   

RD   Felde (Amt Achterwehr) LZO 
GE Felde-Achterwehr-
Westensee 

  3,8 3,8 0   Bestand keine interkommunales GE, Erweiterungsabsicht 

RD   Flintbek SRK II GE B38/Batterieweg   14,5 9,2 5,3   Bestand kurzfristig 
Entwicklung/Vermarktung durch Landgesellschaft 
S-H 

RD   Fockbek keine Buchenweg   2,1 1,3 0,8   Bestand kurzfristig   

RD   Fockbek keine Assenkoppeln/Brahmkamp   12 8,7 3,3   Bestand kurzfristig   

RD   Gettorf UZ Gewerbepark Eichkoppel   12,6 12,1 0,5   Bestand kurzfristig   

RD   
Hanerau-Hadmarschen 
(Amt Mittelholstein) 

LZO GE Westerstraße 6,6 5,0 4,4 0,6   Bestand kurzfristig NBL pauschal errechnet 

RD   
Hohenwestedt (Amt 
Mittelholstein) 

UZ Böternhöfen   21,6 10,6 0 11 
Bestand/Erweiterung 
in Planung 

Bestand keine/ 
Erweiterung mittelfristig 

Erweiterung in FNP vorgesehen; Daten einschl. 
geplante Erweiterung 

RD   
Hohn (Amt Hohner 
Harde) 

LZO GE B202   5 5 0   Bestand keine neue Perspektiven ggf. mit Stilllegung Fliegerhorst 

RD   
Melsdorf (Amt 
Achterwehr) 

keine 
Interkommunales 
Gewerbegebiet Rotenhof 

20 15   15   Realisierung kurzfristig 
Interkommunales Projekt mit Kiel; NBL pauschal 
errechnet 

RD   
Mühbrook (Amt 
Bordesholm) 

keine 
Ökologisches Gewerbegebiet 
Tökshorst 

  3,7 3 0,7   Bestand kurzfristig   

RD   
Nortorf/Amt Nortorfer 
Land 

UZ Am Hofkamp   17,2 2,5 14,7   Bestand kurzfristig 
als SO Logistik ausgewiesen, soll in GE geändert 
werden 

RD   
Osterrönfeld (Amt 
Eiderkanal) 

keine 
GE Osterrönfeld-Ost/Kieler 
Straße 

  16 14,8 1,2   Bestand kurzfristig ggf. Erweiterung Richtung Schacht-Audorf 

RD   Osterrönfeld/ Rendsburg 
keine/ 
MZ 

Interkomunales Gewerbegebiet 
Rendsburg Port Süd  

80 50   10 40 Planung mittelfristig 
Planung/Realisierung durch Entwicklungsagentur 
Rendsburg 

TOP 6



Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II – Kreis Rendsburg Eckernförde 
Stand: 26.11.2015 

  Standort Größe (in ha) Status Bemerkung/Hinweis 

Kreis 
lfd. 
Nr. Stadt/ Gemeinde 

zentraler 
Ort Name Gebiet 

Brutto-
bauland 

Netto-
bauland 

davon 
belegt 

davon sofort 
verfügbar 

perspektivisch 
verfügbar Erschließung Verfügbarkeit   

RD   
Owschlag (Amt Hüttener 
Berge) 

LZO GE Kamp 14 11 11 0   Bestand keine   

RD   Rendsburg MZ 
GE Kieler Str./Obereider 
Ostseite 

  17 16 1   Bestand kurzfristtig GI, überwiegend Nobiskrug 

RD   Rendsburg MZ 
GE Kieler Str./Obereider 
Westseite 

  5 2 3   Bestand kurzfristig   

RD   Rendsburg  MZ GE Büsumer Straße   11 4,9 6,1   Bestand kurzfristig   

RD   Rendsburg MZ Rendsburg Port 14 13,8 13,8 0   Bestand keine davon 1,4 ha Hafen-Vorstaufläche 

RD   
Schacht-Audorf (Amt 
Eiderkanal) 

keine Gewerbegebiet K76/NOK 2,4 1,8 0,4 1,4   Bestand   Erbpacht 

RD   
Waabs (Amt Schlei-
Ostsee) 

keine 
Interkommunales GE 
Waabs/Damp 

6,5 3,4 1,7 1,7   Bestand kurzfristig   

RD   Wasbek keine   30 22,5 k.A. k.A.   Bestand kurzfristig 
Betreuung durch Neumünster; NBL pauschal 
errechnet 

             
Summe (ha) 

 
450,1 224,3 95,5 108,1 (Summe nicht korrekt, da Angaben zu Wasbek fehlen) 

          

TOP 6



Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II 
Stand: 26.11.2015 

  PR II KI NMS PLÖ RD 

Zahl d. Standorte 113 42 17 24 30 

davon Standorte im Bestand/in Realisierung 102 37 15 23 27 

davon neue Standorte in Planung/Vorplanung 11 5 2 1 3 

davon Standorte unter 5 ha Nettobauland 37 14 2 11 10 

davon Standorte über 5 ha Nettobauland 76 28 15 13 20 

davon Standorte unter 5 ha aktuelle Verfügbarkeit 96 40 14 22 20 

davon Standorte über 5 ha aktuelle oder 
perspektivische Verfügbarkeit 

24 4 4 5 11 

            

Nettobauland gesamt 1.922,2 553,7 623,6 294,7 450,1 

davon Bestand belegt 1.383,4 437,9 506,0 215,2 224,3 

davon sofort/kurzfristig verfügbar 182,6 17,4 54,2 15,5 95,5 

davon langfristig/perspektivisch verfügbar 333,9 98,4 63,4 64,0 108,1 

 

 
 

     

      

      

      

      

      

      

      

      

Hinweise: 
zu Zeile 6/7: Bestandsflächen, bei denen eine Erweiterung geplant ist, werden in Zeile 6 gezählt. In Zeile 7 werden nur komplett neue Standorte 

gezählt.  

 
zu Zeile 10/11: Summe  der Zeilen kann höher sein, da Standorte, deren Verfügbarkeit aktuell unter 5 ha liegt, die aber perspektivisch erweitert 

werden und dann über mehr als 5 ha verfügen, doppelt gezählt werden. 

 
zu Zeile 13: ff.: Differenzen zwischen Gesamtfläche und Summe der Zeilen 14-16 bei RD aufgrund fehlender Flächendaten für Wasbek.  

TOP 6



Standort unter 5 ha, aufgrund besonderer Profilierung aber 

vertiefende Betrachtung in 2. Runde

Übersicht Vertiefungsstandorte  
Stand: 26.11.2015 

ID Standort Größe (in ha) Status 

Kreis 
lfd. 
Nr. Stadt/ Gemeinde 

zentraler 
Ort Name Gebiet 

Brutto-
bauland 

Netto-
bauland 

davon 
belegt 

davon sofort 
verfügbar 

davon 
perspektivisch 

verfügbar Erschließung Verfügbarkeit 

KI 1 Kiel OZ Airpark Holtenau 24,8 18,6     18,6 Vorplanung langfristig 

KI 2 Kiel OZ Moorsee I-III 41 26,7     26,7 Vorplanung langfristig 

KI 3 Kiel OZ Wissenschaftspark 8,2 6,2 4 2,2   Bestand kurzfristig 

KI 4 Kiel OZ Friedrichsort 54 40,5 12   28,5 Vorplanung mittelfristig 

KI 5 Kiel OZ MFG 5 29,6 17,3     17,3 Vorplanung langfristig 

KI 6 Kiel OZ KaiCity 3,3 2,5 0 2,5   Bestand kurzfristig 

NMS 7 Neumünster OZ 
Gewerbepark Eichhof, 
1. EA 

50 40,1 5,1 35   Realisierung kurzfristig 

NMS 8 Neumünster OZ 
Gewerbepark Eichhof, 
2. EA 

22,8 17,1     17,1 Planung mittelfristig 

NMS 9 Neumünster OZ 
Ind.- u. Gew.gebiet 
Süd nördl. B 205 

300 225 213,8 11,2 11,3 Bestand kurzfristig 

NMS 10 Neumünster OZ 
Ind.- u. Gew.gebiet 
Süd südl. B 205 

88,9 73,7 34,2 4,5 35 
Bestand/Erweiterung in 
Planung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung mittelfristig 

PLÖ 11 Lütjenburg UZ Konversionsgelände   6,6     6,6 Vorplanung mittelfristig 

PLÖ 12 Preetz UZ Wakendorf   60,5 27,8 0,1 32,6 
Bestand/Erweiterung in 
Planung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung mittelfristig 

PLÖ 13 
Schönberg (Amt 
Probstei) 

UZ Eichkamp   29,5 24,3 0,4 4,8 
Bestand/Erweiterung in 
Vorplanung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung mittelfrisitg 

PLÖ 14 
Schönkirchen (Amt 
Schrevenborn) 

keine GE Schönkirchen   27,1 18 0 9,1 
Bestand/Erweiterung in 
Vorplanung 

Bestand keine/ Erweiterung 
mittelfristig 

PLÖ 15 Selent LZO Haverkamp   11 5 2,8 3,2 
Bestand/ Erweiterung in 
Vorplanung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung mittelfristig 

RD 16 
Dänischenhagen/ 
Altenholz 

keine 
Interkommunales GE 
Dänischenhagen 

38 34 17,4 0,6 16 
Bestand/Erweiterung in 
Vorplanung 

Bestand kurzfristig/ 
Erweiterung langfristig 

RD 17 
Borgstedt (Amt 
Hüttener Berge) 

keine 
Interkommunales GE 
Borgstedtfelde 

40 30     30 Planung mittelfristig 

RD 18 Büdelsdorf SRK II 
Fehmarnstraße/ Am 
Dolmen 

  74,8 58 16,8   Bestand kurzfristig 

TOP 6



Standort unter 5 ha, aufgrund besonderer Profilierung aber 

vertiefende Betrachtung in 2. Runde

Übersicht Vertiefungsstandorte  
Stand: 26.11.2015 

RD 19 
Dätgen (Amt 
Nortorfer Land) 

keine 
Interkommunales GE 
Dätgen 

14,8 11,1     11,1 Vorplanung langfristig 

RD 20 Eckernförde MZ 
Eckernförde Nord/ 
Grasholz 

10 7,3   7,3   Bestand kurzfristig 

RD 21 Flintbek SRK II GE B38/Batterieweg   14,5 9,2 5,3   Bestand kurzfristig 

RD 22 
Hohenwestedt (Amt 
Mittelholstein) 

UZ Böternhöfen   21,6 10,6 0 11 
Bestand/Erweiterung in 
Planung 

Bestand keine/ Erweiter-
ungen kurz- u. mittelfristig 

RD 23 
Melsdorf (Amt 
Achterwehr) 

keine 
Interkommunales GE 
Rotenhof 

20 15   15   Realisierung kurzfristig 

RD 24 
Nortorf/Amt Nortorfer 
Land 

UZ Am Hofkamp   17,2 2,5 14,7   Bestand kurzfristig 

RD 25 
Osterrönfeld/ 
Rendsburg 

keine/ MZ Rendsburg Port Süd 80 50   10 40 Planung mittelfristig 

RD 26 Rendsburg  MZ GE Büsumer Straße   11 4,9 6,1   Bestand kurzfristig 

            Summe (in ha) 
 

888,9 446,8 134,5 318,9 

  

TOP 6



Bestandsaufnahme Gewerbeflächen im Planungsraum II 

Erläuterungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zentraler Ort 
gemäß Zentralörtliches System, Stand September 2014 
OZ = Oberzentrum 
MZ = Mittelzentrum 
UZ = Unterzentrum 
UZ TF MZ = Unterzentrum mit Teilfunktion eines Mittelzentrums 
LZO = Ländlicher Zentralort 
SRK I/II = Stadtrandkern 1./2. Ordnung 

Flächengrößen 
Bruttobauland: Gesamtfläche eines Gewerbegebietes einschl. Straßen und sonst. 

Erschließungsflächen, Grünflächen, ggf. Ausgleichsflächen, Versickerungsflächen u.ä., 

sofern diese in unmittelbarem räumlichen/funktionalen Zusammenhang mit dem 

Gewerbegebiet stehen. 
Nettobauland: Summe der veräußerbaren bzw. bereits veräußerten Grundstücke in 

einem Gewerbegebiet, also die tatsächlich von Unternehmen nutzbare Fläche 
Wenn nur das Bruttobauland bekannt ist, wird ein Faktor von 75% zur rechnerischen 

Ermittlung des Nettobaulands angenommen. 

Erschließungsstatus 
Bestand: planungsrechtlich und erschließungstechnisch gesichertes Gewerbegebiet, in 

dem Unternehmen angesiedelt und tätig sind bzw. Grundstücke für eine kurzfristige 

Ansiedlung von Unternehmen verfügbar sind 
Realisierung: planungsrechtlich gesichertes Gewerbegebiet, in dem die Erschließung 

noch nicht hergestellt/gesichert ist; noch keine Unternehmen angesiedelt, aber 

Grundstücke bereits in der aktiven Vermarktung  
Planung: Gewerbegebiet, für das konkrete Schritte zur Erlangung von Planungsrecht 

eingeleitet sind (Aufstellungsbeschluss B-Plan) und zu dem Konsens  bzgl. der 

Realisierung besteht (interkommunale Abstimmung, Abstimmung mit Landesplanung); 

Zeitpunkt der Fertigstellung noch nicht verbindlich; Grundstücke noch nicht in 

Vermarktung 
Vorplanung: erste konzeptionelle Vorplanungen/Vorüberlegungen bzw. vorbereitende 

Untersuchungen erfolgt, aber noch keine planungsrechtlichen Schritte/Abstimmungen 

erfolgt; Nutzungskonzept und Gebietsabgrenzung u. U. noch unklar; Realisierung des 

Gewerbegebietes insgesamt nicht sichergestellt 

Verfügbarkeit 
keine: im Gewerbegebiet sind gegenwärtig alle Flächen/Grundstücke verkauft und belegt. 

u.U. kann sich aber eine Verfügbarkeit ergeben, wenn ein Unternehmen wegzieht und 

das Grundstück verkauft, was aber nicht absehbar/kalkulierbar ist. 
kurzfristig: es liegen alle Voraussetzungen für eine Bebaubarkeit vor (u.a. Erschließung), 

Grundstück steht dem Unternehmen prinzipiell direkt zur Verfügung 
mittelfristig: Gebiet/Grundstück steht innerhalb der nächsten etwa 3 -5 Jahre zur 

Verfügung 
langfristig: es sind umfangreiche Abstimmungen/Planungen vorzunehmen, so dass das 

Grundstück aus heutiger Sicht frühestens in 5 Jahren zur Verfügung steht, wobei auch 

der Fall eintreten kann, dass ein Vorhaben nicht weiter verfolgt wird. 

TOP 6



Zu Kapitel 2.3.3 Nachfrage und Verkäufe 

Verkäufe von Gewerbeflächen 
Stand: 17.08.2015 

 

 
  2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 Durchschnitt 

 
  Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen Fälle Volumen 

K
ie

l 

bis 1.000 m² 6 2.248 3 1.780 1 985 3 1.395 1 290 3 1.745 5 2.949 2 648 0 0 0 0 4 1.202 2,55 1.204 

1.001 - 5.000 m² 5 16.880 6 13.387 5 8.968 6 14.916 6 17.874 3 10.983 6 15.923 10 28.533 5 11.852 10 27.598 3 8.871 5,91 15.980 

5.001 - 10.000 m² 0 0 3 22.094 5 35.934 2 14.985 1 9.223 4 31.774 3 24.027 1 7.845 1 5.427 1 7.658 4 22.862 2,27 16.530 

über 10.000 m² 2 58.440 1 15.853 1 22.100 2 25.601 2 54.291 1 11.585 1 12.677 1 14.714 1 20.103 3 59.712 2 48.185 1,55 31.206 

Summe 13 77.568 13 53.114 12 67.987 13 56.897 10 81.678 11 56.087 15 55.576 14 51.740 7 37.382 14 94.968 13 81.120 12,27 64.920 

Durchschn/Fall   5.967   4.086   5.666   4.377   8.168   5.099   3.705   3.696   5.340   6.783   6.240   5.290 

                          

N
e
u

m
ü

n
s
te

r 

                                                  

                                                  

bis 10.000 m² 2 3.340 1 2.000 3 7.395 11 31.828 13 43.286 5 13.479 6 15.241 9 36.139 8 26.860 5 19.670 4 8.664 6,09 18.900 

über 10.000 m²   0 1 38.454   0 1 11.047 1 11.578 1 12.025 3 51.922 2 32.373 1 29.089 2 23.000   0 1,50 19.044 

Summe 2 3.340 2 40.454 3 7.395 12 42.875 14 54.864 6 25.504 9 67.163 11 68.512 9 55.949 7 42.670 4 8.664 7,18 37.945 

Durchschn/Fall   1.670   20.227   2.465   3.573   3.919   4.251   7.463   6.228   6.217   6.096   2.166   5.283 

                          

P
lö

n
 

bis 1.000 m² 2 1.392 3 2.378 2 1.492 4 2.142 0 0 2 1.454 1 450 1 725 2 1.577 4 2.461 1 930 2,00 1.364 

1.001 - 5.000 m² 11 20.619 6 17.046 2 3.612 9 19.666 3 5.301 6 17.630 11 20.020 10 21.501 4 6.845 10 19.853 4 7.086 6,91 14.471 

5.001 - 10.000 m² 2 11.066 0 0 0 0 1 5.121 1 6.561 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 5.267 0,45 2.547 

über 10.000 m² 0 0 0 0 1 13.000 2 24.579 0 0 1 18.053 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0,36 5.057 

Summe 15 33.077 9 19.424 5 18.104 16 51.508 4 11.862 9 37.137 12 20.470 11 22.226 6 8.422 14 22.314 6 13.283 9,73 23.439 

Durchschn/Fall   2.205   2.158   3.621   3.219   2.966   4.126   1.706   2.021   1.404   1.594   2.214   2.410 

                          

R
e
n

d
s
b

u
rg

-

E
c
k

e
rn

fö
rd

e
 

bis 1.000 m² 8 6.319 5 4.449 5 4.046 3 2.124 7 5.846 7 2.680 2 2.000 5 4.241 4 2.891 5 4.009 6 4.231 5,18 3.894 

1.001 - 5.000 m² 20 52.540 27 61.821 20 47.619 26 57.471 29 65.605 22 48.346 36 81.780 35 88.931 25 53.927 20 55.575 18 49.469 25,27 60.280 

5.001 - 10.000 m² 2 13.940 5 36.711 4 26.719 5 32.692 12 86.826 2 14.439 5 36.381 7 44.124 3 18.973 3 23.354 5 27.929 4,82 32.917 

über 10.000 m² 2 22.071 5 107.919 2 43.188 3 71.127 4 95.751 3 140.661 3 153.097 5 126.824 5 130.292 2 23.354 3 54.813 3,36 88.100 

Summe 32 94.870 42 210.900 31 121.572 37 163.414 52 254.028 34 206.126 46 273.258 52 264.120 37 206.083 30 106.292 32 136.442 38,64 185.191 

Durchschn/Fall   2.965   5.021   3.922   4.417   4.885   6.063   5.940   5.079   5.570   3.543   4.264   4.793 

                          

S
u

m
m

e
 

P
la

n
u

n
g

s
ra

u
m

                                                   

                                                  

bis 10.000 m² 58 128.344 59 161.666 47 136.770 70 182.340 73 240.812 54 142.530 75 198.771 80 232.687 52 128.352 58 160.178 50 136.511 61,45 168.087 

über 10.000 m² 4 80.511 7 162.226 4 78.288 8 132.354 7 161.620 6 182.324 7 217.696 8 173.911 7 179.484 7 106.066 5 102.998 6,36 143.407 

Summe 62 208.855 66 323.892 51 215.058 78 314.694 80 402.432 60 324.854 82 416.467 88 406.598 59 307.836 65 266.244 55 239.509 67,82 311.494 
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Vertiefungsstandorte 

1. Vorbemerkung zu den Profilen der Vertiefungsstandorte 

Im Rahmen der Priorisierung der Standorte (vgl. Arbeitsprogramm und Kap. 2 bis 3) wurden insgesamt 26 

Standorte vertiefend betrachtet. Für die Bewertung dieser Vertiefungsstandorte wurde ein mit dem Pla-

nungsdialog abgestimmtes Muster an Kriterien und Kennziffern verwendet. Ziel war es, mit einem hinrei-

chenden und gleichzeitig überschaubaren Katalog an Informationen die Standorte zu beschreiben und zu 

vergleichen. Dabei ist auf Folgendes hinzuweisen: 

> In den Standortprofilen werden nur die wichtigsten und tatsächlichen Fakten aufgeführt. Auf umfangrei-
che Beschreibungen oder die Darstellung der Gebietsentwicklung wurde bewusst verzichtet. So wird bei-
spielsweise nicht zu jedem Standort explizit aufgeführt, dass sich der Regionalplan für den Planungsraum 
II derzeit in Neuaufstellung befindet. Wenn keine Restriktionen oder zum Beispiel Erschließungsprobleme 
bestehen, wird dies auch nicht angeführt. 

> Bestehende Gewerbeflächen und -standorte, die für die Bewertung des eigentlichen Standortes relevant 
sind und nah an den zu bewertenden Flächenpotenzialen liegen, werden hellblau umrandet dargestellt. 

> Die verwendeten Luftbilder entstammen dem Kartenmaterial von Microsoft (© 2015 Microsoft © 2015 
HERE) und/oder Google earth pro (© 2015 Google Inc.). 

> Die notwendigen Informationen und Planwerke wurden überwiegend von den Akteuren des Planungsdia-
logs zusammengestellt. In Konsultationen mit den Vertretern des Planungsdialogs wurden Details zu den 
Flächen besprochen und abgestimmt. 

> Jeder Standort wurde von den Gutachtern darüber hinaus persönlich besucht, um sich abschließend ein 
Bild über die tatsächlichen Gegebenheiten vor Ort machen zu können. 

Auf dieser Basis und unter Beachtung aller vorliegenden Informationen wurde die gutachterliche Bewertung 

hinsichtlich der überregionalen Bedeutung eines Standortes getroffen. Ergänzend wurde darauf hingewiesen, 

wenn der entsprechende Standort auch im Sinne des LEP ein Standort für ein Gewerbegebiet von überregio-

naler Bedeutung (Ziff. 2.6, Abs. 4) ist. 

Wir weisen an dieser Stelle ausdrücklich darauf hin, dass das der Bewertung zugrunde gelegte Daten- und 

Informationsmaterial nach bestem Wissen erhoben und ausgewertet wurde. Wir danken auch allen Ge-

sprächspartnern und den Akteuren des Planungsdialogs für ihr Engagement und ihre Bereitschaft kurzfristig 

Termine zu realisieren und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 
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2. Kiel 

Airpark Holtenau 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Kiel 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) gegenwärtig noch Flächen für den Luftverkehr 

Fläche Bruttobauland 24,8 ha 

Verfügbarkeit 
ca. 18,6 ha Nettobauland mittel- bis langfristig verfügbar (eventuell ab 
2020) 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

LHK 

Einbindung in Siedlungsstruktur nördliches Stadtgebiet, integrierte in Siedlungsstruktur 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen Altlastenverdacht 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan FNP-Änderung erforderlich 

Bebauungsplan B-Plan voraussichtlich erforderlich 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 9,5 km zur A 215 (zur A 7) 

Bundesstraße direkt an B 503 
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See-/Binnenhafen Nähe zu Kieler Häfen/Fähren (Güterumschlag/Passagiere) gegeben 

Gleisanschluss  

Bewertung Lagequalität  sehr gut angebunden an B 503 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

 

Sonstige Bemerkungen 

politische Entscheidung zur Entwicklung steht aus (eventuell 
2016/2017) 

aus Gutachtersicht muss die Entwicklung im Zusammenhang mit Ent-
wicklung MFG 5 gesehen werden 

Ausrichtung Unternehmen 
bereits angesiedelt ausschließlich flughafenaffine Unternehmen 
(Kunststofftechnik, Luftfahrt/Rundflüge, Luftfahrtelektronik, Bildung) 

Standorttypologie noch offen 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: kein Standort für Gewerbegebiet von überregionaler Bedeu-
tung nach Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010, da nicht in Verbindung mit Lan-
desentwicklungsachse 

 

 

1
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Moorsee I – III 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Kiel 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO)  

Fläche Gesamtgröße ca. 41 ha (Bruttobauland) 

Verfügbarkeit 
perspektivisch bis zu 26,7 ha Nettobauland langfristig ent-
wicklungsfähig (ab ca. 2020) 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

25 % LHK 

Einbindung in Siedlungsstruktur Stadtrand 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit leicht hügelig 

Erschließungsprobleme  

Restriktionen Kampfmittelvorkommen wahrscheinlich (Erfahrungswert) 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan 
FNP-Änderung erforderlich (derzeit Sonderbauflächen For-
schung/Technologie) 

Bebauungsplan B-Pläne erforderlich 

Erschließung über Solldiekswall möglich 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 8 km zur A 215 (zur A 7) 

Bundesstraße direkt an B 404 (zukünftig A 21) 
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See-/Binnenhafen 
Nähe zu Kieler Häfen/Fähren (Güterumschlag/Passagiere) 
gegeben 

Gleisanschluss 
Gleis im gegenüberliegenden Gewerbe- und Industriegebiet 
Wellsee vorhanden 

Bewertung Lagequalität  
sehr gut am Ortseingang und der B 404 (zukünftig A 21) gele-
gen 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

 

Sonstige Bemerkungen 
attraktiver Standort mit logistischen Vorteilen 

Synergieeffekte mit Gewerbe- und Industriegebiet Wellsee 

Ausrichtung Unternehmen 

angrenzend Zeitungs- und Druckhaus, gegenüber liegt das 
Gewerbe- und Industriegebiet Wellsee, ist mit 160 ha und 
rund 200 Unternehmen der Gewerbeschwerpunkt von Kiel 
und Umgebung (u. a. Elektronik- und Fernmeldeunterneh-
men, Logistik, Maschinenhandel für die Ernährungsbranche, 
Holzhandel, Autohäuser, Werkstätten, Dienstleister) 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet meist in Randlagen als Standort 
für mittelständisches produzierendes Gewerbe oder Großbe-
triebe 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: auch Standort für Gewerbegebiet von überregionaler 
Bedeutung im Sinne von Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010 

 

 

I

II
II

III

1

2

3

4

5

6
7

TOP 6



Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II – ANHANGBAND Profile Vertiefungsstandorte 

 

8 

  

  

  

 

 

 

  

1 2 

3 4 

5 6 

7 

TOP 6



Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II – ANHANGBAND Profile Vertiefungsstandorte 

 

9 

Wissenschaftspark 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Kiel 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) 
Gewerbliche Bauflächen, angrenzend Sonderbauflächen (Hochschu-
le/Forschung) 

Fläche Bruttobauland 8,2 ha, Nettobauland 6,2 ha 

Verfügbarkeit 2,2 ha sofort verfügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

privat 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
integrierte Lage in der Innenstadt, unmittelbar angrenzend an Universi-
tät 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan B-Plan 896 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 4 km zur A 215 (zur A 7) 

Bundesstraße 0,5 km zur B 76 

See-/Binnenhafen Nähe zu Kieler Häfen/Fähren (Güterumschlag/Passagiere) gegeben 

TOP 6



Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II – ANHANGBAND Profile Vertiefungsstandorte 

 

10 

Gleisanschluss  

Bewertung Lagequalität  gut bis sehr gut  

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

funktionierender Universitäts- und Wissenschaftsstandort 

Sonstige Bemerkungen 
Wissenschaftszentrum als Dienstleister für FuE-Transfer und Kern des 
Wissenschaftsparks 

Ausrichtung Unternehmen 

Neben der Universität haben sich bereits diverse Dienstleistungs- und 
Forschungsunternehmen angesiedelt wie bspw. Unternehmen aus den 
Bereichen Marine- und Vermessungstechnik, IT, Maschinenbau, FuE für 
den Maschinenbau Beratung, Krankenkassen, regenerative Energien, 
Gesundheitswirtschaft und Life Sciences 

Standorttypologie 
Standort für wissensintensive/technologieorientierte Unternehmen in 
zentraler Lage und/oder Nähe zur Universität 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: kein Standort für Gewerbegebiet von überregionaler Bedeu-
tung nach Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010, da nicht in Verbindung mit Landes-
entwicklungsachse 
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Friedrichsort 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Kiel 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) Gewerbliche Bauflächen 

Fläche Bruttobauland 54 ha, Nettobauland ca. 40,5 ha 

Verfügbarkeit 28,5 ha mittel- bis langfristig verfügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

Privat 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
Nördliches Stadtgebiet, begrenzt von Förde (Osten) und Wohngebiet 
(Westen) 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen 
Altlastenverdacht, Kampfmittelvorkommen wahrscheinlich (Erfah-
rungswert), straßenseitige Verkehrsanbindung (insb. Schwerlastver-
kehr) 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan 
Vorbereitende Untersuchungen (VU) nach besonderem Städtebaurecht  
eingeleitet (§ 141 BauGB) 

Bebauungsplan  

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 22 km zur A 215 (zur A 7) 
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Bundesstraße 3 km zur B 503 

See-/Binnenhafen Nähe zu Kieler Häfen/Fähren (Güterumschlag/Passagiere) gegeben 

Gleisanschluss vorhanden 

Bewertung Lagequalität  
Altindustriestandort mit schwierigen verkehrlichen Erschließungsmög-
lichkeiten 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Funktionsfähigkeit des Standortes aus Gutachtersicht derzeit einge-
schränkt (Sanierungsstau und verkehrliche Erschließung) 

Sonstige Bemerkungen  

Ausrichtung Unternehmen 
bisher bzw. in der näheren Umgebung vor allem Unternehmen der 
Bereiche Maschinenbau/-handel, Schweißtechnik und Metall 

Standorttypologie aktuell Standort für Produzierendes Gewerbe 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: kein Standort für Gewerbegebiet von überregionaler Bedeu-
tung nach Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010, da nicht in Verbindung mit Lan-
desentwicklungsachse 
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MFG 5 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Kiel 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) 
noch nicht definiert, derzeit Konversionsfläche (Teile geplant als Ge-
werbliche Bauflächen) 

Fläche 
Gesamtgröße des perspektivisch gewerblichen Bereichs 29,6 ha; davon 
Nettobauland für klassisches GE 17,3 ha (Anteil Gewerbe noch nicht 
genau definiert) 

Verfügbarkeit langfristig (ab ca. 2020) 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

BIMA 

Einbindung in Siedlungsstruktur nördliches Stadtgebiet zwischen Förde und ehemaligem Flughafen 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen Altlastenverdacht, Kampfmittelvorkommen wahrscheinlich 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan FNP-Änderung erforderlich 

Bebauungsplan B-Plan erforderlich 

Erschließung Erschließung erforderlich 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 11 km zur A 215 (zur A 7) 

Bundesstraße 1,5 km zur B 503 

See-/Binnenhafen Nähe zu Kieler Häfen/Fähren (Güterumschlag/Passagiere) gegeben 
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Gleisanschluss möglich 

Bewertung Lagequalität  gut bis sehr gut 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

 

Sonstige Bemerkungen angrenzend an Yacht-Hafen sowie Unternehmen in Friedrichsort 

Ausrichtung Unternehmen 
zukünftig eher im Bereich Dienstleistungen/Produzierendes Gewer-
be/maritimes Gewerbe, wahrscheinlich Nutzungskonkurrenz 

Standorttypologie noch offen 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: kein Standort für Gewerbegebiet von überregionaler Bedeu-
tung nach Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010, da nicht in Verbindung mit Lan-
desentwicklungsachse 
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Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Kiel 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) Gemischte Bauflächen (Kerngebiet) 

Fläche Gesamtgröße 3,3 ha Bruttobauland 

Verfügbarkeit 2,5 ha Nettobauland verfügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

50 % LHK 

Einbindung in Siedlungsstruktur integrierte Lage im Stadtzentrum, direkte Förde-Lage 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen Kampfmittelvorkommen (teilweise beräumt) 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan B-Plan 841/814 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 4 km zur A 215 (zur A 7) 

Bundesstraße 2 km zur B 76 und zur B 404 (zukünftig A 21) 

See-/Binnenhafen 
Nähe zu Kieler Häfen/Fähren (Güterumschlag/Passagiere) 
gegeben 

Gleisanschluss  

Bewertung Lagequalität  
sehr guter Standort mit günstiger ÖPNV-Anbindung (u. a. 
Hauptbahnhof fußläufig erreichbar) 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Vermarktung läuft 

Sonstige Bemerkungen Nutzungsmischung Wohnen/Büro 

Ausrichtung Unternehmen 

Büronutzung/Handel und Gastronomie, bereits ansässig sind 
diverse Dienstleister wie Medien- und Werbegesellschaften, 
Datenverarbeitung, Veranstaltungsanbieter (Halle 400), in der 
Umgebung Autovermieter, Handelsgenossenschaften, Jobcen-
ter, Dienstleistungs- und Beratungsunternehmen sowie Hörn-
Campus 

Standorttypologie 
Büro-/Dienstleistungsstandort im Kern-/Mischgebieten und 
zentraler Lage mit gewisser Durchmischung (Hotel, Gastrono-
mie, Handel) und hoher städtebaulicher Qualität 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: kein Standort für Gewerbegebiet von überregionaler 
Bedeutung nach Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010, da nicht in Verbin-
dung mit Landesentwicklungsachse 
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3. Neumünster 

Gewerbepark Eichhof, 1. Erschließungsabschnitt  

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Neumünster 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE/GI 

Fläche ca. 50 ha Bruttobauland/40 ha Nettobauland 

Verfügbarkeit 35 ha kurzfristig (nach Fertigstellung) verfügbar 

5 6 
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Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur isolierte Lage im nördlichen Stadtgebiet 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan vorhanden (1990) 

Bebauungsplan B-Plan 177 

Erschließung erschlossen 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 0,2 km zur A7 

Bundesstraße  

See-/Binnenhafen 34 km nach Kiel, 74 km nach Hamburg 

Gleisanschluss möglich im angrenzenden 2. Bauabschnitt 

Bewertung Lagequalität  ausgezeichnete überregionale Anbindung (BAB) 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

über B-Plan 177 B (mit Gleisanschluss) stehen mittelfristig Erweite-
rungsflächen zur Verfügung 

für langfristige Erweiterungsbedarfe sollten interkommunale Lösungen 
geprüft und genutzt werden 

sehr gute Anbindung und Einsehbarkeit von BAB 

Sonstige Bemerkungen  

Ausrichtung Unternehmen 
geeigneter Standort für Logistik und Produktion, ein Logistiker hat be-
reits Flächen erworben und bündelt seine Aktivitäten u.a. aus Kiel und 
Hamburg (Hallen entstehen derzeit) 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet für mittelständisches Verarbeitendes 
Gewerbe sowie besondere Lagegunst für Logistik/Distribution 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: auch Standort für Gewerbegebiet von überregionaler Bedeu-
tung im Sinne von Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010 
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Gewerbepark Eichhof, 2. Erschließungsabschnitt  

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Neumünster 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) noch nicht festgelegt 

Fläche ca. 23 ha Bruttobauland 

Verfügbarkeit ca. 17 ha Nettobauland mittelfristig verfügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur isolierte Lage am nördlichen Stadtrand 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan vorhanden (1990) 

Bebauungsplan B-Plan 177 B (in Aufstellung) 

Erschließung noch nicht erschlossen 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 0,7 km zur A7 

Bundesstraße  

See-/Binnenhafen 35 km nach Kiel, 74 km nach Hamburg 

Gleisanschluss Gleisanschluss im Süden möglich 

Bewertung Lagequalität  sehr gute überregionale Anbindung (BAB) 
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Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Nach Erschließung und Vermarktung des nördlichen Teils (B-Plan 177) 
ist auch Nachfrage für diesen Teil zu erwarten 

für langfristige Erweiterungsbedarfe sollten interkommunale Lösungen 
geprüft und genutzt werden 

sehr gute Anbindung und Einsehbarkeit von der BAB gelten auch für 
den südlichen Teil 

Sonstige Bemerkungen  

Ausrichtung Unternehmen geeigneter Standort für Logistik und Produktion 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet für mittelständisches Verarbeitendes 
Gewerbe sowie besondere Lagegunst für Logistik/Distribution 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: auch Standort für Gewerbegebiet von überregionaler Bedeu-
tung im Sinne von Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010 
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Industrie- und Gewerbegebiet Süd/südlich B 205 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Neumünster 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE/GI 

Fläche ca. 89 ha Bruttobauland 

Verfügbarkeit 
ca. 4,5 ha Nettobauland sofort verfügbar; weitere ca. 35 ha verfügbar 
nach Fertigstellung der Erweiterung 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

teilweise private Eigentümer 

Einbindung in Siedlungsstruktur südliche Randlage, vom Stadtgebiet durch B205 getrennt 

Topogra-
phie/Relief/Bebaubarkeit 

 

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan vorhanden (1990) 

Bebauungsplan B-Plan 116 

Erschließung erschlossen 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 3,6 km zur A 7 

Bundesstraße B 205 direkt angrenzend 

See-/Binnenhafen 47 km nach Kiel, 65 km nach Hamburg 

TOP 6
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Gleisanschluss  

Bewertung Lagequalität  sehr gute überregionale Anbindung über die B 205 an die BAB 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Standort wird angenommen, Vermarktung mittel- bis langfristig; Syner-
gien für Ernährungsgüterwirtschaft denkbar 

Sonstige Bemerkungen  

Ausrichtung Unternehmen mehrere Logistiker, Betonbau, Milchtrockenwerk 

Standorttypologie 
Standort für großflächiges Gewerbe mit besonderer Lage-gunst für 
Logistik/Distribution  

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: auch Standort für Gewerbegebiet von überregionaler Bedeu-
tung im Sinne von Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010 
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Industrie- und Gewerbegebiet Süd/nördlich B 205 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Neumünster 
(Oberzentrum) 

Kreis  

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE/GI 

Fläche insgesamt ca. 300 ha Bruttobauland 

Verfügbarkeit 
ca. 11,2 ha Nettobauland sofort verfügbar, weitere 11,25 ha mittel- bis 
langfristig verfügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

Restflächen mit gutem Zuschnitt 

Einbindung in Siedlungsstruktur südliche Randlage 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit 
lt. B-Plan 111 stellenweise Bodenaustausch, evtl. Grundwasserabsen-
kung durch Vertiefung 

Erschließungsprobleme  

Restriktionen 

lt. Begründung zu B-Plan 113 einige Teile nach Biotopkartierung als 
schutzwürdig eingestuft; soweit durch angrenzende Waldflächen Bau-
begrenzungen eintreten, sind erforderliche Abstandsflächen bereits 
durch Festsetzungen der überbaubaren Grundstücksflächen berück-
sichtigt. 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan vorhanden (1990) 

Bebauungsplan B-Plan 107, 109, 110, 117, 118 (Sondergebiet Oderstraße) 

Erschließung erschlossen 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 
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Autobahnanschluss 4,3 km zur A 7 

Bundesstraße 0,3 km zur B 205 

See-/Binnenhafen 48 km nach Kiel, 65 km nach Hamburg 

Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  Sehr gute überregionale Anbindung über die B 205 an die BAB  

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

funktionierender und gut angenommener Standort 

Sonstige Bemerkungen  

Ausrichtung Unternehmen 

Zerspannungstechnik, Lackiererei, Nutzfahrzeuge, Rohstoffverwer-
tung/Metallhandel, Elektrorecycling, Großhandel, Vertrieb (Tierarznei-
mittel, Spirituosen, Bäder usw.), Kunststoffe, Elektrotechnik, Haustech-
nik 

Standorttypologie 
Standort für großflächiges Gewerbe mit besonderer Lagegunst für Lo-
gistik/Distribution  

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam  
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4. Rendsburg-Eckernförde 

Gewerbegebiet Böternhöfen 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Gemeinde Hohenwestedt, Amt Mittelholstein 
(Unterzentrum) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche 
insg. ca. 19,6 ha Nettobauland im Bestand, zzgl. 2 ha Erweiterung im 
Nordwesten (B-Plan 35 im Verfahren) 

Verfügbarkeit 

keine Verfügbarkeit im Bestand; Erweiterung um ca. 2 ha läuft bzw. 
Vorbereitung 

nach FNP weitere Flächenpotenziale im Südwesten (ca. 9 ha) für lang-
fristige Weiterentwicklung  

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
Gemeinderandlage: GE liegt südlich des Gemeindezentrums, von die-
sem durch B430 getrennt 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen Naturpark Aukrug in der Nähe, Wanderweg kreuzt im Süden 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan Ursprünglicher FNP von 2001 

Bebauungsplan 
B-Pläne 31, 46 und 46 (1. Änderung), 35 („Böternhöfen II“, 1. Änderung 
im Verfahren (SO, Einzelhandel)), 48 („Böternhöfen III“), 36 („Fried-
richsruh“) 
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Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss jeweils in 18 km zur A 7 oder A 23 

Bundesstraße in 0,2 km zur B 430 

See-/Binnenhafen in 27 km nach Rendsburg 

Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  lokale Anbindung gut, überregionale Anbindung (an BAB) nicht optimal 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

westlich der L123 ist bereits weitere Gewerbefläche (Lager/ Recycling) 
fertiggestellt, weitere Erweiterungen geplant,  

geeignet für lokale und regionale Unternehmen bzw. deren Erweite-
rung 

Sonstige Bemerkungen 

bisherige Flächen/Gründerzentrum mit EU-Mitteln gefördert („Bötern-
höfen I“), Nähe zu Naturpark Aukrug könnte aufgegriffen werden 

Keine eindeutige Profilierung/Ausrichtung 

Ausrichtung Unternehmen 
Gründerzentrum mit KMU und Dienstleistungsunternehmen, ansons-
ten Hersteller von Wintergärten, TÜV, Spedition und im südlichen Teil 
Recyclingunternehmen, dadurch erheblicher LKW-Verkehr  

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet für mittelständisches, regional orientier-
tes Produzierendes Gewerbe mit mittlerer Emissionsintensität 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Gewerbegebiet Am Hofkamp 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde 
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Nortorf, Amt Nortorfer Land 

(Unterzentrum) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche 17,2 ha Nettobauland 

Verfügbarkeit 14,7 ha 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
Gemeinderandlage: südlich des Gemeindegebietes, von diesem 
durch L328 getrennt 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan 
B-Plan 33, aktuell Verfahren zur Änderung B-Plan und FNP (Um-
widmung von SO in GE) 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss in 9 km zur A 7 

Bundesstraße in 11 km zur B 430 

See-/Binnenhafen in 24 km nach Rendsburg 
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Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  
relativ ungünstige Anbindung (im Vergleich beispielsweise zu 
Dätgen) 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

 

Sonstige Bemerkungen 

Als Logistikstandort eher ungeeignet, Ausweisung als SO Logistik 
wird geändert, Vermarktung lief eher schleppend 

Weitere Entwicklung ist im Zusammenhang mit Dätgen zu sehen, 
Nortorf kann als Ergänzungsstandort für regionale Unternehmen 
angesehen werden 

Ausrichtung Unternehmen 
u. a. Metallbau- und Brunnenbauunternehmen, Dienstleistungs-
unternehmen, Steuerberater 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet für mittelständisches, regional orien-
tiertes Gewerbe 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 

 

 

Weitere Potenzial-
flächen lt. FNP (1999)

SO (Logistik)
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Interkommunales Gewerbegebiet Dätgen 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde 
(zentralörtliche Funktion) 

Dätgen/Amt Nortorfer Land 
 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche 
ca. 10 ha Bruttobauland in erster Entwicklungsstufe (Bereiche A 
und B); zusätzlich 4,8 ha im Bereich C als Erweiterungsoption 

Verfügbarkeit 
ca. 7,5 ha Nettobauland in erster Entwicklungsstufe; weitere 3,6 
ha bei Erweiterung 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur in Randlage der Gemeinde in Richtung Autobahn 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit leicht hügelig 

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan für Bereich A vorhabenbezogener B-Plan 4 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 0,3 km zur A 7 

Bundesstraße  

See-/Binnenhafen 33 km nach Rendsburg 
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Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  
sehr gute Lage an BAB („Sichtbarkeit“ aus Richtung Neumünster 
kommend etwas eingeschränkt)  

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Nachfrage offensichtlich vorhanden 

Sonstige Bemerkungen 

Erweiterung des GE Wegkamp 

lt. Regionalplan wird in der Gemeinde Dätgen ein amtsübergrei-
fendes interkommunales Gewerbegebiet von regionaler Bedeu-
tung angestrebt (S. 49), eine entsprechende Vereinbarung zwi-
schen der Gemeinde Dätgen und den Unterzentren Bordesholm 
und Nortorf wurde im August 2015 unterzeichnet (der Flächenbe-
reich C ist nicht Gegenstand des Vertrages) 

eventuelle Bedarfe für Bereich C werden zu gegebener Zeit ge-
prüft  

eine Konkurrenzsituation zu Standorten in Neumünster wird aus 
Gutachtersicht aufgrund der Größe und Ausrichtung nicht gese-
hen, es ergibt sich hier eher eine zielführende Zusammenarbeit 
der Unterzentren 

Ausrichtung Unternehmen 

Im vorhandenen GE Wegkamp vor allem regional ausgerichtete 
Unternehmen angesiedelt: Küchenbauer, Tischlerei, Dachdecker, 
Gebrauchtwagenhandel, aber auch Versandhandel (Elektronik) 

Auf den neuen Flächen (Bauschild) soll Landtechnik Betrieb mit 
Ersatzteil-Logistik entstehen  

Tankstelle und Schnellimbiss schon seit ca. zwei Jahren ansässig 

Standorttypologie 

„klassisches“ Gewerbegebiet für mittelständisches Produzieren-
des Gewerbe sowie besondere Lagegunst für Logis-
tik/Distribution, auch geeignet für Werkstätten (LKW und Großge-
räte Landwirtschaft) 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Interkommunales Gewerbegebiet Rendsburg Port Süd 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Rendsburg (Mittelzentrum); Gemeinde Osterrönfeld (Amt 
Eiderkanal) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche ca. 80 ha Bruttobauland 

Verfügbarkeit ca. 10 ha sofort verfügbar, ca. 40 ha Nettobauland mittelfristig 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
Randlage zur Gemeinde Osterrönfeld und Rendsburg-Süd; von 
beiden durch B 202 getrennt 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan 35. Änderung FNP Rendsburg 

Bebauungsplan 
B-Plan 79 und 94 (Rendsburg, „Gewerbegebiet Bischofskamp“), B-
Plan 31 Osterrönfeld 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 3,5 km zur A 210 

Bundesstraße B 202 direkt anliegend 

See-/Binnenhafen 2 km nach Rendsburg 
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Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  sehr gute Lage und Anbindung 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des 
Standortes  

 

Sonstige Bemerkungen 

interkommunales Projekt, B-Plan-Änderung läuft 

geeignet für Schwerlastumschlag, schwerlastfähige Straßenanbin-
dung zum Hafen; funktionaler Zusammenhang mit Rendsburg 
Port 

Planung/Realisierung durch Entwicklungsagentur Rendsburg 

Ergänzung zum Port Nordflächen, Standort ist schon seit Jahren 
im GEP als einer von zwei prioritären GEP-Flächen geführt 

Ausrichtung Unternehmen  

Standorttypologie 
Standort für großflächiges Gewerbe mit besonderer Lagegunst für 
Logistik/Distribution 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: auch Standort für Gewerbegebiet von überregionaler 
Bedeutung im Sinne von Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010 
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Gewerbegebiet Fehmarnstraße/Am Dolmen 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Büdelsdorf  
(Stadtrandkern 2. Ordnung) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE (teilweise GI) 

Fläche ca. 68 ha Nettobauland 

Verfügbarkeit 
ca. 10 ha im Osten sofort verfügbar; weitere 6,8 ha GE am Orts-
ausgang Richtung Borgstedt neu entwickelt und ebenfalls ver-
fügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/ Eigen-
tumsverhältnisse 

kleinteiliges Gebiet, kleine Parzellen 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
unmittelbar östlich an Siedlungsbereich angrenzend, im Osten 
durch Eider-Ufer begrenzt 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan 19. Änderung FNP 

Bebauungsplan B-Pläne 52, 29, 33, 28 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 3,2 km zur A 7 

Bundesstraße B 203 direkt anliegend 
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See-/Binnenhafen 5 km zum Hafen Rendsburg 

Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität   

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

 

Sonstige Bemerkungen 

gewerbliche Entwicklung soll in Richtung Borgstedtfelde gehen, 
Flächen seit 10 Jahren in der Entwicklung/ Vermarktung  

mit dem Druckzentrum auf 8 ha wurde 2001 ein großer Investor 
akquiriert, seitdem eher kleinere Grundstücksverkäufe 

Vorteil ist die Verfügbarkeit im NO: ca. 10 ha und insg. 14 Grund-
stücke, ein Investor aus Rendsburg wird verlagern (von Büsumer 
Str.) 

Preise ab 15 Euro zuzügl. Erschließung Straße 

Ausrichtung Unternehmen 

Druckhaus als Ankerinvestor, ansonsten klein- und mittelständi-
sche Unternehmen aus Produktion und Dienstleistung, insge-
samt kleinteilige Erschließung, dänischer Investor für die neuen 
Flächen (Grund war die Lage zur Autobahn) 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet für mittelständisches Produzieren-
des Gewerbe 

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Interkommunales Gewerbegebiet Borgstedtfelde 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Gemeinde Borgstedt, Amt Hüttener Berge 
 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche ca. 40 ha Bruttobauland 

Verfügbarkeit  

Größe und Flächenzuschnitt/ Eigen-
tumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur isolierte Lage an der B 203 zwischen Büdelsdorf und A7 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen 
evtl. Probleme durch ansässige landwirtschaftliche Betriebe, 
weitere Nutzung Reiterhof 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan 9. Änderung FNP (in Aufstellung) 

Bebauungsplan 
B-Plan Nr. 17 „Interkommunales Gewerbegebiet Borgstedtfelde“ 
der Gemeinde Borgstedt (in Aufstellung) 

Erschließung noch nicht erschlossen 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 1,2 km zur A 7 

Bundesstraße B 203 direkt anliegend 

See-/Binnenhafen 7 km zum Hafen Rendsburg 
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Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  direkt an B 203  

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des Standortes 

Standort soll die gewerbliche Entwicklung von Rendsburg über 
Büdelsdorf in Richtung BAB vollziehen 

im GEP als einer von zwei prioritären Standorten (neben Port Süd) 
dargestellt 

Sonstige Bemerkungen 

hohe Priorität für Kreis und lokale Akteure 

Entwicklung über Entwicklungsgesellschaft Borgstedtfelde mbH 
(kurz "EGB"; Gesellschafter sind die Kommunen Borgstedt, 
Schacht-Audorf, Büdelsdorf und Rendsburg) 

nach GEP sollte Entwicklung zuerst (prioritär) von der BAB in Rich-
tung Büdelsdorf erfolgen, jetzt Entwicklung in anderer Richtung, 
weil dort die Fläche zum Verkauf stand 

Ausrichtung Unternehmen  

Standorttypologie 
Standort für großflächiges Gewerbe mit besonderer Lagegunst für 
Logistik/Distribution 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: auch Standort für Gewerbegebiet von überregionaler 
Bedeutung im Sinne von Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010 
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Gewerbegebiet Büsumer Straße 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Rendsburg 
(Mittelzentrum) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE/GI 

Fläche ca. 11 ha Nettobauland 

Verfügbarkeit 6,1 ha verfügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/ Eigen-
tumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
nordöstliche Stadtrandlage, weitere Gewerbeflächen östlich der 
B77 (Friedrichstädter Straße, Eiderpark); Teil eines Gewerbeare-
als am Stadtrand 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan B-Plan 69, B-Plan 70 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 8,3 km zur A 7 

Bundesstraße B 77 direkt anliegend 

See-/Binnenhafen 5,7 km zum Hafen Rendsburg 
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Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  
ungünstige Anbindung an BAB (Durchfahrt durch Stadt und 
Büdelsdorf bzw. nach Süden durch den Kanaltunnel), wird zur Zeit 
noch potenziert durch schlechte Erreichbarkeit durch Kanaltunnel 

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

klassisches GE mit viel Handel und Autohäuser 

Sonstige Bemerkungen lt. Aussagen Büdelsdorf gibt es Verlagerer in andere Gebiete 

Ausrichtung Unternehmen 
Recyclinghof, mehrere Autohäuser, Holzhandel, Feuerschutz, 
Verkauf Wohnwagen, Badausstellung- und Verkauf, Maschinen-
bau, Autohandel, KEP-Unternehmen, Haushaltwarenhandel 

Standorttypologie 
klassisches Gewerbegebiet für mittelständisches, regional orien-
tiertes Gewerbe 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Gewerbegebiet Eckernförde Nord (Grasholz) 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Eckernförde (Mittelzentrum) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche ca. 10 ha Bruttobauland 

Verfügbarkeit 
35 Grundstücke, vier oder fünf verkauft und bereits bebaut 
bzw. in Bau  

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

Gesamtbaufläche 7,3 ha,  

Parzellengröße 1.049 – 4.091 qm 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
Randlage von Eckernförde in Richtung Schleswig, südlich der 
B76 liegt Militär 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit leicht hügelig 

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan B-Plan 34 (1. Änderung) 

Erschließung Komplett erschlossen (Strom, Wasser, Gas) 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 19,5 km zur A 7 

Bundesstraße an der B76 bzw. Zufahrt nördlich davon 

See-/Binnenhafen 30 km nach Kiel 
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Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  liegt etwas abseits der B76 

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit  

Sonstige Bemerkungen 
Preise: rd. 40 Euro/qm (inkl. Kostenanteil für die Stadtwerke) 

Gefördert über Zukunftsprogramm Wirtschaft (EFRE) 

Ausrichtung Unternehmen 

Bisher drei Unternehmen, u. a. Gartenbaufirma 

Nördlich des GE liegt eine größere Halle eines Landtechnikun-
ternehmens 

Standorttypologie  

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Interkommunales Gewerbegebiet Rotenhof 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Gemeinde Melsdorf, Amt Achterwehr 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche ca. 20 ha Bruttobauland 

Verfügbarkeit ca. 15 ha Nettobauland mittel- bis langfristig 

Größe und Flächenzuschnitt/ Eigen-
tumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
südlich des Gemeindegebiets, isolierte Lage zwischen Bahnlinie 
und Autobahn 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan 7. Änderung FNP (im Verfahren) 

Bebauungsplan B-Plan 14 (im Verfahren) 

Erschließung Ausschreibung noch 2015, Baubeginn 2016 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 0,2 km zur A 210 

Bundesstraße  

See-/Binnenhafen 13 km nach Kiel 
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Gleisanschluss Bahnlinie verläuft direkt am Gebiet 

Bewertung Lagequalität  
sehr gute Lage/Anbindung an BAB 210; 5,5 km Luftlinie bis zur 
Förde 

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit  

Sonstige Bemerkungen 
hat sich langfristig aus Stadt-Umland-Kooperation ergeben 

Ziel lt. Kiwi: pro Jahr 9.000 qm zu vermarkten 

Ausrichtung Unternehmen 
Zielgruppe sind Dienstleister und prod. Gewerbe, eher weniger 
Logistik 

Standorttypologie  

Bewertung der regionalplanerischen und strukturpolitischen Bedeutung  

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: auch Standort für Gewerbegebiet von überregionaler 
Bedeutung im Sinne von Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010 bzw. lt. Regio-
nalplan interkommunales Gewerbegebiet mit der LHK (S. 37) 
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Interkommunales Gewerbegebiet Dänischenhagen 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Gemeinde Altenholz und Gemeinde Dänischenhagen 
(Altenholz Stadtrandkern 2. Ordnung) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche 
insg. ca. 38 ha Bruttobauland (einschl. geplanter Erweite-
rung) 

Verfügbarkeit 
0,6 ha sofort verfügbar; 16 ha mittel- bis langfristig nach 
Herstellung der Erweiterung 

Größe und Flächenzuschnitt/ Eigentumsver-
hältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur liegt am Rande von Altenholz; nördlich angrenzend Golfplatz 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen 
aus Landesplanungssicht sind bei der Entwicklung die Ach-
senabgrenzung und der regionale Grünzug zu beachten 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan in Vorbereitung 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 13,5 km zur A 215 

Bundesstraße 0,2 km zur B 503 

See-/Binnenhafen 8,2 km nach Kiel 
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Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  

gut angebunden an die B503 über die L254 mit direkten Zu- 
und Abfahrten  

unmittelbar angrenzend in Altenholz befindet sich dataport 
(IT-Dienstleister mit 2.300 MA für die öff. Verwaltung) 

Qualitative Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des Standortes   

Sonstige Bemerkungen 

Zweckverband Entwicklungsgemeinschaft Altenholz-
Dänischenhagen-Kiel (Kiel eingebunden) 

fast alle Flächen im bestehenden GE vermarktet, hohe lokale 
Nachfrage, kann kaum noch bedient werden, für die Ver-
marktung ist erfahrungsgemäß allerdings ein längerer Zeit-
raum einzuplanen  

Ausrichtung eher lokaler Bedarf (Handwerker), aber nicht 
klar definiert;  zu starke Spezialisierung sollte vermieden 
werden 

Standortentwicklung ist bei der Neuaufstellung des Regional-
plans zu berücksichtigen 

Ausrichtung Unternehmen 

Lokal und regional ausgerichtete Unternehmen (Autorepara-
tur, Gartenbau, Baumaschinenvermietung, Holz/Garten, 
Versicherungsvertretung, Ingenieurbüros, Bauhof, Boots-
werft, Trailer, Geländewagen) 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet für mittelständisches Produzie-
rendes Gewerbe 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam  
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Gewerbegebiet Flintbek B 38 („Nördlich und südlich Batterieweg“) 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Gemeinde Flintbek/Amt Flintbek 
(Stadtrandkern 2. Ordnung) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE 

Fläche ca. 14,5 ha Nettobauland 

Verfügbarkeit 5,3 ha sofort verfügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

 

Einbindung in Siedlungsstruktur isolierte Lage an L 318 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan B-Plan 38 („Nördlich und südlich Batterieweg“, 2009) 

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 4,1 km zur A 215 

Bundesstraße 8,5 km zur B 404 

See-/Binnenhafen 16 km nach Kiel 

Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  akzeptable Anbindung zur BAB 215, Anschluss Blumental  
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Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

 

Sonstige Bemerkungen 

Entwicklung/Vermarktung durch Landgesellschaft S-H 

offensichtlich kaum bzw. geringe Nachfrage an diesem Standort, 
lange Vermarktungszeit  

Ausrichtung Unternehmen 
Chipkartenunternehmen, Druck/IT-Unternehmen, Bootsbau, 
Fachcenter, Spielcenter  

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet für mittelständisches produzieren-
des Gewerbe 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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5. Plön 

Lütjenburg Konversionsgelände 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Lütjenburg 
(Unterzentrum) 

Kreis Kreis Plön 

Art des Gebietes (nach BauNVO) 

Zunächst noch keine gesamtgebietliche planungs-rechtliche Kate-
gorisierung, weil es sich um eine ehe-malige Militärliegenschaft 
handelt. Einzelne Bereiche werden fallweise nach § 34 BauGB 
bewertet.  

Fläche 
Gesamtfläche Konversion 24,6 ha; südlicher Bereich lt. Rahmen-
plan GE und GEe  

Verfügbarkeit 6,6 ha Nettobauland für Gewerbe kurz- und mittelfristig verfügbar  

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

Eigentum BIMA 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
westliche Stadtrandlage, Nähe zur Stadtmitte, integriert in Sied-
lungsbereich 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit Bauflächen GE sind topografisch kaum bewegt. 
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Erschließungsprobleme 

Die Versorgung mit Energie, Wasser, Medien und die Entsorgung 
sind noch auf dem Stand der Militärliegen-schaft als Gesamtanla-
ge, d. h nicht ausgerichtet auf eine parzellenweise Nutzung. An-
passungen werden hier erforderlich, wenn gewerbliche Einzel-
standorte genutzt werden sollen. 

Innen: Vorhandene innere Erschließung. Zwei äußere Anbindun-
gen, die fallweise auch erweitert oder durch zusätzliche Zufahrten 
ergänzt werden. 

Restriktionen 

Derzeit keine gültigen Bauleitpläne. Baurechte unter-liegen Ein-
zelfallprüfung. 

F-Plan in Aufstellung (25. FNP-Änderung) 

Bebauungsplan / Bebauungspläne i.d.R. erforderlich. 

Rückwärtiger Bereich ist im Rahmenplan als GEe vor-gesehen. 
Planerische Abstimmung mit Tourismus, themenbezogenem 
Wohnen, Seniorenzentrum erforderlich. 

Gebäudebestand mit unterschiedlicher Nutzbarkeit, ggfls. Abriss 
oder Umbau erforderlich. 

Planungs- und Realisierungsstand 

Flächennutzungsplan 
25. Änderung FNP im Verfahren (auf der Grundlage des bereits 
erstellten städtebaulichen Rahmenplans), nicht rechtswirksam, 
Stand 6/15 

Bebauungsplan i.d.R. erforderlich 

Erschließung gegeben, bedarfsweise ergänzbar 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 21 km zur A1 

Bundesstraße B 202 über Kieler Straße angebunden, L165 

See-/Binnenhafen 32 km nach Kiel 

Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  regionale Anbindung durch gute Lage an B 202 

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Planung setzt auf flexible Nutzung und nachfrageorientierte 
Grundstücksabgabe 

Sonstige Bemerkungen 
Planungen laufen auf einen „neuen“ Stadtteil von Lütjenburg 
hinaus (mit einem angemessenen Anteil für gewerbliche Nutzun-
gen im südlichen Teil) 

Ausrichtung Unternehmen 

laut Stadtverwaltung hat ein Landmaschinenhandel Flächen er-
worben, ebenso haben kleine Einzelunternehmen wie ein Haus-
meisterservice und ein Bootsservice bereits alte Panzerhallen 
gekauft 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet meist in Randlagen als Standort für 
mittelständisches produzierendes Gewerbe 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Gewerbegebiet Wakendorf 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Stadt Preetz 
(Unterzentrum) 

Kreis Kreis Plön 

Art des Gebietes (nach BauNVO) 

Fläche teilt sich auf in bestehendes Gewerbegebiet Wakendorf-
Nord im Nordteil (ca. 28 ha) und Erweiterungsfläche im Südteil 
(ca. 32 ha). 

FNP 2007 stellt insgesamt GE dar. 

Nordteil ist nahezu vollständig bebaut und genutzt, Bebauungs-
pläne Nr. 22, 22 A, 22 B, 22 C incl. Änderungen im nördlichen 
Bereich setzen GE fest. 

Fläche 

insg. 60,5 ha Nettobauland einschl. geplanter Erweiterung 

Für den Südteil wurde eine Rahmenplanung „Gewerbegebiet 
Wakendorf, Erläuterungsbericht April 2015“ aufgestellt. Diese 
sieht die Nutzung hauptsächlich als GE und Abschnitte als MI vor. 
Wakendorf Süd ist die größte zusammenhängende planerisch 
vorbereitete GE-Entwicklungsfläche im Planungsraum II westlich 
von Kiel. Ihr kommt besondere Bedeutung als Angebot im Kreis 
Plön zu. 

Verfügbarkeit 

aktuell 0,1 ha verfügbar; nach Herstellung der Erweiterung mittel-
fristig weitere 32,6 ha verfügbar 

Verkaufsbereitschaft für Erweiterungsflächen ist erklärt. 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

Nordteil parzelliert, Einzeleigentum 

Südteil gehört Landwirten, tlw. ist die Verkaufsbereitschaft be-
reits erklärt 
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Einbindung in Siedlungsstruktur 
nördliche Stadtrandlage Preetz bzw. zentral in Ortslage Waken-
dorf  

Topographie/Relief/Bebaubarkeit 
Südteil stark reliefiert, besondere Anforderungen an Erschlie-
ßungsgerüst und optimale Anordnung von Bauflächen 

Erschließungsprobleme 

Die äußere verkehrliche Erschließung des Nordteils verläuft über 
bestehende Anbindung B 76  L 211 Wakendorfer Straße  
Dorfstraße  Feinverteilung im Gebiet.  

Die einzige vorhandene direkte verkehrliche Anbindung des Süd-
teils wäre die Öffnung der Sackgasse Gewerbestraße von Norden 
kommend. Das entspräche aber nicht der für eine regional be-
deutsame GE-Fläche erforderlichen Leistungsfähigkeit einer Ge-
bietszufahrt. 

Erforderlich ist die südliche  direkte Anbindung des Gebietes an 
den übergeordneten Verkehrsweg B 76. Aufgrund eines Ge-
sprächs zwischen Stadt Preetz und LBV/WiMi am 3.7.2015 wurde 
die Zulässigkeit der direkte Straßenanbindung an die B 76 in Aus-
sicht gestellt. Zum Redaktionsschluss ist die Erschließungsführung 
noch in Klärung. 

Restriktionen 

Erschließung Südteil bislang nicht gegeben, siehe oben. 

im östlichen Bereich Hotel, südlich der B 76 Wohnbebauung, auch 
Wohnbebauung in unmittelbarer Nähe entlang der Dorfstraße im 
OT Wakendorf 

Leistungsfähige Oberflächenwasserabführung muss aufgrund 
verschiedener Geländegefälle beachtet wer-den. 

Planungs- und Realisierungsstand  

Flächennutzungsplan GE 

Bebauungsplan in Vorbereitung auf Grundlage eines bestehenden Rahmenplanes   

Erschließung  

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 20 km zur A 21 

Bundesstraße 
B 76 verläuft südlich: Anbindung aber derzeit noch über Waken-
dorfer Straße 

See-/Binnenhafen 15 km nach Kiel 

Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  

gute Lagequalität 

Bei unmittelbarem Anschluss an die B 76 sind das Stadtgebiet Kiel 
und der Raum östlich von Preetz in kurzer Zeit und problemlos 
erreichbar. 

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Das angrenzende GE Wakendorf-Nord ist ausgeschöpft. Für die 
südlich angrenzende Fläche wird sowohl eine örtliche wie auch 
regionale Flächennachfrage sowie auch aus Kiel erwartet.     

Sonstige Bemerkungen 

Im bestehenden GE Wakendorf-Nord vornehmlich kleine und 
mittlere Unternehmen (Bäder, Innenausbau, Fliesenleger, Dach-
decker, Autoreparaturen, Beton, Lebenshilfewerk Kreis Plön 
gGmbH); im nördlichen Teil ist ein größeres Industriedruck-
Unternehmen angesiedelt 

die verkehrliche Erschließung sollte unbedingt über die B76 erfol-
gen (neuer Anschluss) 

in der Vermarktung sollten aus Gutachtersicht überregional tätige 
Unternehmen die Hauptzielgruppe darstellen, kein Einzelhandel  
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Lt. Regionalplan soll Preetz als äußerer Schwerpunkt der Sied-
lungsachse Kiel-Preetz aber verstärkt als gewerblicher Standort 
ausgebaut werden (Regionalplan S. 44). 

Ausrichtung Unternehmen Handwerk und verarb. Gewerbe für die regionale Nachfrage 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet in Randlage als Standort für mittel-
ständisches produzierendes Gewerbe 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter 

überregional bedeutsam 

Hinweis: kein Standort für Gewerbegebiet von überregionaler 
Bedeutung nach Ziffer 2.6 Abs. 4 LEP 2010, da nicht in Verbindung 
mit Landesentwicklungsachse 
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Gewerbegebiet Eichkamp 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Gemeinde Schönberg/Amt Probstei 
(Unterzentrum) 

Kreis Kreis Plön 

Art des Gebietes (nach BauNVO) GE gem. B-Pläne 16, 34, 44, 49a 

Fläche 
insg. 29,5 ha Nettobauland einschl. 4,8 ha Erweiterung auf Schön-
berger Gebiet 

Verfügbarkeit 
aktuell 0,4 ha mit Baurechten gem. B-Plan 49a verfügbar; nach 
Herstellung der Erweiterung auf Schönberger Gebiet mittelfristig 
weitere 4,8 ha verfügbar, dort aber noch keine Baurechte 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

Flächen im bestehenden GE Eichkamp und Erweiterungsfläche 4,8 
ha in Schönberg sind verfügbar. 

Einbindung in Siedlungsstruktur südliche Ortsrandlage 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit  

Erschließungsprobleme  

Restriktionen  

Planungs- und Realisierungsstand 

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan B-Pläne 16 (1985), 49A (2005), 34, 44 

Erschließung von Schönberg über Eichkamp und Eichkampredder 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 30 km zur A 215 

Bundesstraße 3 km zur B 502 
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See-/Binnenhafen 16,5 km nach Kiel (Ostuferhafen) 

Gleisanschluss Bahnlinie verläuft 500 m nördlich 

Bewertung Lagequalität  gut für lokale und regionale Nachfrager 

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Erweiterung eines bestehenden (vollgelaufenen) Gewerbegebie-
tes, auch für die Erweiterungsflächen ist offensichtlich Nachfrage 
vorhanden 

Sonstige Bemerkungen 

Bebauung der Erweiterungsflächen (auf Schönberger Gebiet) 
offensichtlich schon im Gange 

Eine weitergehende Betrachtung von Potenzialflächen in Richtung 
Höhndorf muss die Abgrenzung der Siedlungsachsen als Restrikti-
on beachten. Eine solche Entwicklung sollte aus Gutachtersicht 
darüber hinaus nur interkommunal erfolgen und auch eine mögli-
che Flächenentwicklung in östliche Richtung (Krummbek) als Vari-
ante prüfen. 

zur Zeit informelle Verständigung mit der Gemeinde Höhndorf 
über eine interkommunale Entwicklung, südliche Erweiterung des 
GE Eichkamp auf Höhndorfer Gebiet (ca. 20 ha brutto) 

Standortentwicklung ist bei der Neuaufstellung des Regionalplans 
zu berücksichtigen 

Ausrichtung Unternehmen 

Handwerk und verarb. Gewerbe mit lokaler und regionaler Aus-
richtung (Autohäuser, Landmaschinenhandel, Bäckerei, Mühlen- 
und Speicherbau, Maschinenbau, Schmierstoffhandel, Amt für 
ländl. Entwicklung, Dienstleister wie Ärzte, Friseur, Bestatter 
usw.) 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet als Standort für klein- und mittel-
ständisches, lokal bis regional orientiertes Gewerbe  

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Gewerbegebiet Schönkirchen 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Gemeinde Schönkirchen/Amt Schrevenborn 

Kreis Kreis Plön 

Art des Gebietes (nach BauNVO) Bestand L, Ziel GE 

Fläche 

Die Fläche besteht aus einem bereits bebauten Bereich GE (B 24 
und B 31) und einer Erweiterungsfläche 

insg. 27,1 ha Nettobauland einschl. geplanter Erweiterung 

Verfügbarkeit 

aktuell keine Baurechte auf der Erweiterungsfläche 

nach planungsrechtlicher Herstellung der Erweiterung mittelfristig 
9,1 ha verfügbar 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

überwiegend Gemeindeeigentum, einzelne private Flächen 

Zuschnitt variabel entwickelbar 

im Norden große Ausgleichsfläche, im Süden Einzelhandelsstand-
ort vorgesehen 

Einbindung in Siedlungsstruktur 
Lage am nördlichen Gemeinderand, im Süden direkter Übergang 
zum Siedlungsbereich Schönkirchen, im Westen an Kiel 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit einzelne Senken (lösbar), Baugrund nicht bekannt 

Erschließungsprobleme 
Innen: Problem besteht noch in einer privaten, bislang nicht er-
worbenen Fläche mit Sperrwirkung 

TOP 6



Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den Planungsraum II – ANHANGBAND Profile Vertiefungsstandorte 

 

82 

Restriktionen 

Außenbereich i.S. § 35 BauGB 

FNP und B-Plan erforderlich 

enge Abstimmung mit LHK nach § 2 (2) BauGB und auch aus Lan-
desplanungssicht zwingend erforderlich 

östlich angrenzend Wohnen 

Verlegung Kleingärten erforderlich 

Planungs- und Realisierungsstand 

Flächennutzungsplan  

Bebauungsplan in Vorabstimmung 

Erschließung 

außen: von Westen und Süden öffentliche Erschließung anliegend 

innen: Problem besteht noch in einer privaten, bislang nicht er-
worbenen Fläche mit Sperrwirkung. 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 10 km zur A 215 

Bundesstraße B502 direkt angrenzend 

See-/Binnenhafen 3 km nach Kiel 

Gleisanschluss  

Bewertung Lagequalität  
günstige regionale Anbindung über die B502 und den Ostring 
nach Kiel 

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Erweiterung eines vorhandenen und vollgelaufenen Gewerbege-
bietes (Planung und Umsetzung mittelfristig) 

Sonstige Bemerkungen 

vorhandener großer Gewerbebesatz westlich angrenzend 

Planung, Besatz, Parzellierung können unmittelbar durch die Ge-
meinde gesteuert werden, weil diese Eigentümerin ist oder wird. 

Ausrichtung Unternehmen 

Im vorhandene Gewerbegebiet sind KMU und Dienstleister ange-
siedelt (z. B. Computertechnik, Kunststoffproduktion, Medizin-
technik, Betonwerk, Hotels, Wellness und Spa, Lebensmittelpro-
duktion sowie Betriebshöfe von Ämtern/Verbänden) 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet in Randlage als Standort für mittel-
ständisches produzierendes Gewerbe 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Gewerbegebiet Haverkamp 

 

 

 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Amt/Gemeinde  
(zentralörtliche Funktion) 

Gemeinde Selent/Amt Selent-Schlesen  
(Ländlicher Zentralort) 

Kreis Kreis Plön 

Art des Gebietes (nach BauNVO) 

GEe (Bebauungsplan Nr. 9) in Kraft als Teil der 8. Änderung des 
FNP. Beide sehen GE vor, d. h. es besteht noch eine Erweite-
rungsmöglichkeit, wenn die Restfläche der 8. FNP verbindlich 
überplant wird. 

Fläche 

11 ha Nettobauland 

Teilfläche mit rund 5 ha mit bestehenden Baurecht 

Teilfläche mit rund 3,2 ha Nettobauland mit vorbereitetem Bau-
recht (B-Plan noch erforderlich) 

Verfügbarkeit 
2,8 ha sofort/kurzfristig verfügbar (B-Plan Nr. 9) 

3,2 ha mittelfristig verfügbar (B-Plan erforderlich) 

Größe und Flächenzuschnitt/  
Eigentumsverhältnisse 

Eigentum der Gemeinde Selent, Vermarktung WFA Kreis Plön 

Einbindung in Siedlungsstruktur westlicher Gemeinderand, isoliert vom Siedlungsbereich 

Topographie/Relief/Bebaubarkeit etwas hügelig 

Erschließungsprobleme  

Restriktionen 
eingeschränktes GE 

beschränkte Schallimmissionen nachts in Teilen des Baugebiets. 

Planungs- und Realisierungsstand 
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Flächennutzungsplan 8. Änderung des FNP 

Bebauungsplan B-Plan Nr. 9 

Erschließung voll erschlossen 

Verkehrsanbindung / Lagegunst 

Autobahnanschluss 21 km zur A 215 

Bundesstraße B 202 direkt anliegend 

See-/Binnenhafen 21 km nach Kiel 

Gleisanschluss keiner 

Bewertung Lagequalität  Regional gut erschlossen über B202  

Abschließende Bewertung / Eignung 

Funktionsfähigkeit des  
Standortes 

Vorhandenes Gewerbegebiet 

Sonstige Bemerkungen 
bislang keine Nachfrage, trotz verstärktem Marketing, günstigen 
Preisen und guter Lage/Erschließung 

Ausrichtung Unternehmen 
Handwerk/verarb. Gewerbe mit regionaler/lokaler Ausrichtung 
(z.Zt. drei Unternehmen angesiedelt: Elektrohandwerk, Zimmerei, 
Autoreparatur) 

Standorttypologie 
„klassisches“ Gewerbegebiet in Randlage als Standort für 
klein./mittelständisches, lokal/regional orientiertes Gewerbe 

Bewertung: regionalplanerische und strukturpolitische Bedeutung 

Priorisierung Gutachter regional bedeutsam 
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Zu Kapitel 3.3 Modellberechnungen Prognosemodelle 

Gewerbeflächenbedarfsprognose Planungsraum II 

Ausgangsdaten/Parameter 
    

Wirtschaftszeig Beschäftigte 2014 
Anteil 
Gewerbeflächen 

Flächenkennziffer 
 

Verarbeitendes Gewerbe 30.884 100% 225 
 

Baugewerbe 15.325 70% 225 
 

Großhandel 16.513 70% 225 
 

Verkehr/Lagerei 11.814 70% 225 
 

     
rechnerischer Flächenbedarf in ha 1.382,4 

   
belegte Flächen 2015 in ha 1.383,4 

   
Abweichung in % 0,1 

   

     
1. beschäftigtenbasiertes Modell 

   
Wirtschaftszeig 2014 Schätzung 2030  Flächenbedarf 2030 

 
Verarbeitendes Gewerbe 30.884 35.842 806 

 
Baugewerbe 15.325 19.207 303 

 
Großhandel 16.513 18.789 296 

 
Verkehr/Lagerei 11.814 13.227 208 

 

     
rechnerischer Flächenbedarf in ha 

 
1.613,2 

 
zusätzlicher Bedarf ggü. heutigem rechnerischen Bedarf 230,8 

 

     
2. anlassbezogenes Modell 

    
Ansiedlungsquote 0,2 Besch je 100 gew.fl.beanspruchende Beschäftigte pro Jahr 

Verlagerungsquote 0,7 Besch je 100 gew.fl.beanspruchende Beschäftigte pro Jahr 

Freisetzungsquote 0,7 Besch je 100 gew.fl.beanspruchende Beschäftigte pro Jahr 

Wiedernutzungsquote 30% der freigesetzten Fläche 
 

     

Wirtschaftszeig Beschäftigte 2014 
zusätzliche Besch. 
aus Ansiedlungen 

zusätzl. Besch. aus 
Verlagerungen 

Summe Beschäftigte 

Verarbeitendes Gewerbe 30.884 927 3.243 35.053 

Baugewerbe 15.325 460 1.609 17.394 

Großhandel 16.513 495 1.734 18.742 

Verkehr/Lagerei 11.814 354 1.240 13.409 

     

Wirtschaftszeig 
maximaler 
Flächenbedarf 

mögliche 
Wiedernutzung 

Flächenbedarf 
 

Verarbeitendes Gewerbe 789 22 767 
 

Baugewerbe 274 8 266 
 

Großhandel 295 8 287 
 

Verkehr/Lagerei 211 6 205 
 

Summe 1569 44 1525,5 
 

     
zusätzlicher Bedarf bis 2030 187   143,1 

 

     
jeweils Nettobauland, für Bruttobauland zzgl. 20-25% 
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Zu Kapitel 3.4 Ergebnisse Angebot - Nachfrage 

Abschätzung der Flächenverfügbarkeit bis 2030 
Stand: 26.11.2015 

 
alle Angaben in ha 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 

K
ie

l 

sofort verfügbares Flächenangebot 17,4                               

künftige Flächenentwicklung           62,6    28,5                  

Moorsee I - III           26,7                      

MFG 5           17,3                      

Airpark Holtenau           18,6                      

Friedrichsort               28,5                  

jährliche Flächennachfrage 5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  5,0  

verbleibende Flächen   12,4  7,4  2,3  -2,7  54,9  49,9  73,3  68,3  63,3  58,3  53,2  48,2  43,2  38,2  33,1  

                                    

N
e
u

m
ü

n
s
te

r 

sofort verfügbares Flächenangebot 54,2                               

künftige Flächenentwicklung     35,0      11,3          17,1            

Ind.- u. Gew.gebiet Süd, südl. B 205     35,0                            

Ind.- u. Gew.gebiet Süd, nördl. B 205           11,3                      

Eichhof 2. EA                     17,1            

jährliche Flächennachfrage 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 2,8 

verbleibende Flächen   51,4 83,6 80,7 77,9 86,4 83,6 80,7 77,9 75,1 89,4 86,6 83,7 80,9 78,1 75,3 

                                    

P
lö

n
 

sofort verfügbares Flächenangebot 15,5                               

künftige Flächenentwicklung     6,6 4,8 9,1 35,8                     

Lütjenburg Konversionsgelände     6,6                            

Schönberg Eichkamp       4,8                          

Schönkirchen         9,1                        

Preetz - Wakendorf           32,6                      

Selent - Haverkamp           3,2                      

jährliche Flächennachfrage 1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  1,3  

verbleibende Flächen   14,2  19,5  23,0  30,9  65,4  64,1  62,8  61,5  60,2  59,0  57,7  56,4  55,1  53,8  52,5  
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sofort verfügbares Flächenangebot 95,5                                

künftige Flächenentwicklung   2,7  2,7  13,8  18,7  42,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,6  2,5  2,5  

Rendsburg Port Süd   2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,7  2,6  2,5  2,5  

Dätgen       11,1                          

Altenholz/Dänischenhagen         16,0                        

Borgstedt - Borgstedtfelde           30,0                      

Hohenwestedt - Böternhöfen           10,0                      

jährliche Flächennachfrage 8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  8,5  

verbleibende Flächen   89,7  83,8  89,1  99,2  133,4  127,5  121,7  115,9  110,0  104,2  98,3  92,5  86,6  80,5  74,5  
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sofort verfügbares Flächenangebot 182,6                               

künftige Flächenentwicklung   2,7  44,3  18,6  27,8  152,4  2,7  31,2  2,7  2,7  19,8  2,7  2,7  2,6  2,5  2,5  

jährliche Nachfrage 17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  17,7  

verbleibende Flächen   167,6  194,3  195,2  205,3  340,0  325,1  338,6  323,6  308,6  310,8  295,8  280,8  265,7  250,6  232,9  
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 19.05.2016

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FD 5.3 Regionalentwicklung

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2016/877
öffentlich
19.05.2016
Breuer, Volker
Mathein, Marcel

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Grünbuch zur Landesentwicklungsstrategie Schleswig-Holstein 
2030
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Regionalentwicklungsausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Regionalentwicklungsausschuss wurde vom Stand der 
Landesentwicklungsstrategie in der Sitzung am 24.02.2016 (VO/2013/180-002) 
letztmalig in Kenntnis gesetzt.

Das Landeskabinett hat am 3. Mai 2016 das Grünbuch zur 
„Landesentwicklungsstrategie Schleswig-Holstein 2030“ (siehe Anlage) beschlossen. 
In dem aktuellen Grünbuch zur Landesentwicklungsstrategie sind neun strategische 
Leitlinien genannt. Unter diesen Leitlinien sind jeweils politische Handlungsfelder 
definiert:

Digitalisierung — Für uns an erster Stelle
- Digitale Infrastrukturen prioritär ausbauen
- Digitalisierungsstrategie entwickeln

Lebensqualität — Den wichtigsten Standortfaktor Schleswig-Holsteins sichern und 
ausbauen

- Schleswig-Holstein nach Innen und Außen als Land der Lebensqualität 
profilieren

- Kulturelle Identität bewahren und vermitteln
- Innere Sicherheit gewährleisten
- Soziale Infrastrukturen und Gesundheitsversorgung für Familien und 

Generationen ausbauen
- Sport in der Mitte der Gesellschaft
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Regionen im Wandel — Differenzierte Raumbetrachtung als Handlungsmaxime 
ansetzen

- Stadt und Land Zusammen denken und gemeinsam entwickeln
- Wohnungsneubau erhöhen und bezahlbaren Wohnraum schaffen
- Mindeststandards gewährleiten – Standards flexibilisieren
- Akteure vernetzen – Innovations- und Erfahrungstransfer fördern

Bildung — Qualität stärken und Zugänge ausbauen
- Hohe Schulqualität ausrechterhalten und Lebensraum Schule schaffen
- Angebot von Ganztagsschulen flächendeckend ausbauen
- Lernen in der digitalen Welt
- Berufliche Bildung stärken und Übergang zwischen Schule und Beruf 

vereinfachen
- Lebenslanges Lernen und Weiterbildung
- Inklusion weiterentwickeln
- Hochschule, Wissenschaft und Forschung – Markenzeichen und 

Innovationsantrieb für Schleswig-Holstein

Wirtschaft — Wirtschaftliche Basis stärken, neue Felder profilieren
- Wirtschaftliche Basis stärken und weiterentwickeln
- Neues Wachstum in Spezialisierungsfeldern erzeugen
- Vorreiterstellung Schleswig-Holsteins in der Energiewende nutzen
- Innovation stärken, Kohärenz in Forschung und Umsetzung sicherstellen

Mobilität der Zukunft — Heute die Verkehrspolitik von morgen denken
- Erhalt und Sanierung vor Neubau
- Infrastruktur in Schleswig-Holstein durch technische Möglichkeiten optimieren
- Schleswig-Holstein zum Vorreiter neuer Mobilität machen

Natürliche Lebensgrundlagen — Schützen und nutzen
- Ausgleich zwischen Naturschutz und wirtschaftlichen Interessen schaffen
- Ressourcenbewusstsein und nachhaltigere Landwirtschaft stärken
- Besondere Bedeutung der Meere sichtbar machen

Überregionale und internationale Vernetzung — Kooperationen ausbauen
- Schleswig-Holstein muss sich stärker international orientieren
- Internationale und überregionale Zusammenarbeit strategisch ausbauen

Zuwanderung — Schleswig-Holstein als Zuwanderungsland gestalten
- Zuwanderung als Chance im Standortwettbewerb begreifen
- Zuwanderung versteht sich im Rahmen von infrastruktureller 

Weiterentwicklung und interkultureller Öffnung

Das vorliegende Grünbuch ist ein Diskussionspapier, welches den aktuellen 
Entwicklungsstand der Landesentwicklungsstrategie abbildet und noch keine 
beschlossenen Entscheidungen darstellt. 

Von Mai bis Ende Juli 2016 dienen rund 30 Fachdialoge mit Vertreterinnen und 
Vertretern aus der Wirtschaft, den Kommunen, Verbänden, Interessensgruppen und 
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der interessierten Öffentlichkeit dazu, die strategischen Leitlinien zu diskutieren, 
weiterzuentwickeln und letztlich in konkrete Handlungsfelder zu überführen. 

Von der Sommerpause an bis zum Herbst 2016 entsteht auf der Basis der 
bewerteten Ergebnisse des Fachdialogs zum Grünbuch im nächsten Schritt ein 
Weißbuch als endgültige Landesentwicklungsstrategie 2030.

Die Landesentwicklungsstrategie dient darüber hinaus als Dachstrategie für die 
Teilstrategien der Ministerien. Sie bildet zudem den konzeptionellen Rahmen für den 
neuen Landesentwicklungsplan der Staatskanzlei, Landesplanung, der 
voraussichtlich 2017 das formelle Anhörungs- und Beteiligungsverfahren durchlaufen 
wird.

Anregungen zu Landesentwicklungsstrategie können auch online unter: 
www.les.schleswig-holstein.de abgegeben werden.

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 
Grünbuch zur Landesentwicklungsstrategie Schleswig-Holstein 2030
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Schleswig-Holstein. Der echte Norden.

Grünbuch

LandeSentwickLungSStrategie 
ScHLeSwig-HoLStein 2030 
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Ob digitale Revolution, Energiewende, unser Wissen über die Meere oder unsere Rolle 
als Drehscheibe zwischen Nord- und Mitteleuropa — wir können mit Zuversicht in die  
Zukunft blicken. Globale und regionale Rahmenbedingungen und Trends sind insgesamt 
gut für Schleswig-Holstein. Wind, Meer, Lebensqualität und die Nähe zu Skandinavien 
und Hamburg waren schon immer Kern und Alleinstellungsmerkmal unseres Landes. 
Nun werden viele dieser Stärken zu echten Standortfaktoren und geben uns — gut 
genutzt — ungeahnte Entwicklungschancen.

Wir sind uns sicher: Zukunft beginnt in Schleswig-Holstein. Hier setzt die Landesent-
wicklungsstrategie 2030 an, indem sie der Landesregierung und den gesellschaftlichen 
Akteuren als gemeinsamer Orientierungsrahmen dient, um die Zukunft in unserem 
Sinne zu gestalten und unsere Entwicklungschancen zu nutzen.

Vorbemerkungen 02.03
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„WiR iM EcHTEN NORDEN“
ScHLESWiG-HOLSTEiN iN ZAHLEN,  
DATEN, FAKTEN

nationale Minderheiten der Dänen, 
Friesen, Sinti und Roma und die 
Sprechergruppe der Plattdeutschen 
gehören auch zur Identität Schleswig-
Holsteins.

2.834.640

9

Einwohner  

Einwohnern

hat Schleswig-Holstein und eine Bevölkerungs-
dichte von 179 Ew./km². 3

70.000 Menschen  
besuchen jedes Jahr das größte 
Metal-Festival der Welt in Wacken.

ist die Hallig Gröde die kleinste selbstständige Gemeinde und  
Arnis ist mit rund 350 Einwohnern die kleinste Stadt Deutschlands.

MitSchleswig-Holstein hat  
194 Naturschutzgebiete  
mit einer Fläche von

Schleswig-Holstein ist 
das einzige Bundesland 
mit zwei Meeren: Nord- 
und Ostsee.

Der Nationalpark Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer 
ist der größte Nationalpark 
Mitteleuropas und gehört 
zum UNESCO-Weltnaturerbe.

Schleswig-Holstein trägt  
mit 311 Gebieten und einem 
Flächenumfang von

zum europäischen Schutz- 
gebietsnetz Natura 2000 bei.

Rund 380.000 Schülerinnen und Schüler besuchen 803 öffentliche allgemein- und berufsbildende  
Schulen, an denen rund 28.000 Lehrkräfte unterrichten. An Schulen in freier Trägerschaft —  
105 allgemein- und berufsbildende Schulen — werden rund 17.000 Schülerinnen und Schüler beschult. 

Pro Einwohner liegen die 
Treibhausgasemissionen  
in Schleswig-Holstein deutlich  
unter dem Bundesdurch-
schnitt; 2013 waren es in  
Schleswig-Holstein

gewannen der THW Kiel und die  
SG Flensburg-Handewitt zusammen  
den deutschen Handball-Meistertitel. 

Besuchern ist die 
Kieler Woche das 
weltweit größte  
Segelevent.

Der Windsurf-Cup 
auf Sylt ist das 
weltweit größte 
Windsurf-Event.

Die Lübecker Altstadt gehört 
zum UNESCO-Weltkulturerbe.

Das Schleswig-
Holstein Musik 
Festival ist das 
größte Klassik-
festival in Europa.

47.835 ha.
3,8

21
Mio.Mal

Mit jährlich rund 

sind in Schleswig-Holstein 
mit insgesamt 22 Michelin-
Sternen ausgezeichnet.

16
Köche

920.700 ha

8,8 t  
pro Kopf,

bundesweit 11,4 t.

Vorbemerkungen 04.05

Rund 1 Million Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteiner 
engagieren sich laut Freiwilligensurvey in verschiedener Weise ehrenamtlich. Damit 
liegt das Engagement in Schleswig-Holstein deutlich über dem Bundesdurchschnitt.
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Schleswig-
Holstein hat  
27 Weltmarkt-
führer.

Mit 23 % anschlussfähigen 
Haushalten an Glasfaser- 
leitung und 73 % Abdeckung 
mit mehr als 50 Mbit/s belegt 
Schleswig-Holstein schon 
heute einen deutschland- 
weiten Spitzenplatz.

2015 wurde im Land ein Bruttoinlandsprodukt 
erwirtschaftet in Höhe von rund

Der Nord-Ostsee-Kanal ist die meistbefahrene 
künstliche Seeschifffahrtsstraße der Welt mit 

jährlich über 32.500 Schiffspassagen.

Ein Viertel der deutschen Reedereien und  
ein Fünftel der Werften haben ihren Sitz in 
Schleswig-Holstein.

Der Hafen Puttgarden ist der deutschlandweit größte Umschlagplatz 
für Reise- und Transportfahrzeuge.

In Schleswig-Holstein sind werktags rund 

150.000 Menschen im Zug unterwegs. 

Jährlich nutzen 190 Mio. Fahrgäste 
den Bus.

Etwa 77 % der Schleswig-
Holsteiner ab 14 Jahren 
nutzen aktuell das Internet, 
Tendenz steigend. Damit 
liegt Schleswig-Holstein 
leicht über dem Durchschnitt 
in Deutschland.

Berufspendler passieren täglich die deutsch-dänische Grenze am 
Jütland-Korridor — etwa 7.300 haben ihren Wohnsitz in Deutschland.

85,6 Mrd. Euro.

2.700 Windkraftanlagen produzieren 
erneuerbaren Strom. Schleswig-
Holstein ist eines der wenigen  
Bundesländer, die mehr regenera-
tiven Strom produzieren, als dort 
Strom verbraucht wird.

Mit 9.356 Übernachtungen 
pro 1.000 Einwohner (im Jahr 
2014) hat Schleswig-Holstein 
Deutschlands zweitgrößte 
Tourismusintensität.

aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Schleswig-Holstein arbeiten in Hamburg.

538 km Bundesautobahnen, 

1.545 km Bundesstraßen, 

3.668 km Landesstraßen und 

4.126 km Kreisstraßen  
vernetzen die  
Menschen  
und Ortschaften.

2015 lag die Arbeitslosen-
quote durchschnittlich  
bei 6,5 % und damit auf  
dem niedrigsten Stand  
seit 20 Jahren.

14 % der schleswig- 
holsteinischen Klein- 
unternehmer gehören  
zur Digitalelite.

Im Ranking der digitalen  
Ausstattung liegt Schleswig-
Holstein an dritter Stelle —  
16,6 % der Kleinunternehmen 
haben eine hohe digitale 
Ausstattung.Schleswig-Holstein ist ein 

erfolgreiches Konsolidie-
rungsland mit bereits zwei 
Haushaltsabschlüssen ohne 
neue Schulden und einer 
positiven Prognose des Stabi-
litätsrats.

17 %

8.700

Vorbemerkungen 06.07

2.357 auszubildende in der Pflege gab es 2015 in Schleswig-Holstein. Das  
bedeutet ein Plus von rund 17 % gegenüber 2012. Im Jahr 2015 konnte in Schleswig-Holstein  
erstmals die schulische Altenpflegeausbildung für alle Auszubildenden kostenfrei gestellt werden.

Rund 200.000 Menschen  
sind in der schleswig-holsteinischen  
Gesundheitsbranche tätig.

22.793 kinder 
wurden 2014 in Schleswig-
Holstein geboren. 

In mehr als 1.700 Einrichtungen und bei rund 1.700 Tagespflegepersonen  

werden rund 110.000 kinder betreut. Beim Ausbau der Kinder-
betreuung gehört Schleswig-Holstein bundesweit zur Spitzengruppe. 

Schleswig-Holstein gehört zu den moorreichen Ländern in Deutschland und trägt damit  
Verantwortung für den Erhalt der Moore und insbesondere für deren herausragende  
naturschutz- und klimapolitische Bedeutung.
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vOM GRüNbucH ZuM WEiSSbucH

Mit der Landesentwicklungsstrategie Schleswig-Holstein 2030 (LES) werfen wir einen 
blick auf die politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen unseres 
Landes von heute, morgen und auch von übermorgen. Als Dachstrategie ist ihre 
Funktion, Kohärenz innerhalb der Landespolitik herzustellen und einen Orientierungs-
rahmen für gesellschaftliche Akteure zu schaffen.

Die Landesentwicklungsstrategie setzt auf verschiedenen bausteinen auf, gewichtet sie 
und führt sie erstmals zusammen: den Ergebnissen verschiedener bürgerdialogformate,  
einer Analyse globaler und regionaler Rahmenbedingungen und Trends sowie auf 
den vielen bereits erarbeiteten Strategien der Landesregierung in den verschiedenen 
Politikbereichen. im Ergebnis sind neun Leitlinien entstanden, in denen wir mit blick auf 
die Zukunft, die größten Perspektiven und chancen für Schleswig-Holstein sehen. Eines 
steht dabei schon heute fest: Die kommenden Entwicklungen und Trends sind gut für 
uns und setzen unsere Alleinstellungsmerkmale und Stärken nun erst richtig in Wert. 
Wind, Wasser, Natur und die Nähe zur Skandinavien werden zu Standortfaktoren. 

Das vorliegende Grünbuch ist ein Diskussionspapier, das den aktuellen Entwicklungs-
stand der Landesentwicklungsstrategie Schleswig-Holstein 2030 abbildet. Es hat den 
Zweck, eine Diskussion mit blick auf die Zukunftsgestaltung Schleswig-Holsteins herbei-
zuführen. Die thematisierten inhalte sind keine beschlossenen Entscheidungen — das 
Grünbuch enthält bewusst offene Leitfragen und Aussagen, die in einem Fachdialog 
erörtert und weiterentwickelt werden sollen.

Aus dem Grünbuch entsteht im nächsten Schritt ein Weißbuch, das neben konsolidierten 
strategischen Leitlinien auch konkrete Handlungsansätze zusammenfassen wird und 
somit Maßstab der Landesregierung und Angebot für Politik und Gesellschaft sein wird.

ScHLeSwig-HoLStein iM wandeL — 
raHMenbedingen und trendS 
1.1 Was uns ausmacht
1.2 Wo wir heute stehen und was uns erwartet 

ScHLeSwig-HoLStein 2030 —  
neue HerauSforderungen und cHancen

 Zukunft Heute geStaLten — neun StrategiScHe  
LeitLinien für die Zukunft ScHLeSwig-HoLSteinS 
3.1 Digitalisierung — Für uns an erster Stelle 
3.2  Lebensqualität — Den wichtigsten Standortfaktor  

Schleswig-Holsteins sichern und ausbauen
3.3  Regionen im Wandel — Differenzierte Raumbetrachtung als  

Handlungsmaxime ansetzen 
3.4 bildung — Qualität stärken und Zugänge ausbauen 
3.5 Wirtschaft — Wirtschaftliche Basis stärken, neue Felder profilieren
3.6  Mobilität der Zukunft — Heute die verkehrspolitik von morgen denken
3.7 Natürliche Lebensgrundlagen — Schützen und nutzen
3.8  überregionale und internationale vernetzung — Kooperation ausbauen
3.9 Zuwanderung — Schleswig-Holstein als Zuwanderungsland gestalten

Die LES als Dachstrategie der Teilstrategien der Ministerien

 diaLog: für daS Starke ScHLeSwig-HoLStein  
von Morgen
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Vorbemerkungen 08.09

TOP 7



Ob digitale Revolution, demografischer Wandel, Zuwanderung oder Energiewende — die 
Welt befindet sich im Wandel und mit ihr Schleswig-Holstein. Dass wir in den nächsten 
Jahren vor enormen Herausforderungen stehen, ist unstrittig. Ebenso, dass wir uns 
diesen Herausforderungen nicht entziehen können. und trotzdem können wir mit 
Zuversicht in die Zukunft blicken. Denn nie zuvor hatten wir so gute voraussetzungen 
wie heute, die Zukunft gemeinsam zu gestalten.
 
Dazu haben wir als Landesregierung in den vergangenen vier Jahren einen beitrag 
geleistet. Wir haben vernünftig gewirtschaftet und zum ersten Mal seit über 50 Jahren ist 
Schleswig-Holstein 2013 und 2015 mit dem Geld ausgekommen, das es eingenommen 
hat. Damit konnten nicht nur Schulden abgebaut, sondern es konnte auch in unsere 
Zukunft investiert werden. Die Wirtschaft hat sich positiv entwickelt und dafür gesorgt, 
dass wir 2016 den niedrigsten Stand der Arbeitslosigkeit seit über 20 Jahren haben. 
und wir haben den Ausbau der Erneuerbaren Energien weiter vorangetrieben und so 
eine neue Wertschöpfung in unserem Land geschaffen, für investitionen in bildung, 
Forschung und infrastruktur sowie gute Arbeit. Darauf können und müssen wir weiter 
aufbauen. Denn viele der genannten Herausforderungen und Entwicklungen sind 
echte chancen für Schleswig-Holstein und setzen unsere Alleinstellungsmerkmale und 
Stärken nun erst richtig in Wert. Wind, Meer, Lebensqualität und die Nähe zu Skandinavien 
werden zu echten Standortfaktoren, wenn wir sie richtig einsetzen. 

Die Digitalisierung wird dabei zu einem zentralen Element. Sie vernetzt unsere Gesell- 
schaft, Wirtschaft und unsere Energien. unsere kleinen und mittelständischen unter-
nehmen bringen die nötige Agilität und Flexibilität mit, um sich in einer Wirtschafts-
welt zu behaupten, die von innovation, vernetzung und Dienstleistung geprägt sein 
wird. Mit der zunehmenden bedeutung von überregionaler und internationaler 

Kooperationen wird unsere geographische Lage als zentrale Drehscheibe zwischen 
Nord- und Mitteleuropa immer wertvoller. innovationen und Wissen werden zu 
wesentlichen voraussetzungen einer prosperierenden Gesellschaft. Hier verfügen 
wir, gestützt von anwendungsorientierter Forschung, bereits über zukunftsträchtige 
Schlüsselbranchen wie die regenerative Energieerzeugung, die Gesundheits- und 
Ernährungsbranche und unsere Meeresforschung. und schließlich werden Werte 
und Prioritäten der Menschen neu verortet. Schleswig-Holstein ist mit seinen guten 
Lebensbedingungen und der einzigartigen Landschaft ein Ort für viele verschiedene 
Lebensentwürfe, für Jung und Alt und insbesondere für Familien. Denn hier lässt es 
sich einfach gut leben. bundesweit steht Schleswig-Holstein bereits an der Spitze 
des Zufriedenheitsrankings — ein wesentlicher Einflussfaktor für unsere Wachstums-
chancen und unsere Wandlungsfähigkeit. und sicherlich auch Ausdruck unseres 
Selbstverständnisses: bodenständig, unaufgeregt, pragmatisch.

DiE LAnDEsEntwickLungsstrAtEgiE bEhäLt DEn LAnDEshAushALt 
unD DiE sAniErung DEr infrAstruktur fEst im bLick
Eine stabile Einnahmesituation und eine fest definierte Ausgabenstruktur sind für die 
Handlungsfähigkeit des Landes in der Gegenwart und in der Zukunft unerlässliche vor-
aussetzungen. Nicht alles Wünschenswerte ist machbar, denn auch Schleswig-Holsteins 
finanzielle Mittel sind begrenzt. Dabei ist klar: Die Landesentwicklungsstrategie ist kein 
zusätzliches Förderprogramm. Sie formuliert die Leitlinien der nächsten Jahre in den be-
stehenden Haushalten und verwaltungsstrukturen. Große Neuinvestitionen und zusätz-
liche Ausgabenschwerpunkte werden erst dann möglich, wenn wir gleichzeitig unsere 
Konsolidierungsziele erreichen und den Sanierungsstau unserer infrastruktur verlässlich 
abbauen. Daher braucht es einen effizienten Einsatz der Mittel, eine leistungsfähige 
Landesverwaltung und eine Politik der klaren Prioritäten. Wir wollen mit der Landesent-
wicklungsstrategie konzeptionell vorarbeiten, um das Land zielgerichtet zu entwickeln, 
wenn die Haushaltskonsolidierung wieder mehr finanzielle Spielräume zulässt.

Den echten norDen gestalten 10.11

GEMEiNSAM ZuKuNFT 
iM EcHTEN NORDEN 
GESTALTEN
Vom Ministerpräsidenten des 
Landes Schleswig-Holstein 
torsten albig
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nEun strAtEgischE LEitLiniEn zur gEstALtung DEr zukunft
Als Landesregierung wollen wir das beste aus unseren chancen machen. Genau hier 
setzt die Landesentwicklungsstrategie Schleswig-Holstein 2030 an. Sie zeigt auf, wohin 
sich Schleswig-Holstein bis zum Jahr 2030 entwickeln soll und welche Handlungs-
ansätze wir dafür benötigen. Deshalb haben wir in ihr auch neun strategische Leitlinien 
definiert, die aus unserer Sicht die politischen Handlungsfelder beschreiben, in denen 
die größten chancen, aber auch die größten Herausforderungen für uns liegen. 

Für die Landesregierung soll die Landesentwicklungsstrategie Verpflichtung und Leit-
perspektive unseres Handelns sein, damit wir bereits heute die richtigen Entscheidun-
gen für unsere Zukunft treffen. Zum beispiel, wenn es darum geht, wie wir gute Arbeit 
ermöglichen oder wohin Fördergelder fließen sollen. Die Strategie soll aber auch 
einen Orientierungsrahmen für das Zusammenwirken aller gesellschaftlichen Akteure 
im Land bilden, um gemeinsam den echten Norden zu gestalten. Ein verständnis, in 
dem Dialog und beteiligung eine große Rolle einnehmen und das auf einen neuen 
partnerschaftlichen Ansatz, auf einen engen Austausch zwischen Land, Kommunen, 
Gesellschaft und Wirtschaft setzt, um den besten „echten Norden“ möglich zu machen. 

Vom grünbuch zum wEissbuch
Auch deshalb befinden wir uns seit 2013 im Dialog mit interessierten und engagierten 
bürgerinnen und bürgern, den kommunalen Landes- und Wirtschaftsverbänden 
und anderen Akteuren der Zivilgesellschaft. Die Ergebnisse dieser Gespräche sind, 
neben existierenden Teilstrategien, in das vorliegende Grünbuch eingeflossen, in die 
umfassende bestandsaufnahme unseres Landes, aber auch in die Entwicklung der 
strategischen Leitlinien. Allerdings haben auch wir noch nicht in jedem bereich eine 
konkrete Antwort auf die Entwicklungen der Zukunft und es gibt auch Aspekte wie die 
bedeutung des digitalen Wandels für Schleswig-Holstein, die vertieft mit allen Akteuren 
diskutiert werden müssen. Auch deshalb haben wir Fragen formuliert. Fragen, mit 
denen wir einen Dialog im Land anstoßen möchten. im nächsten Schritt werden wir im 
engen Austausch zwischen Land, Kommunen, Gesellschaft und Wirtschaft die Leitlinien 
vertiefen und die konkreten Handlungsansätze weiterentwickeln und strittige Punkte 
gemeinsam klären. Diese werden dann in einem Weißbuch als Landesentwicklungs-
strategie 2030 zusammengefasst. Sie soll einen verlässlichen Rahmen aufspannen, der 
nicht jede Entscheidung im Detail vorgibt, sondern Orientierung bietet.

schLEswig-hoLstEin ALs VorrEitEr in DEr LAnDEspLAnung
Schleswig-Holstein ist das erste bundesland, das mit einer eigenen fachübergreifenden 
Landesentwicklungsstrategie versucht, einen Orientierungsrahmen für die Herausforde-
rungen der Zukunft zu geben. Mit dieser Dachstrategie bündeln wir die vielzahl der ver-
schiedenen Fach- und Teilstrategien der Ministerien und anderer Akteure im Land und 
benennen zusätzliche Handlungsfelder. Zudem wird die Strategie auch als konzeptionel-
ler Rahmen für den neuen Landesentwicklungsplan fungieren, der voraussichtlich 2017 
das formelle Anhörungs- und beteiligungsverfahren durchlaufen wird. Damit beziehen 
wir zentrale Themen wie Digitalisierung, bildung und Wissen, Wirtschaft, Klimawandel 
und Energiewende stärker als bisher in die Landesplanung ein. 

DiE gEsELLschAft ALs gAnzEs im bLick
Diese verschränkung ist dringend nötig. Denn Themen wie Digitalisierung, internati-
onalisierung, Klimawandel und der demografische Wandel verändern unseren Alltag 
und erfordern ein umdenken in vielen bereichen. Dazu gehört auch eine gewisse 
Offenheit für Wandel und neue Möglichkeiten. insbesondere moderne informations- 
und Kommunikationstechniken eröffnen uns neue und flexible Formen des Zusammen-
lebens. Sie bieten uns neue Formen und Möglichkeiten dafür, wie wir unser Miteinander 
und die politische Meinungsbildung organisieren und unsere demokratischen Rechte 
und Pflichten wahrnehmen.

zu diesen strategischen Leitlinien gehören:
 
> Digitalisierung — Für uns an erster Stelle 
>  Lebensqualität — Den wichtigsten Standortfaktor Schleswig-Holsteins sichern und ausbauen 
>  Regionen im Wandel — Differenzierte Raumbetrachtung als Handlungsmaxime ansetzen 
> Bildung — Qualität stärken und Zugänge ausbauen
> Wirtschaft — Wirtschaftliche Basis stärken, neue Felder profilieren 
> Mobilität der Zukunft — Heute die Verkehrspolitik von morgen denken 
>  Natürliche Lebensgrundlagen — Schützen und nutzen
> Überregionale und internationale Vernetzung — Kooperationen ausbauen 
> Zuwanderung — Schleswig-Holstein als Zuwanderungsland gestalten 
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So wird etwa die Frage der Qualität wohnortnaher öffentlicher Dienstleistung in den 
Kommunen und Kreisen nicht mehr davon abhängen, wo welche Ortsschilder stehen. 
vielmehr wird es darum gehen, wie es uns gelingt, information und Kommunikation 
zwischen bürgerinnen und bürgern, Wirtschaft, verwaltung und Politik an jedem Ort, 
zu jeder Zeit und mit jedem Medium zu ermöglichen — und zwar schnell, einfach, 
sicher und kostengünstig. 

bei allem, was wir tun, stehen die bürgerinnen und bürger im Fokus unseres Handelns. 
Oberste Prämisse muss sein, die Gesellschaft als Ganzes im blick zu haben und dafür Sor-
ge zu tragen, dass bei allen veränderungen, innovationen und Möglichkeiten niemand 
zurückgelassen wird oder schlechtere chancen für die persönliche Entfaltung erhält. 

Wir messen daher den grundlegenden Werten der Gleichstellung, inklusion und 
Antidiskriminierung hohe bedeutung bei. Sie müssen themenübergreifend bei der 
Landesentwicklungsstrategie als Querschnittsziel und in der umsetzung durch Strate-
gien in einzelnen Politikbereichen berücksichtigt sein. 

LAnDEsEntwickLung brAucht kohärEnz unD zusAmmEnArbEit
Eine Landesentwicklungsstrategie kann nie alle Aspekte und Entwicklungen abbilden. 
Sicherlich gibt es viel mehr, was für Schleswig-Holstein wichtig ist. Eine Landesentwick-
lungsstrategie ist nie fertig. Derzeitige Entwicklungen wie die Flüchtlingszuwanderung 
nach Deutschland zeigen deutlich: vieles ist erwartbar und auch planbar, alles jedoch 
nicht. 

um klare Schwerpunkte für die zukünftige Arbeit der Landesregierung zu setzen, 
haben wir mit dem vorliegenden Grünbuch die aus unserer Sicht wesentlichen Aspekte 
aufgegriffen. Aber diese Schwerpunkte müssen auch nach Abschluss der Strategie 
weiterentwickelt werden. So wird die Landesentwicklungsstrategie auch entlang der 
im Jahr 2015 verabschiedeten uN-Nachhaltigkeitsziele ausgerichtet werden. Hierfür 
werden wir die Ausgangslage für Schleswig-Holstein und die erwarteten veränderun-
gen für mehr Nachhaltigkeit, die sich aus der Landesentwicklungsstrategie ergeben, 
darstellen. Auf basis der Erfahrungswerte mit der umsetzung der Landesentwicklungs-
strategie kann es dann notwendig sein, eine weiterführende Nachhaltigkeitsstrategie 
des Landes zu entwickeln, die die Perspektiven über die Landesentwicklungsstrategie 
hinaus aufzeigt.

Nur wenn wir ressortübergreifend zusammenarbeiten, Prozesse und Möglichkeiten eng 
miteinander verzahnen, können wir unsere gemeinsamen Ziele erreichen. Genauso 
wichtig sind der Zusammenhalt und die Zusammenarbeit zwischen Landesregierung 
und unternehmen, universitäten, Schulen und Kindertageseinrichtungen, vereinen 
und verbänden und vor allem den bürgerinnen und bürgern. Gerade die bewältigung 
der großen Zahl an Flüchtlingen, die in unser Land kommen, zeigt, dass wir die Her-
ausforderungen immer dann besser gestalten können, wenn der Staat in Partnerschaft 
mit allen gesellschaftlichen Akteuren handelt.

Wandlungs- und Entwicklungsfähigkeit ist die voraussetzung. Dazu gehört die stete 
bereitschaft, die Erfolgsroutine von gestern abzulegen und neue Wege zu gehen, um 
den tiefgreifenden Wandel als chance zu nutzen. Wir wollen gemeinsam die Grenze 
zu Neuem überschreiten — innovative Kräfte freisetzen. Jeder ist aufgerufen, sich an  
der Ausgestaltung der Landesentwicklungsstrategie zu beteiligen. Wir haben die 
voraussetzungen, die Fähigkeiten und wir haben ein klares Ziel. Zukunft beginnt in 
Schleswig-Holstein. Lassen Sie uns die Zukunft gemeinsam gestalten.

14.15Den echten norDen gestalten

TOP 7



DER biSHERiGE STRATEGiE- 
PROZESS ZuR LES

Mit dieSeM vorgeHen knüpfen wir an den Strategie-
proZeSS an, der iM Juni 2013 begann.

AuftAkt (Juni 2013) 
Den Auftakt des Strategieprozesses bildete im Juni 2013 ein  
Bürgerkongress, in dem 120 zufällig ausgewählte bürgerinnen  
und bürger ihre visionen, ideen und Handlungsansätze in den  
Bereichen Bildung und Wissen, Wirtschaft, Energie und demografi-
scher Wandel für Schleswig-Holstein 2030 formulieren und mit- 
einander diskutieren konnten. Die Ergebnisse wurden dem Minister-
präsidenten als „Aufgabenheft Schleswig-Holstein 2030“ übergeben 
und von der Landesregierung bewertet. 

AnALysE (JuLi 2013 — JAnuAr 2014) 
Ab Juli 2013 untersuchte die Landesplanung in der Staatskanzlei 
zusammen mit einem externen beraterteam die wesentlichen Her-
ausforderungen, Stärken und Schwächen sowie chancen und Risiken 
für Schleswig-Holstein. Aus dieser Analyse wurden die wichtigsten 
Entwicklungspotenziale Schleswig-Holsteins für die kommenden 
Jahre abgeleitet und erste strategische Ansätze formuliert. Das 
Dokument „Grundlagen der Landesentwicklungsstrategie Schleswig-
Holstein 2030“ beschreibt die Ausgangslage und die -bedingungen 
des Landes.

DiALog (oktobEr 2013 — JuLi 2014) 
Ab Oktober 2013 lud die Landesregierung zahlreiche Akteure ein, 
ihre Zukunftsvorstellungen in den Prozess einzubringen. Neben einer 
umfangreichen Online-Befragung fanden im Frühjahr 2014 drei 
Regionalkonferenzen statt, in denen über 600 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aus allen Gesellschaftsbereichen und aus allen Teilen des 
Landes ihre strategischen Prioritäten bis zum Jahr 2030 diskutierten. 
Diese wurden auch in zwei Veranstaltungen mit Jugendlichen und 
mit Menschen mit Migrationshintergrund erörtert. Die gesammelten 
Ergebnisse der Dialogphase sind online dokumentiert.

strAtEgiEEntwickLung (sEit August 2014) 
im August 2014 begann die Landesregierung damit, die Erkenntnisse aus den vorhe-
rigen Schritten zur Landesentwicklungsstrategie zusammenzuführen. Darüber hinaus 
wurden Anfang 2015 noch einmal die globalen und regionalen Rahmenbedingungen 
und Trends und ihre Auswirkungen auf Schleswig-Holstein ausführlicher herausgearbei-
tet. In umfangreicher Abstimmung mit den Fachressorts definierte die Landesregie-
rung schließlich die inhaltlichen Schwerpunkte der Landesentwicklungsstrategie, die 
im vorliegenden Grünbuch zusammengefasst sind. 

Die LES wird mit Unterstützung der Kommunalen Landesverbände und  
der IHK Schleswig-Holstein als strategische Partner entwickelt. 

strategische partner
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waS iSt aLLeS auS deM StrategieproZeSS  
übernoMMen worden? 
Der Strategieprozess bestand aus der oben aufgeführten Reihe von beteiligungsfor-
maten und Dialogveranstaltungen. Die nachfolgende Tabelle zeigt eine Auswahl von 
Aspekten, die von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern dabei als besonders wichtig 
festgehalten wurden und in das Grünbuch eingeflossen sind.

Diese Anregungen der bürgerinnen und bürger spiegeln sich in der Analyse und den 
Leitlinien oder den bereits bestehenden Strategien in den jeweiligen Fachbereichen 
wider. Mit dem Grünbuch knüpfen wir an die vielen impulse an, können sie aber nicht 
in ihrer Gesamtheit abbilden. vielfach sind die vorschläge bereits sehr detailliert und 
konkret. Die Herausforderung besteht dabei darin, dass mit dem Grünbuch ein Raum 
aufgemacht werden soll, in dem noch Austausch und Diskussion im Rahmen des Fach-
dialogs möglich sein sollen. Deswegen wird darauf geachtet, noch nicht Maßnahmen 
bis ins letzte Detail festzulegen, sondern einen strategischen Rahmen für Entscheidun-
gen vorzugeben.

zukunftsrat 
Neben dem breit angelegten Dialogprozess hat Ministerpräsident Torsten Albig im Sommer 
2013 einen Zukunftsrat als unabhängiges Beratungsgremium zur Landesentwicklungsstrate-
gie ins Leben gerufen. Auf persönliche Einladung und unter Vorsitz des Ministerpräsidenten 
konnten neun Persönlichkeiten mit unterschiedlichen beruflichen Hintergründen gewonnen 
werden, die mit ihrem Wissen und ihren Erfahrungen den Strategieprozess bereichern. Ne-
ben dem Ministerpräsidenten besteht der Zukunftsrat aus folgenden Mitgliedern: Bischöfin 
Kirsten Fehrs (Sprengel Hamburg und Lübeck), Prof. Dr. Olav Hohmeyer (Universität Flens-
burg) bis April 2016, Irene Johns (Vorsitzende des Kinderschutzbundes Schleswig-Holstein), 
Prof. Dr. Henning Klodt (Institut für Weltwirtschaft, Kiel), Max Schön (Max Schön Verwaltungs-
gesellschaft GmbH & Co. KG, Lübeck), Katharina Rogge (Universität Leipzig), Prof. Dr. Harald 
Welzer (FUTURZWEI. Stiftung Zukunftsfähigkeit), Susanne Wiegand (Geschäftsführerin 
Nobiskrug GmbH) und Prof. Dr. Ulrich Reinhardt (Stiftung für Zukunftsfragen, Hamburg). Der 
Zukunftsrat diskutiert Standpunkte und erarbeitet Zukunftsvorstellungen und Projektide-
en. Hierzu gehörten bisher Themen wie beispielsweise Werte im Wandel und die Stellung 
bürgerschaftlichen Engagements, Kinderland Schleswig-Holstein, Mobilität der Zukunft 
und qualitatives Wachstum. Ein wichtiger Impuls aus diesem Prozess waren Interviews des 
Zukunftsforschers Professor Reinhard mit jungen Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-
Holsteinern zu ihren Zukunftserwartungen, die den Wertewandel in den Erwartungen an das 
eigene Leben und die Bedeutung des digitalen Wandels für diese Generation dokumentiert.

auswahl von aspekten aus dem  
bisherigen dialogprozess

verknüpfung zu den 
Leitlinien-kapiteln

 Neue Mobilitätsformen (carsharing, E-Mobilität) 3.5.3, 3.6.3

Ausbau ÖPNv und höhere Flexibilität, Mobilität als  
Garant dafür, dass der ländliche Raum attraktiv bleibt

3.6.3

Sicherung der Lebensqualität im ländlichen Raum 3.3, 3.2

 infrastruktur/Straßen ausbauen, um Süd-Nord-Gefälle  
in SH zu begegnen

3.6.1

Öffentliche und private Daseinsvorsorge sichern 3.3.1, 3.3.3

 breitband-Netzausbau forcieren 3.1.1

chancengleichheit für alle 3.9.1, 3.1.2, 3.3.3, 3.4(.4)

bildung als Gesamtkonzept von der Krippe bis ins  
hohe Alter bzw. lebenslanges Lernen ermöglichen

3.4.5, 3.4.1

Flächendeckende bildungsangebote 3.4.1, 3.4.2

 Dem Fachkräftemangel entgegenwirken 3.4.5, 3.9, 3.2.1

Mehr Kooperation mit den Nachbarregionen 3.6.1, 3.8.1, 3.8.2

Konstruktive Zusammenarbeit mit Hamburg 3.8.2

Forcierung von Zukunftsbranchen 3.5.1

verbesserung der Lebensqualität (bedarfsgerechter  
und bezahlbarer Wohnraum, gesicherte Kinderbe- 
treuung, vereinbarkeit von Familie und beruf)

3.2, 3.4.2, 3.3.2

 inklusion 3.4.6

Ulrich Reinhardt (2016): Schleswig Holstein heute und morgen

Lektüreempfehlung
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Die Welt ist im Wandel und mit ihr Schleswig-Holstein.  
Wenn die Potenziale unseres Landes gut genutzt werden, kann 

den Herausforderungen der Zukunft begegnet werden.
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WAS uNS AuSMAcHT 

Schleswig-Holstein — das ist das Land hoch im Norden Deutschlands zwischen Nord- 
und Ostsee. Die Nähe zu den Meeren, die manchmal recht raue Natur, unsere bewegte 
Geschichte, unser kultureller Reichtum und die gesellschaftliche vielfalt haben uns zu 
dem gemacht, was wir heute sind: zum echten Norden. Sturmfluten, Wiederaufbau, 
integration der Flüchtlinge nach dem 2. Weltkrieg und heute, Strukturwandel, har-
te wirtschaftliche Zeiten oder Haushaltskonsolidierung — es war und ist nicht immer 
einfach. Trotzdem lässt man sich in Schleswig-Holstein nur schwer unterkriegen. Wat 
mutt, dat mutt. So hat Schleswig-Holstein in der vergangenheit die Herausforderungen 
gemeistert und so werden wir es auch in Zukunft schaffen. Dafür gibt es gute Gründe.

Schleswig-Holstein bietet hervorragende Lebensbedingungen. Hier wird das subjek-
tive Empfinden, „sich wohlfühlen“ zu können, nicht nur durch die Nähe von Nord- und 
Ostsee, den besonderen Landschaften sowie den engen kulturellen verbindungen in 
den skandinavischen Raum geprägt, sondern auch durch den spezifischen Umgang mit 
den natürlichen Gegebenheiten. Die hohe Lebensqualität begründet sich auch durch 
soziale, technische und kulturelle infrastrukturen, die Leben und Arbeiten in Schleswig-
Holstein für alle Menschen attraktiv machen. und dies unabhängig von Geschlecht, 
Alter und Herkunft. Es ist diese Kombination, die dazu führt, dass Schleswig-Holstein 
eine „Hochburg der Lebenszufriedenheit“1 ist.

insgesamt ist Schleswig-Holstein in seiner Gesamtstruktur ländlich geprägt. unsere 
Stärken sind eng mit den ländlichen Strukturen verbunden und liegen vor allem im 
Tourismus, in der maritimen Wirtschaft, der Logistik, der Ernährungs- und der Ener-
giebranche. Gerade im bereich der Erneuerbaren Energien hat das Land in den 
vergangenen Jahren einen boom erlebt und nicht nur die Energiewende bundesweit 
vorangetrieben, sondern auch zahlreiche Arbeitsplätze in der Region geschaffen. 

Die besondere geographische Lage zwischen den Meeren macht Schleswig-Holstein 
dabei zur Drehscheibe zwischen Nord- und Mitteleuropa — logistisch, wirtschaftlich und 
vor allem kulturell. Die Nähe zu unseren Nachbarn im Norden hat uns über Jahrhun-
derte kulturell geprägt. Ob dänische Minderheit oder friesische volksgruppe, deutsche 
Sinti und Roma oder die Plattdeutschen: in wohl keiner anderen Region Europas gibt 
es so viele nationale Minderheiten und traditionelle Sprachen wie in Schleswig- 
Holstein. Darauf bauen wir heute auf.

in Schleswig-Holstein prägen vor allem kleine und mittlere unternehmen die Wirtschaft 
des Landes. Dabei ist der Dienstleistungssektor deutlich stärker als das produzierende 
Gewerbe. Die mittelständisch differenzierte Wirtschaftsstruktur und der vergleichs-
weise geringe Einfluss einzelner Großbetriebe kamen uns in den vergangenen Jahren 
zugute: Zwar sind die Wachstumsraten oftmals geringer, gleichzeitig ist der Rückgang 
der Wirtschaftsleistung in Krisenjahren weniger stark als in Gesamtdeutschland. 

Dies alles sind Faktoren, die unsere heutige Ausgangslage ausmachen. Dazu gehört 
aber auch, dass Schleswig-Holstein finanziell noch Altlasten zu bewältigen hat. Schleswig-
Holstein ist ein Konsolidierungsland. Der Abbau des strukturellen Defizits im Landes-
haushalt ist ohne Alternative. Dazu kommt der Abbau des Sanierungsstaus bei der 
infrastruktur. beide Herausforderungen werden in den nächsten Jahren bewältigt. Der 
aktuelle Finanzplan beschreibt, wie das strukturelle Defizit bis 2020 schrittweise auf null 
gesenkt wird. Mit dem Sonderprogramm „iMPuLS 2030“ sind Mittel reserviert worden, 
um den identifizierten Sanierungsstau abzubauen. Beide Projekte haben Priorität und 
schränken den Spielraum für Neuinvestitionen und zusätzliche Ausgaben ein.2 Niedrige 
Zinsen und eine gute Konjunktur bieten die chance, in die infrastruktur der zentralen 
bereiche wie Digitalisierung, der öffentlichen Daseinsvorsorge, beispielsweise Kin-
derbetreuung und Krankenhäuser, der Wissenschaft und der Forschung sowie des 
Verkehrs zu investieren, um das Land fit für die Zukunft zu machen. Und das ist nötig. 
Denn die Welt ist im Wandel und mit ihr Schleswig-Holstein.
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in den nächsten 15 Jahren werden globale und regionale Trends wie Digitalisierung, 
Internationalisierung, demografischer Wandel sowie Struktur- und Wertewandel 
Schleswig-Holstein prägen. Zudem beeinflussen neu aufkommende Entwicklungen 
unser Land. Ein beispiel dafür ist die wachsende Zahl an Flüchtlingen aus Kriegsgebieten, 
die bei uns Schutz suchen. Diese umbrüche werden nicht spurlos an uns vorübergehen. 
Aber der blick auf die derzeitige Ausgangslage zeigt, dass wir uns nicht entmutigen 
lassen sollten. Wir sind in vielen bereichen nicht nur gut aufgestellt, sondern die ge-
nannten Trends bedeuten für uns neue chancen und Perspektiven. 

zwischEn gLobALEr VErnEtzung unD rEgionALEr koopErAtion — 
schLEswig-hoLstEins wirtschAft Auf DEm wEg in EinE nEuE wELt
internationale Projektteams, die virtuell zusammenarbeiten, oder weltweit agierende 
unternehmen: Arbeitskräfte, Güter, Kapital und Wissen sind heute mobiler als je zuvor. 
Schnelle Transport- und Kommunikationswege zusammen mit verbesserten institutio-
nellen Rahmenbedingungen haben in den letzten Jahrzehnten zu einer zunehmenden 
globalen vernetzung geführt. Die internationale Ausrichtung von Wirtschaft, Wissen-
schaft und Gesellschaft sowie Kooperationen in grenzüberschreitenden Netzwerken 
gewinnen immer mehr an bedeutung. 

Schon immer war Schleswig-Holstein ein natürlicher Teil des europäischen Nordens 
und wird zukünftig noch stärker die brücke von West- und Mitteleuropa nach Skan-
dinavien, ins baltikum und nach Russland bilden. Die enge partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit mit Dänemark und der südwestlichen Ostseeregion im Rahmen der 
STRiNG-Kooperation (Southwestern baltic Sea TransRegional Area — implementing 
New Geography) bietet für Schleswig-Holstein gute Möglichkeiten hinsichtlich der 
Wirtschaftsentwicklung und des Arbeitsmarktes, aber auch für das alltägliche Leben 
der Menschen in den Grenzregionen. Schleswig-Holstein und Dänemark gehören 
europaweit zu den vorreitern der grenzüberschreitenden Regionalentwicklung. Die 
Jütland-Route und die Fehmarnbelt-Achse stellen zentrale Entwicklungsachsen dar. 
Der Austausch wird sich mit der Eröffnung der festen Fehmarnbelt-Querung weiter 
intensivieren. Sie wird zukünftig die beiden Metropolen Hamburg und Kopenhagen 
noch enger zusammenwachsen lassen. Damit eröffnet sich für Schleswig-Holstein die 
große Chance, nicht nur von der Nähe zu Hamburg zu profitieren, sondern auch von 
der Nähe zur Metropole Kopenhagen.

Der Ostseeraum gilt weltweit als vorzeigeregion regionaler Zusammenarbeit. Mit der 
Eu-Ostseestrategie hat die Zusammenarbeit im Ostseeraum einen politisch-strate-
gischen Rahmen und klar definierte Handlungsschwerpunkte bekommen; das EU-
Ostseeprogramm fördert transnationale Kooperationsprojekte in allen wirtschaftlich, 
umweltpolitisch und gesellschaftlich relevanten bereichen.

DigitALE trAnsformAtion schAfft nEuE gEschäftsfELDEr  
unD märktE
Doch nicht nur der verkehr auf Straßen, Schienen und dem Seeweg verbindet Schles-
wig-Holstein mit der Welt. Die zunehmende Digitalisierung vieler Lebens- und Wirt-
schaftsbereiche treibt die globale vernetzung voran. Sie eröffnet den unternehmen in 
Schleswig-Holstein neue Märkte und Geschäftsfelder und verändert gesamte Produk-
tions- und Arbeitsprozesse. „cloud computing“, „big Data“ oder „internet der Dinge“ 
sind wichtige beispiele für die digitale Transformation des Wirtschaftslebens, die in 
Schleswig-Holstein auch infolge des schnellen breitbandausbaus bereits zu positiven 
Entwicklungen geführt haben. Kleine und mittlere unternehmen in Schleswig-Holstein 
gehören mit Platz 3 im „vodafone Atlas Digitalisierungsgrad im bundesländer-ver-
gleich“ zu den digitalen vorreitern in Deutschland. Neben einigen etablierten iT-
unternehmen hat sich zudem eine kleine, aber sehr aktive und robuste Gründerszene 
entwickelt. Das Wachstum in diesem bereich bleibt zwar noch hinter anderen bun-
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WO WiR HEuTE STEHEN  
uND WAS uNS ERWARTET

 megatrend internationalisierung
 
 >  Als gewachsenes Zuwanderungsland mit sprachlicher und kultureller  

Vielfalt verfügt Schleswig-Holstein über natürliche Voraussetzungen 
für eine interkulturelle Öffnung und hohe Kooperationsbereitschaft.

 >  Dänemark ist Schleswig-Holsteins wichtigster Handelspartner. Ein 
Drittel seiner Exporte liefert Schleswig-Holstein an die traditionellen 
Handelspartner im Ostseeraum, mit Skandinavien an Spitzenposition.3 
China ist der zweitgrößte Handelspartner Schleswig-Holsteins. 

 >  Schleswig-Holstein ist in die Kooperationsstrukturen im Ostseeraum 
verantwortlich eingebunden und arbeitet an der weiteren Effektivierung 
der politischen und praktischen Zusammenarbeit im Ostseeraum mit.
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desländern wie berlin oder bayern zurück, doch einige branchen haben bereits das 
Potenzial erkannt. So stellt Schleswig-Holstein beispielsweise den weltweit drittgrößten 
Hersteller von 3D-Metalldruckern, jedes Passbild für den Personalausweis wird mit 
Software aus Schleswig-Holstein eingescannt und Schleswig-Holsteiner sind weit vorne 
als Youtuber oder als universität im Netz. 

 

Ein weiterer baustein der Zukunftsfähigkeit Schleswig-Holsteins ist die Weiterentwick-
lung der Kommunikationsinfrastruktur. breitbandnetze sind bereits heute der wich-
tigste bereichsübergreifende Faktor und eine wesentliche basis für die Wirtschaftsent-
wicklung — wichtiger als jede andere infrastruktur. Der Zugang zu schnellem internet 
ist zum bedeutendsten Standortfaktor geworden — das gilt gerade für den ländlichen 
Raum. Dort können mit digitalen Technologien durch E-Government- und E-Learning-
Anwendungen genauso wie Telemedizin und Telearbeit Strukturprobleme in dünn 
besiedelten Regionen aufgefangen werden. Mit der Strategie „breitband 2030“ sowie 
einem dazugehörigen Maßnahmenplan besteht für eine flächendeckende Breitband-
versorgung in Schleswig-Holstein bereits eine zentrale Handlungsgrundlage.

EnErgiEwEnDE — schLEswig-hoLstEin ALs bunDEswEitEr VorrEitEr
Gut vernetzt ist auch die Windenergie im Land. im Jahr 2014 schob sich Schleswig-
Holstein mit 455 neuen Windkraftanlagen und 1.303 MW beim Ausbau an die Spitze 
Deutschlands.8 2015 konnten wir zudem rechnerisch 100 Prozent des bruttostromver-
brauchs allein aus grünem Strom decken.9 im unterschied zu anderen bundesländern 

steht Schleswig-Holstein damit nicht mehr am Anfang der Energiewende, sondern setzt 
sie bereits um. Es wird erwartet, dass Schleswig-Holstein künftig dreimal so viel erneu-
erbaren Strom produziert, wie es selbst verbraucht. Mit den angestoßenen Planungen 
und Genehmigungsverfahren zum Netzausbau und der Ausweisung von vorranggebie-
ten für Windkraftanlagen im Zuge der Fortschreibung der Raumordnungspläne wurden 
und werden aktuell wichtige Weichenstellungen vorgenommen.

Trotz der guten Ausgangslage steht das Land bei der Energiewende jedoch vor großen 
Herausforderungen. So bedarf es neben der Strom- auch einer Wärme- und Mobili-
tätswende, um die internationalen Klimaschutzverpflichtungen erfüllen zu können. Der 
kommunalen Wärmeversorgung kommt hier eine Schlüsselrolle zu. Zudem müssen 
wir das große Potenzial bei Energieeinsparung und Effizienzsteigerung nutzen, um die 
Klimaschutzziele zu erreichen. Eine der zentralen Aufgaben ist es, ausreichende Netzka-
pazitäten sicherzustellen. Auch wenn intelligente Netze und wirtschaftlich zu betreibende 
Energiespeicher nicht von heute auf morgen zur verfügung stehen, ist eine wesentliche 
voraussetzung für das Gelingen der Energiewende der zügige Ausbau der Energie- 
infrastruktur. Eine weitere Herausforderung besteht darin, die regionale und lokale Wert-
schöpfung der Erneuerbaren Energien zu verbessern. Denn diese können, gerade auch 
in den ländlichen Räumen, eine erhebliche regionalwirtschaftliche bedeutung haben.

wissEn unD krEAtiVität ALs zEntrALE rEssourcEn DEr zukunft
Produkt- und Prozessinnovationen gewinnen in Schleswig-Holstein zunehmend an 
bedeutung — nicht zuletzt, um die Energiewende erfolgreich zu meistern. Sie werden 
für unternehmen zur Grundlage des wirtschaftlichen Erfolgs. innovationen sind die 
entscheidende voraussetzung für mehr Wachstum, beschäftigung, Wohlstand und 
Lebensqualität. Die innovationsdynamik wird sich zukünftig rasant beschleunigen. 
Gleichzeitig schreitet der Strukturwandel hin zu wissensintensiven Dienstleistungen 
sowie Produkten der Hoch- und Spitzentechnologie weiter voran. Damit steigt die 
bedeutung von investitionen in Forschung und Entwicklung (FuE). Hier hinkt Schleswig-
Holstein jedoch hinterher: Der Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
am bruttoinlandsprodukt lag 2013 mit 1,47 Prozent etwas weniger als halb so hoch 
wie in Deutschland insgesamt (2,84 Prozent10). Diese innovationsschwäche liegt in 
der spezifischen Wirtschaftsstruktur begründet: Die hohe Dienstleistungsdichte, die 
geringe verbreitung forschungsintensiver branchen sowie der überwiegende Anteil an 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) mit geringeren personellen und finanziellen 
Ressourcen für Forschung und Entwicklung sind wesentliche Gründe.
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 megatrend Digitalisierung
 
 >  Etwa 77 % der Schleswig-Holsteiner ab 14 Jahren nutzen das Internet, 

mit steigender Tendenz4 — ein Wert leicht über dem bundesweiten 
Durchschnitt.5 

 >  Mit 23 % anschlussfähiger Haushalte an das Glasfasernetz und 74 % 
Abdeckung mit mehr als 50 Mbit/s belegt Schleswig-Holstein einen 
deutschlandweiten Spitzenplatz.6 

 >  Die Branche der digitalen Wirtschaft stellt heute mit fast 14.000 Unter-
nehmen im Land gut 7 % aller IHK-Unternehmen.7 
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fAchkräftE in schLEswig-hoLstEin
Der hohe innovationsdruck — nicht zuletzt im Zuge der rasanten Entwicklungen im 
bereich der Digitalisierung — erfordert entsprechende Fachkräfte. Aktuell ist der 
schleswig-holsteinische Arbeitsmarkt überdurchschnittlich stark von mittelqualifizierten 
Fachkräften (rund 60 Prozent), d. h. Personen mit berufsabschluss, geprägt. bis 2030 
wird durch den prognostizierten bevölkerungsrückgang insbesondere bei den Mittel-
qualifizierten eine immer größer werdende Fachkräftelücke entstehen. Schon jetzt kann 
nicht mehr jedes unternehmen in kurzer Zeit die Fachkraft einstellen, die gebraucht 
wird.14 Dies setzt die Wirtschaft Schleswig-Holsteins stark unter Druck.

Im Kampf um die besten Ideen braucht es zudem hochqualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Mit dem Wandel der industrie- zur Technologie- und Wissensgesellschaft 
werden kluge Köpfe jedoch zunehmend gebraucht. Hier gilt es, die in Schleswig-Holstein 
ausgebildeten Menschen zu halten und das Land für die Zuwanderung von Fachkräften 
sowie für unternehmensansiedlungen attraktiv zu machen. 
 
Damit sind neben der Landesregierung auch die unternehmen gefordert: Mehr 
Mitbestimmung der Beschäftigten und flache Hierarchien — nur wer ein attraktives 
Arbeitsumfeld bietet, wird im Wettbewerb um die qualifizierten Fachkräfte von morgen 
mithalten können. „Gute Arbeit“ wird immer wichtiger. Zusätzlich gewinnen immateri-
elle Werte an bedeutung: Statt Dienstwagen und großem büro stehen gerade bei der 
sogenannten Generation Y Themen wie Work-Life-balance, Lebensqualität im persönli-
chen umfeld und individuelle Entfaltung im beruf im vordergrund. Angesichts des de-
mografischen Wandels braucht es zudem gesunde und alternsgerechte Arbeitsplätze 
sowie flexible Arbeitszeitmodelle, vollzeitnahe Teilzeitarbeit, Möglichkeiten für längere 
vorübergehende Auszeiten sowie Angebote zur Kinderbetreuung, um nicht zuletzt der 
steigenden Erwerbstätigkeit von Frauen Rechnung zu tragen. Land und Kommunen 
stellt dies vor die Herausforderung, ausreichende Ganztagsbetreuung und weitere 
Angebote für Kinder und Jugendliche bereitzustellen.

Auf DEm wEg zur wissEnsgEsELLschAft — wiE sich DiE  
AnforDErungEn An biLDung unD forschung VEränDErn
Der Strukturwandel von der industriegesellschaft zur Dienstleistungs- und Wissens-
gesellschaft wird in den nächsten Jahrzehnten unsere Wirtschaft und Gesellschaft 
weiter prägen. bereits seit Jahren steigt die bedeutung von Wissen deutlich an. Denn 
in der industrie und im Dienstleistungsbereich werden zunehmend anspruchsvollere 
Technologien eingesetzt.

Mit seinen drei universitäten, fünf staatlichen und zwei privaten Fachhochschulen und 
einer Musik- und einer Kunsthochschule sowie einer Reihe renommierter außeruniver-
sitärer Forschungseinrichtungen verfügt Schleswig-Holstein über grundlegende Struk-
turen für einen guten Wissensaufbau und -transfer. Daneben gibt es weitere kreative 
und innovative Projekte und cluster zur Förderung des akademischen Nachwuchses, 
des Wissenstransfers sowie des Wissensstandortes.
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 megatrend innovationen
 
 >  Mit 1,5 % haben die Ausgaben für Forschung und Entwicklung in 

Schleswig-Holstein im Vergleich zum Bundesdurchschnitt einen un-
terdurchschnittlichen Anteil am BIP. Das von der EU vorgegebene Ziel 
von 3 % wird damit verfehlt.11 

 >  99 % der rund 129.000 schleswig-holsteinischen Unternehmen  
sind kleine und mittlere Firmen mit weniger als 250 Beschäftigten. 
Rund 78 % aller Beschäftigten arbeiten hier.12 

 >  Die Patentintensität liegt in Schleswig-Holstein mit 16 Anmeldungen 
je 100.000 Einwohner deutlich unter dem Bundesdurchschnitt von  
60 Anmeldungen.13

fachkräftebedarf
 
>  Die Zahl der Arbeitslosen sank im Jahr 2015 auf durchschnittlich 6,5 % (97.900). Damit 

liegt ihre Zahl erstmals seit 1993 unter 100.000 Personen im Jahresdurchschnitt.15 
>  Bis 2030 wird für Schleswig-Holstein eine Fachkräftelücke von insgesamt 97.000 

Personen prognostiziert: 85.000 Personen mit mittlerer Qualifikation (Berufsabschluss), 
12.000 Personen mit hoher Qualifikation (Hochschul- und Fachhochschulabschluss). 
Lediglich für Personen mit geringer Qualifikation (ohne Berufsabschluss) wird ein 
Arbeitsmarktüberhang von etwa 3.500 Personen im Jahr 2030 bestehen bleiben.16 
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biLDung unD LEbEnsLAngEs LErnEn
Auf dem Weg zur Wissensgesellschaft und nicht zuletzt aufgrund der hohen Dyna-
mik technologischer innovationen gewinnt lebenslanges Lernen an bedeutung. Der 
Grundstein dafür wird bereits in der frühen Kindheit gelegt. Einen wichtigen beitrag 
dazu leisten unter anderem unsere Kindertageseinrichtungen. Die ganztägige be-
treuung entwickelt sich positiv. im vergleich der alten bundesländer weist Schleswig-
Holstein eine überdurchschnittliche betreuungsquote der unter-3-Jährigen auf. Die 
betreuungsquote der 3- bis 6-Jährigen ist aber sowohl im bundesdurchschnitt als auch 
im vergleich mit den alten bundesländern unterdurchschnittlich. Es ist erforderlich, in 
den Kitas weitere betreuungsangebote und Kapazitäten zu schaffen, um den bedarf an 
Ganztagesbetreuung zu decken.19

 

Das Schulsystem in Schleswig-Holstein wurde verändert, damit mehr Schülerinnen 
und Schüler ihre Potenziale nutzen. Nach einem intensiven Dialog ist die zweigliedrige 
Schulstruktur mit Gemeinschaftsschulen und Gymnasien neben starken beruflichen 
Schulen jetzt in Schleswig-Holstein etabliert. An den Gymnasien wird in der Regel nach 
acht Jahren das Abitur erworben (G8); die im Schuljahr 2014/15 bereits bestehenden 
Gymnasien mit einem neunjährigen bildungsgang oder einem acht- und neunjährigen 
bildungsgang (das sogenannte Y-Modell) können fortgeführt werden. An den Gemein-
schaftsschulen können drei bildungsabschlüsse erworben werden: der „Erste Allgemei-
ne Schulabschluss“ nach neun Jahren, der „Mittlere Abschluss“ nach zehn Jahren und 
das „Abitur“ nach 13 Jahren (G9). Gemeinschaftsschulen haben entweder eine eigene 
Oberstufe (16 neue seit 2012) oder kooperieren mit anderen Schulen, die eine Ober-
stufe haben. Hier gibt es bereits über 100 Kooperationen.  
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bildung / kitas
 
>  Schleswig-Holstein verfügte 2015 über 1.765 Kindertageseinrichtungen, 108.652 Be-

treuungsplätze und 20.982 Beschäftigte in Kindertageseinrichtungen.20 
>  Die Betreuungsquote in Kindertageseinrichtungen sowie öffentlich geförderter Kinder-

tagespflege beträgt 2015 bei den unter 3-Jährigen 31,4 % und bei den 3—6-Jährigen 
93,2 %. Damit belegt Schleswig-Holstein im westdeutschen Ländervergleich einen 
Spitzenplatz. 

>  Die Abiturquote eines Jahrgangs stieg insgesamt an allgemeinbildenden und beruflichen 
Schulen von 2006 bis 2014 von 29,8 % auf 40,6 %.

1.2

Die staatlichen Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen sind 
durch mehrere initiativen in europäische Projekte und den überregionalen Wissens- 
austausch eingebunden. im bereich Meereswissenschaften und Medizin kann 
Schleswig-Holstein sogar auf Forschungsexzellenzcluster verweisen. Für die exzellente 
Graduiertenschule „Gesellschaft, umwelt, Kultur im Wandel“ sowie den Schwerpunkt 
„Nanowissenschaften und Oberflächenforschung“ besteht die Zielsetzung, sie zu 
vergleichbaren international wahrgenommenen Forschungsclustern zu entwickeln. Das 
uKSH, das größte universitätsklinikum Deutschlands, betreibt auf höchstem Niveau 
Spitzenforschung und Krankenversorgung mit internationaler Ausstrahlung.

Allerdings sind auch Defizite im Bildungs- und Wissenschaftssystem auszumachen. 
Das Land hat bereits, beispielsweise mit dem Sondervermögen für den Hochschulbau 
oder mit dem Hochschulpakt, Anstrengungen unternommen, diese Defizite auszuglei-
chen. Die Hochschulen des Landes stoßen an ihre räumlichen und infrastrukturellen 
Kapazitätsgrenzen. bis auf wenige Ausnahmen in der Spitzenforschung wird Schleswig-
Holstein international nicht als renommierter Forschungs- und Technologiestandort 
wahrgenommen. innerhalb Deutschlands gehört Schleswig-Holstein zu den Ländern 
mit den niedrigsten Ausgaben im bereich der Spitzenforschung. Den begonnenen 
Weg der konsequenten Stärkung der Hochschulen zur bewältigung der Zukunftsaufga-
ben gilt es fortzuentwickeln und die bedeutung des Hochschulstandortes Schleswig-
Holstein als besondere chance für das Land nachhaltig zu verfolgen. Auch die versteti-
gung, Ressourcenausstattung und verzahnung der Wissenstransferinfrastrukturen sind 
ausbaufähig.

studierende
 
>  Die Kieler Universität liegt im weltweiten Vergleich der Hochschulen im ersten Drittel.17 
>  Die Zahl der Studierenden stieg von 47.331 im Jahr 2005 auf 57.869 im Wintersemester 

2015/16.18 
>  Bei den Grundmitteln je Studierenden lag Schleswig-Holstein mit 8.240 Euro über dem 

Bundesschnitt (6.910 Euro).
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Mit multiprofessionellen Teams an den Schulen und einer besseren Lehrkräftebildung 
werden Schulen in ihrer Arbeit stärker unterstützt. Trotz verbesserung der unterrichtsver-
sorgung liegt diese immer noch unter 100 Prozent. Auch die Höhe ersatzlos ausfallenden 
unterrichts muss daher weiter gesenkt werden, wobei neben weiteren Lehrerstellen die 
Kompetenz der Schulen gefordert ist, nicht planmäßig stattfindenden Unterricht sinnvoll 
zu gestalten. Das Land hat vergleichsweise niedrige bildungsausgaben und muss als 
Konsolidierungsland sicherstellen, dass mit der Erhöhung seiner bildungsausgaben auch 
immer eine größtmögliche bildungswirkung erzielt wird. Zu vielen Jugendlichen gelingt 
der direkte übergang von der Schule in eine berufsausbildung nicht.

 
 

Junge Menschen, die in Schleswig-Holstein eine duale berufsausbildung beginnen 
wollen, finden in der Regel gute Rahmenbedingungen im Land vor. Die engen Kontak-
te zwischen den Ausbildungsfachleuten in den betrieben und den Lehrkräften in den 
Regionalen berufsbildungszentren (RbZ)/berufsbildenden Schulen (bbS) führen zu sehr 
zielorientierten und erfolgreichen Abstimmungen in inhaltlichen, zeitlichen und orga-
nisatorischen Ausbildungsfragen. Die dadurch entstehenden Kooperationen zwischen 
den beiden Lernorten erhöhen die Qualität und Effizienz der dualen Ausbildung und 
sind damit ein Standortfaktor für die regionale Wirtschaft und das Land. Die Situation 
auf dem Ausbildungsmarkt stellt sich mit dem Angebot an Ausbildungsstellen etwas 
besser dar als im bundesvergleich,25 wenngleich 2013 erstmals seit 2008 die Nachfra-
ge das Angebot überstieg.26 Die öffentliche Finanzierung des dualen Ausbildungssys-
tems ist im bundesvergleich überdurchschnittlich gut.27 

Mit dem Abschluss einer berufsausbildung oder eines Studiums ist der Lernprozess 
eines Menschen aber nicht abgeschlossen. Gerade in der heutigen Zeit entwickeln sich 
das Wissen und die Techniken im beruf wie auch im Alltag immer schneller weiter. 

Das aktive lebenslange Lernen bekommt in Schleswig-Holstein eine immer zentralere 
bedeutung für ein gutes und erfolgreiches Leben der Menschen: Reines Faktenwissen 
reicht nicht mehr aus, vielmehr müssen Schlüsselqualifikationen und Kernkompetenzen 
erworben werden, wie z. b. das beschaffen, bewerten und Anwenden von Wissen, die 
stetige Aktualisierung von Fachkenntnissen, das Lösen von Problemen, der umgang 
mit digitalen Medien und die Zielorientierung. Weiterhin werden große Flexibilität, 
gute Kommunikationsfähigkeiten, Arbeit im Team sowie die bereitschaft zur Nutzung 
von Qualifizierungs- und Weiterbildungsangeboten benötigt. Das lebenslange Lernen 
dient aber nicht nur der beruflichen Entwicklung, vielmehr steigt die Bedeutung auch 
im bereich der persönlichen Weiterentwicklung. So werden vermehrt Weiterbildungs-
angebote im privaten bereich sowie nach der berufstätigkeit in der best-Ager-Phase 
genutzt und dienen der Steigerung der Lebensqualität. 

schLEswig-hoLstEins bEVöLkErungsstruktur im wAnDEL
Der demografische Wandel wird in den kommenden Jahrzehnten die Bevölkerungs-
struktur unseres Landes maßgeblich verändern und die Entwicklung der Regionen 
unterschiedlich prägen: Auch wenn der Rückgang der Einwohnerzahlen im bundesweiten 
vergleich langfristig gesehen moderat ausfallen dürfte, so wird es doch überall im Land 
zukünftig deutlich mehr ältere Menschen und immer weniger Kinder und Jugend-
liche geben. Daneben wird die Zahl der Menschen im Erwerbsalter sinken, sodass 
der Wirtschaft weniger Fachkräfte zur verfügung stehen. Auch der Gesundheits- und 
Pflegebereich, die Wohnungsmärkte, die Steuereinnahmen und die Finanzsituation 
der Gebietskörperschaften werden von den demografischen Veränderungen betroffen 
sein. unstrittig ist auch: Attraktive und zukunftssichere Arbeitsplätze tragen wesentlich 
dazu bei, dass der natürliche bevölkerungsrückgang nicht noch verstärkt wird.

Rund ein Drittel der Menschen in Schleswig-Holstein leben in ländlichen Regionen. 
Hier müssen wir vor dem Hintergrund der erwarteten starken Einwohnerrückgänge 
neue Wege gehen, um die öffentliche Daseinsvorsorge zu sichern, zum beispiel im 
Hinblick auf Krankenhäuser oder bildungs- und Kultureinrichtungen sowie die Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung. Für die größeren Städte hingegen werden vor allem 
durch den Zuzug von jungen Menschen weiter steigende Einwohnerzahlen erwartet. 
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schule
 
>  In Schleswig-Holstein gibt es 803 öffentliche allgemeinbildende und berufsbildende 

Schulen mit über 380.000 Schülerinnen und Schülern, davon fast 287.600 an allge-
meinbildenden Schulen und gut 92.600 an berufsbildenden Schulen.21 

>  28.000 Lehrerinnen und Lehrer unterrichten auf rund 22.531 Planstellen.22

>  An 86 % aller Schulen gibt es ein unterrichtsergänzendes schulisches Ganztags- oder 
Betreuungsangebot.23

>  Die Abiturquote eines Jahrgangs stieg an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen 
von 2006 bis 2014 von 29,8 % auf 40,6 %.24
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charakteristisch für den Wandel der bevölkerungsstruktur in Schleswig-Holstein sind 
die stark gegenläufigen Entwicklungen zwischen einzelnen Regionen und Kommu-
nen. Eine pauschale Aussage ist weder für das Land als Ganzes noch für Teilregionen 
möglich. Die Entwicklungen unterscheiden sich selbst zwischen Nachbargemeinden im 
ländlichen Raum bisweilen deutlich.

Durch die hohe Zahl von Flüchtlingen und Asylsuchenden, die zurzeit ins Land kom-
men, wird der Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund zunehmen. Aber im ver-
gleich zum bundesdurchschnitt hat Schleswig-Holstein bislang einen niedrigen Anteil 
an Migrantinnen und Migranten. Die unterbringung der Flüchtlinge gehört aktuell 
vielerorts zu den zentralen Herausforderungen. Mittel- bis langfristig geht es vor allem 
um die integration dieser Menschen in unsere Gesellschaft, verbunden mit der Frage 
der Finanzierbarkeit und des sozialen Friedens. Die Geschwindigkeit, mit der auf diese 
neuen Herausforderungen reagiert werden muss, und die Tragweite der zu treffenden 
Entscheidungen verlangt Politik, verwaltung, Wirtschaft und nicht zuletzt allen bürgerin-
nen und bürgern viel ab. in Schleswig-Holstein hat sich eine jahrzehntelange Tradition 
des Zusammenlebens entwickelt, unabhängig von Status oder Herkunft. in keiner 
anderen Region Deutschlands hat die Gesellschaft ein so hohes Maß an Miteinander 
möglich werden lassen. Dies ist auch ein Ergebnis unserer Förderung von Engagement 
und bürgergesellschaft. Daran sollten wir festhalten.

Die Auswirkungen steigender Einwohnerzahlen sind derzeit vor allem auf den Wohnungs-
märkten der kreisfreien Städte und im umland von Hamburg spürbar. bedingt durch 
die wachsende Nachfrage, die sich durch den Zuzug von Flüchtlingen nochmals erhöht 
hat, sind Mieten und immobilienpreise gestiegen. bezahlbarer Wohnraum, insbeson-
dere für einkommensschwache Personen, wird hier immer knapper. Obwohl der Neu-
bau von Wohnungen, nicht zuletzt bedingt durch niedrige Zinsen, gestiegen ist, reicht 
die Zahl der baufertigstellungen nicht aus, um mit dem steigenden bedarf mitzuhalten. 
Es ist daher ein zielgerichtetes Zusammenwirken von Land, Kommunen, investoren und 
der bauwirtschaft erforderlich, um mehr Wohnraum dort zu schaffen, wo er dringend 
gebraucht wird. Zudem muss die steigende Nachfrage nach altersgerechtem und 
barrierefreiem Wohnraum bedient werden, um auch älteren Menschen und Menschen 
mit behinderung oder Mobilitätseinschränkung ein selbstbestimmtes Leben in der 
Gesellschaft zu ermöglichen. Die Landesregierung unterstützt hierbei mit der Sozialen 
Wohnraumförderung und dem aktuellen Wohnraumförderungsprogramm.

Doch große Teile von Schleswig-Holstein weisen auch nach wie vor ausgeglichene im-
mobilienmärkte auf. Dies gilt vor allem für viele ländliche Regionen. Neubau findet hier 
überwiegend in Form von Einfamilienhäusern statt. Allerdings wird der bedarf durch die 
demografischen Veränderungen sinken, während die Nachfrage nach kleinen Wohnein-
heiten in Mehrfamilienhäusern durch mehr ältere Menschen und mehr kleinere Haushal-
te steigen wird. bei zurückgehenden Einwohnerzahlen ist besonders in den ländlichen 
Räumen in den nächsten Jahren vermehrt mit Wohnungsleerständen zu rechnen.

schleswig-holstein im wanDel 34.35

	 Megatrend	demografischer	Wandel
 
 >  Die Bevölkerungsprognose erwartet einen vergleichsweise moderaten 

Rückgang der Einwohnerzahl in Schleswig-Holstein im Vergleich zu 
anderen Bundesländern um 1 %. Dabei wachsen der Hamburger Rand 
und viele größere Städte überdurchschnittlich stark.

 >  Bis 2025 werden deutlich weniger Kinder und Jugendliche im Land 
leben, während der Anteil der Einwohner über 60 Jahren ansteigt. 
Besonders stark wächst die Zahl der Hochbetagten über 80 Jahren.

hinweis: Aktuell erarbeitet das Land eine neue Bevölkerungs- und Haushaltsvorausberech-
nung. Diese soll im Frühjahr 2016 veröffentlicht werden.

1.2

migrantinnen und migranten
 
>  Der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung liegt 

in Schleswig-Holstein mit 12,4 % unter dem Bundesdurchschnitt von 19,2 %. Der Anteil 
wird in den nächsten Jahren weiter ansteigen. 2014 lag der Wanderungssaldo in 
Schleswig-Holstein von Personen mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit bei rund 
15.200 Personen.28 2015 kamen rund 35.000 Asylsuchende nach Schleswig-Holstein, 
für deren Aufnahme das Land zuständig war; 2010 waren es rund 1.300.29

>  Jedes Jahr entscheiden sich 3.000 Zugewanderte für die deutsche Staatsbürgerschaft. 
Bundesweit belegt Schleswig-Holstein damit einen Spitzenplatz.30 Vor allem bezüglich 
der Offenheit gegenüber Migrantinnen und Migranten.31
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soziALEs mitEinAnDEr unD inDiViDuELLE LEbEnszufriEDEnhEit — 
EinE gEsELLschAft im wAnDEL
Weltoffenheit, soziale Gerechtigkeit oder das bedürfnis nach einer intakten umwelt —  
neben dem demografischen Wandel wirkt sich ein weiterer Megatrend auf unsere 
Gesellschaft aus: der Wertewandel. Zukunftsforscher sagen voraus, dass den Menschen 
ihre individuelle Lebenszufriedenheit immer wichtiger wird. Grundanliegen wie mate-
rieller Konsum, Wohnkomfort oder ein hohes Einkommen bleiben zwar wichtig, doch 
immaterielle Werte wie Gesundheit, Selbstbestimmung, soziale bindungen zu Familie 
und Freunden, Zeit oder eine gesunde umwelt gewinnen zunehmend an bedeutung.

vielen Menschen in Schleswig-Holstein ist die verbundenheit zu ihrer Region und zur 
Natur wichtig. Prägend sind die Strände und Küsten an Ost- und Nordsee, die inseln 
und Halligen, die Kulturlandschaft mit ihren Äckern und Wiesen, die Wälder, Seen und 
Knicks. Werden die Ökosysteme als „intakt“ empfunden, trägt dies zur Zufriedenheit 
der Menschen bei. Diese Verbundenheit zu Region und Natur ist für viele die Definition 
von Heimat und Zuhause. Heimat ist aber auch der Ort, wo die Familie zu Hause ist. 
Familie, ob mit Kindern oder ohne, ob alleinerziehend oder gemeinsam, ob als Mann-
Frau-beziehung oder gleichgeschlechtlich, — wird auch weiterhin hohe Wertschätzung 
genießen. Familien sind „in“, gerade bei jungen Leuten. Die Mehrzahl der jungen Frau-
en und Männer wünscht sich dabei keine traditionelle Rollenaufteilung. Junge Frauen 
wie junge Männer gehen davon aus, dass sie zum Familieneinkommen beitragen, und 
wünschen sich einen gelungenen Ausgleich zwischen beruf und Familie.

Der Wertewandel zeigt sich auch in einem veränderten Konsumverhalten. biologische 
und ethische Produkte werden stärker nachgefragt, das Auto als Statussymbol verliert —  
besonders in ballungsräumen — an bedeutung. Nicht nur beim Konsumverhalten 
wächst der unterschied zwischen Städten und ländlichen Räumen. Wirtschaftliche Kri-
terien wie Preis und Produktqualität bleiben wichtig, doch ökologische und soziale Ef-
fekte des Konsumverhaltens und Emotionen beim Konsum spielen eine immer größere 
Rolle. Dies gilt auch für soziales und ehrenamtliches Engagement. Der Wertekanon 
einer Gesellschaft ist von vielen, zum Teil nicht beeinflussbaren Umständen abhängig. 
Die Werte haben aber eine enorme bedeutung für die Landespolitik: Sie sind Kernbe-
stand der politischen Kultur; von dem, was die Menschen für richtig oder falsch halten. 
Wie Schleswig-Holstein mit diesen sich wandelnden Wertvorstellungen umgeht, wird 
zugleich die Attraktivität des Landes stark beeinflussen.

zwischEn strukturwAnDEL im LAnD unD VErnEtztEn wirt-
schAftszEntrEn 
Unterschiedliche Trends beeinflussen das soziale Leben und Wirtschaften in den Städten 
und auf dem Land in Schleswig-Holstein. Auf der einen Seite entwickeln Städte eine 
immer größere Anziehungskraft für junge Menschen und Zuwanderer aus dem in- und 
Ausland. Auf der anderen Seite werden Teile des ländlichen Raumes teilweise von einem 
bevölkerungsrückgang betroffen sein, der die Strukturprobleme dieser Regionen weiter 
verschärft und vor allem eine flächendeckende Daseinsvorsorge erschwert. Die größten 
Herausforderungen für den zentrumsfernen ländlichen Raum stellen der demografische 
Wandel und die Arbeitsplatzentwicklung dar. Probleme treten vor allem dort auf, wo eine 
regionale Strukturschwäche der Wirtschaft, eine sehr geringe bevölkerungsdichte mit 
tendenziell rückläufiger Bevölkerung und eine große Distanz zu dynamischen Arbeits-
marktzentren zusammentreffen. Die Folge ist eine negative Abwärtsspirale, wenn keine 
Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Aber diese Trends dürfen gerade in Schleswig-
Holstein nicht pauschalisiert werden. Windenergie und Tourismus haben in einzelnen 
ländlichen Regionen an der Westküste neue Dynamiken entfaltet, die zum beispiel in 
Nordfriesland zu einer deutlich niedrigeren Arbeitslosigkeit geführt haben als in anderen 
ländlichen Regionen. Generell gilt es, mit gezielten Förderangeboten die wirtschaftliche 
Entwicklung zu unterstützen, Rahmenbedingungen zu verbessern, die Sicherung und 
Schaffung neuer Arbeitsplätze zu fördern.

schleswig-holstein im wanDel 36.37

stadt
 
>  56 % der Menschen in Schleswig-Holstein lebten Ende 2013 in Städten. Auf die vier 

kreisfreien Städte Kiel, Lübeck, Flensburg und Neumünster entfiel ein Einwohneranteil 
von knapp 22 %.32

>  In den Stadt-Umland-Bereichen im ländlichen Raum und den Ordnungsräumen, die über-
wiegend städtisch bis suburban geprägt sind, lebten 2013 etwa 18 % der Bevölkerung.33 

>  In der Summe wohnten 73,5 % der Bevölkerung von Schleswig-Holstein in städtisch 
geprägten Bereichen.34 Dagegen sind fast 80 % der Gesamtfläche Schleswig-Holsteins 
ländlicher Raum.

1.2
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Anders hingegen ergeht es den Städten und Gemeinden, die von der Nähe zur 
Metropole Hamburg profitieren: Durch Abwanderung aus Hamburg konnten hier 
hohe bevölkerungszuwächse und unternehmensansiedlungen verzeichnet werden. 
Für Schleswig-Holstein spielt Hamburg eine entscheidende Rolle. Die vergleichsweise 
junge bevölkerungsstruktur wird in den kommenden Jahren dafür sorgen, dass die 
Stadt-umland-Wanderer nicht ausgehen werden. in Zukunft muss von einem steigen-
den Pendleraufkommen in Richtung Hamburg ausgegangen werden. 

Aufgrund der Abhängigkeiten und engen Verflechtungen zwischen Stadt und Land 
kommt unabhängig von der besonderen Entwicklung der ländlichen und verdichteten 
Räume künftig der Abstimmung und Kooperation zwischen den Städten und ihrem 
umland eine größere bedeutung zu. Dies betrifft etwa Themen wie Flächenentwicklung 
und Sicherung der Daseinsvorsorgeinfrastruktur.

im Hinblick auf den regionalen und internationalen Standortwettbewerb gilt es, neben 
einer grundsätzlich deutlicheren Profilierung und regionalen Vernetzung der Städte 
im Land die Zusammenarbeit mit der Metropolregion Hamburg zu stärken und die 
bestehenden Wachstumsimpulse dieses starken norddeutschen Wirtschaftszentrums 
für ganz Schleswig-Holstein besser zu nutzen. Wesentliche voraussetzung dafür ist die 
Weiterentwicklung zu einem gemeinsamen Lebens- und Wirtschaftsraum, etwa entlang 
des Jütland-Korridors und der Fehmarnbelt-Achse in Richtung Öresund-Region. Durch 
eine stärkere unterstützung des Außenhandels und weitere politische initiativen ist 
zudem die internationale Ausrichtung Schleswig-Holsteins auszubauen.

mEhr VErkEhr unD nEuE mobiLitätsformEn
Mobilität ist eine der Grundlagen für Wachstum und beschäftigung und ein entschei-
dender Faktor für den Standort Schleswig-Holstein. voraussetzung sind intakte ver-
kehrswege. Die Landesregierung hat hierzu 2014 eine bestandsaufnahme über den 
Sanierungs- und investitionsbedarf der infrastruktur, inklusive der verkehrsinfrastruktur, 
in Schleswig-Holstein vorgelegt und ein infrastrukturprogramm beschlossen, das dazu 
beitragen soll, dass das bestehende verkehrsnetz saniert, erhalten und bedarfsgerecht 
sowie barrierefrei ausgebaut werden kann.

Da Schleswig-Holstein als verkehrsdrehscheibe zwischen Skandinavien und Mittel-
europa sowie zwischen den Meeren an bedeutung gewinnt, ist mit einer Zunahme 
des überregionalen Personen- und Güterverkehrs zu rechnen. Das gilt auch für den 

Pendelverkehr, da sich Arbeitsplätze vor allem auf die größeren Städte und ballungs-
räume wie die Region Hamburg konzentrieren und viele beschäftigte ihren Wohnort im 
umland haben. Generell ist das Auto zwar immer noch das beliebteste verkehrsmittel 
in Schleswig-Holstein und wird es wohl auch in Zukunft bleiben. Doch angesichts des 
Klimawandels, hoher verkehrsbedingter umweltbelastungen, der Endlichkeit fossiler 
Energieträger, mittelfristig steigender Energiepreise und des wachsenden verkehrs-
aufkommens werden klimafreundliche verkehrsmittel unverzichtbar. Auch die starke 
Belastung von Straßen und Schienen und der limitierte finanzielle Handlungsspiel-
raum für zusätzlichen Ausbau und Erneuerung erhöhen den Druck, Lösungen für das 
steigende Verkehrsaufkommen zu finden. Fahrrad, öffentlicher Personennahverkehr 
(ÖPNv) oder car-Sharing werden angesichts von Staus und Parkplatzknappheit schon 
heute zunehmend in den Städten nachgefragt. vor allem junge Menschen verzichten 
immer häufiger komplett auf ein eigenes Auto.35 Mittlerweile stehen auch Alternativen 
für konventionelle verbrennungsmotoren zur verfügung, wie Wasserstoff-, Hybrid- oder 
Elektroantriebe für busse, bahn und PKWs.

Die See- und die binnenschifffahrt sind für die Mobilität, den Tourismus und die all-
gemeine Wirtschaftsentwicklung in Schleswig-Holstein von zentraler bedeutung. Der 
Nord-Ostsee-Kanal ist die meistbefahrene künstliche Seeschifffahrtsstraße der Welt. 
Der Hafen Puttgarden als der deutschlandweit größte umschlagplatz für Reise- und 
Transportfahrzeuge sowie die Häfen Kiel, Lübeck und brunsbüttel sind zentrale Knoten-
punkte des Schiffsverkehrs in Norddeutschland. Für den Flugverkehr für Personen und 
Güter wird in Schleswig-Holstein primär der Flughafen Hamburg-Fuhlsbüttel genutzt, 
weitere Flughäfen sind Lübeck und Sylt sowie der verkehrslandeplatz Kiel. bis zum Jahr 
2030 sind keine Kapazitätsengpässe der norddeutschen Flughäfen zu erwarten, die auf 
basis eines gemeinsamen Luftverkehrskonzepts eng kooperieren.

Das prognostizierte Wachstum im Güter- und Personenverkehr stellt eine große Her-
ausforderung für die bereits heute von Modernisierungsstau geprägte Straßen- und 
Schieneninfrastruktur dar — beispielsweise sind die Möglichkeiten der Kapazitätserwei-
terung beschränkt. verkehrsknotenpunkte wie beispielsweise die Rader Hochbrücke 
oder auch Hamburg stellen häufig Nadelöhre für den Verkehr dar — ihr Ausfall bzw. ihre 
überlastung kann zu weitreichenden Konsequenzen für die Mobilität und die Anbin-
dung im Land führen. Zudem besteht aufgrund des schnellen technischen Fortschritts 
und der kurzen Aktualitätszeitspannen neuer Technologien die Gefahr, dass sich heute 
gesetzte Prioritäten bei infrastrukturinvestitionen schnell überholen können.

schleswig-holstein im wanDel 38.391.2
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ErhALt DEr EinzigArtigEn nAtur in schLEswig-hoLstEin
Meere, Küsten und Strände, Hügelland, Geest und Marsch — die vielfältigen Landschaften 
sind das Kapital des Landes zwischen den Meeren. Die guten böden und die klimati-
schen verhältnisse bieten hervorragende voraussetzungen für die Landwirtschaft. Mit 
dem Nationalpark und Weltnaturerbe Wattenmeer verfügt Schleswig-Holstein zudem 
über einen Naturraum von weltweit herausragender bedeutung und zeigt beispielhaft, 
wie nachhaltiger Tourismus und der Schutz der Natur vereinbart werden können.

Der hohe und weiter steigende Pro-Kopf-verbrauch natürlicher Ressourcen sowohl auf 
globaler als auch lokaler Ebene führt jedoch zu einer steigenden Ressourcenknappheit 
und Zerstörung unserer umwelt. Trotz der in den letzten vierzig Jahren bereits erziel-
ten Erfolge in der Naturschutzpolitik schlägt sich dies in Schleswig-Holstein in einem 
anhaltenden Arten- und biotopverlust nieder. Auch der tägliche Flächenverbrauch für 
Siedlung und verkehr, die Nutzungsintensität von Flächen, die verinselung von Land-
schaft sowie der Eintrag von Nährstoffen schreiten weiter voran. Dies wirkt sich negativ 
auf boden, Wasser, Luft und die biologische vielfalt des Landes aus. Der Strukturreich-
tum der Natur- und Kulturlandschaften Schleswig-Holsteins mit seinen Kleingewässern, 
Feuchtgebieten, Knicks, Wäldern und extensiv genutzten Flächen geht weiter zurück.

im bundesvergleich hat Schleswig-Holstein heute eine leicht überdurchschnittliche 
Rohstoffproduktivität39 sowie eine steigende, wenngleich noch unterdurchschnittliche 
Energieproduktivität. um den Ressourcenverbrauch langfristig zu senken, muss die 
Ressourcenproduktivität mindestens um das Zehnfache steigen. Für einen nachhaltigen 
umgang mit den natürlichen Lebensgrundlagen sind daher neben technischen innova-
tionen besondere Schutzmaßnahmen erforderlich.

schleswig-holstein im wanDel 40.411.2

mobilität und infrastruktur
 
>  Für 2030 werden 40,3 % mehr Schienengüterverkehr, 35,7 % mehr Binnenschifffahrt 

und 19,9 % mehr Güterverkehr auf der Straße prognostiziert.
>  17 % aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Schleswig-Holstein pendeln zur 

Arbeit nach Hamburg.37

>  Der Nord-Ostsee-Kanal ist die meistbefahrene künstliche Seeschifffahrtsstraße der 
Welt. Der Hafen Puttgarden ist der deutschlandweit größte Umschlagplatz für Reise- 
und Transportfahrzeuge.

>  Derzeit ist etwa ein Drittel des Straßennetzes in Landesverantwortung dringend sanie-
rungsbedürftig.

>  Im Jahr 2013 waren in den kreisfreien Städten 42,8 % der Menschen mit dem Auto oder 
Motorrad unterwegs, in den ländlichen Kreisen waren es sogar 61 %.38

>  In Schleswig-Holstein werden 26 % aller Wege zu Fuß zurückgelegt, 12 % mit dem Fahr-
rad, 7 % mit dem Nahverkehr, 15 % als Mitfahrer oder mit einem Taxi und nur noch 40 % 
mit dem Auto allein als Fahrer.

ressourcen
 
>  Der Flächenverbrauch für Siedlung und Verkehr liegt mit 3,2 ha pro Tag auf dem Ni-

veau des Bundesdurchschnitts, jedoch immer noch weit über dem Nachhaltigkeitsziel 
von 1,3 ha pro Tag auf Landesebene.

>  Im Bereich der Erneuerbaren Energien und insbesondere der Windenergienutzung ist 
Schleswig-Holstein Vorreiter in Deutschland. Insgesamt liefern die Erneuerbaren Ener-
gien eine Leistung von ca. 8,1 GW.40 

>  In Schleswig-Holstein wird das gesamte Trinkwasser aus dem Grundwasser gewonnen. 
Dieses muss daher wirksam gegen Stoffeinträge und Übernutzung geschützt werden.
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höhErE DEichE unD stEigEnDEr AnpAssungsDruck — DEr kLimA-
wAnDEL unD sEinE foLgEn für schLEswig-hoLstEin
in den letzten 50 Jahren der Klimaaufzeichnungen lässt sich ein ungewöhnlich schnel-
ler Anstieg der globalen Temperaturen erkennen, der mit einem fast linearen Anstieg 
der Kohlendioxid-Konzentration in der Luft einhergeht. Wesentlicher Faktor für den 
Klimawandel und die globale Erwärmung ist die Freisetzung von Treibhausgasen. 
Durch die Nutzung fossiler brennstoffe, Abholzungen und intensive Landwirtschaft 
werden Treibhausgase freigesetzt, die die Erwärmung unserer Atmosphäre und Meere 
beschleunigen. Gleichzeitig gibt es immer weniger Kohlendioxid-Senken wie Moore 
und Wälder.

Folgen dieser Erwärmung sind unter anderem das Schmelzen des inlandeises, was 
nach den bekannten Szenarien zum Klimawandel zu einem globalen Anstieg des Meeres-
spiegels um 0,2 bis 0,8 Meter bis zum Jahr 2100 führen kann.

 

Andere Folgen des Klimawandels sind zum beispiel die Zunahme von extremen Wetter- 
ereignissen, die versauerung der Meere, die verschiebung der vegetationszonen, die 
Einwanderung wärmeliebender Pflanzen- und Tierarten und damit die Verdrängung 
vorhandener Arten. All dies hat umfangreiche Auswirkungen auf die Ökosysteme, die 
Nutzung unserer böden und Gewässer und somit auch auf die Lebenssituation der 
Menschen. Hierzulande sind vor allem die Küsten- und Küstenniederungsgebiete von 
dem Anstieg des Meeresspiegels und den dadurch höheren Sturmflutwasserständen als 
Folge des Klimawandels betroffen. Aktuell ist fast ein viertel des Landes durch Meerwas-
serüberflutung potenziell gefährdet. Daher kommt dem Küstenschutz eine besondere 
Rolle zu. bereits heute werden über 90 Prozent der Küstenniederungen durch Schutzdei-
che gesichert. Sandaufspülungen gleichen den natürlichen Küstenabbruch erfolgreich 
aus. Neben dem Hochwasserrisiko an den Küsten ist an den binnengewässern auf einer 
Länge von ca. 730 Kilometern mit einer verschärfung des bereits vorhandenen Hochwas-
serrisikos durch Überflutung bei extremen Niederschlägen zu rechnen.

Die Anpassung an veränderte klimatische verhältnisse ist Herausforderung und chance 
zugleich. veränderungen der vegetationsperioden, extreme Wetterereignisse oder 
vermehrt auftretende Schädlinge können in der Land- und Forstwirtschaft zu Qualitäts-
schwankungen und Ertragseinbußen führen. unter beachtung des nachhaltigen um-
gangs mit böden und Gewässern kann ein Agrarstandort wie Schleswig-Holstein durch 
Züchtung neuer Sorten, Anbau anderer Kulturen und eine angepasste bewirtschaftung 
das hohe Produktionsniveau halten.

schleswig-holstein im wanDel 42.43

meeresspiegel
 
>  In der „Strategie für das Wattenmeer 2100“ der Landesregierung wird als moderates 

Szenario ein Anstieg des Meeresspiegels und der Sturmflutwasserstände um 0,5 m und 
als gesteigertes Szenario ein Anstieg des Meeresspiegels um 0,8 m bzw. der Sturmflut-
wasserstände um 1,2 m bis ins Jahr 2100 angenommen.41

>  Im Zuge des Küstenschutzes müssen bereits heute über 90 % der Küstenniederungen 
durch Landesschutzdeiche mit einer Gesamtlänge von 433 km geschützt werden.42

1.2
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NEuE HERAuSFORDERuNGEN  
uND NEuE cHANcEN

Digitalisierung, demografischer Wandel oder Internationalisierung — die Heraus-
forderungen der Zukunft sind vielfältig und damit auch die Aufgaben. Aber es zeigt 
sich, dass wir nie zuvor so eine gute Ausgangslage hatten, die anstehenden Aufgaben 
zu bewältigen. Derzeit erlebt Schleswig-Holstein einen wirtschaftlichen Aufschwung, 
verzeichnet die niedrigste Arbeitslosigkeit seit über 20 Jahren und belegt regelmä-
ßig Spitzenplätze im Glücksatlas. Die Neuverschuldung des Landes konnte in dieser 
Dekade nicht nur spürbar zurückgeführt werden, sondern es wurden darüber hinaus 
sogar erstmals Altschulden des Landes getilgt. in den letzten Jahren ist also eine 
Menge bewegt worden und wir können mit Selbstvertrauen in die Zukunft blicken. vor 
allem aber, weil viele der kommenden Herausforderungen und Entwicklungen positiv 
für Schleswig-Holstein sind und unsere Alleinstellungsmerkmale und Stärken richtig 
in Wert setzen. Daraus erwachsen echte chancen. Wind, Meer, Lebensqualität und die 
Nähe zu Skandinavien werden zu echten Standortfaktoren, wenn wir sie richtig einset-
zen. Dafür können wir uns die Energiewende zum vorbild nehmen. Durch den Ausbau 
der Erneuerbaren Energien konnten wir die Wirtschaft bei uns im Norden stärken und 
neue Arbeitsplätze schaffen. Statt nur darüber zu reden, haben wir angepackt. Heute 
erzeugen wir mehr Strom aus Erneuerbaren Energien, als wir verbrauchen. Zudem 
arbeiten unternehmen aus Schleswig-Holstein bereits an innovativen Lösungen, um 
diese überschüsse sinnvoll zu nutzen und auch die Energiewende im Mobilitätssektor 
und Wärmesektor voranzutreiben. Mit dem Ausbau der Erneuerbaren Energien haben 
wir die Grundlage für innovationen wie Energiespeicher, E-Mobilität und vieles mehr 
gelegt und damit die basis für die Zukunft unseres Landes. Wir haben vor allem aber 
eine neue Wertschöpfung in unserem Land geschaffen: für investitionen in bildung, For-
schung, infrastruktur, für Wirtschaftswachstum und gute Arbeit in Schleswig-Holstein.

bei der Energiewende haben wir gezeigt, was wir können. Wenn wir auf unsere Stärken 
vertrauen und das Potenzial unseres Landes sinnvoll nutzen, können wir mehr errei-
chen, als wir denken. Das sollte uns ermutigen, die chancen der zukünftigen Entwick-
lungen zu ergreifen und unser Land gemeinsam weiter voranzubringen. Wir sind uns 
deshalb sicher: Zukunft beginnt in Schleswig-Holstein.

nEuE pErspEktiVEn für DEn EchtEn norDEn
Ähnlich wie bei der Energiewende können wir auch in anderen Wirtschaftszweigen 
profitieren, beispielsweise im Bereich Informations- und Kommunikationstechnologie 
(iKT). big Data, industrie 4.0, das internet der Dinge — der digitale Wandel verändert 
unsere gesamte Gesellschaft und lässt so neue Geschäftsideen entstehen.  

Die Möglichkeiten und chancen des digitalen Wandels sind vielfältig. Daher gilt für uns 
als strategische Leitlinie: „Digitalisierung — Für uns an erster Stelle“. Der digitale Wandel 
bietet enorme chancen für die unternehmen in Schleswig-Holstein. unser starker 
Dienstleistungssektor und die vielen kleinen und mittelständischen betriebe verfügen 
über die nötige Agilität und Flexibilität, um innovative Produkte und Dienstleistungen 
zu entwickeln. Denn in der „neuen Welt“ entscheidet nicht mehr nur die Größe und 
bekanntheit eines unternehmens über den wirtschaftlichen Erfolg. Digitalbasierte 
Produkt- und Prozessinnovationen können auch unsere gute Position in den bereichen 
biowissenschaften, Logistik und Medizintechnik weiter stärken. Dies berücksichtigen 
wir in unserer strategischen Leitlinie „Wirtschaft — Wirtschaftliche basis stärken, neue 
Felder profilieren“. Und schließlich können wir bei der Daseinsvorsorge zudem mit 
digitalen Lösungen die Auswirkungen des demografischen Wandels mildern und die 
Lebensqualität in sämtlichen Regionen unseres Landes erhalten.

Das zeigt auch das beispiel der digital vernetzten Land- und Ernährungswirtschaft. 
Durch den Einsatz von GPS und cloud-Systemen konnten wir nicht nur die Produktivi-
tät unserer Landwirtschaft steigern, sondern auch den Ressourceneinsatz optimieren. 
Gerade in einem Land wie Schleswig-Holstein, das von seiner Naturausstattung lebt, 
werden Ressourcenknappheit und Klimawandel deutliche Spuren hinterlassen. Daher 
müssen wir bei der Nutzung der Meere und der inanspruchnahme von Flächen durch 
die Landwirtschaft nachhaltige Lösungen finden. Hier machen wir schon heute eine 
Menge, um den Entwicklungen entgegenzusteuern: So sind wir bei der Produktion 
hochwertiger Lebensmittel sehr aktiv und greifen damit den wachsenden Kunden-
wunsch nach guten und gesunden Produkten auf. Die Land- und Ernährungswirtschaft 
birgt noch großes Potenzial. Denn gerade die Natur war, ist und bleibt unsere wich-
tigste Lebensgrundlage und ein verantwortungsvoller umgang mit ihr ist eine große 
Stärke Schleswig-Holsteins. Daher gilt für uns als strategische Leitlinie: „Natürliche 
Lebensgrundlagen — Schützen und nutzen“.

Ähnlich wie die unternehmen werden auch unsere Hochschulen und Forschungsein-
richtungen vom digitalen Wandel profitieren. Durch deren kontinuierliche Vernetzung 
können wir uns als Wissensstandort etablieren und so junge und gut ausgebildete  
Leute im Land halten und ins Land holen. Denn innovationen entstehen nicht nur im 
Silicon valley. Ob Kreiselkompass, Faxgerät, bambusfahrrad oder Elektroroller Scuddy —  
zahlreiche schleswig-holsteinische Erfindungen sind Beleg dafür, dass wir auch 
hierzulande ein hohes Maß an innovationskraft haben. Großes innovationspotenzial 
bergen die regenerative Energieerzeugung, die Gesundheits- und Ernährungs- 
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branche und die Meereswirtschaft. Hier liegen unsere natürlichen Stärken. Grundlage 
für die Nutzung dieser Stärken ist aber eine gute und umfassende bildung. Deshalb 
muss eine der strategischen Leitlinien die entsprechenden voraussetzungen dafür 
schaffen: „bildung — Qualität stärken und Zugänge ausbauen“.

Vom „rAnDE“ DEutschLAnDs in DiE mittE norDEuropAs
im Zuge der zunehmenden vernetzung rückt Schleswig-Holstein vom „Rande“ Deutsch-
lands in die Mitte Nordeuropas und wird so noch stärker als bisher zur natürlichen 
Drehscheibe zwischen Nord- und Mitteleuropa. unsere Wege, Schienen, Häfen und 
unsere Schiffe sind die Lebensadern des wirtschaftlichen Austauschs dieser Region. 
Davon profitieren neben dem Logistiksektor auch viele andere Branchen. Bereits heute 
stehen viele unternehmen im engen Austausch mit unseren skandinavischen Partnern 
im Norden und Hamburg im Süden. Dadurch haben wir die chance, Modellregion zu 
werden und das beste beider Seiten zu vereinen. Der begonnene strukturelle Wandel 
hin zu einer Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft wird uns künftig stärker be-
einflussen. Interkulturelles Wissen und das Denken über Grenzen hinweg gewinnen 
zunehmend an bedeutung. Denn so können wir voneinander lernen und schneller 
Lösungen finden, um den Herausforderungen der Zukunft zu begegnen. Dabei haben 
wir gegenüber anderen Regionen große vorteile — nicht nur durch unsere Lage und 
infrastruktur, sondern auch durch die kulturelle Nähe zu unseren Nachbarn im Norden 
und die gemeinsame Geschichte. Diese Stärke müssen wir nutzen und ausbauen. Für 
uns gilt daher die strategische Leitlinie: „überregionale und internationale vernetzung — 
Kooperationen ausbauen.“

Diese Erfahrung kommt uns auch bei der integration von Menschen aus anderen 
Regionen dieser Welt zugute. Wir wünschen uns kreative, weltoffene Menschen und 
gut ausgebildete Fachkräfte, die uns helfen, die Auswirkungen des demografischen 
Wandels aufzufangen. Denn ohne Zuwanderung werden wir unseren Lebensstandard 
in keinem einzigen Bereich halten können. Wir sind auf Zuwanderung und qualifizierte 
Fachkräfte angewiesen, um langfristig die versorgungssicherheit im ländlichen Raum 
nicht zu gefährden und die demografisch bedingte Fachkräftelücke zu schließen. Zu-
gleich werden aber auch Menschen kommen, die nicht beruflich qualifiziert sind oder 
aus der Not heraus zu uns kommen. Auch für diese Menschen müssen wir Lösungen 
finden. Dies spiegelt sich wider in der strategischen Leitlinie „Zuwanderung — Schles-
wig-Holstein als Zuwanderungsland gestalten“.

hohE LEbEnsquALität in DEr stADt unD Auf DEm LAnD
Schleswig-Holstein ist für qualifizierte Fachkräfte attraktiv. Denn Städte wie Kiel, Lübeck 
oder Flensburg bieten ein attraktives umfeld, von dem nicht nur wissensintensive 
Dienstleistungen profitieren. Beim bundesweiten Stadtmarken-Monitoring liegt Lübeck 
auf Platz acht und Kiel auf Platz zwölf. Gleichzeitig trägt unsere einzigartige Landschaft 
zu einer hohen Lebensqualität im Norden bei und sorgt dafür, dass sich die Menschen 
wieder auf das Wesentliche im Leben besinnen: Sinnstiftung, Zufriedenheit und 
Lebensqualität ist für viele Menschen mittlerweile entscheidend. Dem tragen wir mit 
der strategischen Leitlinie „Lebensqualität — Den wichtigsten Standortfaktor Schleswig-
Holsteins sichern und ausbauen“. Rechnung. 

Eine starke Tourismus-, Kultur- und Gesundheitsinfrastruktur macht den ländlichen 
Raum gerade für eine älter werdende Gesellschaft attraktiv. Hier gilt es nicht nur, die 
wirtschaftliche Entwicklung und den Schutz unserer natürlichen Ressourcen mitein-
ander zu vereinbaren, sondern auch passfähige Antworten auf die Entwicklung der 
unterschiedlichen Teilräume zu geben. Dies sichern wir mit unserer strategischen 
Leitlinie „Regionen im Wandel — Differenzierte Raumbetrachtung als Handlungsmaxi-
me ansetzen“. Zudem braucht es innovative infrastrukturprojekte, um einerseits den 
ländlichen Raum angesichts des demografischen Wandels attraktiv zu halten und ande-
rerseits den Klimaschutz zu stärken. Gelingt es beispielsweise, bisher aufgrund von 
Netzengpässen nicht verwertbare Strommengen aus Wind- und Solarenergie regional 
direkt zu nutzen, z. b. im Wärmesektor, wird Schleswig-Holstein für die erneuerbare 
Energieproduktion noch attraktiver. Gleichzeitig lässt sich so eine sektorenübergreifen-
de Energiewende vorantreiben. Auch hierfür werden wir Strategien entwickelt, die wir 
in unserer strategischen Leitlinie „Mobilität der Zukunft — Heute die verkehrspolitik von 
morgen denken“. bündeln.

Ob als innovationsstandort, Drehscheibe zwischen Nord- und Mitteleuropa oder ein-
fach als lebenswertes Land — Schleswig-Holstein bietet sehr gute voraussetzungen, um 
von den anstehenden Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft zu profitieren. Nun 
müssen wir die richtigen Weichen dafür stellen.
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Neun strategische Leitlinien dienen uns  
als Wegweiser für eine  

erfolgreiche Zukunft Schleswig-Holsteins.
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basierend auf den besonderheiten und Stärken unseres Landes, den bisherigen  
ergebnissen der verschiedenen bürgerdialogformate und der analyse der prägenden 
globalen und regionalen rahmenbedingungen und trends haben wir neun über- 
geordnete strategische Leitlinien entwickelt, die als wegweiser in eine erfolgreiche 
Zukunft Schleswig-Holsteins dienen sollen.

Die sich verändernden Rahmenbedingungen und Trends erfordern eine flexible und 
kreative Auseinandersetzung mit den kommenden Entwicklungsprozessen. in einer 
sich immer rasanter wandelnden Welt ist es von enormer bedeutung, eine klare Ziel-
richtung für Schleswig-Holstein vorzugeben. Auf dem Weg ins Jahr 2030 ist es not-
wendig, ungewöhnliche und innovative Lösungsansätze zu erproben. Mit dem Mut, im 
Kleinen zu experimentieren und die Erkenntnisse in übergreifende Konzepte einfließen 
zu lassen, können wir uns offen und anpassungsfähig entwickeln. Dabei können wir auf 
viele bereits bestehende Strategien und Lösungen aufbauen, die nun durch die Lan-
desentwicklungsstrategie als Teilstrategien unter dem Dach der Landesentwicklungs-
strategie miteinander verknüpft werden. Eine Übersicht dazu finden Sie am Ende des 
Kapitels. Den entsprechenden Rahmen dafür bilden die folgenden neun strategischen 
Leitlinien, die in ihrer bedeutung und Tragweite gleichberechtigt nebeneinander-
stehen, gleichwohl einander in Teilen bedingen:
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NEuN STRATEGiScHE LEiTLiNiEN FüR  
DiE ZuKuNFT ScHLESWiG-HOLSTEiNS

>  Digitalisierung — für uns an erster stelle  
Digitalisierung und digitaler Wandel sind Entwicklungsvoraussetzungen für alle  
anderen Bereiche. Der Ausbau digitaler Infrastrukturen und Kompetenzen hat Vorrang.

>  Lebensqualität — Den wichtigsten standortfaktor schleswig-holsteins sichern und ausbauen  
Das Alleinstellungsmerkmal des Landes ist seine spezifische Lebensqualität,  
geprägt durch einzigartige Natur, Geographie und kulturelle Identität.  
Diese müssen wir schützen und entwickeln. 

>  regionen im wandel — Differenzierte raumbetrachtung als handlungsmaxime ansetzen  
Die Bevölkerungs- und Raumentwicklung verlangt nach regional differenzierten Lösungen,  
Eigenständigkeit und wirkungsvoller Kooperation. 

>  bildung — qualität stärken und zugänge ausbauen 
Die Wissensgesellschaft erfordert ein leistungsfähiges, inklusives Bildungssystem mit individueller 
Förderung und hoher Durchlässigkeit sowie die Bereitschaft zum lebenslangen Lernen.

>   Wirtschaft	—	Wirtschaftliche	Basis	stärken,	neue	Felder	profilieren  
Wir müssen die wirtschaftlichen Stärken des Landes ausbauen und profilieren sowie  
Zukunftsbranchen fördern, um zukünftig noch besser aufgestellt zu sein.

>  mobilität der zukunft — heute die Verkehrspolitik von morgen denken 
Es sollen Impulse für eine nachhaltige, technologisch fortgeschrittene und barrierefreie  
Verkehrsentwicklung gesetzt werden. 

>  natürliche Lebensgrundlagen — schützen und nutzen  
Wirtschaft, Ökologie und Gesellschaft müssen in Schleswig-Holstein eng miteinander verzahnt werden 
und die Grundlage für ein qualifiziertes Wachstum im Einklang mit Natur und Mensch bilden. 

>  überregionale und internationale Vernetzung — kooperationen ausbauen  
Zunehmende Globalisierung erfordert großräumiges, grenzübergreifendes Denken und starke  
internationale und überregionale Kooperationen. 

>  zuwanderung — schleswig-holstein als zuwanderungsland gestalten  
Schleswig-Holstein befindet sich in einem Standortwettbewerb und muss nicht nur regional,  
sondern auch national und international den Kampf um kluge Köpfe führen.
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie

Der digitale Wandel hat Schleswig-Holstein längst erfasst. Wie wir arbeiten, einkau-
fen, Musik hören und wie regiert wird: Die Digitalisierung beeinflusst unser Leben auf 
wirtschaftlicher, gesellschaftlicher, politischer und auch auf privater Ebene. Perspekti-
visch wird diese Entwicklung unsere Arbeitswelt, unsere bildung und Wirtschaft, selbst 
unseren umgang mit Natur und Kultur nachhaltig verändern. 

Zugleich ist der digitale Wandel für Schleswig-Holstein Entwicklungsvoraussetzung 
und Entwicklungstreiber, denn für fast alle Wirtschafts- und Lebensbereiche ergeben 
sich große chancen, aber auch manche Risiken. Digitalisierung ist ein Querschnitts-
thema für alle Politik- und Lebensbereiche und dient als instrument für Lebensqualität, 
bildung, Wirtschaft und Kommunikation. Aus diesem Grund legt die Landesregierung 
mit der strategischen Leitlinie „Digitalisierung — Für uns an erster Stelle“ einen Schwer-
punkt auf das wichtigste politische Handlungsfeld der nächsten Jahre. Dies bedeutet 
nicht nur die Digitalisierung künftig fachübergreifend zu entwickeln, sondern sie auch 
bei allen Themen wie z. b. Tourismus oder bildung mitzudenken und umzusetzen.

poLitischE hAnDLungsfELDEr
im Rahmen dieser strategischen Leitlinie setzen wir auf folgende initiativen und 
Schwerpunkte: 

1. DigitALE infrAstrukturEn prioritär AusbAuEn 
Schleswig-Holstein liegt mitten in der digitalen Welt und ist nicht durch seine geogra-
phische Randlage benachteiligt. Schleswig-Holstein muss deshalb ein Land werden, 
das nach innen und außen gut vernetzt ist. Wesentliche Herausforderungen wie die in-
ternationalisierung, die Wissensgesellschaft und der innovationsdruck lassen sich ohne 
eine gut ausgebaute und leistungsfähige digitale infrastruktur nicht bewältigen. Darum 
müssen wir heute die digitalen infrastrukturen von morgen aufbauen. 

Mit der breitbandstrategie („breitband 2030“) verfolgt das Land bereits das Ziel, 
Schleswig-Holstein bis 2030 flächendeckend mit Glasfaserinfrastrukturen zu versorgen. 
in den Regionen, die zunächst nicht mit Glasfaser versorgt werden können, setzen wir 
uns zum Ziel, eine kontinuierliche Optimierung der breitbandversorgung zu erreichen. 
Glasfaser ist zwar teuer, aber hat als einzige übertragungstechnologie die Kapazität, 
die rasant zunehmenden Datenübertragungsraten auch in Zukunft aufnehmen zu 

können. investitionen in diese Technologie sind 
daher auf lange Sicht der einzig zukunftsfähige 
und nachhaltige Weg. Der derzeitige Ausbau-
stand an Glasfaser ist beachtlich: Mit 23 Prozent 
anschlussfähigen Haushalten und 73 Prozent 
Abdeckung der Haushalte mit mehr als 50 Mbit/s 
belegt Schleswig-Holstein schon heute einen 
deutschlandweiten Spitzenplatz und verfügt im 
Hinblick auf die kommenden Anforderungen über einen infrastrukturellen Startvorteil. 

Daran knüpfen wir an: Wir werden uns investive Finanzspielräume erschließen und dann 
nutzen, um den Ausbau der Netzinfrastruktur stärker als bisher zu unterstützen, damit 
weiße Flecken in der breitbandversorgung zügig geschlossen werden. Da Schleswig-
Holstein als Konsolidierungsland im vergleich zu anderen bundesländern seine in-
vestitionsausgaben in die Digitalisierung nicht beliebig erhöhen kann, muss mit einer 
Erhöhung dieser Ausgaben auch immer eine größtmögliche Wirkung erzielt werden. 
Auch die verfügbarkeit von leistungsfähigen Mobilfunknetzen — inklusive der nächsten 
Generation von Mobiltechnologien — und öffentlichem WLAN muss mitgedacht werden. 

bestehende Kooperationen und Abstimmungen werden nicht nur zwischen den 
Ressorts weiter ausgebaut werden müssen, um Kompetenzen zu bündeln und Syner-
gien zu nutzen. Auch die Zusammenarbeit zwischen und mit breitbandanbietern, vor 
allem den vielen regionalen unternehmen wie Stadtwerken, Energieversorgern oder 
breitbandnetzgesellschaften, privaten Anbietern sowie den kommunalen breitband-
zweckverbänden, soll weiter vertieft werden. Gleiches gilt für wichtige institutionen 
auf Landesebene wie die Kommunalen Landesverbände, das breitband-Kompe-
tenzzentrum Schleswig-Holstein, die investitionsbank Schleswig-Holstein und die 
industrie- und Handelskammern. Damit schaffen wir Synergien. 

vor diesem Hintergrund stellen sich folgende Leitfragen: 
>  Wie können wir öffentliche und private investitionsmittel sowie die Kooperation  

verschiedener Akteure klug miteinander kombinieren, um die gesetzten Ziele  
zu erreichen? 

>  Wie können wir einen zügigeren breitbandausbau bewerkstelligen? Welche  
instrumente und Maßnahmen brauchen wir dafür? Welche Mittel müssen wir zur 
verfügung stellen?

>  Welche organisatorischen und bürokratischen Hindernisse müssen wir beseitigen?

digitaLiSierung —  
FüR uNS AN ERSTER STELLE
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2.  DigitALisiErungsstrAtEgiE EntwickELn
Die breitbandstrategie ist ein zentraler bestandteil der Digitalen Agenda in Schleswig-
Holstein. Doch neben dem Ausbau einer digitalen infrastruktur benötigt Schleswig-Hol-
stein auch eine übergreifende Digitalisierungsstrategie, die Akteure zusammenbringt 
und Handlungsfelder benennt. Diese muss die Grundlagen für die digitale Ausgestal-
tung von Politik, Gesellschaft und Wirtschaft schaffen und ein ähnliches verständnis 
aller Akteure im Land sicherstellen. Denn Digitalisierung erfordert nicht nur ein umden-
ken, sondern auch die bereitschaft, sich auf kommende veränderungen einzulassen. 

die digitale agenda ist vielfältig: 
beim Thema E-Government ist die verwaltung in Schleswig-Holstein mit dem länder-
übergreifenden Dienstleister Dataport und einer zentralen iT-Managementstruktur mit 
Chief Information Officer (CIO) strukturell bereits gut aufgestellt. Doch die Potenziale 
für die Automatisierung von verwaltungsprozessen, co-Produktion mit bürgerinnen 
und bürgern und Entbürokratisierung sind noch nicht ausgeschöpft. Gleiches gilt für 
das Erfordernis, solche Prozesse und Angebote barrierefrei zu gestalten. Hier setzt 
das Land zusammen mit den Kommunen mit einer neuen E-Government-Strategie an. 
Künftig wird E-Government bereits in der Ausbildung von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des Landes stärker berücksichtigt. Möglichkeiten zu datengestützten Entschei-
dungsprozessen und Steuerung staatlichen Handelns sollen ausgebaut werden. 

Demokratische Gestaltung und staatliche Souveränität müssen auch im Zeitalter des 
internets erhalten bleiben. Es gilt, Wettbewerb und digitale infrastruktur zu schützen, 
das urheberrecht zu bewahren, den Datenschutz zu gestalten und durchzusetzen und 
Schutzgüter wie Jugendschutz, Meinungsvielfalt und Persönlichkeitsrechte in einer 
konvergenten Medienwelt zu gewährleisten. Rechtliche Grundlagen und instrumente 
müssen ans digitale Zeitalter angepasst werden. Dabei werden wir neue Wege und 
Lösungen entwickeln und Entscheidungen oft auf anderen Ebenen als bisher treffen 
müssen. Schleswig-Holstein wird sich als Gesetzgeber und als Mitgestalter auf allen 
politischen Ebenen für diese Ziele einsetzen.

Medienkompetenz und Teilhabe werden immer wichtiger. Eine zunehmende Digita-
lisierung von Wirtschaft, Gesellschaft und öffentlichen Dienstleistungen darf nicht zur 
benachteiligung gesellschaftlicher Gruppen führen. Deshalb werden wir die chancen 
des digitalen Wandels nutzen und digitale bildung und Teilhabe stärker fördern. Als 
Schwerpunkt werden wir in den nächsten Jahren insbesondere das „Lernen mit und 
über digitale Medien“ an Schulen verstärken und damit die Lehr- und Lernprozesse 

den aktuellen gesellschaftlichen Entwicklungen anpassen. Mit neuen E-Learning-
Angeboten schaffen wir neue bildungschancen und -möglichkeiten, besonders für die 
ländlichen Räume.

Wir wollen gute digitale Arbeit, die sicher und gesund ist und sich positiv auf die be-
schäftigungsfähigkeit auswirkt. Dazu gilt es, örtlich und zeitlich flexible Arbeitsformen 
für die Stärkung der partnerschaftlichen vereinbarkeit von Familie und beruf zu nutzen. 
Dennoch muss der Arbeits- und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer auch in der Arbeitswelt 4.0 auf hohem Niveau gewährleistet werden. Dies 
gelingt durch eine sozialverträgliche Gestaltung des digitalen Entwicklungsprozesses 
sowie die Stärkung der betrieblichen Präventionskultur und Förderung der Gesund-
heitskompetenz von beschäftigten.

Digitalisierung ist auch der Schlüssel für die Zukunftsfähigkeit schleswig-holsteinischer 
unternehmen in Zeiten einer Digitalisierung der Wirtschaft: Windstrom wird in intelli-
genten Netzen noch wertvoller, Agrarproduktion durch digitale Steuerung noch ertrag-
reicher und ressourcenschonender und in der industrie 4.0 werden digitale Plattformen 
und datenbasierte Steuerung immer wichtiger. Als Landesregierung müssen wir den 
nötigen Rahmen schaffen, um die instrumente der Wirtschaftsförderung und -entwick-
lung in diesem Sinne auszurichten. 
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Digitalisierung wird alle bereiche, in denen die Landesregierung aktiv ist, erfassen. Die 
instrumente und Strategien in den jeweiligen Politikfeldern müssen entsprechend über-
prüft und weiterentwickelt werden. Alle bildungseinrichtungen des Landes sollten die 
Möglichkeiten zur Auseinandersetzung mit dem Thema „Lernen in der digitalen Welt“ 
ergreifen, auch Einrichtungen und Träger der Jugendhilfe. Mit digitalen bildungsangebo-
ten schaffen wir neue bildungschancen und differenzierte bildungsmöglichkeiten, unter 
anderem auch mit dem Ziel, trotz Strukturwandel ein hohes Maß an Qualität von bildung 
und Teilhabe in ländlichen Räumen zu ermöglichen. 

in vielen bereichen sind damit die ersten Schritte getan. Die positive Ausgangslage 
im Land müssen wir nun nutzen, um gemeinsam die Digitale Agenda auszufüllen und 
Defizite abzubauen. 

Der blick muss dabei sehr offen und weit sein. Die Folgen des digitalen Wandels lassen 
sich kaum vorhersagen. Zu einer digitalen Strategie gehört deshalb auch, die Aus- 
wirkungen des digitalen Wandels auf die Gesellschaft von morgen bewusst zu begleiten, 
zu reflektieren und zu gestalten. In diesem Bereich kann Schleswig-Holstein eine Vor- 
reiterrolle einnehmen. 

vor diesem Hintergrund stellen sich folgende Leitfragen: 
>  Wie erreichen wir ein übereinstimmendes Zielverständnis, aber auch  

Aufgeschlossenheit und Eigeninitiative bei allen gesellschaftlichen  
Akteuren im Hinblick auf die Digitalisierung? 

>  Wie müssen Förder-, Standort- und Forschungspolitik künftig ausgerichtet  
sein, um die gesetzten Ziele zu erreichen? 

>  Welche Grundlagen gesellschaftlichen Miteinanders bleiben vor dem  
Hintergrund der Digitalisierung erhalten? Welche ändern sich? 

>  Welche chancen, aber auch welche Risiken bringen die technologischen  
Weiterentwicklungen für unsere Gesellschaft, Politik und unsere Arbeitswelt?

>  Was bedeutet der digitale Wandel für identität, Zusammenhalt und Demokratie? 

foLgEAbschätzung DEr strAtEgischEn LEitLiniE
Wenn wir den breitbandausbau weiter forcieren, im Rahmen der Digitalen Agenda 
Schwerpunkte weiterentwickeln und dabei noch offene Fragen gemeinsam klären, 
ergeben sich für Schleswig-Holstein aus dem digitalen Wandel große chancen für fast 
alle Wirtschafts- und Lebensbereiche.

Mit einer glasfasergestützten infrastruktur werden wir auch in den kommenden Jahr-
zehnten eine leistungsfähige und nachhaltige Grundlage haben, um den digitalen 
Wandel für uns zu nutzen. Digitalbasierte Produkt- und Prozessinnovationen können 
Schleswig-Holsteins gute Position in den branchen Digitale Wirtschaft, Logistik, Medi-
zintechnik/Life Sciences, Ernährungswirtschaft und Energiewirtschaft weiter stärken und 
zu neuen impulsen führen. 

bürgerinnen und bürger werden durch E-Government-Angebote die Möglichkeit 
haben, sich differenziert und ortsunabhängig zu versorgen. Damit bestehen gleichzei-
tig Instrumente, um den demografischen Wandel zu gestalten: Insbesondere in den 
ländlichen Räumen können digitale Technologien verschiedene versorgungsnachteile 
kompensieren, etwa durch Telemedizin-Angebote und E-Learning. Auch der bürgerser-
vice der öffentlichen Hand kann durch neue digitalbasierte instrumente neu gedacht 
und weiterentwickelt werden. Damit diese Angebote auch von allen Menschen sinnvoll 
genutzt werden können, müssen sie barrierefrei gestaltet werden. Der digitale Wandel 
eröffnet damit nicht zuletzt die chance, die Gegensätze zwischen Stadt und Land zu 
verringern.

Die Lebensqualität wird in allen Regionen erhöht. Erwerbstätige in Schleswig-Holstein 
bekommen neue Optionen, beispielsweise durch die Herausbildung neuer berufs-
bilder, flexibler Arbeitszeitmodelle und die Möglichkeit, vom Wohnort aus zu arbei-
ten. Dies gilt ebenso für Menschen mit behinderung, für die sich neue Formen der 
Erwerbstätigkeit ergeben werden. Auch die Kultur- und bildungsangebote sowie die 
politischen beteiligungsformen im Land können durch digitale Formate ausgebaut 
und breiteren bevölkerungsgruppen zugänglich gemacht werden. Lehren, Lernen und 
Erfahren können orts- und zeitunabhängiger werden, neue Formen der länder-, institu-
tionen- und fächerübergreifenden Zusammenarbeit entstehen. 

zukunft heute gestalten 3.1 58.59

TOP 7



zukunft heute gestalten 3.1 60.61

schleswig-holstein als innovativer spitzenreiter
Die zunehmende Digitalisierung beeinflusst immer stärker unseren Alltag. Doch 
gerade beim Thema Gesundheit zeigt sie ihr einzigartiges Potenzial: Mit eHealth-
Anwendungen leben Menschen länger und gesünder — und natürlich gehört 
Schleswig-Holstein in diesem Bereich zur innovativen Spitzenklasse. 

Etwa durch Unternehmen wie die VisionTrainer GmbH, die sich auf die Behand-
lung von Patienten mit zerebralen Sehstörungen spezialisiert hat. Der Clou: für 
die neu entwickelte Therapie reicht ein handelsüblicher PC. Wann und wo die 
Patienten trainieren, können sie flexibel selbst entscheiden — ohne dabei auf 
professionelle Unterstützung verzichten zu müssen. 

Innovativ ist auch die Online-Video-Sprechstunde der Lübecker Firma Patientus. 
Patienten können sich damit — einfach und bequem von zu Hause aus — über 
alternative Behandlungswege beraten lassen oder Informationen zu einem 
bevorstehenden Arztbesuch einholen. Ein Service, der viel Beachtung findet: 
Patientus gewann 2015 den cdgw Zukunftspreis. Kinder und Jugendliche, die 
unter schwer therapierbaren Epilepsien leiden, finden Hilfe bei EPI-Vista. Das 
telemedizinische Angebot sammelt alle wichtigen Daten zum Krankheitsverlauf 
und kann von jedem internetfähigen Computer aus eingesehen werden. Partner 
ist das Norddeutsche Epilepsiezentrum des 
Deutschen Roten Kreuzes. Auch EPI-Vista ist 
ausgezeichnet: zuletzt 2014 mit dem Medizin-
Management-Preis.

chancen der Digitalisierung nutzen 
Damit Daten fließen können, braucht es schnelle Netze — und das überall. 
Schleswig-Holstein hat das längst verstanden und ist beim Ausbau von Glasfaser 
das führende deutsche Flächenland. Schnelle Netze bringen vor allem digitales 
Unternehmertum im Land so richtig in Fahrt: OnCampus aus Lübeck ist Deutsch-
lands führender Anbieter von Online-Studiengängen und E-Learning, Payone aus 
Kiel einer der Spezialisten für digitale Zahlungssysteme. 

Doch nicht nur in der Wirtschaft, auch im Bildungssektor gibt es „Hidden Champi-
ons“: Mit dem deutschlandweit renommierten Lehrstuhl für Computerspiele rückt 
etwa die Fachhochschule Flensburg immer mehr ins Blickfeld der wachsenden 
Gaming-Szene. Auch beim Thema Datensicherheit ist Schleswig-Holstein eine weit 
über die Landesgrenzen hinaus bekannte Marke — der unermüdlichen Arbeit 
seiner Datenschutzbeauftragten sei Dank. Das gilt für den ehemaligen Amtsinhaber 
Thilo Weichert genauso wie für die amtierende Beauftragte Marit Hansen. 

Moderne, digitale Infrastruktur in Kombination mit einer hohen Lebensqualität. 
Diese Vorzüge Schleswig-Holsteins haben sich längst herumgesprochen:  
Immer mehr Menschen ziehen in den Norden, um hier zu  
leben und zu arbeiten. 
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie

Schleswig-Holstein bietet hervorragende Lebensbedingungen, die vor dem Hinter-
grund von Entwicklungen wie Wertewandel, Wissensgesellschaft und internationali-
sierung an Bedeutung gewinnen werden. Hier wird das subjektive Empfinden, „sich 
wohlfühlen“ zu können, nicht nur durch die Nähe von Nord- und Ostsee, die besonde-
ren Landschaften sowie die engen kulturellen verbindungen in den skandinavischen 
Raum geprägt, sondern ebenso durch den spezifischen Umgang mit den natürlichen 
Gegebenheiten. Die hohe Lebensqualität begründet sich auch durch soziale, techni-
sche, bewegungsfördernde und kulturelle infrastrukturen, die Leben und Arbeiten in 
Schleswig-Holstein für alle Menschen attraktiv machen, unabhängig von Geschlecht, 
Alter oder Herkunft. Es ist diese Kombination, die dazu führt, dass die Schleswig-Hol-
steiner zu den glücklichsten Menschen in Deutschland gehören. 

Diese spezifische Lebensqualität bildet das Alleinstellungsmerkmal und den entschei-
denden Standortfaktor für uns, insbesondere bei der Sicherung von Fachkräften und 
der Ansiedlung von innovativen unternehmen. Dem wird mit der strategischen Leitlinie 
„Lebensqualität — Den wichtigsten Standortfaktor Schleswig-Holsteins sichern und 
ausbauen“ Rechnung getragen.

poLitischE hAnDLungsfELDEr
Wir setzen dafür auf folgende politische initiativen und Schwerpunkte: 

1. schLEswig-hoLstEin nAch innEn unD AussEn ALs LAnD  
DEr LEbEnsquALität profiLiErEn 
Zukunftsforscher sagen voraus, dass für Menschen die individuelle Lebenszufriedenheit 
immer wichtiger wird. Grundanliegen wie materieller Konsum, Wohnkomfort oder ein 
hohes Einkommen bleiben zwar wichtig, doch immaterielle Werte wie Gesundheit, 
Sport und bewegung, Selbstbestimmung, soziale bindungen zu Familie und Freunden, 
Zeit oder eine gesunde umwelt gewinnen an bedeutung. Ein Wertewandel setzt ein. 
Schleswig-Holstein muss sich deshalb nach innen und außen als Land der Lebensqualität 
profilieren. Unser Land kann auf hervorragenden Grundlagen aufbauen: Seit Jahren 
belegt es einen Spitzenplatz im Glücksranking. Schleswig-Holstein profitiert von einem 
hohen Anteil fester sozialer beziehungen und einem vergleichsweise hohen Stellen-
wert von Familie, Lebensgemeinschaft und gesellschaftlichem Engagement. Hinzu 
kommen gute Arbeits- und Wohnverhältnisse, attraktive Kultur- und Naturräume sowie 
eine gesunde umwelt.

Was aber fehlt, ist eine Gesamtschau auf ent-
scheidende Elemente der Lebensqualität. Diese 
soll ermöglichen, unsere natürlichen, kultu-
rellen und infrastrukturellen voraussetzungen 
zukunftsfähig und zielgerichtet zu sichern und 
auszubauen, um Familien, Menschen mit und 
ohne behinderung, unternehmen und Talenten 
ein attraktives Lebensumfeld zu bieten. Dazu 
gehört, dass wir uns über den Wert unserer besonderen Lage sowie die bedeutung von 
Natur und Kultur für den Standort Schleswig-Holstein bewusst werden. Daraus muss sich 
auch ein neues verständnis von Wachstum, Leben und Wirtschaften ableiten, das auf 
einen Ausgleich zwischen Natur, Lebens- und Arbeitsqualität abzielt. Denn Lebensquali-
tät wird in Zukunft nicht nur von Themen wie versorgung, Arbeit, Freizeitaktivitäten und 
einer intakten Natur geprägt sein. insbesondere Aspekte von Work-Life-balance und 
mehr Arbeitszeitsouveränität, verbunden mit dem Wunsch nach mehr selbstbestimmter 
zeitlicher und ortsunabhängiger Flexibilität, werden in den vordergrund rücken, gerade 
in bestimmten Lebensphasen wie der Familiengründung oder der Pflege von Angehöri-
gen. Selbstverständlich hängt die Lebensqualität auch davon ab, attraktive und zukunfts-
sichere Arbeitsangebote vorzufinden.

Zusätzlich müssen wir unsere vorhandenen Stärken als überdurchschnittlich lebenswertes 
Land noch deutlicher über die Grenzen Schleswig-Holsteins hinaus bekannt machen. Mit 
einer Tourismusstrategie haben wir bereits den ersten Schritt getan und unsere Kern-
kompetenzen „Natur“, „Familien“ und „Strand“, unsere Aktivitätsthemen „Radfahren“ und 
„Segeln“ sowie die Entwicklungsthemen „Städtereisen“ und „Gesundheitsurlaub“ identi-
fiziert. Mit der Tourismuskampagne „Glückswachstumsgebiet“ werden wir die Natur- 
erfahrung und die Nähe zu den Meeren und zu Skandinavien als beitrag zur Lebens-
qualität verstärkt erlebbar machen. Auch im Tourismus ist barrierefreiheit ein wichtiges 
Qualitätskriterium, das nicht nur im Sinne einer Teilhabe von Menschen mit behinderung, 
sondern auch aus wirtschaftlichen Erwägungen unabdingbar ist. Alle Menschen sollen 
möglichst uneingeschränkt touristische Angebote und infrastrukturen nutzen können. 
Wir arbeiten daran, dass Schleswig-Holstein auch für die immer größer werdende 
Zielgruppe der älteren und mobilitätseingeschränkten Menschen ein attraktives, bar-
rierefreies urlaubsland wird. Zudem müssen wir Schleswig-Holstein im internationalen 
Wettbewerb positionieren, um nicht nur Touristen, sondern auch die klügsten Köpfe in 
unser Land zu holen: durch verstärkte internationale Kooperationen, eine zielgerichtete 
Zuwanderungspolitik und den Ausbau unserer infrastrukturen. 

LebenSquaLität — DEN WicHTiGSTEN  
STANDORTFAKTOR ScHLESWiG-HOLSTEiNS  
SicHERN uND AuSbAuEN

zukunft heute gestalten 3.2 62.63

LEbENSQuALiTÄT

TOP 7



vor dem Hintergrund dieser entwicklungen ergeben sich folgende Leitfragen: 
>   Welche Erwartungen haben bürgerinnen und bürger sowie Fachkräfte aus  

anderen Regionen und dem Ausland an Lebensqualität? Was heißt das für Politik, 
Gesellschaft und auch Wirtschaft? 

>  Wie können wir den Wechsel und Wandel der Arbeitswelt von heute und morgen 
begleiten, so dass sich dies positiv auf unsere Lebensqualität auswirkt? Welche 
strukturellen Entscheidungen müssen wir dafür noch treffen? 

2.  kuLturELLE iDEntität bEwAhrEn unD VErmittELn
Ein wesentlicher Aspekt unserer spezifischen Lebensqualität ist die kulturelle Vielfalt. 
Kultur trägt dabei nicht nur zur persönlichen Zufriedenheit bei, sondern hat als kreative 
Kraft ein enormes Potenzial, welche das Miteinander befördert, den Tourismus antreibt 
und eine Quelle für Freizeitaktivitäten darstellt. Kulturelle vielfalt ist damit ein wichtiger 
Wirtschafts- und Standortfaktor. Sie stellt darüber hinaus auch einen identitätsstiften-
den Wert dar, der Menschen Halt und Orientierung gibt. Erst die kulturelle identität 
macht Schleswig-Holstein lebenswert. 

Mit dem Kulturkonzept „Kulturperspektiven Schleswig-Holstein“ sind erste Schritte 
getan, die Kulturpolitik im Land zukunftsfest zu machen. Darin setzen wir uns zum Ziel, 
die kulturelle Vielfalt zu bewahren und die Minderheiten in der Pflege ihrer Kultur zu 
unterstützen. Dazu gehört die investition in kulturelle bildung und Teilhabe. Denn 
kulturelle bildung ist die voraussetzung für ein gutes Miteinander in einer vielfältigen 
Gesellschaft, die perspektivisch durch Zuwanderung noch bunter werden wird. Hierfür 
werden wir beispielsweise Kulturangebote noch stärker in den bildungsalltag unserer 
Schülerinnen und Schüler einbinden müssen. 

um Kulturpolitik zukunftsfest zu machen, sind ebenfalls die Stärkung des Kulturstand-
orts Schleswig-Holstein, flankierende Maßnahmen zur stärkeren Nutzung des kulturtou-
ristischen Potenzials und die Förderung der Kreativwirtschaft wichtige Aspekte. Dazu 
gehört auch die zukunftsfähige Ausrichtung von Kulturförderung und kultureller infra-
struktur. Der Strukturwandel erfordert einen Fokus auf teilraumspezifische Profilthemen, 
beispielsweise durch die Schaffung von Kulturknotenpunkten und zentralen Orten der 
Kultur, information und begegnung. 

Zur identität Schleswig-Holsteins gehören auch die nationalen Minderheiten der 
Dänen, Friesen, Sinti und Roma und die Sprechergruppe der Plattdeutschen.  
Das Zusammenleben von Mehrheit und Minderheiten hat unser Land geprägt. ihre 
Organisationen und vereine sind ein wichtiger Teil der lebendigen und vielfältigen 
Kulturszene und Zivilgesellschaft Schleswig-Holsteins. Die institute, Stiftungen und 
Forschungseinrichtungen mit Minderheitenbezug schärfen im in- und Ausland das 
Profil unseres Landes. Die Landesregierung stärkt dieses einzigartige Profil mit einer 
eigenständigen Sprachenpolitik für die Regional- und Minderheitensprachen Schleswig-
Holsteins, einer verlässlichen Förderung der Minderheiten und durch neue Formen der 
Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen.

vor dem Hintergrund dieser entwicklungen ergeben sich folgende Leitfragen: 
>  Was macht unsere Kultur aus und welchen Stellenwert geben wir ihr in unserem Land?
>  Wie schaffen wir eine inhaltliche und strukturelle Dynamik in unseren vielschichtigen 

Kulturen und einen Ausbau von Schnittstellen zu weiteren bereichen der Gesellschaft?
>  Wie können wir unseren kulturellen und sprachlichen Reichtum sichtbarer machen 

und als kreative Kraft nutzen?

3. innErE sichErhEit gEwährLEistEn
in Sicherheit zu leben ist ein zentrales bedürfnis des Menschen. Die innere Sicherheit 
zu gewährleisten ist eine Kernaufgabe des Staates. Dazu leisten auch in Schleswig-
Holstein viele beteiligte ihren beitrag: Polizei, Feuerwehren, Justizwesen mit Gerichten 
und Staatsanwaltschaften, verfassungsschutz und Katastrophenschutz. Aber auch die 
verwaltungen auf Landes- und kommunaler Ebene sorgen für die Sicherheit der bürge-
rinnen und bürger, denn verlässliche und funktionierende verwaltungsstrukturen sind 
ein wesentlicher bestandteil des Sicherheitsgefüges. 

im Sinne einer ganzheitlichen Sicherheit arbeiten die verschiedensten Ebenen und 
Organisationen unter Einbringen ihrer jeweiligen Fachexpertise vertrauensvoll zu-
sammen. Dies bezieht ausdrücklich auch die zivilgesellschaftlichen Partner und den 
ehrenamtlichen bereich mit ein, die sich bereits vielfältig mit hohem Engagement be-
tätigen und insbesondere die beratungs- und unterstützungsleistungen der staatlichen 
institutionen sinnvoll ergänzen und vervollständigen. 

Auf kommunaler Ebene bieten u. a. die Kriminalpräventiven Räte eine gute Plattform für 
diese vernetzungen.

zukunft heute gestalten 3.2 64.65

TOP 7



Lebensqualität wird maßgeblich durch das vorhandene Sicherheitsgefühl mitbestimmt, 
das sich von der tatsächlichen objektiven Sicherheitslage deutlich unterscheiden kann. 
Entwicklungen in bestimmten Kriminalitätsphänomenen, wie beispielsweise im bereich 
von überörtlich agierenden Tätergruppen oder zunehmenden Aktivitäten im bereich 
des Extremismus oder auch des Terrorismus, haben Einfluss auf das Sicherheitsgefühl 
in Schleswig-Holstein. Auch medienwirksam aufbereitete vorfälle können das Sicher-
heitsgefühl maßgeblich beeinflussen. 

Die bedürfnisse der bürgerinnen und bürger Schleswig-Holsteins sind auch relevant 
für die strategische Ausrichtung der Polizei. Eine aktuell durchgeführte Dunkelfeld-
studie mit der befragung von einigen tausend bürgerinnen und bürgern will diesem 
Anspruch in besonderer Weise gerecht werden und wird in angemessenem Abstand 
wiederholt. Mit ihrer Struktur ist die Landespolizei in der Lage, auf sich wandelnde 
Anforderungen und wechselnde Sicherheitslagen oder -bedürfnisse zu reagieren. Wir 
bilden mehr Polizistinnen und Polizisten aus, damit wir dem bedürfnis der bevölkerung 
nach innerer Sicherheit und Schutz gerecht werden und dafür sorgen, dass die Polizis-
tinnen und Polizisten diese wichtige Aufgabe leisten können. um den sich verändern-
den Anforderungen gerecht zu bleiben, werden auch die technische Ausrüstung und 
die rechtlichen Grundlagen für eine erfolgreiche Polizeiarbeit fortlaufend überprüft 
und an die gesellschaftlichen veränderungen angepasst. Der Einsatz zur Gewährleis-
tung der Sicherheit unseres Landes verdient größte Anerkennung.

im Mittelpunkt der Justizpolitik der Landesregierung stehen die Stärkung von Sicher-
heit und vertrauen in ein zuverlässiges Justizwesen und die Gewährleistung, dass alle 
Gerichte mit den erforderlichen personellen, technischen und finanziellen Mitteln für 
eine wirksame Rechtspflege ausgestattet sind. Ein Fokus liegt auf der Intensivierung 
der Digitalisierung der Justiz.

Mit vier berufsfeuerwehren und knapp 1.400 Freiwilligen Feuerwehren verfügt Schleswig-
Holstein aktuell über eine flächendeckende Sicherheitsarchitektur. Das soll so bleiben. 
Die demografische Entwicklung wird sich jedoch absehbar massiv auf das ehrenamt-
lich geprägte System der Feuerwehren in Schleswig-Holstein mit unterschiedlichen 
regionalen Ausprägungen auswirken. vorliegende Auswertungen ergeben noch keine 
signifikanten Einschränkungen bei der Hilfsfrist und den Einsatzmitteln. Allerdings sind 
bereits heute Defizite bei den notwendigen Funktionen insbesondere bei der Tages-
verfügbarkeit erkennbar. in der kritischen Tagesverfügbarkeit zeigt sich der bedarf an 
interkommunaler Zusammenarbeit. 

daraus ergeben sich folgende Leitfragen:
>  Wie lässt sich die (objektive wie subjektive) Sicherheit der Menschen in Schleswig-

Holstein verbessern? Welche Erwartungen, aber auch welche Grenzen sollen dabei 
handlungsleitend sein?

>  Wie können wir informations- und Entscheidungsmuster der „inneren Sicherheit“ bei 
veränderungsprozessen der Gesellschaft und damit auch aller für die innere Sicher-
heit zuständigen Akteure flexibel, effektiv und reaktionsfähig gestalten?

>  Wie können wir auf veränderte bevölkerungsstrukturen mit blick auf Präventions- 
arbeit (bildung, integration) sowie Reaktions- und interventionskonzepte reagieren?

>  Wie kann das Land z. B. durch Personalkonzepte (Rekrutierung, Qualifizierung) dem 
schrumpfenden Rekrutierungspotenzial der ehrenamtlichen Feuerwehr und Ret-
tungsdienste entgegenwirken? 

4. soziALE infrAstrukturEn unD gEsunDhEitsVErsorgung für 
fAmiLiEn unD gEnErAtionEn AusbAuEn
Natur und Kultur sind zwei wesentliche Faktoren, die eine hohe Lebensqualität ausma-
chen. Aber auch soziale infrastrukturen wie die versorgung und betreuung von Kindern 
und Jugendlichen, die Unterstützung von Familien, Beratung und Qualifizierung von 
Arbeitssuchenden, unterstützungsangebote für Menschen mit behinderungen oder 
die Pflege und Betreuung im Alter sind wichtige Bausteine, die zum Standortfaktor Le-
bensqualität dazugehören und von Trends wie dem demografischen Wandel oder der 
Urbanisierung beeinflusst werden. Dies erfordert, Daseinsvorsorge in Städten und dem 
ländlichen Raum neu zu denken, damit auch weiterhin in allen Regionen des Landes 
gleichwertige Lebensverhältnisse vorzufinden sind.

zukunft heute gestalten 3.2 66.67
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Deshalb müssen die sozialen infrastrukturen zielgerichtet ausgebaut und an die verän-
derten demografischen Entwicklungen und gesellschaftlichen Bedürfnisse angepasst 
werden. Dies erfolgt im Hinblick auf die Gleichstellung von Frauen und Männer und für 
Menschen mit behinderung, für Familien, Senioren sowie Kinder und Jugendliche, um 
Schleswig-Holstein noch stärker zu einem attraktiven Wohn- und Lebensort zu machen. 
Zu den Lösungen, die wir im Hinblick auf soziale infrastrukturen für Familien entwickeln 
müssen, gehört die Sicherstellung der vereinbarkeit von Familie und beruf, denn tradi-
tionelle Zeit- und Arbeitsmodelle werden sich weiter auflösen. Dazu gehört aber auch 
die Etablierung von Familienfreundlichkeit über Lebensphasen hinweg, insbesondere 
bezüglich einer flächendeckenden Kinderbetreuung. Hier müssen wir nicht nur die 
Sensibilität in unternehmen fördern, sondern auch Angebote wie Kindertageseinrich-
tungen und Ganztagsschulen ausbauen und durch den Aufbau und die Finanzierung 
von Familienzentren, verstärkte Fachberatung und die Förderung von Qualitätsma-
nagement in den Einrichtungen in die betreuungsqualität investieren.

Die Attraktivität für Senioren und best-Ager kann erhöht werden, indem wir Tourismus 
und Aktivitätsangebote in der Natur weiterentwickeln. Aber auch durch die Schaffung 
von Angeboten für die versorgung in Lebensphasen nach der berufstätigkeit können wir 
Schleswig-Holstein zu einem lebenswerten Ort für ältere Menschen machen. Dazu gehört 
die Möglichkeit, sich auch weiterhin in vereinen oder Ehrenämtern zu engagieren. Wir 
müssen auch neue Formen des bürgerschaftlichen Engagements wie Freiwilligenforen 
etablieren. Ein wesentlicher baustein zur Erhöhung der Lebensqualität von Senioren ist 
zudem die Sicherstellung einer situationsgerechten Pflege im Bedarfsfall, ob zu Hause 
durch die Familie oder in Pflegeeinrichtungen. Wir wollen eine Gesellschaft, in der gene-
rationsübergreifende verantwortung füreinander und miteinander übernommen wird.

Neben Familien und Senioren muss auch ein Angebot für Kinder und Jugendliche 
geschaffen werden. unabhängig von Schule, Ausbildung und beruf soll ein sinnstiften-
der Ausgleich und somit auch die individuelle Lebensqualität ermöglicht werden. Hier 
gilt es, in Zukunft ein flächendeckendes Angebot an Sport- und Gesellschaftsvereinen 
ebenso wie kulturelle und soziale Angebote zu schaffen. Die bereitschaft und befähi-
gung zum ehrenamtlichen Engagement junger Menschen ist insbesondere in diesem 
bereich zu fördern.

Der Krankenhausplan des Landes wird 2017 fortgeschrieben, um eine qualitativ hoch-
wertige, patienten- und bedarfsgerechte versorgung der bevölkerung mit leistungsfähi-
gen, eigenverantwortlich wirtschaftenden Krankenhäusern zu gewährleisten und zu sozial 

tragbaren Pflegesätzen beizutragen. Der Krankenhausplan bietet die Voraussetzung 
dafür, dass die Krankenhäuser durch Zusammenarbeit und Aufgabenteilung die versor-
gung in wirtschaftlichen betriebseinheiten regional ausgewogen sicherstellen können. 

Durch das im Juli 2015 in Kraft getretene Präventionsgesetz wird die schleswig-holstei-
nische Präventionsstrategie deutlich gestärkt und soll in den nächsten Jahren sukzessi-
ve in allen Lebensbereichen umgesetzt werden. Dies erfordert einen Paradigmenwech-
sel in der Prävention weg von beratung und betreuung hin zu zielgruppenorientierter 
Gesundheitsförderung im Kontext der Lebenswelten. Das Land will das Wissen, die 
befähigung und die Eigenverantwortung jedes Einzelnen und insbesondere bei Kin-
dern und Jugendlichen entwickeln und stärken. Denn zur Erhaltung der Gesundheit 
trägt eine gesundheitsbewusste Lebensführung maßgeblich bei.  

Schleswig-Holstein fühlt sich dem Leitbild der Geschlechtergerechtigkeit und der 
Vielfalt verpflichtet und will bei allen gesellschaftlichen und politischen Vorhaben die 
unterschiedlichen Auswirkungen auf die Lebenssituationen und interessen von Frauen 
und Männern grundsätzlich und systematisch berücksichtigen. Gleiches gilt für die be-
lange und bedürfnisse von Menschen mit behinderung, auf die wir ein besonderes Au-
genmerk richten wollen. Der Landesaktionsplan ist ein Zwischenschritt des Prozesses 
der umsetzung der uN-behindertenrechtskonvention. Ziel ist ein inklusives Gemeinwe-
sen, in dem die soziale infrastruktur so auszubauen oder anzupassen ist, dass Regelan-
gebote wie Kindertageseinrichtungen, Schulen oder Einrichtungen des Gesundheits-
wesens auch von Menschen mit behinderung uneingeschränkt nutzbar sind.

Das Angebot der ambulanten und stationären versorgung psychisch kranker Menschen 
und für Menschen mit psychischen behinderungen hat seit dem „Psychiatrieplan 2000“ 
durch die übertragung vieler Aufgaben auf die Kommunen, durch rechtliche und fach-
liche Weiterentwicklungen und nicht zuletzt durch Privatisierungen der Einrichtungsträ-
ger tiefgreifende veränderungen erfahren. Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein erarbeitet gegen-
wärtig zusammen mit vielen Anspruchsgruppen für die Landesregierung einen neuen 
Psychiatriebericht, der im Sinne einer bestandsaufnahme die gegenwärtige versorgungs-
situation in Schleswig-Holstein darstellen und bewerten wird.

zukunft heute gestalten 3.2 68.69
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Für die Sicherung der gesellschaftlichen Teilhabe aller bürgerinnen und bürger ist eine 
Armutsprävention erforderlich, die sich als Querschnittsaufgabe versteht. Armut hat ver-
schiedene Gesichter und ursachen. Mithilfe systematischer Sozialberichterstattung wollen 
wir der Politik, allen sozialpolitischen Akteuren sowie der Öffentlichkeit ein differenziertes 
bild der sozialen Lage der bevölkerung in Schleswig-Holstein zur verfügung stellen.

aus diesem verständnis ergeben sich folgende Leitfragen:
>  Was muss soziale infrastruktur leisten und wie gelingt uns neben einem Erhalt auch 

ein zielgerichteter Ausbau?
>  Was verstehen wir jeweils unter einem inklusiven Gemeinwesen, Familienfreund-

lichkeit und Geschlechtergerechtigkeit? Welchen Wert messen wir dem bei und was 
bedeutet das für die Landesentwicklungsstrategie? 

>  Wie gelingt es uns, dass Menschen unabhängig von Geschlecht, von Alter, von 
behinderung, von sexueller Orientierung und von ethnischer Herkunft gewaltfrei, 
diskriminierungsfrei und selbstbestimmt leben können?

5. sport in DEr mittE DEr gEsELLschAft
Der Sport hat in der Gesellschaft eine herausragende Funktion. Sie geht über die 
körperliche betätigung und die gesundheitliche Förderung hinaus. Als größte soziale 
bewegung des Landes trägt er zum Zusammenhalt bei. Ob das Miteinander von Jung 
und Alt, die Förderung von inklusion durch die Teilhabe von Menschen mit behinde-
rungen oder die integration von Menschen unabhängig von ihrer kulturellen, religiö-
sen oder sozialen Herkunft: Dem organisierten Sport gelingt es in einzigartiger Weise, 
das gegenseitige verständnis zu stärken und gelebtes Miteinander zu schaffen. Sport 
fördert Mobilität und Gesundheit, Teamgeist und Selbstbewusstsein und trägt zu einem 
aktiven Leben in der Mitte der Gesellschaft bei. 

in Schleswig-Holstein treiben rund 850.000 Frauen, Männer und Kinder in rund 2.600 
vereinen Sport. Zudem gibt es keine bewegung, in der sich so viele Menschen freiwillig 
engagieren. Die Landesregierung weiß um diese besondere bedeutung des Sports 
und erkennt ausdrücklich die Aufgabe an, ihn in seiner gesamten vielfalt zu fördern 
und zu stärken. Die unterstützung des breitensports gehört ebenso dazu wie die Schaf-
fung geeigneter Rahmenbedingungen für den Leistungssport. 

Der demografische Wandel und ein verändertes Sport- und Freizeitverhalten führen zu 
neuen Anforderungen an die Sportvereine und andere Sportanbieter und erfordern auch 
in Schleswig-Holstein neue Wege in der Sportpolitik des Landes und der Kommunen. 

Wir haben das Ziel, die vielfältigen Angebote des Sports in unserem Land zu erhalten 
und die vereine, verbände und Kommunen darin zu unterstützen, bewegungs- und ge-
sundheitsfördernden Sport anzubieten, der dazu beiträgt, die Lebensqualität unseres 
Landes weiter zu stärken. 

daraus ergeben sich folgende Leitfragen: 
>  Wie lässt sich das Angebot der Sportstätten dem veränderten Freizeit-  

und Nutzungsverhalten und gegenüber neuen gesellschaftlichen  
Ansprüchen und bedürfnisse anpassen?

>  Wie können wir die Sportvereine mit ihren wichtigen Funktionen für  
Gemeinwohl und Lebensqualität weiter einbinden?

foLgEAbschätzung DEr strAtEgischEn LEitLiniE
unsere natürlichen voraussetzungen und unser kulturelles Erbe sind unser Kapital. Da-
rauf sind wir angewiesen, wenn wir uns als Land der Lebensqualität behaupten wollen 
und gegenüber anderen Regionen mit Attraktivität als Lebens- und Arbeitsort punkten 
wollen — erst recht vor dem Hintergrund von Entwicklungen wie dem demografischen 
Wandel oder der internationalisierung. 

Wenn wir heute mit entsprechenden Strategien und Maßnahmen Lebensqualität zielge-
richtet ausbauen und weiterentwickeln, werden wir besonders attraktiv für Menschen, die 
entsprechend den sich ändernden Wertvorstellungen in unserer Gesellschaft ein hohes 
Maß an persönlicher Lebenszufriedenheit erzielen wollen. Wir werden darüber hinaus 
interessant für Fachkräfte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die hier neben 
einer guten Arbeit auch gut leben können. Damit bietet der Wertewandel die chance, 
dass neue Einwohnerinnen und Einwohner und damit auch neue unternehmen und 
neue Wertschöpfung nach Schleswig-Holstein kommen. Zudem erhöhen sich dadurch 
die Aussichten, dass junge Menschen, die hier aufgewachsen sind oder hier ihre Aus-
bildung bzw. ein Studium absolviert haben, auch weiterhin in Schleswig-Holstein leben 
möchten. Der Erhalt und die Pflege unseres kulturellen Erbes, unsere nordische Identität, 
unsere Kultur und unsere Traditionen werden in den Entgrenzungen einer globalen Welt 
zu einem Alleinstellungsmerkmal mit hoher Anziehungskraft.

zukunft heute gestalten 3.2 70.71
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Leben und arbeiten, wo andere urlaub machen
Auch wenn dieser Slogan vielleicht ein wenig überstrapaziert wird: Er beschreibt 
treffend den wichtigsten Standortfaktor Schleswig-Holsteins: Lebensqualität. 
Immer mehr Unternehmerinnen und Unternehmer lassen sich in einer digitali-
sierten Welt bei der Standortwahl von diesen weichen Faktoren lenken. So wie 
das Ehepaar Inga und Christian Wiele, die 2014 mit ihren drei Kindern nach St. 
Peter-Ording gezogen sind. „Hier ist für uns eine ideale Balance von Privatleben, 
Beruf und Geschäftsumfeld möglich“, sagt Christian Wiele, der sich mit seiner Be-
ratungsfirma „Gezeitenraum“ auf Innovationscoaching und neue Arbeitsmetho-
den spezialisiert hat. Doch schöne Landschaft, ein angenehmes Klima und nette 
Menschen alleine haben dann doch nicht 
ausgereicht: „Ohne die zunehmende 
Digitalisierung der Arbeitswelt wäre 
dieser Wechsel für uns so nicht mög-
lich gewesen“, ist sich der ehemalige 
Software-Spezialist von SAP sicher. 
Wie gut, dass Schleswig-Holstein 
beim schnellen Internetausbau 
ganz vorne ist. 

zukunft heute gestalten 3.2 72.73

kulturknotenpunkte setzen, regionale kulturarbeit vor ort vernetzen
Sie ist für die Standortqualität weit mehr als das Tüpfelchen auf dem „i“: die 
Kulturlandschaft vor Ort. Nur wenn sie aktiv unterstützt wird, kann aus einem 
Arbeits- ein wirklicher Lebensort werden. Wie das praktisch funktioniert, 
zeigt das aktuelle Kulturkonzept des Landes Schleswig-Holstein. Danach 
werden in den einzelnen Regionen peu à peu bestehende Einrichtungen 
zu Kulturknotenpunkten weiterentwickelt, die alle relevanten Akteure der 
lokalen Kulturlandschaft miteinander vernetzen und unterstützen sollen. Und 
das ganz konkret: von der professionellen Beratung bis hin zur ausgefeilten 
Öffentlichkeitsarbeit. Die Kulturknotenpunkte sind Anlaufstelle für Kultur-
schaffende, Ehrenamtliche und natürlich auch die Bürgerinnen und Bürger. 

Jüngstes Beispiel: die Tourismuszentrale Holsteinische Schweiz. Sie 
ist seit dem 14. April 2016 der vierte Kulturknotenpunkt im Land 
und zuständig für die Region Plön/Eutin. Neben der Betreuung 
bestehender kultureller Attraktionen wie beispielsweise die 
Eutiner Festspiele oder das Kloster Cismar soll der neue Kultur-
knotenpunkt vor allem die inhaltliche Entwicklung der Kulturregion 
weiter voranbringen — und damit den wichtigsten Standortfaktor 
Schleswig-Holsteins maßgeblich stärken: die Lebensqualität.
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie 

Der demografische Wandel erfasst auch Schleswig-Holstein. Allerdings ist Schleswig-
Holstein zurzeit kein schrumpfendes Land. Rund zwei Drittel der Menschen leben in 
Regionen mit Einwohnerzuwächsen. insbesondere im Hamburger umland sowie in den 
Städten und ihren umlandgemeinden nimmt die bevölkerung durch Zuwanderung aus 
dem in- und Ausland zu. Trotzdem gibt es ländliche Räume mit abnehmender bevölke-
rung. Der zusätzliche bevölkerungsanstieg durch die wachsende Zahl an Flüchtlingen 
und Asylsuchenden wird die Ausgangslage in den einzelnen Regionen nicht grundsätz-
lich ändern. Handlungsansätze für den demografischen Wandel müssen diese räum-
lich unterschiedlichen Ausgangsbedingungen berücksichtigen. Hierzu zählen auch 
die deutliche Zunahme älterer Menschen und die Abnahme der Anzahl von Kindern 
und Jugendlichen im Land. Die genannten veränderungen bedürfen daher unter-
schiedlicher Herangehensweisen. Aus diesem Grund legt die Landesregierung mit 
der strategischen Leitlinie „Regionen im Wandel — Differenzierte Raumbetrachtung als 
Handlungsmaxime ansetzen“ den Schwerpunkt auf eine genaue Reflexion der Räume.

poLitischE hAnDLungsfELDEr 
Wir setzen dafür auf folgende politische initiativen und Schwerpunkte: 

1. stADt unD LAnD zusAmmEn DEnkEn unD gEmEinsAm EntwickELn
Die kommenden demografischen Veränderungen stellen Schleswig-Holstein vor viel-
fältige teilräumliche und fachspezifische Herausforderungen. Gelingt es dem Land und 
den Kommunen, auf kooperativem Weg innovative und praktisch umsetzbare Antworten 
auf die genannten Herausforderungen zu geben, kann Schleswig-Holstein enorm profi-
tieren. Dies belegen die themenübergreifenden Masterpläne sowie Demografie- und 
Regionalstrategien, die unter beteiligung von Fachplanungen, öffentlichen und priva-
ten Trägern der Daseinsvorsorge sowie vertretern der Politik und der Zivilgesellschaft 
bereits in den vergangenen Jahren in Schleswig-Holstein erarbeitet worden sind. Es hat 
sich bewährt, dass die örtlichen Akteure selbst den Anpassungsbedarf der Daseinsvor-
sorge identifizieren, Anpassungslösungen eigenverantwortlich entwickeln und umset-
zen. Dies gilt sowohl für soziale wie für technische infrastrukturen. Denn in der Region 
ist das Wissen über den individuellen bedarf am größten. Hier sind kreative ideen für 
innovative Lösungen vorhanden. Durch Stärkung der Eigenverantwortung können die 
chancen der Teilräume stärker genutzt und Risiken minimiert werden. Wir wollen mehr 
sozial-, wirtschafts- und umweltverträgliche Anpassungslösungen an die gewandelten 
Nachfrageverhältnisse für infrastruktur und Daseinsvorsorge entwickeln, indem wir die 

Zusammenarbeit zwischen Fachplanung, be-
treibern von Einrichtungen der Daseinsvorsor-
ge, Städten, Gemeinden und Kreisen und die 
Abstimmung und bündelung ihrer Aktivitäten 
und Maßnahmen verbessern und intensivieren. 
Aktivitäten kommunaler Sozialplanung wollen 
wir unterstützen. Wichtig ist, Stadt und Land 
zusammen zu denken und partnerschaftlich zu 
entwickeln. So können wir ländliche Räume nie isoliert ohne die kleinen und mittleren 
Städte und zentralen Orte betrachten. Dabei müssen wir zukünftig nicht nur die Mög-
lichkeiten der Digitalisierung, sondern auch den bedarf der bürgerinnen und bürger 
vor Ort stärker berücksichtigen. 

Zentrale bedeutung haben hier vor Ort entwickelte regionale Anpassungs- und Ent-
wicklungsstrategien, welche die unterschiedlichen Ausgangsbedingungen sowie die 
chancen und Risiken der Teilräume stärker berücksichtigen. Die initiativen zur Erarbei-
tung von Anpassungsstrategien wollen wir unterstützen, indem wir zentrale Planungs-
informationen bereitstellen, wie kleinräumige Prognosen zur bevölkerungsentwicklung 
oder Daten zum infrastrukturbestand und zur Erreichbarkeit. Liegen eigenverant-
wortlich erarbeitete Anpassungsstrategien vor, wird das Land die Lösungsansätze bei 
eigenen Entscheidungen, z. b. bei Fachplanungen, berücksichtigen. Zusätzlich sollen 
durch die angestrebte Flexibilisierung von Standards weitere Anreize gesetzt werden, 
um Akteure zur eigenverantwortlichen Erarbeitung und umsetzung von Anpassungs-
strategien zu motivieren.

Insgesamt muss der demografische Wandel noch stärker zur zentralen Zukunfts- 
und Querschnittsaufgabe von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft werden, damit die 
chancen künftiger Generationen mindestens so gut sind wie die chancen der heute 
lebenden Generationen. 

vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Leitfragen: 
>  Für welche Räume bzw. auf welchen verwaltungsebenen (Kreis, Amt, Stadt- und 

umlandbereich, AktivRegion) sollten Anpassungsstrategien für die Daseinsvorsorge 
prioritär erarbeitet werden?

>  Welche Flexibilisierungsnotwendigkeiten gibt es, um spezifische Strategien für die 
verschiedenen Teilräume zu entwickeln? 

zukunft heute gestalten 3.3 74.75

regionen iM wandeL —  
DiFFERENZiERTE RAuMbETRAcHTuNG  
ALS HANDLuNGSMAxiME ANSETZEN 

REGiONEN  
iM WANDEL

Stadt
Land

Meer
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2. wohnungsnEubAu ErhöhEn unD bEzAhLbArEn wohnrAum 
schAffEn
Die Lage auf den Wohnungsmärkten in Schleswig-Holstein war viele Jahre entspannt. 
Durch die gestiegene Zuwanderung, insbesondere in die Oberzentren und ins umland 
von Hamburg, hat sich die Situation allerdings vielerorts verändert. Kontinuierlich  
steigende Studierendenzahlen verschärfen ebenfalls die Situation auf dem Wohnungs-
markt an den Hochschulstandorten. Steigende Mieten und Preise für Häuser und 
Wohnbauflächen sind Ausdruck einer erhöhten Wohnungsnachfrage, mit der das An-
gebot trotz gestiegener baufertigstellungen vielerorts nicht mithalten kann. Der Zuzug 
von Flüchtlingen verschärft die Situation auf den Wohnungsmärkten zusätzlich, da hier 
vor allem Angebote für einkommensschwache Personengruppen fehlen.

Schleswig-Holstein wirkt mit dem zurzeit größten Wohnungsbauförderungsprogramm 
seit 1945 und einer traditionell flexiblen und potenten Wohnraumförderung sowie 
förderbegleitenden Instrumenten und Strategien verlässlich auf eine soziale Wohn-
raumversorgung ein.

Starke Partner aus der schleswig-holsteinischen Wohnungswirtschaft setzen dies um. 
Das bekenntnis zur Landeswohnraumförderung gilt, auch um dem Abschmelzungs- 
prozess sozialgebundener Wohnungsbestände entgegenzuwirken. 
Die neuen Herausforderungen durch Zuwanderung, Demografie, Steigerung der Bau- 
und Wohnkosten und die bedingungen des Finanzmarktes können nur in gemeinsamer 
verantwortung bewältigt werden. Dafür setzt das Land weiterhin auf die bewährten Ko-
operationen wie die Offensive für bezahlbares Wohnen, den Klimapakt und den Flücht-
lingspakt, die gemeinsam mit den Partnern weiterentwickelt und belebt werden sollen.

um dem erhöhten Wohnungsneubaubedarf im Land, insbesondere für Haushalte mit 
geringem Einkommen, hinreichend Rechnung zu tragen, sind vor allem die Kommu-
nen mit angespannten Wohnungsmärkten gefordert, innenentwicklungspotenziale zu 
mobilisieren und neues Wohnbauland zu schaffen. Ein kommunales Flächenmanage-
ment kann hier hilfreich sein. Wir müssen zudem das Zusammenspiel zwischen Land, 
Kommunen, investoren und baugesellschaften sowie der bauwirtschaft verstärken.

Doch vor allem in den Oberzentren und in den Wohnungsschwerpunkten im Ham-
burger umland gibt es vielerorts Hindernisse wie bürgerproteste, hohe bodenpreise, 
nicht verkaufsbereite Eigentümer, angespannte kommunale Haushalte oder schwierige 
Erschließungen. Wir sehen daher die Gefahr, dass gerade an Standorten mit hohem 

Wohnungsneubaubedarf nicht genügend Flächen zur verfügung stehen. Es stellt sich 
deshalb die Frage, wie die dringend benötigten Wohnbauflächen von kommunaler 
Seite kurz- bis mittelfristig bereitgestellt werden können.

bei der Suche nach Lösungen sollte der blick der Kommunen auch über die eigenen 
Gemeindegrenzen hinausgehen. Stadt-umland-Kooperationen eröffnen neue Möglich-
keiten, gemeinsam mit Nachbargemeinden in bedarfsgerechtem umfang Flächen-
angebote zu schaffen. Dieser Ansatz sollte noch stärker von den Städten und zentralen 
Orten mit ihren umlandgemeinden aufgegriffen werden.

Die Wohnungsmärkte in Schleswig-Holstein sind allerdings nicht überall angespannt. 
Besonders in ländlichen Regionen besteht aufgrund der demografischen Entwicklung 
vielmehr die Gefahr von Wohnungsleerständen. Hier brauchen Gemeinden vor allem 
eine Entwicklung mit Augenmaß, die besonders die veränderte Struktur der Nachfrage 
berücksichtigt. Während der bedarf an Einfamilienhäusern zurückgehen wird, steigt 
durch mehr ältere Menschen und kleinere Haushalte die Nachfrage nach kleinen Wohn-
einheiten in Mehrfamilienhäusern. Die Schaffung und Erhaltung barrierefreien Wohn-
raums ermöglicht ein selbstbestimmtes Leben auch in beeinträchtigten Lebenslagen.

Auch in ländlichen Räumen sind Kooperationen von Kommunen besonders sinnvoll, 
um bedarfsgerechte, nachhaltige und flächenschonende Wohnungsangebote an ge-
eigneten und zukunftsfähigen Standorten zu planen und zu entwickeln.

für uns stellen sich daher folgende Leitfragen: 
>  Welcher kommunalen initiativen bedarf es, um das Flächenangebot im Rahmen 

eines nachhaltigen Flächenmanagements zu verbessern und den Wohnungsneubau 
bedarfsgerecht zu steigern? 

>  Wie lässt sich die Akzeptanz für größere Wohnungsneubauvorhaben in der bevölke-
rung erhöhen?

>  Wie können die instrumente für Kooperation von Kommunen verbessert werden?

zukunft heute gestalten 3.3 76.77
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3. minDEststAnDArDs gEwährLEistEn — stAnDArDs fLExibiLisiErEn
Wachsende und schrumpfende Räume erfordern differenzierte Entwicklungs- und 
Gestaltungsoptionen, die sich an den tatsächlichen und kommenden Erfordernissen 
orientieren und die versorgung der bevölkerung sicherstellen. in den Teilräumen von 
Schleswig-Holstein mit zurückgehender Nachfrage wird es in Zukunft immer schwie-
riger, das heutige versorgungsniveau mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge und 
privaten Dienstleistungen langfristig zu halten. im unterschied zu privaten Dienstleis-
tungen muss der öffentliche bereich bei bestimmten Angeboten der Daseinsvorsorge 
eine Mindestversorgung sichern, die für chancengerechtigkeit in allen Teilräumen 
sorgt. Hier müssen neue instrumente für die verschiedensten Aufgabenstellungen 
geschaffen werden. Zum Beispiel erfordern rückläufige Schülerzahlen variable Strate-
gien im ländlichen Raum: Dies kann erfordern, dass kleine Schulen jahrgangsübergrei-
fende Lerngemeinschaften bilden, um einen Standort zu erhalten. Außerdem wurde 
die Mindestschülerzahl für Außenstellen von Grundschulen auf 27 Schülerinnen und 
Schüler gesenkt, um im ländlichen Raum mehr Schulstandorte zu erhalten. Alternativ 
können Schulstandorte durch um- oder Ausbaumaßnahmen zusammengelegt werden. 
Hier bieten die Zentralen Orte oder kreative Konzepte eine zukunftsfähige Perspektive. 
Welche Strategie für welchen Standort richtig ist und wie die belange der Menschen 
mit Behinderung Berücksichtigung finden, muss vor Ort entschieden werden. Auch im 
bereich der Geburtshilfe sind neue Wege notwendig. Die durch Schließung einzelner 
Standorte entstehenden veränderungen müssen durch Hebammennetzwerke, boar-
ding-Angebote oder Mobilitätskonzepte (ggf. Hubschraubereinsätze) an gut geeigne-
ten Klinikstandorten aufgefangen werden. Für andere bereiche der Daseinsvorsorge 
müssen vergleichbare Mindeststandards allerdings noch geschaffen werden. Soge-
nannte Mittelzentren könnten für eine höherwertige chancengerechtigkeits-infrastruk-
tur eine besondere Rolle spielen: Die bündelung von Angeboten, z. b. Krankenhäusern, 
Familienzentren und Kulturknotenpunkten, sichert Synergien, schafft Attraktivität und 
erleichtert die Anbindung insbesondere mit dem ÖPNv.

Darüber hinaus kann eine Flexibilisierung von Standards z. b. durch Abbau rechtlicher 
Hürden die Organisation der Daseinsvorsorge für Gemeinden und andere Träger 
erleichtern. Denn Flexibilisierung kann Anreiz zur Entwicklung und Einführung neuer 
Angebotsformen sein und mehr innovationen würden generiert. Für welche berei-
che der Daseinsvorsorge eine Flexibilisierung von Standards und Mindeststandards 
dringlich ist, wird die Landesregierung allerdings nicht alleine beantworten können. 
Es bedarf z. B. einer gemeinsamen Auseinandersetzung mit demografisch bedingten 
Anpassungen technischer infrastrukturen, z. b. müssen Gemeinden bei der Erneuerung 

ihrer Klärwerke intelligente Technologien einsetzen, die es ermöglichen, auch deut-
lich geringere Abwassermengen zu behandeln. Hier müssen wir prüfen, ob wir nicht 
flexibler werden und mehr Eigenverantwortung vor Ort zulassen können, ohne das Ziel 
einer sicheren und umweltverträglichen Wasserver- und Abwasserentsorgung aus den 
Augen zu verlieren. Nötig ist ein offener Austausch zwischen verantwortlichen Ressorts, 
kommunalen Spitzenverbänden und Trägern der Daseinsvorsorge. Die Abgrenzung 
von Teilräumen bzw. die Schaffung neuer Raumkategorien für abweichende Standards, 
wie teilweise in anderen Ländern praktiziert oder versucht, ist für uns keine realistische 
Option. Ebenso ist eine weitgehende barrierefreiheit in allen bereichen des öffentli-
chen Lebens weiterhin unser Ziel. Es bleibt jedoch die Frage, ob die Flexibilität auch zu 
einem gewissen Aufweichen oder Absenken von Standards führen darf oder ob Sicher-
heit und qualitativ hochwertige versorgung der Menschen in der Stadt und auf dem 
Land weiterhin die zentrale Prämisse bleiben muss, wenn es z. b. um die Hilfsfristen bei 
der Feuerwehr geht.

vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Leitfragen: 
>  Für welche bereiche der Daseinsvorsorge sind Mindeststandards zur Sicherung einer 

ausreichenden versorgung in der Fläche notwendig und aus der Kostenperspektive 
auch realistisch?

>  Nach welchen Kriterien erfolgt die verortung der infrastruktur und welche Entfernun-
gen können für welche Angebote als zumutbar bezeichnet werden?

>  Für welche Standards der Daseinsvorsorge ist eine Flexibilisierung sinnvoll und wie 
lässt sie sich realisieren?

4. AktEurE VErnEtzEn — innoVAtions- unD ErfAhrungstrAnsfEr 
förDErn
Zahlreiche Modellvorhaben, Wettbewerbe, internationale vergleichsstudien und um-
setzungsprojekte haben eine Fülle an interessanten beispielen innovativer Anpassungs-
lösungen und Organisationsformen generiert, wie auf die Herausforderungen des 
demografischen Wandels in den verschiedenen Bereichen der Daseinsvorsorge teil-
raumspezifisch geantwortet werden kann. Für einen erfolgreichen Praxistransfer müs-
sen wir die beispiele, die sich für eine Anwendung in Schleswig-Holstein eignen, im 
Land stärker bekannt machen. Deshalb wollen wir zusammen mit unseren strategischen 
Partnern — den industrie- und Handelskammern und kommunalen Spitzenverbänden 
— ein Netzwerk Demografie SH einrichten. Interessierte Akteure von Seiten der Kom-
munen, der Träger der Daseinsvorsorge, der Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft 

zukunft heute gestalten 3.3 78.79
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neue rezepte gegen ärztemangel
Kein Arzt mehr vor Ort? Gerade im ländlichen Raum wird das für viele Kommunen 
zu einem immer größeren Problem. Die altgedienten Ärzte gehen in den Ruhe-
stand, Nachfolger für die Praxen sind nicht in Sicht. Die jungen Mediziner scheuen 
das finanzielle Risiko, den hohen bürokratischen Aufwand und die langfristige 
Bindung an einen Ort. Wie es anders geht, zeigt die Gemeinde Büsum. Seit 2015 
gibt es hier ein kommunales Hausarztzentrum. Die Besonderheit: Alle Ärzte sind 
Angestellte der Gemeinde. So kann Büsum die medizinische Versorgung 
sicherstellen und die vorwiegend jungen Ärztinnen und Ärzte erhalten 
die Arbeitsbedingungen, die zu ihrer Lebensplanung passen. Ein in-
novatives Modellprojekt, das bundesweit aufmerksam beob-
achtet wird und zeigt, dass in Zeiten von Regionen im 
Wandel flexible Anpassungsmöglichkeiten entlang 
der Erfordernisse neue Chancen ermöglichen.

sollen im Land stärker vernetzt werden. „Voneinander lernen — voneinander profitieren“ 
heißt hier das Motto. Außerdem will das Netzwerk mit Rat und Tat Praxispartnern zur 
Seite stehen, um den Erfahrungstransfer zwischen den Akteuren zu unterstützen, über 
innovative Projekte und Lösungsansätze zu informieren und die konkrete Erarbeitung 
von Konzepten und Strategien sowie die umsetzung von Projekten zu fördern. Das 
Netzwerk soll auch die Plattform sein, um die oben aufgezeigten Fragestellungen zu 
Mindeststandards und der Flexibilisierung von Standards gemeinsam weiterzuerörtern. 
Schließlich bleibt die Frage, welche weiteren Akteure sich wirkungsvoll in das Netzwerk 
einbringen wollen und können.

foLgEAbschätzung DEr strAtEgischEn LEitLiniE 
Demografische und teilräumliche Entwicklungen sowie gesellschaftliche Bewusst-
seinsänderungen (z. b. der Wunsch nach inklusiven Strukturen) zwingen die öffentliche 
Hand, Wohlfahrtsverbände und andere private Anbieter von Dienstleistungen, bau-
träger und investoren dazu, ihre Angebote den gewandelten Nachfragestrukturen 
anzupassen und am bedarf der Teilräume auszurichten. Dies gilt für wachsende ebenso 
wie für schrumpfende Regionen. Für die entsprechenden Auswirkungen auf infrastruk-
tur und Wirtschaft, Bildung, den Gesundheits- und Pflegebereich, Tourismus, Kultur und 
Freizeit müssen schon heute Lösungen gefunden werden. 

Der veränderungsdruck muss dabei nicht automatisch zu einer verschlechterung der 
Angebote führen. Wenn wir den regionalen Strukturwandel aktiv als Gestaltungs-
chance wahrnehmen, können Angebote und Dienstleistungen durch regional zuge-
schnittene Anpassungslösungen nachfragegerechter und möglicherweise sogar zu 
niedrigeren Kosten zur verfügung gestellt werden. Schrumpfende Regionen könnten 
so negative Entwicklungen auffangen. und: Die Attraktivität einer Region hängt maß-
geblich auch davon ab, ob man attraktive und zukunftssichere Arbeitsplätze finden 
kann. Eine differenzierte Raumbetrachtung auf basis regionaler Anpassungs- und 
Entwicklungsstrategien, Mindeststandards und die Öffnung von Standards tragen zu 
einer ausgewogenen Raumentwicklung bei. voraussetzung dafür ist ein abgestimmtes, 
kooperatives Handeln der regionalen Akteure. Wenn dies gelingt, können wir auch die 
zahlreichen Herausforderungen des demografischen Wandels meistern.

zukunft heute gestalten 3.3 80.81

Erfolgreiche und innovative zusammenarbeit auf Augenhöhe
2012 wagten die Städte Rendsburg und Büdelsdorf sowie elf Umlandgemeinden 
den entscheidenden Schritt. Sie gründeten die Entwicklungsagentur für den Le-
bens- und Wirtschaftsraum Rendsburg. Der Auftrag ist klar definiert: Die interkom-
munale Kooperation weiter stärken — und das in einem rechtlich verbindlichen 
Rahmen. Zu den Kernthemen zählen die gewerbliche und wohnbauliche Flächen-
entwicklung sowie Verkehr und Einzelhandel. Außerdem verantwortet die Entwick-
lungsagentur einen bundesweit bisher einmaligen gemeinsamen Strukturfond, aus 
dem vorwiegend Infrastrukturprojekte in der Region gefördert werden. 

Ein Beispiel das Schule macht. Mit teilweise identischen Zielsetzungen und Koope-
rationsthemen wurde 2013 die Entwicklungsagentur der Region Heide gegründet, 
die mittlerweile auch eng mit der Agentur in Rendsburg kooperiert. Denken ohne 
Grenzen, regionale Identität fördern, soziale Infrastruktur sichern und ausbauen — 
die beiden Beispiele zeigen: Die Zeiten der Einzel-
kämpfer sind endgültig vorbei, wenn es um die 
Sicherung der Daseinsvorsorge, Wohnungs- und 
Gewerbestandorte und Integration geht. Nur in 
der engen Kooperation liegt die  
Zukunft der Regionen.
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie 

Gute bildung ist ein Wert für sich und dient der persönlichen wie auch der gesellschaftli-
chen Entwicklung in unserem Land. Der Strukturwandel von der industriegesellschaft zur 
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft wird uns zudem in den kommenden Jahrzehn-
ten weiter beschäftigen. bereits seit Jahren steigt die bedeutung von Wissen bei der 
Wertschöpfung deutlich an und wird darüber hinaus für Qualifikationen und damit für 
den Zugang zu beschäftigung zunehmend wichtig. Erzeugung, bereitstellung, Organi-
sation, Austausch und Nutzung von Wissen nehmen dadurch einen immer höheren Stel-
lenwert in der Gesellschaft ein und gewinnen gegenüber Kapital und Rohstoffen weiter 
an bedeutung. Wissen und Wissensbeschaffung sowie der umgang mit informationen 
werden ferner zur voraussetzung für alle bürgerinnen und bürger in Schleswig-Holstein, 
um sich entfalten und persönlich weiterentwickeln zu können. Auch die informellen und 
nonformalen bildungsprozesse im bereich der Jugendarbeit/Jugendbildung sollen eine 
größere Beachtung finden. Sie stärken die sozialen Kompetenzen junger Menschen.

Der Wandel zur Wissensgesellschaft sowie innovationsfähigkeit sind daher auch für 
Schleswig-Holstein entscheidend. voraussetzung für einen erfolgreichen Wandel zur 
Wissensgesellschaft ist eine bildungslandschaft, die allen den Zugang zu den bestmög-
lichen Abschlüssen ermöglicht, in der Lage ist, eine hohe Qualität an bildung zu vermit-
teln, und sich an den Anforderungen der kommenden Entwicklungen, insbesondere 
der Digitalisierung, ausrichtet. Dies ist das Ziel der strategischen Leitlinie „bildung —  
Qualität stärken und Zugänge ausbauen“.

poLitischE hAnDLungsfELDEr 
im Rahmen dieser strategischen Leitlinie werden folgende politische initiativen und 
Schwerpunkte gesetzt: 

1.  hohE schuLquALität AufrEchtErhALtEn unD LEbEnsrAum 
schuLE schAffEn
Die Ausgangslage, um den Strukturwandel zur Wissensgesellschaft zu schaffen, ist in 
Schleswig-Holstein gut. Das Land verfügt über eine solide bildungsinfrastruktur, eine 
differenzierte Wissenschafts- und Forschungslandschaft sowie ein dichtes Netzwerk an 
Akteuren des Wissens- und Technologietransfers. Wesentliche Entscheidungen über 
das bildungssystem im Land sind zudem mit der Schaffung moderner Strukturen, dem 

Ausbau von Ganztagsschulen, inklusiven bil-
dungsangeboten und -einrichtungen und dem 
Grundsatz des individuellen Lernens getroffen. 
Auch die Ausgaben für bildung sind von 2,5 
Milliarden Euro im Jahr 2005 auf 3 Milliarden 
Euro im Haushalt 2015 gestiegen; im Vergleich 
der bundesländer besteht hier trotzdem noch 
Nachholbedarf. Da Schleswig-Holstein als Kon-
solidierungsland seine bildungsausgaben nicht beliebig erhöhen kann, muss mit einer 
Erhöhung der bildungsausgaben auch immer eine größtmögliche bildungswirkung 
erzielt werden. Zudem gibt es noch weitere bereiche mit verbesserungspotenzialen. 
Die dabei bereits eingeschlagenen Wege müssen weiterverfolgt werden: So sind wir 
erst auf dem Weg zu einer 100-prozentigen unterrichtsversorgung. 

Die Landesregierung sieht in diesem Zusammenhang weitere Maßnahmen in folgen-
den Handlungsfeldern vor: Weitere verbesserung der unterrichtsversorgung, stetige 
Anpassung und verbesserung der organisatorischen Maßnahmen gegen unterrichts-
ausfall durch die Schulen und verstärktes Engagement beim Thema Lehrergesundheit. 
in den bereichen Qualität, Ganztagsschule, digitale bildung, Multiprofessionalität und 
inklusion ist noch viel zu tun. Die Gestaltung der übergänge von der Schule in den 
beruf wollen wir verbessern. Zu viele Jugendliche verlassen die Schule ohne berufs-
qualifizierenden Schulabschluss oder beginnen ihre berufliche Laufbahn in Übergangs-
maßnahmen. 

Schleswig-Holstein hat durch das neue Schulgesetz eine gute, zukunftsfähige Schul- 
struktur. Schwerpunkt der bildungspolitik bleibt weiter die verbesserung der Qualität. 
Dazu gehört auch die Schaffung kommunaler bildungslandschaften, die einerseits die 
Erfordernisse einer Wissensgesellschaft berücksichtigen, aber andererseits auch flexi-
bel im Hinblick auf lokale voraussetzungen sind, vor allem im vergleich von Stadt und 
Land. Ziel ist, Kitas, Schulen, Hochschulen, kommunale Kultur-, Kinder-, Jugend- und 
bildungsangebote sowie institutionen und vereine stärker miteinander zu vernetzen 
und Synergien zu erzeugen. Die Transferagentur Nord-Ost der Deutschen Kinder- und 
Jugendstiftung unterstützt diesen vernetzungsgedanken. Das vom bundesministerium 
für bildung und Forschung geförderte Projekt begleitet Kreise und kreisfreie Städte auf 
dem Weg zu einem datenbasierten kommunalen bildungsmanagement.

biLdung —  
QuALiTÄT STÄRKEN uND  
ZuGÄNGE AuSbAuEN

zukunft heute gestalten 3.4 82.83
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Eine besondere bedeutung hat hierbei auch die Gestaltung der übergänge. So soll ein 
eigener Lebensraum Schule entstehen, der eine qualitativ hochwertige und umfassende 
bildung ermöglicht und darüber hinaus Raum für neue ideen und Ansätze schafft. Dafür 
muss sich der Lernort Schule insgesamt durch andere unterrichtsformen, Raumgestal-
tung und Ausstattung weiterentwickeln und sich insbesondere den technischen Möglich-
keiten der Digitalisierung anpassen. Wir müssen die bausteine guter bildung gemeinsam 
denken und stellen dafür eine konzeptionelle unterstützung und beratung von Schulen 
vor Ort sicher, ermöglichen ähnliche verhältnisse und Kooperationen im ganzen Land 
und etablieren Standards in Schulen, die einem Fokus auf Qualität gerecht werden. 

um solche Lebensräume zu schaffen, müssen wir die unterschiedlichen vorausset-
zungen von Stadt und Land mitdenken, um im ganzen Land gute und hochwertige 
Schulangebote zu sichern. Die Schulstruktur wird nicht verändert, gleichwohl werden 
gemeinsam mit den Schulträgern im ländlichen Raum die Gestaltungsräume genutzt. 
beispielsweise kann dies bedeuten, dass Schulen eine organisatorische verbindung 
eingehen und damit zukunftsfähige stabile Schulstandorte ermöglicht werden oder 
dass kleine Schulen und Außenstellen durch gute Konzepte erhalten bleiben. 

Leitfragen sind dabei: 
>  Wie können wir an kleinen Schulstandorten eine hohe unterrichtsqualität sicherstellen? 
>  Welchen beitrag können Zivilgesellschaft, Kommunen und Landesregierung zur Stei-

gerung der Schulqualität und Entwicklung des Lebensraums Schule konkret gemein-
sam leisten? 

>  Wie können wir eine stärkere vernetzung von Kitas, Schulen, Hochschulen, vereinen 
sowie kommunalen Kultur-, Kinder-, Jugend- und bildungsangeboten zielgerichtet 
umsetzen? 

2. AngEbot Von gAnztAgsschuLEn fLächEnDEckEnD AusbAuEn
vor dem Hintergrund eines Lebensraums Schule nimmt das Konzept der Ganztags-
schule eine bedeutende Rolle ein. Denn durch die demografischenen Entwicklungen 
sowie einen gesellschaftlichen Wertewandel nimmt der bedarf an Ganztagsangeboten 
im ganzen Land zu. im städtischen bereich wächst durch sich verändernde Lebensge-
meinschaften und -modelle, z. b. berufstätigkeit beider Partner, Alleinerziehende, ver-
einbarkeit von Familie und beruf, die Notwendigkeit, Kinder und Jugendliche ganztä-
gig gut versorgt zu wissen. Außerdem ermöglichen Ganztagsangebote, die individuelle 

Förderung der Schülerinnen und Schüler zu verstärken. im ländlichen Raum sind gute 
Betreuungsinfrastrukturen Teil der schleswig-holstein-spezifischen Lebensqualität und 
dienen ihrem Erhalt.

3. LErnEn in DEr DigitALEn wELt
Alle Schülerinnen und Schüler müssen Zugang zu digitalen Medien haben und Kompe-
tenzen im umgang mit digitalen instrumenten entwickeln. Entsprechende Fähigkeiten 
werden in einer zunehmend digitalisierten Welt unabdingbar. Denn die rasante Digitali-
sierung von Wirtschaft, Gesellschaft und öffentlichen Dienstleistungen setzt Medienkom-
petenz und Aufklärung voraus, um sich souverän in dieser Welt bewegen zu können und 
mit Blick auf neue Berufe und Innovationen entsprechende Qualifikationen zu erlangen. 
Das Lernen mit digitalen Medien eröffnet aber auch neue Lernwege und -methoden. Sie 
fördern das individuelle Lernen und optimieren damit den Lernerfolg auch in den klassi-
schen unterrichtsfächern und -inhalten in Ergänzung zu den üblichen Lernformen.

Wir sollten die chancen des digitalen Wandels nutzen und digitale bildung fördern, 
indem wir insbesondere das „Lernen mit digitalen Medien“ an den Schulen verstärken. 
Dafür braucht es neben einer digitalen infrastruktur — Ziel ist es, jede Schule an das 
Glasfasernetz anzuschließen — auch neue Konzepte, wie wir die Digitalisierung in den 
Schulalltag integrieren können. Neben Strukturen und Konzepten müssen wir auch die 
Frage thematisieren, wie ein solches Angebot bei den finanziellen Beschränkungen des 
Landes realisierbar ist und welche Rolle die Wirtschaft dabei spielen kann. 

vor diesem Hintergrund gilt es folgende Leitfragen zu diskutieren: 
>  Welche digitalen Kompetenzen sollen Schülerinnen und Schüler erwerben?
>  Welche Rolle können digitale Medien im unterricht spielen?
>  Sollten wir ein einforderbares Recht auf digitale bildung festlegen und wie kann ein 

solches Angebot finanzierbar sein? 

zukunft heute gestalten 3.4 84.85
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4. bErufLichE biLDung stärkEn unD übErgAng zwischEn schuLE 
unD bEruf VErEinfAchEn
Mit einem Fokus auf die Qualität der bildungslandschaft und einer stärkeren Konzentra- 
tion auf die tatsächlichen bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler können wir auch 
die Quote erfolgreicher Schulabschlüsse und damit die individuellen Erfolgschancen 
von Jugendlichen erhöhen. Neben der Stärkung der Schulen ist in diesem Zusammen-
hang auch eine intensive vorbereitung des übergangs von Schule zu beruf notwendig. 

im bereich der schulischen berufsorientierung unterstützen verschiedene Programme 
am übergang von der Schule in den beruf die Schülerinnen und Schüler. Die Lan-
desregierung unterstützt aktuell sechs Kommunen finanziell bei der Einrichtung einer 
Jugendberufsagentur (JbA), die alle beratungsangebote der verschiedenen Träger 
und Rechtskreise unter einem Dach vereint und jungen Leuten eine leicht zu erreichen-
de und für jede individuelle Situation offene Anlaufstelle bietet. Ziel muss ein flächen-
deckender Ausbau dieser Einrichtungen sein, damit alle jungen Menschen optimal 
gefördert werden. 

in einem Flächenland wie Schleswig-Holstein muss die Fachkräftesicherung zielorien-
tiert über eine hohe Ausbildungsqualität und ein breites Ausbildungsangebot erfolgen. 
Dazu sollte es in jeder Region zumindest eine Grundausstattung für die regional be-
deutsamen berufe und branchen vorhalten. Ergänzend dazu sind der Ausbau regiona-
ler Stärken durch Kooperationen zwischen den Schulstandorten sowie die Einrichtung 
regionaler Kompetenzstandorte notwendig. Dafür muss trotz der Konzentration des 
beruflichen Ausbildungs- und Bildungsangebots die Durchlässigkeit und Anschlussfä-
higkeit in den beruflichen Bildungssystemen der einzelnen Standorte erhalten bleiben. 
überbetriebliche berufsbildungsstätten und die überbetriebliche Lehrlingsüberweis- 
ung bilden auch in Schleswig-Holstein eine sinnvolle Ergänzung und sollen gefördert 
werden. Grundlegende und weiterführende berufliche Schulformen vervollständigen 
dann das Angebot einer berufsbildenden Schule, so dass den gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Anforderungen an Ausbildungsreife, Studierfähigkeit und Fachkräfte-
qualifizierung junger Menschen vollständig Rechnung getragen werden kann. Es gilt, 
allen Jugendlichen — mit und ohne behinderung — eine Ausbildung zu ermöglichen. 
Hier müssen Politik, Sozialpartner, Wirtschaft und die weiteren Akteure Möglichkeiten 
finden, wie wir dieses Ziel erreichen können, beispielsweise durch die Verankerung 
eines Anspruchs auf berufliche Ausbildung. Insbesondere jungen Menschen mit Behin-
derung müssen Wege angeboten werden, die ihnen eine Teilhabe am Arbeitsleben 
verstärkt außerhalb geschützter Einrichtungen eröffnen — soweit möglich in sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen.

Zur Bekämpfung des Fachkräftemangels gilt es, die Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
bildung und akademischer bildung weiter zu erhöhen. Sowohl denjenigen, die im An-
schluss oder im Laufe ihrer beruflichen Ausbildung weitere Bildungsambitionen haben, 
als auch denjenigen, die sich zunächst für ein Studium entschieden haben und sich um- 
orientieren möchten, müssen attraktive Angebote offenstehen. Dazu ist die enge Koope-
ration der Einrichtungen im beruflichen und akademischen Bildungsbereich auszubauen.

vor diesem Hintergrund stellen sich folgende Leitfragen:
>  Wie können wir die Schulen und Einrichtungen im beruflichen Bereich vernetzen, 

um flächendeckend und regionalspezifisch eine hohe Ausbildungsqualität und ein 
breites Ausbildungsangebot sicherzustellen?

>  Wie stellen wir sicher, dass möglichst jede/-r Jugendliche ein passendes Ausbil-
dungs- oder Anschlussangebot bekommt?

>  Wie stärken wir die Entwicklung zum individuellen Lernen und die Durchlässigkeit 
der Bildungswege sowie die Verknüpfung von beruflicher Ausbildung und Studium?

>  Wie können wir die Attraktivität der dualen Ausbildung sichern?

5. LEbEnsLAngEs LErnEn unD wEitErbiLDung
Der demografische Wandel, der schnelle Übergang zur Wissensgesellschaft und die 
Sicherung des Fachkräftepotenzials sind auch für Schleswig-Holstein Herausforderungen, 
die ein neues Konzept der Aus- und Weiterbildung erfordern. Zum Erhalt der internati-
onalen Wettbewerbsfähigkeit des Standortes und der Fachkräfte durch vertiefung von 
Wissen, Qualifikationen und Kompetenzen bedarf es einer stetigen Weiterbildung. 

6. inkLusion wEitErEntwickELn
inklusive bildung sollte bereits im frühkindlichen bereich anfangen. An einigen Stand-
orten in Schleswig-Holstein wird derzeit in einem ersten Schritt modellhaft die „inklusi-
ve Kita“ erprobt. inklusion ist seit 2007 im Schulgesetz verankert und soll bis 2030 zum 
guten Standard aller Schulen werden. in inklusiven Schulen werden der unterricht und 
dessen Organisation auf eine Schülerschaft in der ganzen bandbreite ihrer Heterogeni-
tät ausgerichtet. Diese Heterogenität bezieht sich nicht nur auf behinderung oder son-
derpädagogischen Förderbedarf. Sie steht generell für vielfalt und schließt beispiels-
weise die Talente und (Hoch-)begabungen ebenso ein wie den Migrationshintergrund 
oder unterschiedliche soziale Ausgangslagen. inklusion gilt selbstverständlich nicht 
nur für Schülerinnen und Schüler, sondern auch für die Lehrkräfte. Dementsprechend 
haben wir die Lehrkräfteausbildung verändert. Das Konzept der inklusiven Schule wird 
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auch auf die beruflichen Schulen und die Hochschulen ausgedehnt werden müssen. 
Hierzu bedarf es einer Anpassung und Weiterentwicklung bestehender Konzepte. Zur 
unterstützung der umsetzung von inklusion setzen wir uns dafür ein, dass auch der 
bund seine verantwortung übernimmt und das verfassungsrechtliche Kooperationsver-
bot im bildungsbereich abgeschafft wird.

vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Leitfragen:
>  Wie müssen sich unsere Schulen verändern, um immer inklusiver zu werden, und was 

benötigen sie dafür?
>  Welche Rolle haben die einzelnen Akteure der inklusiven Schule und wie wird die 

multiprofessionelle Zusammenarbeit gestaltet?

7. hochschuLE, wissEnschAft unD forschung — mArkEnzEichEn 
unD innoVAtionsAntriEb für schLEswig-hoLstEin
Die Hochschulen sind ein zentraler Pfeiler in der schleswig-holsteinischen bildungsland-
schaft. Neben einer guten Forschung und Lehre geben sie impulse für andere bildungs-
einrichtungen und unterstützen sie bei der Weiterentwicklung durch neue inhalte, Ausbil-
dung von gutem Personal und Modellen für die Organisationsentwicklung. Weiterhin 
sind sie der Motor des Fortschrittes für unsere Wirtschaft und unsere Gesellschaft.

Wesentlicher Teil der Wissenschaftspolitik der Landesregierung ist die Schaffung und 
der Erhalt einer soliden finanziellen Basis sowie Planungssicherheit für die Universitä-
ten und Fachhochschulen in Schleswig-Holstein. Für die Sicherung und den Ausbau 
des Wissenschaftsstandortes Schleswig-Holstein setzt die Landesregierung auf eine 
verstärkung der Kooperation der schleswig-holsteinischen Hochschulen, um durch ge- 
meinsame Projekte eine hohe Qualität zu erhalten und auszubauen. Auch Kooperationen 
der Hochschulen und Forschungseinrichtungen im Land und über Landesgrenzen 
hinweg gehören hierzu, um gemeinsame interessen zu wahren, Stärken zu nutzen und 
auf internationaler Ebene eine angemessene und in ausgewählten Exzellenzbereichen 
eine herausragende Rolle zu spielen. 

Ein zentraler Punkt für die Hochschulen der Zukunft ist auch hier die Digitalisierung. 
Wir werden den Aufbau digitaler Strukturen und Abläufe sowie digitaler Lernangebote 
in Ergänzung zu den bewährten Lehr- und Lernformen fördern. Als Weg in die digita-
le Zukunft hat Schleswig-Holstein als erstes bundesland eine Open-Access-Strategie 
entwickelt, mit dem Ziel, den Forscherinnen und Forschern sowie den bürgerinnen und 
bürgern Wissen kostenlos online zur verfügung zu stellen. Mit diesen Schritten machen 
wir uns auf den Weg zu einer digitalen Hochschulstrategie „Hochschule 2.0“.

Die Landesregierung legt großen Wert auf die Forschung und Lehre sowohl in der breite 
als auch in der Exzellenz. Wir setzen uns deshalb für die verbesserung der Studien- 
bedingungen, der Durchlässigkeit und der Studierbarkeit ein. Gleichzeitig wollen wir 
mehr Exzellenz fördern und setzen uns für die vielfalt der Exzellenzinitiative auf bundes-
ebene ein. Diesen Weg gehen wir weiterhin in engem Dialog mit den Hochschulen — für 
die Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit unserer Hochschulen und unseres Landes. 

Auch hier gilt, dass Schleswig-Holstein als Konsolidierungsland seine Ausgaben für Hoch-
schulen nicht beliebig erhöhen kann und daher eine Erhöhung dieser Ausgaben immer 
auf eine größtmögliche Wirkung für Hochschulen und Wissenschaft abzielen muss.

foLgEAbschätzung DEr strAtEgischEn LEitLiniE
Der schon länger anhaltende Trend zur Wissensgesellschaft wird sich weiter fortsetzen. 
in der Arbeitswelt von morgen werden zunehmend anspruchsvollere Technologien ein-
gesetzt, Wertschöpfung und Arbeitsplätze verlagern sich in Dienstleistungsbereiche. 
Aus diesen veränderungen ergeben sich neue Anforderungen an gut ausgebildete 
Arbeitskräfte. Neben fachlichen Qualifikationen werden auch soziale und persönliche 
Kompetenzen wie Problemlösungsorientierung, Kreativität, Kommunikationsstärke und 
Empathie nachgefragt. Kompetenzen, die vor allem in einem gesunden sozialen um-
feld und einer umfassenden schulischen bildung entstehen und sich entwickeln.

Wenn wir unser bildungssystem im Hinblick auf die künftigen Anforderungen aus-
richten und mit dem Fokus auf Qualität die voraussetzungen dafür schaffen, dass die 
kommenden Generationen gut vorbereitet sind, werden wir einen wesentlichen beitrag 
für die Zukunftsfähigkeit Schleswig-Holsteins leisten und jedem Einzelnen chancen 
eröffnen, sich persönlich zu entwickeln und zu entfalten. 

zukunft heute gestalten 3.4 88.89
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kleine grundschule auf dem Land 
Uschi Grimmiger ist kommissarische Schulleiterin der Fief-Dörper-School 
Süderhastedt/Hochdonn. Eine kleine Grundschule auf dem Land mit zwei 
Standorten. In Süderhastedt werden 90 Kinder unterrichtet und in Hochdonn 
39 Schülerinnen und Schüler in den jahrgangsübergreifenden Klassen 1/2 
und 3/4. Weil alle Beteiligten — die Schulträger, die Eltern, die Lehrkräfte und 
das Bildungsministerium — sich geeinigt haben, konnten beide Schulstand-
orte erhalten und weite Wege für Kinder vermieden werden. Heute arbeiten 
Lehrkräfte, eine Schulsozialarbeiterin, eine schulische Assistenz, Förderschul-
lehrkräfte, eine 450-Euro-Kraft, eine 1-Euro-Kraft sowie die Schulsekretärin 
und der Hausmeister zusammen. Im Team organisieren sie an beiden Stand-
orten gemeinsame Schulveranstaltungen wie beispielsweise Projekttage, 
Sportfeste, Lesewettbewerbe oder Weihnachtsfeiern. 

Manchmal kann größer aber auch ein wirklicher Mehrwert sein. Das zeigt das 
Beispiel Süderbrarup. Bis 2017 entsteht hier ein moderner Bildungscampus 
für rund 300 Kinder. Der Grund für die Zusammenlegung: 
stark sinkende Schülerzahlen als Folge des 
demographischen Wandels. Damit künf-
tige Schülergenerationen darunter nicht 
leiden, hat sich die Gemeinde — unter-
stützt vom Land Schleswig-Holstein — zu 
diesem beherzten Schritt entschlossen. 
Peter Clausen, vom Amt Süderbrarup:  
„Ziel ist es, eine ausreichend frequentierte 
Schule zu schaffen und einen qualitativ 
hochwertigen Unterricht zu sichern.“

Lernen mit digitalen medien
An der Hermann-Löns-Schule in Ellerbek wird nicht mehr mit Kreide geschrieben. 
Schulleiterin Thorina Nielsen ist sehr stolz darauf, dass ihre Schule im digitalen 
Zeitalter angekommen ist. Die Grundschule gehört zu den 20 digitalen Modell-
schulen in Schleswig-Holstein, die für ihre innovativen Konzepte im Umgang mit 
digitalen Medien im Unterricht im Rahmen eines Wettbewerbs des Bildungs-
ministeriums ausgezeichnet wurden. Statt Tafeln gibt es an der 
Hermann-Löns-Schule interaktive Whiteboards in den Klassen-
zimmern und die Schülerinnen und Schüler arbeiten mit 80 
Netbooks. Dabei ist der Schule der pädagogische Ansatz 
für das Lernen mit den digitalen Medien besonders  
wichtig. Das hat auch die Eltern überzeugt, die, so Schul-
leiterin Nielsen, „voll hinter unserem Projekt stehen“.

zukunft heute gestalten 3.4 90.91
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie 

Technologischer Fortschritt, eine anhaltende Globalisierung und eine umfassende Di-
gitalisierung kennzeichnen auch in Schleswig-Holstein den Strukturwandel von der in-
dustriegesellschaft zur Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft. Diese Entwicklungen 
werden auch in der Wirtschaft unseres Landes in den nächsten beiden Jahrzehnten 
deutliche veränderungen nach sich ziehen. Die wirtschaftlichen Grundlagen und Poten-
ziale Schleswig-Holsteins sind bereits heute vielfältig. Schleswig-Holstein verfügt über 
starke traditionelle branchen wie Tourismus, Logistik, Maschinenbau, Ernährungswirt-
schaft, Gesundheitswirtschaft sowie Landwirtschaft, aber auch über vielversprechende 
Zukunftsfelder wie Erneuerbare Energien, E-Mobilität, informations- und Kommunika-
tionstechnik oder maritime Wirtschaft. Die klein- und mittelständisch geprägte unter-
nehmensstruktur ist darüber hinaus relativ wenig konjunkturanfällig und innovativ. 

beide bereiche sind für den Erfolg des Landes gleichermaßen von bedeutung und be-
dürfen nicht nur investitionen, sondern auch einer verständigung darüber, wie bestimm-
te branchen mit begrenztem Wachstumspotenzial effektiv gestützt und branchen, die 
klein sind, aber großes Potenzial haben, ausgebaut werden können. Darüber hinaus ist 
in beiden bereichen eine stärkere Kohärenz von Forschung, Entwicklung und umsetzung 
notwendig. Mit der strategischen Leitlinie „Wirtschaft — Wirtschaftliche basis stärken, 
neue Felder profilieren“ schafft die Landesregierung die Voraussetzungen dafür.

poLitischE hAnDLungsfELDEr
Diese strategische Leitlinie setzt auf folgende politische initiativen und Schwerpunkte: 

1. wirtschAftLichE bAsis stärkEn unD wEitErEntwickELn 
Die Anforderungen und Möglichkeiten der globalen Wirtschaft werden in den kom-
menden zwei Jahrzehnten vielfältiger. Mit steigenden technologischen Möglichkei-
ten entwickeln sich neue branchen und Wachstumsmöglichkeiten für die Wirtschaft 
Schleswig-Holsteins. im „echten Norden“ muss deshalb dafür Sorge getragen werden, 
dass industrie und Dienstleister, Handwerk, bestehende unternehmen, Neuansiedlun-
gen und Gründungen beste Entwicklungsbedingungen vorfinden. 

Ziel ist eine robuste Wirtschaft mit einem qualitativen und nachhaltigen Wirtschafts-
wachstum sowie guten beschäftigungs- und Einkommensmöglichkeiten. Dies erreicht 
Schleswig-Holstein nur, wenn es auch weiter auf seine traditionellen branchen setzt 

und diese weiterentwickelt. Logistik, Maschinen- 
und Schiffbau, chemische und pharmazeutische 
industrie, Ernährungswirtschaft, Tourismus und 
Landwirtschaft sind die branchen, in denen 
Schleswig-Holstein heute stark ist und die das 
Rückgrat unserer Wirtschaft bilden. Allerdings 
werden der zunehmende internationale Wett-
bewerb, die rapide Digitalisierung, wachsender 
Fachkräftebedarf sowie die steigenden Anforderungen an Nachhaltigkeit und Ressour-
ceneffizienz in den kommenden Jahren diese Branchen vor große Herausforderungen 
stellen. Ein Ansatz, dem sektoral und regional veränderten Fachkräftebedarf zu begegnen, 
ist die verstärkte Einbeziehung von bisher arbeitsmarktfernen Menschen. So ist es unser 
kurz- bis mittelfristiges Ziel, die beschäftigungsquote von Menschen mit behinderung — 
auch jenen mit größerem unterstützungsbedarf — auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
erhöhen. 

Grundlegendes Ziel ist daher die Schaffung der basisinfrastruktur für die Digitalisie-
rung der Wirtschaft und für innovationen und Wachstum. Der Ausbau einer leistungs-
fähigen breitbandverbindung ist bereits im Gange. Neue Ansätze für eine innovations-
orientierte Förderpolitik, Steigerung von Energieeffizienz und die Bereitstellung von 
Flächen, infrastrukturen und Fachkräften sind weiter auszuformulieren und umzuset-
zen. Ebenso müssen wir den Aufbau und die Förderung von innovationen in diesen 
branchen durch eine gezielte Förderpolitik forcieren und einen gut funktionierenden 
Wissens- und Technologietransfer weiter gestalten und verbessern. Darüber hinaus 
erarbeiten wir weitere Ansatzpunkte, wie wir die einzelnen bestehenden branchen un-
terstützen und fördern können. Vor dem Hintergrund der begrenzt verfügbaren finanzi-
ellen Mittel müssen die größtmögliche Wirkung und die Nachhaltigkeit einer gezielten 
Förderung sichergestellt werden. Einen Förderwettbewerb mit anderen Regionen kann 
und will Schleswig-Holstein sich nicht leisten.

wirtScHaft —  
WiRTScHAFTLicHE bASiS STÄRKEN,  
NEuE FELDER PROFiLiEREN

zukunft heute gestalten 3.5 92.93
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Für Schleswig-Holstein ist die Kreativwirtschaft ein Wirtschaftsfaktor und ein wichtiger 
Teil einer zukunftsweisenden, wissensorientierten Gesellschaft. Die Kreativwirtschaft 
hat das Potenzial, wertvolle innovative Anstöße für die Gesamtwirtschaft zu liefern.
Die Wahrnehmung der Kreativen und ihres innovationspotenzials in Schleswig-Holstein 
wollen wir verbessern. Ein Ansatz ist die verbindung von iT- und Designwirtschaft in einem 
clustermanagement. Das schafft Möglichkeiten für Synergien und cross innovation.

Ein vitaler industriesektor ist die basis einer starken volkswirtschaft. Er ist Treiber von 
innovationen mit in der Regel gut dotierten, attraktiven Arbeitsplätzen. Allerdings be-
darf die industrie einer aktiven unterstützung, um die vorhandenen Potenziale für Wert-
schöpfung, Wachstum und gute Arbeit am Standort Schleswig-Holstein zu erschließen. 
Zusammen mit unternehmen, Kammern, verbänden und Gewerkschaften hat die 
Landesregierung die industriepolitik mit dem bündnis für industrie.SH auf eine neue 
strategische und organisatorische Grundlage gestellt.

für uns stellen sich folgende Leitfragen: 
>  Welche Zielstellungen und Entwicklungspotenziale können wir in den einzelnen 

branchen festlegen und was braucht es in den traditionellen branchen, um diese 
Ziele zu erreichen? 

>  Wie können wir Kooperationen und Synergien zwischen den einzelnen branchen 
generieren? 

>  Auf welche best-Practice-beispiele können wir zurückgreifen? 

2. nEuEs wAchstum in spEziALisiErungsfELDErn ErzEugEn
Wirtschaftliche Wachstumsprozesse werden immer stärker über forschungs- und  
wissensintensive Wirtschaftszweige generiert. innovationen werden in einer immer ver-
netzter und internationaler werdenden Welt zur voraussetzung für beschäftigung, Wohl-
stand sowie Lebensqualität. Der Wettbewerb der Regionen und unternehmen verlangt 
auch von Schleswig-Holstein eine hohe Innovationsfähigkeit und eine klare Profilierung. 

Neben den starken traditionellen branchen kann Schleswig-Holstein auch hier punkten: 
Denn Schleswig-Holstein weist große Potenziale in den Zukunfts- und Spezialisierungs-
feldern der maritimen Wirtschaft (Meerestechnik, Ozeanforschung, marine Aquakultur 
und biotechnologie, Schiffbau), im bereich Life Sciences (Medizintechnik, biotech), 
Erneuerbare Energien (Leistungselektronik, Windenergie, energetische Nutzung von 

biomasse) und auch in der Ernährungswirtschaft (Food Processing) auf. Auch die 
informations- und Kommunikationsbranche ist trotz der vergleichsweise kleinteiligen 
Struktur der unternehmen ein wichtiges Feld, da sie eine wesentliche Querschnitts-
funktion erfüllt.

Mit der regionalen innovationsstrategie Schleswig-Holstein (RiS-3-Strategie) und dem 
Grundlagenpapier zur clusterpolitik, clusterstrategie und clusterförderung haben 
wir bereits zentrale Eckpunkte für eine integrierte Gesamtstrategie zur Stärkung der 
zukunftsfähigen cluster im Land festgelegt. Diese Gesamtstrategie gilt es nun inhaltlich 
auszubauen, etwa indem einzelne branchen differenziert herausgearbeitet und weiter-
entwickelt werden. 

vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Leitfragen: 
>  Wie können wir stabile Rahmenbedingungen im Hinblick auf strategische Ziele, Per-

sonalausstattung und Finanzen schaffen, um die Spezialisierungsfelder zu entwickeln? 
>  Wie können wir die cluster sichtbarer positionieren und mit einer stärkeren großräu-

migen Ausrichtung und internationalisierung entwickeln? 
>  Wie können wir mehr Neugründungen unterstützen oder auch mehr verbundprojek-

te zwischen Wirtschaft und Wissenschaft als bisher initiieren? 
>  Wie können wir die Rollen und Aufgaben der diversen Cluster noch klarer definieren, 

um Doppelstrukturen zu vermeiden? 

3. VorrEitErstELLung schLEswig-hoLstEins in DEr  
EnErgiEwEnDE nutzEn
Schleswig-Holstein ist die Wiege der Energiewende. Das Land geht beim Ausbau der 
Erneuerbaren Energien schneller voran als andere bundesländer. Als Pionierland für 
Windenergie produziert Schleswig-Holstein jetzt schon mehr Strom aus erneuerbaren 
Quellen, als im Land verbraucht wird — und liegt damit weit vor anderen Regionen. 
Dieser Startvorteil muss nun genutzt werden, um die regionale Wertschöpfung der 
Erneuerbaren Energien und der mit ihnen verbundenen Netz- und Systemintegration 
zu steigern und Wettbewerbsvorteile für die Wirtschaft im Land zu nutzen. 

Dafür setzt die Landesregierung auf die zunehmende verknüpfung der Sektoren 
Strom, Wärme und verkehr (Sektorkopplung). Es wird das Ziel verfolgt, die Wärmenetze 
in Schleswig-Holstein auszubauen und bis 2030 mehr als ein viertel der Endenergie 
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im Wärmesektor aus Erneuerbaren Energien bereitzustellen. Darüber hinaus wird der 
Einsatz Erneuerbarer Energien im Mobilitätssektor ausgeweitet, beispielsweise durch 
verstärkte Nutzung der E-Mobilität im ÖPNv und neue Technologien in der Schifffahrt. 

Ein weiteres wichtiges Ziel für Schleswig-Holstein muss auch die Steigerung der Wert-
schöpfung aus im Land produzierten Erneuerbaren Energien sein. So können wir eine 
aktivere Rolle als Stromproduzent, Stromexporteur und regionaler Energieverwerter, 
Forscher und Entwickler im bereich innovativer Erneuerbarer Energien-Technologien 
sowie Produktions- und industriestandort einnehmen. Neben dem Ausbau der Strom-
netze für den Stromexport muss dies mit einer gezielten Ansiedlungsstrategie für un-
ternehmen und Gründungen verbunden werden, die im bereich Erneuerbare Energien 
und Systemintegration aktiv sind. Anstelle der Abschaltung von erneuerbaren Anlagen 
bei Netzüberlast soll der Strom künftig sinnvoll genutzt werden, z. b. in Form von Wär-
me, industrieanwendungen, Wasserstoffproduktion oder Elektromobilität. Dabei muss 
auch die Energiewende bundesweit und international als das Markenlabel Schleswig-
Holsteins etabliert und Schleswig-Holstein als „Energiewende-Know-how-Region“ 
vermarktet werden. Ein wichtiger baustein dafür ist das Projekt „Norddeutsche Ener-
giewende 4.0“ (NEW4.0), mit dem eine Allianz aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik 
bis 2025 eine versorgung der Region Schleswig-Holstein/Hamburg zu 70 Prozent mit 
Strom aus erneuerbaren Quellen erreichen will.

Zur Energiewende gehört in Schleswig-Holstein auch der Ausstieg aus der Nutzung 
von Kernenergie zur Stromerzeugung. Für die Atomkraftwerke in brunsbüttel und 
Krümmel, welche die berechtigung zum Leistungsbetrieb verloren haben, sind Stillle-
gungs- und Abbauanträge gestellt. brokdorf darf gesetzlich noch bis längstens Ende 
2021 betrieben werden. Zu jedem Kernkraftwerk werden die Arbeiten zu Stilllegung 
und Abbau noch über das Jahr 2030 hinaus andauern. Die Zwischenlagerung der nuk-
learen Abfälle wird in Schleswig-Holstein noch länger andauern. Die schleswig-holstei-
nische Landesregierung wird dafür sorgen, dass die Stilllegungs- und Abbauverfahren 
zwar zügig, in erster Linie aber sicher verlaufen. Der Strahlenschutz steht auch nach der 
betriebsbeendigung von Atomkraftwerken immer im vordergrund.

vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Leitfragen: 
>  Wie können wir stabile Rahmenbedingungen im Hinblick auf das strategische Ziel 

entwickeln, die Wertschöpfung aus im Land produzierten Erneuerbaren Energien zu 
steigern?

>  Wie können wir die Rolle Schleswig-Holsteins bei den Erneuerbaren Energien stärker 
als Ansiedlungsargument nutzen? 

4. innoVAtion stärkEn, kohärEnz in forschung unD  
umsEtzung sichErstELLEn
innovationen sind die entscheidende voraussetzung für mehr Wachstum, beschäfti-
gung, Wohlstand und Lebensqualität. Weltweite Megatrends, wie zum beispiel die 
Digitalisierung und die Suche nach Möglichkeiten für einen effizienteren Umgang mit 
den globalen Ressourcen, erhöhen zukünftig den Druck auf die Gesellschaft, perma-
nent neue Lösungen zu entwickeln. 

Schleswig-Holstein verfügt mit seinen Hochschulen und außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen über eine breite Wissensinfrastruktur sowohl in der grundlagen- als auch 
anwendungsorientierten Forschung und Entwicklung. Diese Ausgangslage müssen 
wir nutzen und die durch die Regionale innovationsstrategie gestartete implementie-
rung einer zukunftsfähigen innovations-, Technologie- und Technologietransferpolitik 
weiter vorantreiben. Es gilt, die vorhandenen Forschungs- und innovationsstrukturen 
bedarfsorientiert weiterzuentwickeln, zu schärfen, zu stärken und besser miteinander zu 
vernetzen, um den Wissens- und Technologietransfer zu beschleunigen. Dabei sollten 
wir einen Fokus auf die gezielte unterstützung der Spezialisierungsfelder legen und 
die Ausgaben für Forschung und Entwicklung erhöhen, wobei vor allem der Anteil an 
Drittmitteln und die Ausgaben für innovationen von unternehmen gesteigert werden. 
Auch gilt es, die größtmögliche Wirkung für die begrenzt verfügbaren finanziellen 
Mittel zu erzielen. Daneben gilt es aber auch zu klären, wie ein Zusammenwachsen 
von Strukturen möglich gemacht werden kann und wie künftig Förderungen und neue 
Kooperationen zwischen öffentlichen und privaten Einrichtungen aussehen können. 
Zentrale Koordinierungsstelle kann dabei das dafür einzurichtende „innovations- und 
Technologieforum“ sein. 

zukunft heute gestalten 3.5 96.97

TOP 7



Ein Ziel muss sein, das Profil des Wissenschaftsstandortes Schleswig-Holstein stärker 
zu akzentuieren und sichtbar zu machen, damit die nationale und auch internationale 
Positionierung besser gelingt. So werden wir für „kluge Köpfe“ attraktiv und generieren 
neue impulse für unsere Wirtschaft. Dafür hat die Zusammenarbeit der Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen mit der schleswig-holsteinischen Wirtschaft, vor allem in 
den Spezialisierungsfeldern, eine hohe bedeutung. Wenn uns das gelingt, werden wir 
nicht nur zum Motor für neue innovationen, sondern können diese auch direkt für uns 
nutzbar machen. Hier haben wir im Augenblick noch Defizite, da wir zu wenig Kapital 
aus unseren ideen schlagen. 

zukunft heute gestalten 3.5 98.99

foLgEAbschätzung DEr strAtEgischEn LEitLiniE 
Wenn wir unsere traditionell starken branchen schützen, ausbauen und zugleich neue 
Zukunfts- und Wachstumsfelder besetzen, kann Schleswig-Holstein ein starkes, dynami-
sches und attraktives Wirtschaftsland bleiben. Die schleswig-holsteinischen KMu, das 
Handwerk und die industrie bleiben leistungsfähig sowie im nationalen und interna-
tionalen Kontext wettbewerbsfähig. Sie werden auch in Zukunft attraktive und gute 
Arbeitsplätze bereitstellen. Zugleich sorgen neue Geschäftsfelder und innovationen 
dafür, dass die bestehenden branchen auch in den kommenden Jahren das Funda-
ment der Wirtschaft unseres Landes bilden. 

Komplementär dazu kann Schleswig-Holstein aber auch in den Spezialisierungsfeldern 
ausgezeichnete clusterstrukturen mit einer hohen Kooperationsintensität sowie natio-
naler und internationaler Wahrnehmung entwickeln. Die Grundlagen dafür bestehen 
bereits. Maritime Wirtschaft, Life Sciences, Erneuerbare Energien, aber auch Ernäh-
rungswirtschaft bieten Möglichkeiten, neue Geschäftsfelder für das Land zu erschließen 
und Schleswig-Holstein im internationalen Wettbewerb zu stärken. 

Wenn wir heute diese Spezialisierungsfelder richtig entwickeln und ausbauen, wird sich 
dies auch auf die Wissenschafts- und Forschungslandschaft auswirken. Denn der Wis-
sensfluss zwischen Wissenschaft und Wirtschaft erfolgt in beide Richtungen, wodurch 
beide Seiten gleichermaßen profitieren. Neue Forschungscluster werden entstehen, 
neue unternehmen werden sich in Schleswig-Holstein ansiedeln und damit auch das 
Land für Menschen attraktiv machen, die hier ihr Leben gestalten wollen. Grundlage 
dafür sind eine größere Kohärenz und Zusammenarbeit von Forschung, Entwicklung 
und Wirtschaft. Wenn wir heute die Grundlagen dieser Kooperationen schaffen, kön-
nen unternehmen im Land zu aktiven initiatoren und Abnehmern der öffentlich unter-
stützten Forschung und Entwicklung werden. Hieraus ergeben sich auch neue impulse 
für den Wissenschaftsstandort Schleswig-Holstein, der national und international deutli-
cher positioniert werden kann. 
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Energiewende der zukunft
NEW 4.0. Was für den Laien kryptisch klingen mag, beschreibt nicht weniger 
als die erneuerbare Energie-Produktion der Zukunft — mit Schleswig-Holstein 
im Zentrum. Gemeinsam mit Hamburg ist es Schaufensterregion für die 
Norddeutsche Energiewende (NEW 4.0). Die Zielvorgabe: Bis zum Jahr 
2035 sollen sich beide Bundesländer vollständig mit regenerativer Energie 
versorgen. Ein ambitioniertes Projekt, in dem Schleswig-Holstein eine seiner 
Haupt-Stärken ausspielen kann. Hier bläst ein kräftiger Wind, der enorme 
Strommengen produziert. Doch allein auf die Natur verlässt sich im Norden 
niemand. 

Damit NEW 4.0 auch wirklich erfolgreich wird, haben über 60 Industrieunter-
nehmen, Energieversorger, Netzbetreiber, Forschungseinrichtungen, Behör-
den und Ministerien aus Schleswig-Holstein und Hamburg eine starke Allianz 
geschmiedet. In vielen verschiedenen Projekten wird das Zusammenspiel 
zwischen Strom aus Wind und Sonne und Verbrauchern erprobt — es geht 
um Stromspeicher, Wärme, E-Mobilität und ein kluges Lastmanagement. 

Damit zeigt die Region, wie die Energiewende von morgen funktioniert und 
dazu neue Märkte erprobt werden. Mit rund 40.000 Beschäftigten in über 
700 Unternehmen der Branche der Erneuerbaren 
Energien verfügt die Modellregion schon 
heute über eine besondere Bedeutung in 
diesem Bereich. Die Zukunft kann kommen.

industrie 4.0
Die Kieler Firma Wulf Johannsen ist ein Servicespezialist für Motoren und Antriebe 
mit über 80-jähriger Tradition — und nutzt schon lange die Möglichkeiten der Digi-
talisierung: „Auf der einen Seite verfeinern wir unser Wissen über unsere Kunden 
und deren Anlagen fortlaufend durch Informationen rund um Anlagenbetrieb und 
Entwicklungen im Feld. Mit den Erkenntnissen optimieren wir unsere Dienstleis-
tungen kontinuierlich“, erläutert Inhaber und Geschäftsführer Jan-Willem Storm. 
„Auf der anderen Seite überlegen wir aber auch intensiv, welche weiterführenden 
geschäftlichen Chancen uns mit dem erweiterten und besser verfügbaren Wissen 
offen stehen.“ Aktuell beispielsweise Ansätze, mit denen Kunden enger in die 
Anlagenbetreuung eingebunden werden können, um so die Betreiber-Kosten zu 
senken und die dauerhafte Verfügbarkeit der Anlagen sicherzustellen. 

Solche Beispiele sollen Schule machen: Damit alle Unternehmerinnen und Unter-
nehmer im Land praxisnah lernen und üben können, wie man das „Internet der 
Dinge“ in handfeste Chancen verwandelt, realisiert die Fachhochschule Kiel eine 
„Digitale Fabrik“. Sie soll in das Konzept für ein Kompetenzzentrum Mittelstand/
Industrie 4.0 einfließen und das Know-
how für die Global Player von morgen 
praxisgerecht vermitteln. Das Beispiel 
zeigt eindrucksvoll, welche Möglichkeiten 
Schleswig-Holstein offen stehen.

zukunft heute gestalten 3.5 100.101
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie 

Der Trend zu einer erhöhten Mobilität und dem damit verbundenen verkehrsaufkom-
men ist ungebrochen — auch in Schleswig-Holstein. Die Zahl von Personen und Waren, 
die sich per individualverkehr, ÖPNv und Eisenbahn, Luft- sowie Schifffahrt fortbe-
wegen oder transportiert werden, nimmt hierzulande kontinuierlich zu. Gleichzeitig 
verändern sich die Anforderungen an Mobilitätsmittel und -lösungen stetig, vor allem 
im Hinblick auf den Schutz von Mensch, Natur und umwelt. Die Mobilitätslösungen der 
Zukunft müssen unterschiedlichen Anforderungen gerecht werden: Sie müssen kos-
tengünstig, sozial, barrierearm, stabil und verlässlich, klima- und ressourcenschonend, 
möglichst leicht und schnell verfügbar sowie gleichzeitig sicher und wirtschaftlich sein. 
Der technische Fortschritt führt in der praktischen Gestaltung der Mobilität zu vielfäl-
tigen innovationen, deren Potenziale nutzbar gemacht werden müssen. Mittlerweile 
nehmen Gemeinden und zivilgesellschaftliche Akteure in den ländlichen Räumen 
immer öfter die Mobilitätsgestaltung selbst in die Hand: bürgerbusse, ehrenamtliche 
carsharing-Modelle („Gemeindebus“, „Dorfauto“) oder auch ehrenamtlich organisierte 
internetportale, die Fahrtwünsche und -angebote in Echtzeit vermitteln. Hier liegen 
noch große Potenziale für das neue Denken der ländlichen Mobilität.

Denn auch in Zukunft gilt, dass Schleswig-Holstein aufgrund seiner geographischen 
voraussetzungen sowohl nach innen als auch nach außen gut verbunden sein muss. 
um dies zu erreichen, schaffen wir die nötigen voraussetzungen mit der strategischen 
Leitlinie „Mobilität der Zukunft — Heute die verkehrspolitik von morgen denken“. 

poLitischE hAnDLungsfELDEr

Das Verkehrssystem und die Verkehrsmittel sollen weiterentwickelt werden; Verkehrs-
infrastruktur soll gesichert und teilraumspezifisch und bedarfsgerecht optimiert und 
gegebenenfalls ausgebaut werden, Orientierung und impulse für eine langfristige ver-
kehrspolitik sollen gesetzt werden. Ein Mobilitätsgutachten soll als Leitfaden für eine 
langfristige verkehrspolitik und Mobilitätssicherung sowie als Orientierungsrahmen für 
die politischen Akteure dienen.

wir setzen auf folgende Schwerpunkte: 

1. ErhALt unD sAniErung Vor  
nEubAu
Schleswig-Holstein ist Knotenpunkt für Perso-
nenverkehr und Logistik zwischen dem Ostsee-
raum, Deutschland und Mitteleuropa. Daher 
muss der künftigen Ausgestaltung von Mobilität 
und verkehr eine besondere bedeutung zukommen. Dies gilt vor dem Hintergrund, 
dass sich die regionsübergreifende Verflechtung — insbesondere nach Dänemark — in-
tensivieren und die Güterverkehrsmengen weiter wachsen werden. Die Transportwege 
und Logistikkonzepte müssen modern, leistungsfähig und bedarfsgerecht ausgerichtet 
werden, um die Wettbewerbsfähigkeit der unternehmen in Schleswig-Holstein langfris-
tig zu sichern und zu verbessern.

Auch die intensiven Pendlerbeziehungen zur Metropole Hamburg, die unterschiedliche 
Siedlungs- und Raumstruktur sowie die heterogene bevölkerungsentwicklung in den 
Teilräumen des Landes prägen die infrastruktur und das Mobilitätsverhalten der Zukunft. 

Grundsätzlich ist das Land mit Straßen und Schienen und Wasserwegen gut ausgebaut. 
Allerdings ist deren Zustand — auch im Hinblick auf die wachsenden Anforderungen —  
nicht zukunftsfähig. Derzeit ist beispielsweise ein Drittel des Straßennetzes in Landes-
verantwortung dringend sanierungsbedürftig. Mit dem neu geschaffenen Sonder-
programm „iMPuLS 2030“ soll der Sanierungsstau bis 2030 abgebaut werden. 

Es gilt dabei der Grundsatz Erhalt und Sanierung vor Neubau. Dies schließt einen 
punktuellen, bedarfsorientierten Ausbau von Straße und ÖPNv in Landesverant-
wortung sowie einen möglichst raumverträglichen Ausbau der überregionalen und 
transnationalen Achsen und verkehrswege ein. Da die wichtigsten verkehrswege dem 
bund gehören, kommt dem künftigen bundesverkehrswegeplan 2015, der von 2016 
bis voraussichtlich 2030 gelten soll, entscheidende bedeutung zu. vorrangiges Ziel ist 
es, die in dem zwischen dem Deutschen Gewerkschaftsbund Nord, der industrie- und 
Handelskammer Schleswig-Holstein und dem unternehmensverband Nord geschlos-
senen „bündnis für die verkehrsinfrastruktur in Schleswig-Holstein“ benannten vorha-
ben gemeinsam weiter voranzutreiben und zu realisieren.

MobiLität der Zukunft —  
HEuTE DiE vERKEHRSPOLiTiK  
vON MORGEN DENKEN 

zukunft heute gestalten 3.6 102.103
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Hierzu zählen:
>  sechsstreifiger Ausbau der A 7 zwischen dem Autobahndreieck Bordesholm und 

Hamburg
>  Errichtung eines Ersatzbauwerkes für die Rader Hochbrücke
>  Weiterbau der A 20 als bedeutendste Ost-West-Magistrale mit einer westlichen 

Elbquerung bei Glückstadt zur großräumigen umfahrung des verkehrsknotens 
Hamburg

>  Ausbau der Straßen- und Schienenanbindungen an die geplante feste Fehmarnbelt-
Querung

>  sukzessiver Ausbau der b 404 zur A 21
>  bedarfsgerechter Ausbau der b 5 an der Westküste
>  Ausbau der Schienenstrecken im Großraum Hamburg entsprechend dem Achsen-

konzept des Landes (S 4-Ost, S 21, S 4-West)
>  Ausbau der Marschbahnlinie von itzehoe nach Westerland einschließlich eines bes-

seren Anschlusses des industriegebietes brunsbüttel
>  Reaktivierung der Strecke Kiel — Schönberger Strand für den Nahverkehr
>  Modernisierung und Ausbau des Nord-Ostsee-Kanals
>  Fahrrinnenanpassung der Elbe
>  Ausbau des Elbe-Lübeck-Kanals

bei dem Ausbau und der Erhaltung der infrastruktur werden wir veränderte Rahmen-
bedingungen (z. b. den Klimawandel) zu berücksichtigen haben und wir werden uns an 
den infrastrukturerfordernissen der kommenden Jahre, wie z. b. dem Einsatz intelligen-
ter verkehrssysteme, orientieren. Wir setzen darauf, innovationen direkt mitzudenken. 
Darüber hinaus werden kosteneffizientes Erhaltungsmanagement und finanzielle 
Zuweisungen des bundes und das Finanzausgleichsgesetz des Landes dazu beitragen, 
dass die wichtigsten instandsetzungs- und Erhaltungsmaßnahmen der infrastruktur 
sichergestellt werden.

allerdings brauchen wir einen austausch über folgende Leitfragen: 
>  Welchen Stellenwert wird Mobilität in Zukunft haben? 
>  Welche innovationen sind verfügbar, sinnvoll und notwendig in Schleswig-Holstein? 
>  Wie können die Mobilitätshemmnisse verschiedener bevölkerungsgruppen  

(z. b. Menschen mit behinderung, ältere Menschen) ausgeglichen werden?

2. infrAstruktur in schLEswig-hoLstEin Durch tEchnischE 
mögLichkEitEn optimiErEn
Der technische Fortschritt führt zu vielfältigen innovationen für die praktische Gestaltung 
von Mobilität. Durch die digitale Erhebung und vernetzung von verkehrsdaten wird 
eine bedarfsgerechtere und effizientere Verkehrsplanung und -steuerung möglich. 
Gleichzeitig vereinfachen neue Technologien, etwa Smartphones und Apps, die indi-
viduelle verkehrsnutzung und erleichtern die intermodale verknüpfung unterschied-
licher verkehrsmittel. Die neuen technischen Möglichkeiten können in Schleswig-Hol-
stein eine bessere Nutzung der bereits vorhandenen infrastrukturen ermöglichen und 
eine Ergänzung der bisherigen Mobilitätslösungen darstellen. 

Dies müssen wir mitbedenken, um die verkehrsplanung und -steuerung in Zukunft 
noch besser auf die Mobilitätsbedürfnisse abzustimmen. Auf diese Weise können 
sowohl mittel- bis langfristige infrastrukturplanungen als auch die verkehrsführung in 
Echtzeit — beispielsweise zur vermeidung von Staus — präziser vorgenommen werden. 
Auch die intelligentere verknüpfung von verkehrsketten auf basis digitaler Systeme 
bietet die Chance, Verkehrsangebote so zu optimieren, dass wir einen Effizienzsprung 
im gesamten verkehrssystem erreichen. 

offene Leitfragen sind in diesem Zusammenhang:
>  Welche Lösungsansätze kann das Land Schleswig-Holstein tatsächlich beeinflussen 

bzw. mit seinen finanzpolitischen Spielräumen eigenständig verfolgen; wo sind Lö-
sungen nur im größeren verbund (auf bundes- bzw. Eu-Ebene) umsetzbar?

>  Wie können wir Datenschutz und Persönlichkeitsrechte wahren, wenn die Mobilität 
der Zukunft beispielsweise in bereichen der verkehrslenkung oder des autonomen 
Fahrens in hohem Maße von persönlichen Daten der verkehrsteilnehmer abhängt? 

3. schLEswig-hoLstEin zum VorrEitEr nEuEr mobiLität mAchEn
Eine große chance für Schleswig-Holstein besteht in der Förderung des umstiegs 
auf umweltfreundlichere verkehrsmittel. Neue Antriebsformen wie etwa elektro- oder 
wasserstoffbasierte Antriebe, der Ausbau von Ladestationen, Sharing-Angebote, Park-
and-ride- sowie bike-and-ride-Einrichtungen, die Mitnahme von Mobilitätshilfen für 
Menschen mit Mobilitätseinschränkungen (z. b. Rollstühle, Scooter), eine gute beschil-
derung des Wegenetzes für den Radverkehr — insbesondere auch der Radschnellwe-
ge — sind wichtige Elemente der Mobilität von morgen. Die gezielte Ausweitung und 
verbesserung entsprechender Angebote kann vielen Menschen in Schleswig-Holstein 
ihre Mobilität erleichtern und auch neue impulse für die Wirtschaft geben. 

zukunft heute gestalten 3.6 104.105
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unser Anspruch ist es, E-Mobilität als zentrales Konzept in Schleswig-Holstein auf basis 
der Landesstrategie Elektromobilität umzusetzen, auszubauen und so langfristig auf 
Klimaneutralität hinzuwirken. in Schleswig-Holstein sind historisch bedingt deutlich 
weniger Eisenbahnstrecken elektrifiziert als in anderen Flächenländern — nur in Bayern 
gibt es vergleichbar wenig elektrifizierte Strecken. Elektrifizierte Eisenbahnen sind bei 
Nutzung von regenerativem Strom nicht nur klimafreundlicher, sie sind in den betriebs-
kosten auch günstiger als Dieselstrecken. Das Land wird sich deshalb weiter dafür 
einsetzen, den Anteil der elektrifizierten Eisenbahnstrecken zu erhöhen.

Zur cO2-Einsparung im verkehr werden mittel- bis langfristig eine verlagerung des 
fossilen individualverkehrs auf die Schiene, aber auch neuartige Antriebe ihren beitrag 
leisten, die wir mit dem Ausbau der benötigten Ladeinfrastruktur unterstützen werden. 
So kann auch der Zielkonflikt zwischen Umweltschutz und wachsender Verkehrsleis-
tung reduziert werden. 

Aber auch den ÖPNV müssen wir weiterentwickeln und flexibilisieren. Qualität und Quan-
tität sind grundsätzlich zu erhalten bzw. weiter auszubauen. Dabei spielt die barrierefrei-
heit als ein grundsätzliches Qualitätsmerkmal eine zunehmend größere Rolle. barrierefrei-
heit beginnt beim Tarif, schafft einfache Zugänge zum öffentlichen verkehr und moderne 
umsteigeanlagen, die Fußgänger, Fahrradfahrer und Autofahrer mit dem öffentlichen 
verkehr besser in verbindung setzen. Eine besondere bedeutung im Hinblick auf neue 
Lösungsansätze kommt hier dem landesweiten Nahverkehrsplan und den regionalen 
Nahverkehrsplänen zu. 

dennoch ergeben sich konkrete Leitfragen: 
>  Welche infrastruktur wird vor dem Hintergrund der Zunahme von Autos mit alternati-

ven Antrieben notwendig sein?
>  Wie können wir öffentliche und private investitionsmittel und die Kooperation ver-

schiedener Akteure zusammenbringen? 

foLgEAbschätzung DEr strAtEgischEn LEitLiniE
Die zukünftige Entwicklung von Mobilität und verkehr ist entscheidend für den Zugang 
zu bildung und Arbeit, zu medizinischer versorgung, zur Nahversorgung und zum 
sozialen Leben der bürgerinnen und bürger. Dies umfasst die entsprechende Anpas-
sung des verkehrsinfrastrukturangebots, der verfügbaren Mobilitätsformen und ihrer 
intermodalen verknüpfungsmöglichkeiten. Die gezielte Ausweitung und verbesserung 
entsprechender Angebote wird den Menschen in Schleswig-Holstein ihre Mobilität 
erleichtern und den Aufwand an Energie, Material, Kosten und verkehrsbelastungen 
senken. Durch eine nutzerfreundliche, barrierefreie, effizientere und ressourcenscho-
nendere Mobilität lässt sich die Lebensqualität im Land deutlich verbessern. 

Dies betrifft aber auch die Wirtschaftsentwicklung am Standort Schleswig-Holstein. 
indem wir wichtige Transit- und Logistikrouten erhalten und ausbauen, verfügt Schles-
wig-Holstein auch in Zukunft über eine leistungsfähige (inter-)nationale verkehrsanbin-
dung. indem wir Elektromobilität fördern, ausbauen und entwickeln, machen wir den 
Standort Schleswig-Holstein für die Produktion erneuerbarer Energien noch attraktiver. 
Das Land besitzt zudem gute voraussetzungen, um sich in verschiedenen Teilmärk-
ten der Elektromobilität und anderen Mobilitätsfeldern der Zukunft zu etablieren. So 
erforschen und entwickeln eine Reihe von unternehmen und Forschungsinstituten 
bereits Lösungen in relevanten Technologiefeldern. Sie besitzen das Potenzial, Teil der 
Wertschöpfungskette für die Mobilität der Zukunft zu werden. Dafür sollten wir schon 
heute die entsprechenden Weichen stellen. 

zukunft heute gestalten 3.6 106.107
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nahverkehr besser machen — durch überall verfügbare informationen
Im Nahverkehr gehört das Papierticket der Vergangenheit an, der Fahrgast 
braucht keine gedruckten Fahrpläne und Tarifinformationen mehr. Die Digi- 
talisierung des Nahverkehrs ermöglicht es dem Fahrgast, sich unabhängig 
zu bewegen und jederzeit aktuelle Informationen zu bekommen. Schleswig-
Holstein gestaltet die Entwicklungen der Mobilität innovativ mit. Das Mobile 
Ticketing wird gerade entwickelt und soll in naher Zukunft ausgebaut 
werden. So kann der Reisende sich das passende und günstigste Ticket mit 
wenigen Klicks einfach mobil kaufen. Die dazugehörige NAH.SH-App wird 
derzeit entwickelt. Außerdem wird das Echtzeitdatenprojekt ausgebaut. Das 
System erfasst automatisch, wo sich der Fahrgast befindet und Echtzeitda-
ten bringen ihn auf den neusten Stand. Somit hat er die Informationen und 
Fahrkarten, die er gerade braucht, immer dabei. Damit entwickeln wir schon 
heute die Verkehrspolitik von morgen.  

nahverkehr besser machen — durch innovative  
fahrzeug- und fahrplankonzepte
Der Nahverkehr ist die Mobilität der Zukunft. Nachhaltig, effektiv, sozial, modern. 
Seine Fahrgäste erwarten schnelle, komfortable und zuverlässige Verbindungen —  
das Land benötigt daher einen finanzierbaren Nahverkehr durch eine kluge 
Verkehrspolitik. Wie die aussehen kann, zeigt das neue Eisenbahnnetz Mitte. 
Hier fahren moderne Elektrotriebzüge, die sich „flügeln“ lassen, also nach Bedarf 
zusammengefügt und getrennt werden können. Die Nordbahn praktiziert das 
schon heute mit den „FLIRT“ in Elmshorn, DB Regio wird mit den „Twindexx“ ab 
2017 in Neumünster folgen. Ein weiterer Vorteil: Die neuen Triebwagen bieten 
mehr Sitzkomfort und haben Steckdosen am Platz. Außerdem sind sie leiser, 
schneller und energieeffizienter. 

zukunft heute gestalten 3.6 108.109
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie 

Nord- und Ostsee sowie die einmaligen Natur- und Kulturlandschaften sind das Kapital 
Schleswig-Holsteins. Eine intakte Natur, sauberes Grundwasser, saubere Flüsse und 
Seen, naturnahe Wälder und gesunde Meere bilden die Grundlage für Tourismus, 
Landwirtschaft, Fischerei, für Zufriedenheit und Gesundheit und die besondere Lebens-
qualität. Wir müssen einen Ausgleich zwischen Natur- und umweltschutz sowie den 
wirtschaftlichen interessen und Flächenbedarfen herstellen, damit Schleswig-Holstein 
auch perspektivisch von seinen natürlichen Gütern profitieren kann. Denn neben beste-
henden Defiziten im Hinblick auf Ressourcen- und Flächenschutz werden Klimawandel 
und zunehmender Nutzungsdruck zu zentralen Herausforderungen der nächsten Jahre. 
Wirtschaft und Gesellschaft müssen sich in Schleswig-Holstein im Einklang mit Natur 
und umwelt entwickeln und so ein qualitatives Wachstum ermöglichen. 

Schleswig-Holsteins Stärken müssen dabei ein nachhaltiger umgang mit seinen natür-
lichen voraussetzungen und die intelligente vernetzung seiner natürlichen Ressourcen 
sein. Mit der strategischen Leitlinie „Natürliche Lebensgrundlagen — Schützen und 
nutzen“ beschreibt die Landesregierung erste Ansätze, wie es gelingen kann, diesen 
Spagat zu bewerkstelligen. 

poLitischE hAnDLungsfELDEr 
Wir setzen dafür auf folgende politische initiativen und Schwerpunkte:

1. AusgLEich zwischEn nAturschutz unD wirtschAftLichEn  
intErEssEn schAffEn
Die hohe Lebensqualität im Land und unsere wirtschaftliche basis hängen zu großen 
Teilen von unserer Natur ab. Dem gegenüber steht ein noch ausbaufähiges bewusst-
sein für einen nachhaltigen umgang mit den natürlichen Lebensgrundlagen. Neben 
technischen innovationen und besonderen Schutzmaßnahmen sind auch verände-
rungen in Konsum- und Produktionsmustern sowie bei Lebensgewohnheiten aller 
Menschen im Land erforderlich. Schutz von Natur und umwelt muss als eine zentrale 
Grundlage der Zukunftsfähigkeit Schleswig-Holsteins in der gesamten Gesellschaft 
verinnerlicht werden. Dieses Ziel sollte durch bildungsprogramme zur nachhaltigen 
Entwicklung erreicht werden.

Mit dem Programm „Naturschutz 2020 —  
20 Punkte für die natürliche vielfalt“, das zu 
einer biodiversitätsstrategie weiterentwickelt 
wird, hat das Land einen ersten Handlungsrah-
men geschaffen, der Maßnahmen zum Schutz 
der Arten und Lebensräume enthält. Zudem 
sind bereits viele Gebiete in Schleswig-Holstein 
unter Schutz gestellt worden, etwa National-
parks, Naturschutzgebiete und Natura-2000-Gebiete. Mit dem Gesetz zur Erhaltung 
von Dauergrünland (Dauergrünlanderhaltungsgesetz) ist die umwandlung von Dauer-
grünland in Ackerland in bestimmten Zusammenhängen untersagt und für alle anderen 
Dauergrünlandstandorte an ein Antragsverfahren gebunden worden. Weitere wichtige 
Maßnahmen sind das Programm zum Schutz der Moore, der vertragsnaturschutz und 
die Arbeiten der Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein.

Daran wird mit dem Konzept „Schützen und nutzen“ angeknüpft. Durch eine voraus-
schauende Sicherung der charakteristischen Natur und Landschaft Schleswig-Holsteins 
müssen die wichtigen Strukturen erhalten werden. Die Weichen für den Wandel kön-
nen nur mit einem ganzheitlichen ressourcenpolitischen Ansatz gestellt werden, der in 
der Fachpolitik des Landes verankert wird. um die Rohstoff- und Energieproduktivität 
in Schleswig-Holstein zu steigern und dadurch den Ressourcenverbrauch gering zu 
halten, ist etwa eine Entkopplung von Wachstum und Ressourcenverbrauch denkbar. 
Ressourcensparende und kreislauforientierte Prozesse und Produkte müssen gefördert, 
die Wertschöpfung beispielsweise durch die Ergänzung wissensintensiver Dienstleis-
tungen erhöht und die vorreiterrolle in der Energiewende weiter ausgebaut werden.

Die Raumerfordernisse der Energiewende, verbunden mit einem auf hohem Niveau 
anhaltenden Flächenverbrauch insbesondere durch Siedlungs- und Straßenbau, stellen 
große Anforderungen an einen verantwortungsvollen umgang mit der Fläche. Künftige 
Flächenbedarfe durch infrastruktur, bebauung, Landwirtschaft oder Tourismus müssen 
wir daher stärker als bisher abwägen und das Flächenmanagement insgesamt weiter-
entwickeln. Das bedeutet auch, Flächenbedarfe auf das Notwendige zu reduzieren und 
neue Flächen für Siedlungen an künftigen und nicht aktuellen bedarfen zu orientieren. 
Wir müssen gemeinsam darüber nachdenken, wie der Spagat geschafft werden kann 
zwischen dem Schutz der umwelt einerseits und dem Flächenbedarf und der damit 
verbundenen Flächenversiegelung andererseits.

natürLicHe LebenSgrundLagen —  
ScHüTZEN uND NuTZEN 
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Auch im bereich des Tourismus müssen wir ein höheres bewusstsein für die Schutzbe-
dürftigkeit der Natur schaffen. Mit dem Nationalpark und Weltnaturerbe Wattenmeer 
verfügt Schleswig-Holstein bereits über ein beispiel, wie nachhaltiger, naturnaher 
Tourismus und der Schutz der Natur vereinbart werden können. Dem Spagat zwischen 
wirtschaftlichem und persönlichem Nutzen unserer natürlichen voraussetzungen und 
deren Schutz müssen wir uns heute stellen. 

vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende konkrete Leitfragen: 
>  besteht ein gesellschaftlicher Konsens in unserem Land bezüglich der bedeutung 

von Natur und umwelt und unseren natürlichen voraussetzungen? 
>  Wie können wir Wirtschaft, Gesellschaft und Naturschutz stärker miteinander in Ein-

klang bringen und welche neue instrumente und Formen von Sensibilisierung und 
unterstützung braucht es dafür? 

2. rEssourcEnbEwusstsEin unD nAchhALtigErE LAnDwirtschAft 
stärkEn
Angesichts der Kernaufgabe, unsere Natur zu schützen, ergibt sich für ressourcen-
intensive Wirtschaftsbereiche die Notwendigkeit umzudenken. Hier ist insbesondere 
die Landwirtschaft gefordert. Der Trend zu nachhaltiger Ernährung hat bereits zu einem 
Wandel der Landwirtschaft in Schleswig-Holstein geführt. Denn die Produktion und 
vermarktung von hochwertigen und nachhaltigen Lebensmitteln eröffnet ein wichti-
ges Wirtschaftsfeld. Wir stehen aber erst am Anfang dieser Entwicklung und es bedarf 
mehr Anstrengungen der Landwirtschaft, natürliche Ressourcen zu erhalten. Daher 
muss hier ein konsequentes umdenken einsetzen.

Die schleswig-holsteinische Landwirtschaft muss dabei unterstützt werden, nachhal-
tiger agieren zu können. Ökologisch bewirtschaftete Flächen sind auszuweiten. Dazu 
gehört aber auch, die gesellschaftliche und wirtschaftliche Leistung der Landwirtschaft 
anzuerkennen und ihr mit existenzsichernden Einkommen für Landwirte gerecht zu 
werden. Denn Landwirtschaft, Lebensmittel und entsprechende Produkte haben einen 
eigenen Wert, der in unserer Gesellschaft oftmals nicht ausreichend wahrgenommen 
wird. Dies wird aber erst recht vor dem Hintergrund schwindender Ressourcen und 
steigender Kosten wichtig.

Die Landesregierung wirkt auf europäischer Ebene bereits auf eine vereinfachung der 
Eu-Agrarpolitik hin und eine umlenkung von Fördermitteln weg von Direktzahlungen 
hin zu Agrar- und umweltleistungen. Damit sollen Landwirte unterstützt und entlastet 
werden. Zudem wollen wir so dazu beitragen, Ressourceneffizienz, Qualität und faire 
bezahlung zu erreichen. Ein höheres Ressourcenbewusstsein zu entwickeln, ist aber nicht 
nur Aufgabe der Landwirtschaft, sondern auch eine Aufgabe, die den Konsumenten 
betrifft. Der Stellenwert von Ökosystemdienstleistungen muss deutlich gemacht und ein 
bewusstsein geschaffen werden für die bedeutung einer intakten Natur für Gesellschaft 
und Wirtschaft. Dies hat seinen Preis, den auch Konsumenten mittragen müssen. 

Wichtig ist dem Land ein ressourcenbewusster umgang mit seinem umweltfreundlichen, 
nachwachsenden Rohstoff Holz. Schleswig-Holstein will daher eine naturnahe, nachhal-
tige Forstwirtschaft, denn eine solche hat positive wirtschaftliche Auswirkungen in das 
gesellschaftliche umfeld hinein.

Ein erhöhtes Ressourcenbewusstsein kann darüber hinaus aber auch zu einem innovati-
onsleitbild einer nachhaltigen Wirtschaftsweise werden. bestehende Möglichkeiten des 
effizienten Ressourceneinsatzes sowie des Teilens und der Weiternutzung von Produkten 
sollten genutzt und ausgebaut, Stoffkreisläufe nach Möglichkeit geschlossen werden. 
Dies bedingt ein umdenken beim Produktdesign und bei den Herstellungsverfahren 
sowie ein bewusstes Nutzen und Entsorgen. So können Produkte branchenübergreifend 
wiederverwendet und Abfälle als Ressourcen langfristig und möglichst regional (wieder) 
genutzt werden.

vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende weiterführende Leitfragen: 
>  Wie können wir ein höheres bewusstsein für die Endlichkeit der Natur und der be-

grenzten Ressourcen in der Gesellschaft erreichen? 
>  Wie können wir das bewusstsein bei Konsumenten weiter schärfen, dass der Erhalt 

unserer umwelt und die Produktion nachhaltiger, hochwertiger Lebensmittel und 
anderer Güter einen Preis haben? 

>  Wie schaffen wir einen Ausgleich zwischen wirtschaftlichen interessen und notwendi-
gen Maßnahmen des umweltschutzes, vor allem in der Landwirtschaft? 

zukunft heute gestalten 3.7 112.113
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3. bEsonDErE bEDEutung DEr mEErE sichtbAr mAchEn
Schleswig-Holstein ist eingerahmt von zwei Meeren, die wesentlich zur Identifikation 
mit dem Land und zu unserer Lebensqualität beitragen. Zudem wächst die „blaue 
Wirtschaft“ in der Ostseeregion stetig und stellt auch für Schleswig-Holstein eine der 
Zukunftsbranchen dar. Nord- und Ostsee haben aber gemeinsam, dass sie belastet 
sind durch Schad- und Nährstoffe und die intensive Nutzung ihrer Ressourcen durch 
den Menschen. Es braucht gemeinsame Anstrengungen zum Meeresschutz. Schleswig-
Holstein kann zum vorreiter für den Schutz und die nachhaltige Nutzung der Meere 
werden. Dafür bedarf es der engen Abstimmung mit den Anrainerstaaten der Nord- 
und Ostsee und einer Fortsetzung der langjährigen Arbeiten bei OSPAR (völkerrecht-
licher vertrag zum Schutz der Nordsee und des Nordostatlantiks), HELcOM (baltic 
Marine Environment Protection commission) sowie der trilateralen Wattenmeerzusam-
menarbeit, um gemeinsame Maßnahmenprogramme zu erarbeiten und durchzuführen. 
Hier muss Schleswig-Holstein als treibende Kraft vorangehen, um diese Zusammenar-
beit weiter zu forcieren und die Akteure zusammenzuführen. Denn der Druck auf die 
natürlichen Ressourcen, die inanspruchnahme der Meeresökosysteme und die belas-
tung der Meeresumwelt sind weiterhin hoch. Der Zustand der Meeresökosysteme darf 
sich nicht weiter verschlechtern. Daher müssen wir die bedeutung des Meeresschutzes 
stärker als bisher herausstellen und intensivieren. 

Das Meer bietet viele Potenziale für uns. im Rahmen der bestehenden Landesinitiative 
„Zukunft Meer“ sollten wir noch konsequenter auf das maritime Profil unseres Landes 
setzen und es deutlicher herausstellen. unsere Spitzenforschung in diesem bereich —  
allen voran mit dem GEOMAR Helmholtz-Zentrum sowie dem Helmholtz-Zentrum 
Geesthacht und den Meeres- und Geowissenschaften an der christian-Albrechts-uni-
versität (cAu) — werden wir im Land halten und dafür Sorge tragen, blaue Produkte und 
Lösungen für globale Herausforderungen rund um Aspekte des Meeres zu entwickeln. 
Dafür müssen wir auch die Zusammenarbeit zwischen und mit Forschungsclustern in 
unserem Land ausbauen und diese stärker miteinander vernetzen. So werden wir zum 
Schutz des Klimas beitragen und neue impulse für die Wirtschaft unseres Landes setzen. 

Darüber hinaus müssen wir aber auch als Gesellschaft einen Diskurs führen über Not-
wendigkeit, vereinbarkeit und Grenzen von Meeresschutz und -nutzung. Dies schließt 
auch Fragen zur künftigen Entwicklung unserer Küsten mit ein. Mit dem Generalplan 
Küstenschutz haben wir eine gute Grundlage, um den Herausforderungen des Klima-
wandels an unseren Küsten zu begegnen. Die Erhaltung der Sturmflutsicherheit hat 
allerdings ihren Preis. Aus dem Anstieg des Meeresspiegels resultieren höhere belas-
tungen und zusätzliche Anstrengungen für die Schutzanlagen.

vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende konkrete Leitfragen: 
>  Welche Maßnahmen braucht es, um aktuell, aber auch perspektivisch, den Schutz 

der Meere und Küsten zu gewährleisten?
>  Wie können wir den Schutz der Meere noch enger mit innovationsfeldern der blauen 

Wirtschaft in Einklang bringen und Synergien erzeugen?

zukunft heute gestalten 3.7 114.115
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foLgEAbschätzung DEr strAtEgischEn LEitLiniE
im langfristigen und innovativen umgang mit der Natur begründen sich unsere spe-
zifische Stärke als Land zwischen zwei Meeren, unser Lebensgefühl, unsere Kultur und 
Heimat, aber eben auch unsere wirtschaftliche Entwicklung in den kommenden Jahren. 
Daraus entstehen für uns besondere Aufgaben und Herausforderungen, aber auch 
chancen für die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung des Landes. 

Die Einmaligkeit von Natur und Landschaft darf nicht aufs Spiel gesetzt werden. Sie wür-
de den verlust an Lebensqualität bedeuten. Es gilt, die Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
haltes, seine Ökosystemdienstleistung sowie die Artenvielfalt an Tieren, Pflanzen und 
Lebensgemeinschaften in ihrem genetischen Reichtum nachhaltig zu sichern, wieder-
herzustellen und weiterzuentwickeln. Die vielfalt, Eigenart und Schönheit der Natur- und 
Kulturlandschaften müssen in ihrem Erlebnis- und Erholungswert sowie zur eigenen 
Identifikationsstiftung bewahrt werden. Und schließlich müssen wir es schaffen, den 
Ressourcenverbrauch in jedem Wirtschafts- und Lebensbereich spürbar zu reduzieren. 

Klimawandel und Ressourcenknappheit werden damit zu zentralen Herausforderungen 
für unser Land, die in letzter Konsequenz die Stärken Schleswig-Holsteins gefährden. 
Wenn es uns aber gelingt, das bewusstsein für die Notwendigkeit des Schutzes unserer 
natürlichen voraussetzungen zu erhöhen, Naturschutz und Wirtschaft im Einklang zu be-
trachten und zu entwickeln sowie die bei einem steigenden Meeresspiegel zur Erhaltung 
des Sicherheitsstandards an den Küsten erforderlichen Ressourcen auch zukünftig be-
reitzustellen, dann werden unsere Stärken auch 2030 weiterhin im umgang mit unserer 
Natur liegen. Darüber hinaus können aus der Notwendigkeit heraus, neue Wege beim 
umweltschutz gehen zu müssen, auch innovationen entstehen. Die Nutzung erneuerba-
rer Energien ist heute schon ein Wachstumsmotor für eine neue, umweltorientierte Wirt-
schaft. vernetzt gedacht mit anderen branchen, wie der maritimen Wirtschaft, bilden sich 
weitere ressourceneffiziente Wachstums- und Beschäftigungsperspektiven heraus. In der 
regionalen verbindung mit Dänemark und Hamburg kann die starke nordische Position 
durch gemeinsame Anstrengungen in Lehre und Forschung sowie in Erzeuger-Nutzer-
bündnissen intelligent gesteigert werden. und wenn wir es schaffen, das bewusstsein für 
die Notwendigkeit von Klima- und umweltschutz lokal mit wirtschaftlichen interessen von 
bürgerinnen und bürgern zu verknüpfen — beispielsweise durch bürgerwindparks —, kann 
Schleswig-Holstein zu einem vorreiter im Ausgleich von Wirtschaft und Natur werden. 

zukunft heute gestalten 3.7 116.117

Die meere jeden tag ein stückchen besser machen
Algen als Energiequelle. Zugegeben, die Idee mag gewagt klingen, doch an 
Kühnheit hat es dem Team um Dr. Tim Staufenberger noch nie gemangelt. Im 
Juni 2014 gründete der studierte Meereskundler die Kieler Meeresfarm UG, 
die als Betreiber einer Muschel- und Algenfarm für die Erzeugung regionaler 
und nachhaltiger Produkte steht. 

„Die Meere jeden Tag ein Stückchen besser machen“ — das ist das Credo des 
Unternehmens. Jetzt hat Dr. Tim Staufenberger in der Kieler Förde seinen 
neusten Coup gelandet: auf einer kleine Forschungsplattform züchtet er in 
einer Pilotanlage Mikroalgen, aus denen künftig in speziellen Bio-Reaktoren 
Energie gewonnen werden soll. Doch nicht nur das: Mikroalgen sind wahre 
Allrounder. Sie können auch für hochwertige Kosmetikprodukte, Nahrungs-
ergänzungsmittel oder Medikamente genutzt werden. Natürliche Lebens-
grundlagen schützen und nutzen - dass das in der Praxis funktionier, zeigt 
der Blick in die Kieler Förde. 
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Ein beispiel: nachhaltiger tourismus
Es zählt zum Weltnaturerbe — und ist allein deswegen besonders schützenswert. 
Das Wattenmeer. Wie es sich trotzdem auch wirtschaftlich nutzen lässt, verdeut-
licht die gemeinsame Strategie „Nachhaltiger Tourismus“ der drei Wattenmeer- 
anrainer Deutschland, Dänemark und Niederlande. Die Kernbotschaft: Schützen 
und nutzen muss kein Widerspruch sein. 

Konkret umgesetzt wird dieser Leitgedanke mit dem Nationalpartner-Programm 
der Nationalparkverwaltung Schleswig-Holstein. Rund 150 Nationalparkpartner 
verpflichten sich darin, besondere Service- und Umweltkriterien zu erfüllen. Wie 
gut das bei den Urlaubsgästen ankommt, zeigt eine aktuelle Befragung: Für 
rund die Hälfte ist der Schutz des Wattenmeers ein sehr wichtiger oder wichtiger 
Reiseentscheidungsgrund.

Daher bieten die Nationalparkpartner  
Nord-Ostsee-Bahn und die 
Gästeführerin Dörte Hansen 
gemeinsam einen ganz besonde-
ren Service an. Bereits während 
der Zugfahrt von Hamburg 
nach Sylt erhalten Fahrgäste 
Informationen zum Nati-
onalpark Wattenmeer — 
garniert mit interessanten 
Geschichten, Anekdoten 
und spannenden Fakten 
rund um die Marschbahn-
strecke.

zukunft heute gestalten 3.7 118.119
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie 

Eine global vernetzte Welt erfordert eine internationale Ausrichtung von Wirtschaft, 
Wissenschaft und Gesellschaft. Technischer Fortschritt, z. b. im bereich der Kommu-
nikationstechnologie, wird, wie bereits erläutert, diese Entwicklung voranbringen. 
Schleswig-Holstein will aufgrund des verschärften internationalen Wettbewerbs, des ra-
santen wissenschaftlichen und technischen Fortschritts und seiner knappen natürlichen 
Ressourcen daher Fachpolitik großräumiger als bisher denken, nach außen gezielte 
regionale Kooperationen ausbauen und nach innen internationalität, Migration und 
Zuwanderung aktiv gestalten. Geographisch, historisch und kulturell bringt Schleswig-
Holstein dafür bereits wesentliche voraussetzungen und stabile beziehungen mit.
Mit einer noch stärkeren und fokussierten internationalen Ausrichtung von Wirtschaft, 
Administration, bildung und Gesellschaft könnte Schleswig-Holstein seine Plattform für 
weltweite Kooperation und internationales Zusammenleben vertiefen und ausbauen, 
um daraus einen noch größeren Nutzen für das Land zu ziehen. Es bedarf daher einer 
gezielten internationalisierung nach innen und außen, die wir mit der Leitlinie „überre-
gionale und internationale vernetzung — Kooperationen ausbauen.“ vordenken. Diese 
Leitlinie ist komplementär zur Leitlinie „Zuwanderung — Schleswig-Holstein als Zuwan-
derungsland gestalten“ zu sehen.

poLitischE hAnDLungsfELDEr 
Wir setzen dafür auf folgende politische initiativen und Schwerpunkte:

1. schLEswig-hoLstEin muss sich stärkEr intErnAtionAL  
oriEntiErEn
Schleswig-Holstein ist Teil des europäischen Nordens und bildet aufgrund seiner geogra-
phischen Lage die natürliche Drehscheibe zwischen Nord- und Mitteleuropa. Die Zusam-
menarbeit mit den umliegenden Regionen und in internationalen Foren ist daher schon 
heute ein fester bestandteil in den fachlichen bezügen und Entscheidungen des Landes.

Aber um im europäischen und erst recht im globalen Maßstab in größeren Entwick-
lungsräumen als wettbewerbsfähiger Kooperations- und Handlungsraum aufzutreten, 
bedarf es einer noch stärkeren politischen, kulturellen und geographischen Öffnung 
unseres Landes. Denn noch werden auch in Schleswig-Holstein grenzüberschreitende 
vernetzung und internationale Kooperation nicht ausreichend „zusammen gedacht“ 
und als Ganzes zielgerichtet ausgerichtet. 

Wir sollten die internationalisierung Schleswig-
Holsteins aktiv gestalten und eine anlassbezo-
gene vernetzung konstruktiv begleiten. 

Dafür werden wir eine internationalisierungs-
strategie formulieren, die gezielt die internatio-
nale Ausrichtung Schleswig-Holsteins strategisch 
verankert und fachübergreifend institutionalisiert. Die Strategie muss nicht nur Antworten 
darauf geben, wie sich internationale Kooperation künftig ausgestalten soll und welche 
Partner und Parameter maßgebend sein sollen, sondern darauf abzielen, dass Denken 
und Handeln in unserer Gesellschaft insgesamt internationaler und zielorientierter wer-
den. Hier brauchen wir eine klare Positionierung in unserer Gesellschaft, die Zusammen-
arbeit, internationalität und Zuwanderung als Gewinn und chance versteht. 

Die Strategie muss die Organisation und die Kapazitäten der Landesverwaltung ver-
bessern, indem wir Ressourcen und Zuständigkeiten bündeln und eine neue Qualität 
von ressortübergreifendem Handeln in den bereichen internationalität, integration, 
kulturelle bildung und Förderung von Weltoffenheit schaffen. Das bedeutet unter 
anderem auch eine frühzeitige berücksichtigung von internationalen bezügen und 
Rahmenbedingungen in der täglichen Arbeit. 

Dafür müssen wir beispielsweise die Ausbildung der beschäftigten des Landes anpas-
sen und technische sowie politische Möglichkeiten schaffen, die eine schnellere und 
einfachere Kooperation über unsere Landesgrenzen hinaus erlauben. Das bedeutet 
aber auch eine gezieltere Ausrichtung von Kooperation, Programmen und initiativen, 
um größtmöglichen Nutzen für unser Land zu erzielen.

Die Strategie muss auch im bereich Wirtschaft und bildung stärker auf vernetzung 
und internationalität setzen. vor allem die Hochschulen im Land bieten sich dafür als 
wichtige impulsgeber an. So müssen wir beispielsweise die cluster großräumiger auf-
stellen sowie attraktive Austauschangebote mit internationalem bezug für Studierende 
schaffen und nutzen. Wir wollen strategische Partnerschaften ausbauen und suchen 
daher den Schulterschluss mit den Akteuren, die mit uns gemeinsam das Land und die 
Gesellschaft international ausrichten wollen.

Maßgabe muss im Rahmen der internationalisierung immer die Schaffung von Synergien 
sein, die uns als Land tatsächlich nützen. 

überregionaLe und inter- 
nationaLe vernetZung —  
KOOPERATiONEN AuSbAuEN

zukunft heute gestalten 3.8 120.121

vERNETZuNG
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weitere zu klärende Leitfragen sind: 
>  Wie kann Schleswig-Holstein international handlungsfähiger, attraktiver und wettbe-

werbsfähiger gemacht werden? 
>  Wie kann das Land Schleswig-Holstein seine Einbindung in europäische und interna-

tionale Prozesse und Netzwerke stärken?
>  Welche bedarfe und interessen sind für das Land im internationalen und überregio-

nalen Kontext von besonderer politischer und strategischer bedeutung? 

2. intErnAtionALE unD übErrEgionALE zusAmmEnArbEit strAtE-
gisch AusbAuEn
Mit einer internationalisierungsstrategie schaffen wir nicht nur die gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und administrativen Grundlagen. Wir definieren damit auch einen Referenz-
rahmen, der zur Optimierung und zum bedarfsgerechten Ausbau von überregionalen 
Kooperationen beiträgt. bei der strategischen Ausrichtung des Landes müssen wir uns 
stärker als bisher auf die interessen und bedarfe des Landes konzentrieren. 

Das Land will seine internationale und überregionale Ausrichtung fachübergreifend ver-
zahnen. Hierfür sollen strategische Partner, Programme und initiativen für die umsetzung 
identifiziert werden. Je nach Bedarf werden wir eine Neustrukturierung und — wo sinnvoll —  
den institutionellen Rahmen einer verstärkten Kooperation schaffen. Mit diesem ver-
ständnis werden wir z. b. die vielversprechende Entwicklung in den Wachstumsregionen 
auf dem Jütland-Korridor und der Fehmarnbelt-Achse weiter ausbauen. So arbeitet die 
Landesregierung mit einem beobachterstatus beim Nordischen Rat, um das bekenntnis 
„Schleswig-Holstein als Teil des europäischen Nordens“ zu unterstreichen. 

Auch die Zusammenarbeit mit den Ländern des Ostseeraums in bereichen wie blaues 
Wachstum, Meeresschutz und Kultur und der verstärkte Austausch über innovative 
Lösungen für den umgang mit gesellschaftlichen Entwicklungen generieren Mehrwert 
für das Land und müssen weiter forciert werden. Für Schleswig-Holstein als Teil des 
europäischen Nordens ist es wichtig, die Zukunftsperspektiven des Ostseeraums, einer 
der wettbewerbsfähigsten und innovativsten Regionen Europas, zu nutzen und als akti-
ver Partner der Ostseekooperation die Rahmenbedingungen mitzugestalten. Zentraler 
strategischer Handlungsrahmen für die Ostseekooperation ist die Eu-Ostseestrategie. 
Hier gilt es, schleswig-holsteinische interessen zum vorteil der Standortentwicklung des 
Landes stärker einzubringen. 

Wir sehen darüber hinaus den bedarf eines qualitativen Ausbaus des Austauschs mit 
den direkten Nachbarn. So wie mit Dänemark im „Rahmenplan der deutsch-dänischen 
Zusammenarbeit des Landes“ angelegt, wollen wir in prioritären Politikbereichen und 
in sinnvollen Kooperationen sowie ausgesuchten Netzwerken kooperieren. Dabei 
sollen Erfahrungen und Ergebnisse anderer Kooperationen eingebracht werden. Die 
Potenziale der Metropolregion Hamburg und der Freien und Hansestadt Hamburg wol-
len wir z. b. auch im deutsch-dänischen Kontext einbringen und nutzen. So sollen neue 
Entwicklungschancen für die Räume auch zwischen den Metropolen eröffnet werden. 

Dabei gilt es zu bedenken, dass formal definierte Regions- bzw. Kooperationsgrenzen 
von immer geringerer bedeutung sein werden. Die funktionalen und wirtschaftlichen 
Verflechtungen von Räumen und von Akteuren sind mittlerweile so vielfältig und je nach 
Funktion so unterschiedlich ausgeprägt, dass sich die Ziele, Themen und Projekte immer 
weniger in einer festen Regions- bzw. Kooperationskulisse erfolgreich bearbeiten lassen. 
Hinzu kommt, dass die Räume und Akteure wirtschaftlich immer spezialisierter werden. 
Um dabei im Wettbewerb erfolgreich zu sein, geht es um die Verflechtung großräumiger 
grenz- und länderüberschreitender Wirtschaftsräume, die sich gemeinsam auch als gro-
ße Hochschul- und Forschungsstandorte aufstellen. Dabei spielt ein gemeinsames auf 
internationale Sichtbarkeit ausgerichtetes Marketing eine zentrale Rolle.

Diese Entwicklungen sind zum einen besonders für den gemeinsamen Wirtschafts- 
und verwaltungsraum Hamburg/Schleswig-Holstein relevant. Die Nähe zur Freien und 
Hansestadt Hamburg ist für das ganze Land Schleswig-Holstein ein wichtiger Stand-
ortfaktor. Wir wollen zukünftig — auch unter Einschluss der benachbarten dänischen 
und schwedischen Wirtschaftszentren — weiter darauf hinwirken, an Attraktivität und 
internationaler Sichtbarkeit zu gewinnen. Dafür wird das Land die eigenen Ziele und 
interessen an der Weiterentwicklung in einem Handlungsplan „Zusammenarbeit des 
Landes Schleswig-Holstein mit Hamburg“ neu definieren.

Zum anderen geht es auch um die Entwicklungsperspektiven der Metropolregion 
Hamburg. Für die Zukunft wird prognostiziert, dass Metropolregionen als besonders 
verdichtete und wirtschaftsstarke Agglomerationsräume weiter an bedeutung gewin-
nen werden. im Rahmen der Landesentwicklung wird es darum gehen, Strategien zu 
entwickeln, wie Schleswig-Holstein als Ganzes diese Dynamik nutzt. Dabei würde die 
institution der Metropolregion nur einen organisatorischen Fixpunkt darstellen, der an-
lass- und themenbezogen gezielt um weitere Kooperationen ergänzt wird. Damit kann 
sich die Metropolregion großräumiger aufstellen, ohne aber institutionell zu wachsen. 

zukunft heute gestalten 3.8 122.123
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Vom rande Deutschlands in die mitte nordeuropas
Ob Photonen-Forschung im Teilchenbeschleuniger DESY oder die künftige 
Arbeit an Neutronenstrahlung im schwedischen Lund: Erfolgreiche Wissenschaft 
kennt keine Landesgrenzen. Nur wer sich überregional und international vernetzt 
und seine Kooperationen ausbaut, hat auf den Märkten der Zukunft eine Chance. 
Bestes Beispiel: das Ostseenetzwerk Baltic Science Network. Dazu gehören das 
Wissenschaftsministerium Schleswig-Holstein, die Hamburger Wissenschaftsbe-
hörde und 18 weitere Institutionen aus allen Ostseestaaten. Das Ziel: langfristig 
den Austausch im Wissenschaftsbereich verbessern. Was auf den ersten Blick 
abstrakt klingen mag, wird im Alltag umso konkreter. Die Bandbreite reicht von 
der gemeinsamen Einwerbung von EU-Geldern bis hin zur besseren  
Nutzung vorhandener Forschungsressourcen. Das Baltic Science  
Network ist der Beweis: Ziehen alle gemeinsam an einem  
Strang, schafft das Impulse für eine ganze Region und  
stärkt deren Wettbewerbsfähigkeit.

für die umsetzung des bedarfsorientierten ausbaus grenzüberschreitender und groß-
räumiger kooperationen sind insgesamt noch ungeklärte Leitfragen zu erörtern: 
>  Wie kann das gesamte Land noch mehr von der Nähe zu Wachstumszentren wie 

Hamburg, Aarhus und Kopenhagen profitieren?
>  Welche voraussetzungen müssen wir schaffen, um über das bestehende hinaus  

den Sprung zu mehr grenzüberschreitender und institutioneller Zusammenarbeit —  
z. b. zu gemeinsamen Hochschulen, clustern — zu wagen? 

>  Wie soll sich das Land in Sachen Metropolregion Hamburg weiterentwickeln und 
wo liegen konkret die interessen des Landes als „Mitte des Nordens“ an der Zusam-
menarbeit mit seinen Partnern in der Freien und Hansestadt Hamburg und in der 
Metropolregion?

>  Wie kann Schleswig-Holstein noch intensiver von den großen Wachstumsmärkten 
der Welt profitieren?

foLgEAbschätzung DEr strAtEgischEn LEitLiniE
Wenn die ganzheitliche, grenzüberschreitende vernetzung und der Ausbau von Ko-
operation gelingen, kann sich Schleswig-Holstein offensiver als bisher den schnellen 
und tiefgreifenden globalen veränderungsprozessen und den daraus resultierenden 
chancen und Risiken für das Land stellen. Damit bedeutet die internationalisierung 
eine entscheidende voraussetzung für die Sicherung der Zukunftsfähigkeit des Landes. 
Schleswig-Holstein als Plattform, die Offenheit nach innen und außen lebt, profitiert 
von der Nähe zu seinen Nachbarn, von wachsenden und zielgerichteten Kooperatio-
nen und initiativen und kann so seine eigenen Stärken ausbauen und multiplizieren.
Die Identifizierung, Profilierung und Vermarktung starker gemeinsamer Wirtschaftsclus-
ter und eine enge Verflechtung der Wirtschaftsräume, aber auch von Forschungs- und 
Hochschulclustern stärken die Wettbewerbsfähigkeit mit positiven Auswirkungen für 
die Gesellschaft unseres Landes. idealerweise gelingt es so, im Rahmen eines gemein-
samen Standortmarketings international verstärkt wahrgenommen zu werden und 
mehr Zugang zu Finanzmitteln von investoren zu bekommen. Mit seinem attraktiven 
Arbeitsmarkt fungiert z. b. Hamburg zudem als brücke für überregionale Zuwanderer 
in die südlichen Regionen Schleswig-Holsteins. Die wirtschaftlichen Abstrahleffekte die-
nen dem ganzen Land. Dabei behält Schleswig-Holstein sein eigenes Profil und sucht 
in der Partnerschaft nach komplementären Stärken und interessen, so dass Arbeitstei-
lung Konkurrenz vorbeugt.

blaues wachstum in der ostseeregion
Die Projektpartner kommen aus sechs unterschiedlichen Ländern, grenzen alle an 
die Ostsee und haben ein gemeinsames Ziel: die Potenziale der maritimen Wirt-
schaftszweige, das sogenannte „Blaue Wachstum“, besser auszuschöpfen. Konkret 
geht es dabei beispielsweise um Fragen der nachhaltigen Entwicklung maritimer 
Technologien oder der Schwerpunktsetzung in einzelnen Regionen. Dass das 
Meer dabei nicht ausgebeutet wird, sondern die Nachhaltigkeit oberste Priorität 
hat, versteht sich von selbst. Auch Unternehmen aus Schleswig-Holstein sind hier 
engagiert. Die Firma Sea & Sun Technology GmbH mit Sitz in Trappenkamp ist ein 
international tätiger Systemanbieter für Meeres-, Energie- und Umwelttechnik, der 
unter anderem auf industrielle Produktion von Mikroalgen setzt. Solche Algen lie-
fern die natürlichen Farbstoffe, die die Lebensmittel-, Futter- und Kosmetikindustrie 
benötigt — ob grün, rot, orange, pink oder blau.

Der Startschuss für das internationale Projekt Smart Blue Regions fiel zwar erst vor 
kurzem — aber schon jetzt zeichnet sich ab: die enge, überregionale Kooperation 
der beteiligten Ostseeregionen hilft bei der Optimierung der Rahmenbedingun-
gen für „Blaues Wachstum“ enorm. Zumal das Netzwerk auch intensiv mit den 
relevanten Wirtschaftspartnern im Ostseeraum zusammen-
arbeitet. Das von der EU mit 1,5 Millionen Euro geför-
derte Projekt beweist einmal mehr: die Kooperation 
nützt Schleswig-Holstein.

zukunft heute gestalten 3.8 124.125
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einordnung und bedeutung der strategischen Leitlinie 

Schleswig-Holstein hat eine lange Tradition von Zuwanderung und im Zusammenleben 
unterschiedlichster Menschen und Kulturen. Das prägt das Land bis heute und wird 
Schleswig-Holstein auch perspektivisch zugute kommen. Denn Schleswig-Holstein befin-
det sich in einem Standortwettbewerb und bekennt sich offen dazu, auf Einwanderung 
dauerhaft angewiesen zu sein. Wir müssen aufgrund demografischer Entwicklungen und 
eines hohen Fachkräftebedarfs nicht nur regional, sondern auch national und internatio-
nal uns an dem Wettbewerb um kluge Köpfe beteiligen. Komplementär zu einer stärke-
ren internationalen Ausrichtung von Politik, Wirtschaft und zielgerichteten Kooperationen 
wollen wir ein Zuwanderungsland bleiben, das für künftige Zuwanderinnen und Zuwan-
derer attraktiv ist und zugleich auch allen bereits hier lebenden Einwanderinnen und 
Einwanderern eine sichere, lebenswerte und staatsbürgerschaftliche Perspektive eröffnet.

Zugleich muss Schleswig-Holstein aber auch offen für jene Menschen sein, die vor 
Krieg und Hunger auf der Flucht sind. Die unterstützung dieser Menschen darf nicht in 
Frage gestellt werden. und es werden Menschen in unser Land kommen, die weniger 
qualifiziert sind. Auch diese Menschen wollen wir integrieren und ihnen Perspektiven 
bieten. Gleichwohl brauchen wir neben einer grundsätzlichen Offenheit im Land eben-
so Strukturen, die dazu beitragen, Zuwanderung bewältigen zu können und Zuwan-
derinnen und Zuwanderer entsprechend den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Erfordernissen zu integrieren. und schließlich brauchen wir auch Mechanismen und 
Sicherungen, die die Gesellschaft als Ganzes im blick haben und dafür Sorge tragen, 
dass niemand zurückgelassen wird oder schlechtere chancen für die persönliche Ent-
faltung erhält. Dabei gilt die Zielvorgabe des Flüchtlingspaktes, integration vom ersten 
Tag an zu ermöglichen. Die strategische Leitlinie „Zuwanderung — Schleswig-Holstein 
als Zuwanderungsland gestalten“ setzt hier an, um diese Offenheit und die erforderli-
chen Strukturen zu entwickeln.

poLitischE hAnDLungsfELDEr 
Wir setzen dafür auf folgende politische initiativen und Schwerpunkte:

1. zuwAnDErung ALs chAncE im stAnDortwEttbEwErb bEgrEifEn
Zuwanderung wird nicht nur wirtschaftlich immer wichtiger für die Zukunftsfähigkeit 
des Landes, sondern bedeutet auch eine kulturelle, sprachliche, ethnische und religi-
öse bereicherung. Die damit verbundene neue gesellschaftliche vielfalt bietet große 
chancen. Sie stellt die Menschen in Schleswig-Holstein — wie auch in anderen Regionen —  

vor große Herausforderungen. Das betrifft nicht 
nur die Aufnahme und unterbringung von 
Asylsuchenden und Flüchtlingen. insbesondere 
ist auch ihre gesellschaftliche integration und 
Teilhabe an bildung, Arbeit und dem gesell-
schaftlichen Leben — wie die aller Zugewander-
ten, beispielsweise qualifizierter Fachkräfte und 
ihrer Familien — von großer bedeutung. 

Die Zuwanderung ist für die künftige Entwicklung des Landes von zentraler bedeutung. 
chancengleichheit und Partizipation von Menschen mit Migrationshintergrund werden 
damit zu zentralen Aufgaben von Politik, verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft —  
mit blick sowohl auf die individuellen Entwicklungschancen als auch den sozialen Zu-
sammenhalt und die Wettbewerbsfähigkeit Schleswig-Holsteins.

Mit der Migrations- und integrationsstrategie hat die Landesregierung 2014 erstmals 
ein Leitbild formuliert, das Migration und integration strategisch zusammenfasst. 
integrationspolitik orientiert sich nunmehr an den Lebenslagen der Menschen, nicht 
an ihrem Aufenthaltsstatus. Zudem gibt es mit dem „Flüchtlingspakt“ eine organisato-
rische Klammer und ein Steuerungsinstrument der integrationspolitik zwischen Land, 
Kommunen, Wirtschaft, verbänden, Kirchen, Ehrenamt und Mittelstand. Er enthält 
Zielvereinbarungen aus verschiedenen bereichen mit dem Ziel, Lösungen für die aku-
ten Fragen in Hinblick auf die Flüchtlingszuwanderung zu finden und die Integration 
der Asylsuchenden zu verbessern. Kommunen erhalten beispielsweise mehr Geld für 
Flüchtlinge, für Sprachförderung und leichteren Zugang zu medizinischer versorgung.

Migration ist stets auch der Transfer von Fähigkeiten und Fertigkeiten. Entsprechend wol-
len wir die vielfältigen Potenziale aller hier lebenden Menschen nicht brachliegen lassen, 
sondern besser erschließen, fördern und nutzen. Schleswig-Holstein ist auf qualifizierte 
Fachkräfte angewiesen, um langfristig die versorgungssicherheit im ländlichen Raum 
zu sichern und die demografisch bedingte Fachkräftelücke zu schließen. Um eine neue 
Offenheit im Land gegenüber unterschiedlichen Kulturen, Sprachen und Religionen zu 
fördern, brauchen wir Kooperationen mit universitäten, Projekte und Partnerschaften zur 
Förderung von Fremdsprachenkenntnissen und eine noch internationalere Ausrichtung 
des Wirtschaftsstandorts Schleswig-Holstein. Auch der Abbau von Zuwanderungsbarri-
eren sowie ein neues verständnis von Teilhabe und Partizipation müssen perspektivisch 
entwickelt werden. Zugleich darf dies aber nicht zulasten bestehender Strukturen oder 
von sozial Schwachen geschehen. Wir müssen die Gesellschaft als Ganzes im blick haben.

Zuwanderung —  
ScHLESWiG-HOLSTEiN ALS Zu- 
WANDERuNGSLAND GESTALTEN

zukunft heute gestalten 3.9 126.127
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wir müssen daher in einen dialog treten und noch folgende Leitfragen gemeinsam 
diskutieren: 
>  Wie können wir Schleswig-Holstein international stärker positionieren, um es noch 

attraktiver für Fachkräfte zu machen? 
>  Wie können wir die integration von Zuwanderinnen und Zuwanderern in den Arbeits-

markt effektiver gestalten? 
>  Wie können wir einen gesellschaftlichen Konsens erreichen, so dass sich niemand im 

Stich gelassen fühlt?

2. zuwAnDErung VErstEht sich im rAhmEn Von infrAstruk- 
turELLEr wEitErEntwickLung unD intErkuLturELLEr öffnung
Es gibt drei Dimensionen von Zuwanderung: jene, bei der Menschen aufgrund von Krieg 
und verfolgung in Schleswig-Holstein einen sicheren Hafen suchen, jene, bei der sie 
aufgrund von fehlenden Perspektiven und Armut nach Schleswig-Holstein kommen, und 
jene, bei der hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, insbesondere aus 
der Europäischen union, in Schleswig-Holstein Selbstverwirklichung anstreben.

Für Asylsuchende und Flüchtlinge müssen wir entsprechende Strukturen der Erstver-
sorgung schaffen; für alle, die längerfristig oder dauerhaft im Land bleiben werden, 
unterstützung bei der integration. Die aktuelle Flüchtlingszuwanderung zeigt deutlich, 
dass hier insbesondere verwaltung und Zivilgesellschaft bereits einen wesentlichen 
beitrag leisten. Dieses Engagement gilt es weiter zu unterstützen und Akteure dafür 
stärker als bisher miteinander zu vernetzen. 

Durch konsequente Antidiskriminierungs- und Gleichstellungspraktiken sowie eine 
Landesentwicklung mit breitem Ansatz ist Schleswig-Holstein integrationsfähig. Wir 
arbeiten gemeinsam für integration vom ersten Tag an. Jeder kann zum wirtschaftli-
chen, aber auch gesellschaftlichen Wachstum und Wohlergehen des Landes beitragen, 
beruflich Fuß fassen und privat Wurzeln schlagen. Eine Haltung der Offenheit, die auf 
Teilhabe und inklusion zielt, ist dabei für das Land ein unverzichtbares Element.
Dafür werden wir die verwaltungsinternen Organisationsstrukturen und die vernetzun-
gen mit anderen Akteuren optimieren und an den bedürfnissen einer Willkommens- 
und Anerkennungskultur ausrichten. Gleichzeitig müssen wir aber auch die Grenze 
zwischen belastung und überlastung im blick haben und reagieren können. Hierfür 
müssen wir bestehende Ängste in der Gesellschaft stärker aufgreifen, für Aufklärung 
sorgen und den Dialog suchen. 

Die Menschen, die zu uns kommen, müssen umfassend integriert werden. Die integrati-
on gelingt im Zusammenspiel von Wohnen, bildungsangeboten, Arbeiten und interkultu-
reller Öffnung. Die meisten Personen ohne deutschen Pass leben in Schleswig-Holstein in 
oder nahe den größeren Städten, in denen es eine angemessene infrastruktur, vor allem 
Arbeitsmöglichkeiten und Hochschulen, aber auch Zugang zu integrationsmaßnahmen 
gibt. insbesondere im städtischen bereich können gute Strukturen weiterhin optimiert 
werden. Aber auch der ländliche Raum braucht Zuwanderung und muss Migration und 
integration mit anderen wichtigen Zukunftsaufgaben wie dem Erhalt der öffentlichen 
infrastruktur verknüpfen. Dabei müssen ländliche Gegebenheiten als Standortvorteil ge-
nutzt werden. Die vernetzung und Zusammenarbeit von unternehmen und Kommunen 
sind besonders wichtig für die Entwicklung der ländlichen Region sowie für die integra-
tion von Zuwanderinnen und Zuwanderern. Die Landesregierung will Kommunen darin 
stärken, in der Zuwanderung eine chance zu sehen, und Diskussionsprozesse einleiten.

Darüber hinaus sind wir auf den Zuzug qualifizierter Fachkräfte angewiesen und müs-
sen daher die Rahmenbedingungen anpassen: von attraktiven Arbeitsplatzangeboten 
bis hin zu einer gelebten Willkommens- und Anerkennungskultur der Gesellschaft. Die 
Attraktivität Schleswig-Holsteins sollte auch im Ausland durch entsprechende initiati-
ven bekannt gemacht werden. Damit werden insbesondere Hochschulen zu wichtigen 
Akteuren in der Migrations- und integrationspolitik. Die Potenziale der Zuwanderung 
internationaler Studierender müssen in Zukunft noch stärker als bisher genutzt werden. 
unsere Hochschulen müssen nicht nur für ausländische Studentinnen und Studenten 
attraktiver werden, sondern es braucht auch Strategien zur bindung von ausländischen 
Absolventinnen und Absolventen an Schleswig-Holstein nach ihrem Studium. Dazu gilt 
es auch, Studienstrukturen weiter zu internationalisieren.

Hierfür müssen wir folgende offene Leitfragen adressieren: 
>  Wie können wir das Zusammenleben in allen Teilräumen des Landes unter Wahrung 

des sozialen Friedens und zum Wohle aller beteiligten gestalten und umsetzen?
>  Welche Rolle werden in Zukunft unterschiedliche Kulturen und Religionen in der 

Gesellschaft spielen?
>  Welche Rolle können Akteure aus Wirtschaft oder Zivilgesellschaft bei der integration 

übernehmen und welche Strukturen müssen wir dafür schaffen?
>  Wie können wir bereits funktionierende gesellschaftliche bündnisse und initiativen 

im Land unterstützen, die fundamentale beiträge für die unterbringung und versor-
gung von Flüchtlingen leisten?

zukunft heute gestalten 3.9 128.129
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foLgEAbschätzungEn DEr strAtEgischEn LEitLiniE
Damit Zuwanderung in Schleswig-Holstein gelingt, müssen wir es zum einen schaffen, 
eine Willkommenskultur und -struktur dauerhaft zu etablieren, die darauf fußt, dass Zu-
wanderung als bereicherung wahrgenommen wird. Zum anderen braucht es gemein-
same Anstrengungen von Land, Kommunen und unternehmen, um die „integration 
vom ersten Tag an“ sowohl von Flüchtlingen als auch anderen Zuwanderungsgruppen, 
wie Fachkräften, erfolgreich zu gestalten. Dies darf aber nicht zulasten sozial Schwacher 
oder benachteiligter gehen, sondern mit Augenmaß und dem blick auf die Gesell-
schaft als Ganzes. Gelingt es, diesen Rahmen zu schaffen, dann profitiert das Land 
kulturell und wirtschaftlich von der bereicherung durch die neuen Fähigkeiten und 
Potenziale. Die versorgungssicherung in ländlichen Räumen kann dank Zuwanderung 
gestützt, die demografisch bedingte Fachkräftelücke, insbesondere im Handwerk, zu-
mindest verringert werden. Auch die kulturelle vielfalt und internationalität des Landes 
wird erhöht. Dies ist vor dem Hintergrund einer gezielten internationalisierung und 
vernetzung des Landes nach innen und außen essentiell für das bestehen im Standort-
wettbewerb. So wird aus der Herausforderung Zuwanderung ein beitrag zur Stärkung 
der Zukunftsfähigkeit Schleswig-Holsteins.

zukunft heute gestalten 3.9 130.131

Jugendlichen mit migrationshintergrund eine perspektive bieten
Was wird aus mir in Zukunft? Welche Chance habe ich auf dem Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt? Fragen, die sich alle Jugendlichen einmal stellen. Doch für 
diejenigen mit Migrationshintergrund bleibt es ein besonders heikles Thema. 
Um sie zu unterstützen, gibt es in Schleswig-Holstein das Projekt „Ausbildung 
und Integration für Migranten“ (AIM). Und Arbeitgeber wie Alaattin Barutcu 
von der Lübecker „Autolackierung Lehmann“. Er kam selbst als Migrant 
nach Deutschland, heute ist er der Firmeninhaber. Eine Erfolgsgeschichte, 
die Jugendliche mit Migrationshintergrund besonders motiviert. Bestes 
Beispiel: seine drei Azubis, die nach der Schule eigentlich keine Chance auf 
einen Ausbildungsplatz hatten. Alaattin Barutcu schenkte ihnen trotzdem 
sein Vertrauen, bot ihnen Langzeitpraktika an und machte sie so fit für die 
Ausbildung. Jetzt streben alle einen erfolgreichen Abschluss zum Fahrzeug-
lackierer an. 

Zuhören, beraten, unterstützen — das ist die Er-
folgsformel der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Projekts AIM. Und jeden Tag zeigt sich 
aufs Neue: Mit der notwendigen finanziellen 
Unterstützung und den richtigen Methoden 
lässt sich Zuwanderung erfolgreich gestalten. 
Daran sollten wir uns bei der Bewältigung der 
kommenden Herausforderungen orientieren. 

 

schleswig-holstein — ein lebenswerter Arbeitsplatz
Schleswig-Holstein bietet neue Perspektiven in allen Lebensbereichen. Ob privat 
oder beruflich, das Land bietet viele attraktive Möglichkeiten zur individuellen 
Entwicklung. Im Fokus steht die Lebensqualität — um sie zu erhalten und zu-
kunftsorientiert zu gestalten braucht es innovative Köpfe, die schon heute an 
morgen denken. Viele Betriebe und Unternehmen haben deshalb ihr Angebot 
ausgebaut, um offene Stellen zu besetzen. Das ATLANTIC Hotel in Kiel geht mit 
gutem Beispiel voran. Bei der Bindung von Fachkräften wird besonderer Wert auf 
innerbetriebliche Aus- und Weiterbildungen gelegt sowie auf Maßnahmen für ein 
gutes Betriebsklima. Neben dem kollegialen Umfeld und den Möglichkeiten für 
Weiterbildung spielen auch Gehalt und eine ausgewogene Work-Life-Balance eine 
wichtige Rolle. Zusätzlich bietet Schleswig-Holstein auch ausländischen Fachkräften 
die Chance, ihren Beruf auszuüben oder sich in ihrer Branche weiterzuentwickeln. 
Unter dem Motto „Gelernt ist gelernt“, eine Initiative der IHK, werden im 
Ausland erworbene Berufsqualifikationen auf den Prüfstand gestellt und 
einem deutschen Referenzberuf zugeordnet — und Schleswig-
Holstein als Zuwanderungsland damit noch attraktiver.
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Leitlinien Stk MJke MSb Mib

digitalisierung E-Government- 
Strategie (Entwurf)

Elektronischer 
Rechtsverkehr
Neues iT-Justiz- 
gesetz

Lernen mit  
digitalen Medien

bekämpfungs- 
konzeption  
cybercrime

Lebensqualität Landesentwicklungs-
plan Schleswig-
Holstein 2010

Landesstrafvollzugs-
gesetz (Entwurf) 

Kulturperspektiven 
Schleswig-Holstein

Schwimmsport- 
stättenförderung
Sportförderung

Kompass 20+  
Feuerwehrwesen 
und Katastrophen-
schutz — Ein Orien-
tierungsrahmen für 
das Land Schleswig-
Holstein

Landeskonzept  
Wohnungs- 
einbruchsdiebstahl

Landesprogramm 
zur Demokratie-
förderung und 
Rechtsextremismus-
bekämpfung 

Landesprogramm 
zur vorbeugung und 
bekämpfung von 
religiös motiviertem 
Extremismus in 
Schleswig-Holstein 

Organisationsleitlini-
en der Landespolizei

regionen im 
wandel

Landesentwicklungs-
plan Schleswig-
Holstein 2010

Wohnungsbau- 
programm  
„Erleichtertes bauen“

Kommunaler investiti-
onsfonds (KiF) 

Städtebauförderungs-
programme 

Landesprogramm 
Wirtschaft/Nachhaltige 
Stadtentwicklung-Stadt 
im Wandel

Kompass 20+  
Feuerwehrwesen und 
Katastrophenschutz —  
Ein Orientierungs-
rahmen für das Land 
Schleswig-Holstein

MeLur fM Mwavt MSgwg

Sonderprogramm 
„iMPuLS 2030“ 

breitband 2030

bündnis für  
industrie.SH

Strategie 2020 der 
Landesregierung 
Schleswig-Holstein für 
Open Access

Digitale Agenda:
Medienkompetenz und 
Teilhabe 

Strategie zur Entwick-
lung von Open Science

Generalplan  
Küstenschutz

Halligen 2050

Niederungen 2050

umsetzung der 
Eu-Wasserrichtlinien 
(WRRL, HWRL, MSRL)

Sonderprogramm 
„iMPuLS 2030“ 

Regionale innova- 
tionsstrategie  
(RiS.SH)

Fördergrundsätze 
Landesprogramm 
Arbeit  

Nachwuchs- 
kräftekonzept

Landesprogramm 
Wirtschaft

Gleichstellungs- 
strategien

Landesinitiative bürger-
gesellschaft

betreuungsqualität 
und -angebot für 
0—6-Jährige,  
Sicherung und  
Weiterentwicklung

Landespflegebericht

umsetzung Demenzplan

umsetzungsstrategie 
uN-behindertenrechts-
konvention

Krankenhausplan des 
Landes Schleswig-
Holstein

Psychiatriebericht

Präventionsstrategie

Landesrahmenverein-
barung zum Präventi-
onsgesetz

Arbeitsschutzkonzept 
für Schleswig-Holstein

Sozialberichterstattung 
als Teil strategischer 
Sozialplanung

Landesprogramm 
Ländlicher Raum 
2014—2020

Generalplan  
Küstenschutz

Halligen 2050

Niederungen 2050

Sonderprogramm 
„iMPuLS 2030“ 

Zukunft Steuer- 
verwaltung 2020

Landesprogramm 
Wirtschaft

Kommunale Sozial-
planung

DiE LES ALS DAcHSTRATEGiE DER  
TEiLSTRATEGiEN DER MiNiSTERiEN

Stadt
Land

Meer

Stk
Staatskanzlei

MeLur 
Ministerium für Energie-
wende, Landwirtschaft, 
umwelt und ländliche 
Räume

MSb
Ministerium für Schule 
und berufsbildung

Mib
Ministerium für inneres 
und bundesangelegen-
heiten

fM
Finanzministerium

Mwavt 
Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, verkehr 
und Technologie

MSgwg
Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Wissen-
schaft und Gleichstellung

MJke
Ministerium für Justiz, 
Kultur und Europa
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134.135zukunft heute gestalten 

MeLur fM Mwavt MSgwg

bildungskonzept 
Nationalparkregion

Sonderprogramm 
„iMPuLS 2030“ 

Neues Hoch- 
schulgesetz 

Strategie 2020 der 
Landesregierung 
Schleswig-Holstein 
für Open Access

Generalplan  
Küstenschutz

Halligen 2050

Landesprogramm 
ländlicher Raum 
2014 bis 2020

Klimaschutzgesetz 
(Entwurf)

Energiewende- und 
Klimaschutz-bericht

Aquakultur- 
strategie

Tourismusstrategie 
Weltnaturerbe  
Wattenmeer

Energiepolitische 
Strategie der  
Landesregierung

Operationelle  
Programme Eu-
Strukturfonds (ELER)

Sonderprogramm 
„iMPuLS 2030“ 

Regionale innova- 
tionsstrategie  
(RiS.SH)

Landesprogramm 
Wirtschaft

clusterstrategie des 
Landes

bündnis für  
industrie.SH

Tourismusstrategie

Fachkräfteinitiative 
„Zukunft im Norden“

Landesinitiative 
Zukunft Meer

Masterplan Marine 
biotechnologie 

Operationelle Pro-
gramme Eu-Struktur-
fonds (EFRE, ESF)

breitbandstrategie 
des Landes

Sozialverträgliche, 
gesundheitsge-
rechte Gestaltung 
der Arbeitswelt 4.0 
unterstützen

Weiterentwicklung 
inklusiver Arbeits-
markt

Landesstrategie 
Elektromobilität

Sonderprogramm 
„iMPuLS 2030“ 

Landesnahverkehrs-
plan (bis 2017)

Mobilitätsstrategie

Straßenzustands-
bericht 

bericht zum Zustand 
der Landesstraßen 
in SH 2014 incl. Er-
haltungsprogramm 
2014 — 2017 

Landesweites Rad-
verkehrsnetz (LRvN)

Leitlinien Stk MJke MSb Mib

bildung Theaterkonzept

Gedenkstätten-
konzept

Qualitätsstrategie 
des MSb

Konzept „inklusive 
Schule“ von 2014, 
Arbeitspapier von 
2015

Konzept „Lernen mit 
digitalen Medien“

Stärkung der  
beruflichen Bildung

Ganztag in  
Schleswig-Holstein

wirtschaft Landesentwicklungs-
plan Schleswig-
Holstein 2010

Wohnungsbau- 
programm 

Programm Städte-
bauförderung

Mobilität der 
Zukunft

Stk
Staatskanzlei

MeLur 
Ministerium für Energie-
wende, Landwirtschaft, 
umwelt und ländliche 
Räume

MSb
Ministerium für Schule 
und berufsbildung

Mib
Ministerium für inneres 
und bundesangelegen-
heiten

fM
Finanzministerium

Mwavt 
Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, verkehr 
und Technologie

MSgwg
Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Wissen-
schaft und Gleichstellung

MJke
Ministerium für Justiz, 
Kultur und Europa
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136.137zukunft heute gestalten 

Leitlinien Stk MJke MSb Mib

Lebensgrundlagen Landesentwicklungs-
plan Schleswig-
Holstein 2010

Klimapakt

Landesprogramm 
Wirtschaft/Nach-
haltige

Stadtentwicklung- 
die energieeffiziente 
Stadt

vernetzung Rahmenplanung 
Deutsch-Dänische 
Zusammenarbeit des 
Landes

Handlungskonzept 
Ostseekooperation

STRiNG-Strategie 2030

Ostseebericht

Europabericht

Gemeinsame Minister-
erklärung zu Wachstum 
und Wirtschaftsentwick-
lung im deutsch- 
dänischen Grenzland

Zuwanderung Konzept „Durchgän-
gige Sprachbildung 
in der allgemeinen 
und beruflichen 
bildung“

Migrations- und 
integrationsstrategie 
des Landes SH 

Flüchtlingspakt 

Wohnungsbau- 
programm „Erleich-
tertes bauen“

MeLur fM Mwavt MSgwg

Landesprogramm 
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Ministerium für Soziales, 
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schaft und Gleichstellung
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Ministerium für Justiz, 
Kultur und Europa
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Die Zukunft des echten Nordens geht uns alle an. Daher  
entwickelt ein Fachdialog mit Akteuren aus allen bereichen 

Schleswig-Holsteins das Grünbuch weiter zum Weißbuch.

dialog
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DEr fAchDiALog im übErbLick unD AusbLick
Wir sehen, uns steht eine Menge Arbeit bevor. Wir sehen aber auch — es kann sich 
lohnen. Denn wir wollen das beste aus unseren chancen machen. Dafür vertrauen wir 
auf unsere Stärken. Die geographische Lage, die manchmal recht raue Natur, unsere 
bewegte Geschichte, unser kultureller Reichtum und die gesellschaftliche vielfalt. 
Diese Aspekte haben uns zu dem gemacht, was wir sind: zum echten Norden.  
bodenständig, unaufgeregt, pragmatisch.

Nun gilt es, die richtigen Weichen zu stellen. Durch unsere bürgerinnen und bürger, 
Sozialpartner, unternehmen, verbände, zahlreichen bildungsinstitutionen und nicht 
zuletzt auch durch die Politik verfügen wir über viele ideen, vorschläge und kluge 
Gedanken, die dazu beitragen werden, die beste Zukunft Schleswig-Holsteins möglich 
zu machen. Niemand hat ein Gestaltungsmonopol. Deshalb kann es nur einen mög-
lichst gemeinsamen Ansatz geben und die Landesregierung wird sich dafür einsetzen, 
dass es ein möglichst breiter Konsens im interesse unseres Landes wird. So ist auch 
dieses Grünbuch entstanden. indem wir uns in einem umfassenden Strategieprozess 
gemeinsam mit den bürgerinnen und bürgern im Land mit der Zukunft Schleswig-
Holsteins auseinandergesetzt haben. Daran knüpfen wir nun an.

Wir werden daher bis Sommer 2016 einen Fachdialog mit Akteuren aus allen bereichen 
Schleswig-Holsteins umsetzen, aus der Wirtschaft, den Kommunen, verbänden und 
interessengruppen und auch aus der interessierten Öffentlichkeit. Dies soll uns helfen, 
Gestaltungschancen, Streit- und Knackpunkte, aber auch mögliche Kompromisslinien 
besser zu erkennen. Wichtige Zwischenergebnisse dieses Fachdialogs werden wir im 

diaLog:  
FüR DAS STARKE ScHLESWiG-HOLSTEiN 
vON MORGEN 

Rahmen von veranstaltungen sammeln und in die Weiterentwicklung dieses  
Grünbuchs einfließen lassen. Das Grünbuch ist dabei keine Zusammenfassung  
getroffener Entscheidungen. Vieles ist offen und wird erst im Weißbuch definiert.  
Nähere Informationen finden Sie auf:

wir laden Sie nun herzlich ein: diskutieren Sie mit und lassen Sie uns daran  
arbeiten, die Zukunft Schleswig-Holsteins gemeinsam zu gestalten.

grünbuch fachdialog weißbuch

www.les.schleswig-holstein.de
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bAsisbrAnchEn
Die basisbranchen sind die wirtschaftlichen Grundlagen Schleswig-Holsteins. Zu den 
basisbranchen gehören in Schleswig-Holstein der Tourismus, die Logistik, der Maschi-
nenbau, der versorgungsbereich der Gesundheitswirtschaft sowie die Landwirtschaft.

bEst-AgEr(-phAsE)
Die best-Ager-Phase beginnt mit dem 50. Lebensjahr und als best-Ager wird eine 
Altersgruppe mit überdurchschnittlichem Einkommen, verbunden mit Konsumfreude 
und hohen Qualitätsansprüchen, bezeichnet. 

big DAtA
Als big Data werden die Sammlung und Auswertung immer größerer Datenmengen 
bezeichnet, die durch technische Fortschritte sowohl bei Prozessoren als auch in der 
Sensorik, aber auch in den Analysemethoden ermöglicht werden. 

cLustEr
Als cluster gelten regionale branchenschwerpunkte und Orte, an denen sich eine 
vielzahl von unternehmen und damit verbundene Einrichtungen konzentrieren, die im 
selben oder in einem ähnlichen Wirtschaftszweig oder Themenbereich tätig sind.

cross innoVAtion
Der begriff cross innovation beschreibt die branchen- bzw. disziplinübergreifende 
Zusammenarbeit von Kreativschaffenden und bspw. unternehmen aus dem verarbei-
tenden Gewerbe, Hightech-branchen, der Gesundheits- oder Automobilwirtschaft.

DigitALEr wAnDEL
Der digitale Wandel oder die Digitalisierung bündelt veränderungen, die auf basis ei-
ner schnellen und breiten Adaption neuer informations- und Kommunikationstechnolo-
gien in Wirtschaft und Gesellschaft realisiert werden können. Sie haben jeweils für sich 
und erst recht in Wechselwirkung miteinander ein großes Potenzial, die Art und Weise, 
wie wir wirtschaften und arbeiten, grundlegend zu beeinflussen. 

E-goVErnmEnt
E-Government beschreibt die Nutzung digitaler informations- und Kommunikations-
technologien zum Datenaustausch innerhalb und zwischen staatlichen institutionen. 
Auch die Kommunikationsverlagerung von bürgerinnen und bürgern und staatlichen 
Stellen fällt unter diesen begriff.

E-LEArning
E-Learning kann mit „elektronisch unterstütztes Lernen“ übersetzt werden. Darunter 
werden alle Formen des Lernens zusammengefasst, bei denen elektronische oder digi-
tale Medien für die Distribution von Lernmaterial wie auch zur zwischenmenschlichen 
Kommunikation zwischen Lehrenden und Lernenden zum Einsatz kommen. 

EntgrEnzung
Der Einsatz moderner informations- und Kommunikationstechnologien ermöglicht eine 
Entgrenzung der Arbeit, des sozialen und gesellschaftlichen Lebens und Wirkens, d. h., 
dass sich Arbeit und gesellschaftliche Teilhabe räumlich, zeitlich und organisational 
zugunsten einer neuen Offenheit und Flexibilität verändern.

fooD procEssing
Food Processing ist synonym zur Lebensmittelverarbeitung zu verstehen und meint die 
behandlung von landwirtschaftlich erzeugten Rohwaren mit dem Ziel, dem verbrau-
cher eine große Auswahl qualitativ hochwertiger und sicherer Lebensmittel in ausrei-
chender Menge zur verfügung zu stellen.

gEnErAtion y 
Als Generation Y wird die bevölkerungskohorte zusammengefasst, die zwischen den 
Jahren 1980 und 1999 geboren ist. 

grünDErszEnE
Der begriff Gründerszene fasst alle Personen und institutionen zusammen, die entwe-
der ein unternehmen gegründet haben, eines gründen wollen oder in Kontakt mit den 
jeweiligen unternehmen der Szene stehen.

homEcoming ExpErts
Der begriff Homecoming Experts beschreibt gut ausgebildete Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die nach längerem Aufenthalt in anderen Städten/Ländern in ihre 
Heimat zurückkehren. in der globalisierten Welt nimmt die Anzahl der Personen, die 
aufgrund von Studium oder Arbeit zeitlich begrenzt fortziehen, stetig zu.

inDustriE 4.0
Das Schlagwort industrie 4.0 beschreibt einen umbruch im produzierenden Sektor. 
Leitbild der industrie 4.0 ist eine hochautomatisierte und vernetzte industrielle Produk-
tions- und Logistikkette. Dabei verschmelzen virtuelle und reale Prozesse auf der basis 
sogenannter cyberphysischer Systeme. 

GLOSSAR
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intErnEt DEr DingE
Der begriff internet der Dinge bezeichnet die vernetzung von Gegenständen mit dem 
internet, damit diese Gegenstände selbstständig über das internet kommunizieren und 
so verschiedene Aufgaben für den besitzer erledigen können. Der Anwendungsbe-
reich erstreckt sich dabei von einer allgemeinen informationsversorgung über automa-
tische bestellungen bis hin zu Warn- und Notfallfunktionen.

kmu
Kleine und mittlere unternehmen (KMu) ist die Sammelbezeichnung für unternehmen, 
die definierte Grenzen hinsichtlich Beschäftigtenzahl, Umsatzerlös oder Bilanzsumme 
nicht überschreiten. Von den rund 900.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
in Schleswig-Holstein arbeiten 686.000 Menschen (rd. 76 Prozent) im Mittelstand.

LifE sciEncEs
Für die interdisziplinären biowissenschaften haben sich die begriffe „Life Sciences“ 
und, davon abgeleitet, „Lebenswissenschaften“ etabliert, wobei insbesondere die bio-
medizinisch ausgerichtete Industrie den Begriff „Life Sciences“ pflegt. Diesen verbindet 
man daher heute vielfach mit anwendungs- und marktorientierter Forschung. Zu den 
Life Sciences zählen Forschungsrichtungen und Ausbildungsgänge, die sich mit Prozes-
sen oder Strukturen von Lebewesen beschäftigen oder an denen Lebewesen beteiligt 
sind, vor allem aus den branchen Medizintechnik, biotechnologie und Pharmazeutik.

mobiLEs ArbEitEn
Mobiles Arbeiten bezeichnet das Arbeiten außerhalb der betriebsstätte. Es umfasst die 
Arbeit von zuhause aus (Telearbeit, alternierende Telearbeit), die Arbeit beim Kunden 
(z. b. Service oder vertrieb), die Arbeit von unterwegs aus (z. b. Flugzeug, Hotelzimmer) 
und die Arbeit im Rahmen von Dienstreisen (z. b. Messe, Kongress).

spEziALisiErungsfELDEr
in den sogenannten Spezialisierungsfeldern verfügt Schleswig-Holstein über wettbe-
werbsfähige Stärken, gut ausgeprägte clusterstrukturen und damit korrespondierende 
Schlüsseltechnologien. Die sechs Spezialisierungsfelder sind: maritime Wirtschaft, Life 
Sciences, Erneuerbare Energien, Ernährungswirtschaft, Tourismus sowie informations-
technologie, Telekommunikation und Medien.

tELEArbEit
Der begriff Telearbeit beschreibt ein Arbeitsverhältnis, bei dem zumindest  
ein Teil der Arbeit außerhalb der unternehmensstandorte geleistet wird.  
Oftmals werden die Arbeitsergebnisse digital dem Arbeitgeber zugesandt. 

tELEmEDizin
Die Telemedizin bezeichnet die Diagnostik und Therapie unter überbrückung einer 
zeitlichen und/oder räumlichen Distanz. Hierbei wird mittels Telekommunikation zwi-
schen Arzt und betroffener bzw. betroffenem kommuniziert.

wErtEwAnDEL
Die veränderung der gesellschaftlichen und individuellen Wertvorstellungen und Nor-
men wird als kultureller Wertewandel bezeichnet.

wissEnsgEsELLschAft
in einer Wissensgesellschaft werden Wissen und dessen Organisation zur Grundlage 
des sozialen Zusammenlebens und zu einer herausragenden ökonomischen Ressource, 
die in hohem Maße über die Wettbewerbsfähigkeit von volkswirtschaften entscheidet. 
Arbeit geschieht verstärkt in der Form von Wissens- und Kopfarbeit. Dabei sind der 
Zugang zu Wissen und die Teilhabe an Wissen über bildung zentrale soziale Fragen. 

work-LifE-bALAncE
Work-Life-balance steht für das verhältnis von beruf und Privatleben. von einer 
ausgeglichenen Work-Life-balance spricht man daher, wenn beide Lebensbereiche 
ausreichend Raum in der individuellen Lebensplanung finden.

youtubEr
Ein Nutzer der video-Sharing-Website YouTube, der in einem Kanal videos mit zu-
meist eigenen inhalten zur verfügung stellt, wird als YouTuber bezeichnet. Prominente 
YouTube-Kanäle haben oftmals Millionen von Abonnenten.

zukunft mEEr
in Schleswig-Holstein ist bereits 2004 die Landesinitiative „Zukunft Meer“ entstanden. Sie 
umfasst eine Reihe von strategischen instrumenten und wirkt meerespolitisch integrativ 
und ist innovativ. Die Landesregierung legte damit die Grundlage für maritimes Regie-
rungshandeln: Ein Zusammenspiel aller Ministerien der Landesregierung ermöglicht 
hierdurch die vertretung aller relevanten maritimen Sektoren in Schleswig-Holstein.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 19.05.2016

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 5.3 Regionalentwicklung

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2016/878
öffentlich
19.05.2016
Dr. Kruse, Martin
Nevermann, Malte

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Regionalbudget der Kiel Region – Kooperationsvereinbarung
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Regionalentwicklungsausschuss Beratung
Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

1. Der Regionalentwicklungsausschuss empfiehlt dem Hauptausschuss, die 
Verwaltung mit dem Abschluss der anliegenden Kooperationsvereinbarung zum 
Regionalbudget der Kiel Region GmbH zu beauftragen. Dabei wird die Verwaltung 
ermächtigt, geringfügige Veränderungen an der Kooperationsvereinbarung 
vorzunehmen.

2. Der Hauptausschuss beschließt auf Empfehlung des 
Regionalentwicklungsausschusses, die Verwaltung mit dem Abschluss der 
anliegenden Kooperationsvereinbarung zum Regionalbudget der Kiel Region GmbH 
zu beauftragen. Dabei wird die Verwaltung ermächtigt, geringfügige Veränderungen 
an der Kooperationsvereinbarung vorzunehmen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 

Die Kiel Region GmbH ist die gemeinsame Gesellschaft der Kreise Plön und 
Rendsburg-Eckernförde und der Landeshauptstadt Kiel. Primäre Aufgabe ist es, die 
Zusammenarbeit der Verwaltungen, Wirtschaftsförderungen und weiteren 
Institutionen in der Region zu fördern mit dem Ziel, die Region im regionalen 
Wettbewerb zu stärken und sichtbar zu machen.

Grundlage der Zusammenarbeit ist das 2014 vorgelegte Regionale 
Entwicklungskonzept (REK) für die KielRegion. Die Organisation und Koordination 
der Zusammenarbeit liegt seit April 2014 in den Händen eines 
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Regionalmanagement-Teams, das bei der Kiel Region GmbH angesiedelt ist. Die im 
REK-Prozess etablierte Gremienarbeit wird im Regionalmanagement fortgesetzt. 
Aktuell liegen die Schwerpunkte der Zusammenarbeit in den Bereichen Mobilität, 
Fachkräftesicherung und Regionalmarketing. Neben den drei Gebietskörperschaften 
sind aktive Partner die Wirtschaftsförderungsgesellschaften, die IHK zu Kiel, die 
Unternehmensverbände Kiel und Mittelholstein die Arbeitsagenturen Kiel und 
Neumünster, die Kreishandwerkerschaften Kiel, Ostholstein-Plön und Rendsburg-
Eckernförde, der DGB und die Förde Sparkasse. 
In der Umsetzung befinden sich derzeit beispielsweise der Masterplan Mobilität, die 
Regionalwirtschaftliche Potentialanalyse B202/203, das Gewerbeflächen-
entwicklungskonzept für den Planungsraum 2, das Beratungsnetzwerk 
Fachkräftesicherung und die Nacht der Wissenschaft.

Das Land Schleswig-Holstein fördert künftig Entwicklungsprozesse von Regionen 
und regionalen Kooperationen durch das Förderinstrument der Regionalbudgets. Mit 
diesem Förderinstrument sollen Regionalmanagements in die Lage versetzt werden, 
Maßnahmen und Projekte zur Erreichung der strategischen, aus einem Regionalen 
Entwicklungskonzept (REK) entwickelten Ziele umzusetzen. 

Die entsprechende Richtlinie des Landes „Gewährung von Zuwendungen zur 
Unterstützung von Entwicklungsprozessen von Regionen und regionalen 
Kooperationen“ wurde am 21.03.16 im Amtsblatt Schleswig-Holstein 2016, S. 262 ff. 
veröffentlicht.

Mit der Förderung verbunden sind folgende Ziele:

• Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Region und indirekt der KMU
• Verbesserung der Standortbedingungen
• Mobilisierung spezifischer Beschäftigungs- und Wachstumspotentiale in der 

Region

Gefördert werden Vorhaben zur:
1. Verbesserung der regionalen Kooperation
2. Mobilisierung und Stärkung regionaler Wachstumspotentiale 
3. Verstärkung von Maßnahmen des Regionalmarketings oder
4. Verbesserung der Fachkräfteversorgung

Das Regionalbudget dient vor allem der Einbindung einer breiten Vielzahl regionaler 
Akteure in die Entwicklung der gemeinsamen Region. Daher sollen die geförderten 
Maßnahmen bzw. Projekte auch von regionalen Akteuren selbst durchgeführt 
werden. Dazu schließt der Träger des Regionalbudgets (in diesem Fall die Kiel 
Region GmbH) einen sog. Weiterleitungsvertrag, in dem die zuwendungsrechtlichen 
Rechte und Pflichten aus der Förderung des Regionalbudgets auf den jeweiligen 
verantwortlichen regionalen Akteur übertragen werden. 

Regionalbudgets können mit bis zu 80% der Kosten und bis zu 300.000,-€ jährlich 
gefördert werden. Die Förderung ist auf drei Jahre befristet. Die bei dreijähriger 
Projektlaufzeit maximale Förderung in Höhe von 900.000,-€ bedarf somit eines 
Eigenanteils von mindestens 225.000,-€. Wird dieser nicht erbracht, ergibt sich 
automatisch ein geringeres Fördervolumen.
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Bestandteil des Förderantrages ist eine Kooperationsvereinbarung, in der die 
beteiligten Parteien ihre Mitwirkung bekunden. Beteiligte Parteien sind neben der Kiel 
Region GmbH:

• Arbeitsagentur Kiel 
• Arbeitsagentur Neumünster
• Deutscher Gewerkschaftsbund Region KERN
• Förde Sparkasse
• Industrie- und Handelskammer zu Kiel 
• Kreis Plön
• Kreis Rendsburg-Eckernförde 
• Kreishandwerkerschaft Ostholstein/Plön
• Kreishandwerkerschaft Rendsburg-Eckernförde
• Kreishandwerkerschaft Kiel
• Landeshauptstadt Kiel 
• Unternehmensverband Mittelholstein
• Unternehmensverband Kiel

Finanzielle Auswirkungen: 
Mit der Unterzeichnung der Kooperationsvereinbarung entstehen keine finanziellen 
Verpflichtungen, vielmehr zielt das Wirtschaftsministerium mit dieser 
Kooperationsvereinbarung auf die Mitwirkungsbereitschaft der Projektpartner ab. 
Wenn Projekte aus dem Regionalbudget gefördert werden sollen, die eine finanzielle 
Beteiligung des Kreises erfordern, erfolgt die Gremienbefassung konkret zu diesen 
Projekten im Vorwege jeglicher Förderentscheidung. 

Anlage/n: 
Kooperationsvereinbarung Regionalbudget KielRegion
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Kooperationsvereinbarung Regionalbudget KielRegion 
 
Stand: 19.04.16  
 

Präambel 
 
Regionale Zusammenarbeit bietet die Chance, gemeinsam auf die Herausforderun-
gen des wirtschaftlichen Strukturwandels, des demografischen Wandels und auch 
der kommunalen Finanznot zu reagieren. Die Partner des Regionalmanagements 
KielRegion wollen ihre konstruktive Zusammenarbeit fortführen und die Umsetzung 
der im Regionalen Entwicklungskonzept (REK) KielRegion abgestimmten Entwick-
lungsziele weiter verfolgen. Sie bekennen sich damit zu den Ergebnissen des REK 
KielRegion und dem darin formulierten gemeinsamen Leitbild: 
 
A. Attraktiver Lebens- und Wohnraum; 
B. Zukunftsfähiger, mittelstandsgeprägter Wirtschaftsstandort; 
C. Starker Wissenschaftsstandort im Norden; 
D. Bedeutsamer Tourismuswirtschaftsstandort; 
E. Fachkräftepotenziale und zukunftsorientierter Arbeitsraum; 
F. Moderne Mobilität; 
G. Identität, Positionierung, Regionale Kooperation und Regionalmarketing. 
 
Mit dem 2014 gestarteten Regionalmanagement KielRegion konnte erfolgreich mit 
der Umsetzungsphase des REK KielRegion begonnen werden. Die unterzeichnen-
den Partner beabsichtigen diesen Prozess durch die Nutzung eines Regionalbudgets 
weiter zu stärken. Das Regionalbudget bietet die Chance, die im REK KielRegion 
entwickelten Projektansätze zügiger umzusetzen und diese gezielt weiterzuentwi-
ckeln.  
 

§ 1 Gegenstand und Ziele der Kooperationsvereinbarung 
. 
(1) Die unterzeichnenden Kooperationspartner (nachfolgend Kooperationspartner) 

der KielRegion schließen diese Vereinbarung zur Nutzung der Fördermöglichkei-
ten des Regionalbudgets auf Basis der Richtlinie des Landes Schleswig-Holstein 
für die Gewährung von Zuwendungen zur Unterstützung von Entwicklungspro-
zessen von Regionen und regionalen Kooperationen im Rahmen des Landespro-
gramms Wirtschaft aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW). 

 
(2) Mit den Mitteln des Regionalbudgets sollen Projekte zur Stärkung des Wirt-

schaftsstandortes und Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
in der KielRegion umgesetzt werden. Dabei sollen die folgenden im REK KielRe-
gion verankerten strategischen Ziele verfolgt werden: 

 Positionierung der KielRegion als attraktive Lebens-, Wohn-  
und Arbeitsregion; 

 Stärkung der Innovationskraft; 

 Steigerung der Attraktivität der KielRegion als Wirtschafts- und Gründerregion. 
 

(3) Die Kooperationspartner verpflichten sich, durch eine aktive und unterstützende 
Mitarbeit einen Beitrag zum Gelingen des Projektes zu leisten. 
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§ 2 Initiativen und Projekte 

 

(1) Die Kooperationspartner stimmen überein, zur Umsetzung der in § 1 genannten 

strategischen Ziele Projekte aus den folgenden drei Initiativen mit den Mitteln des 

Regionalbudgets zu unterstützen:: 

 

1. Initiative Wirtschaft & Mobilität; 

2. Initiative Wissen & Innovation; 

3. Initiative Regionalmarketing. 

 

Im Rahmen dieser Initiativen sollen des Weiteren Projekte umgesetzt werden, die 
zu einer Stärkung der KielRegion in den regionalen Querschnittsthemen Innovati-
on, Internationalisierung, Klima, Mobilität und Nachhaltigkeit beitragen. 

 

(2) Die Zielsetzungen der Initiativen sind in der Projektbeschreibung zum Antrag auf 

Förderung des Regionalbudgets aus dem Landesprogramm Wirtschaft beschrie-

ben. Der Projektantrag liegt dieser Kooperationsvereinbarung als Anlage 1 bei 

und ist Bestandteil dieser Vereinbarung. 

 

(3) Gemäß den Vorgaben der GRW müssen die Projekte zudem zur Verbesserung 
der regionalen Kooperation, Mobilisierung und Stärkung regionaler Wachstums-
potenziale, Verstärkung von Maßnahmen des Regionalmarketings oder Verbes-
serung der Fachkräfteversorgung beitragen. 

 

(4) Die Durchführung der aus dem Regionalbudget zu finanzierenden Projekte muss 

innerhalb der max. dreijährigen Projektlaufzeit des Regionalbudgets abgeschlos-

sen sein. Die Abrechnung der Fördermittel unterliegt der Jährlichkeit des Landes-

haushaltes. 

 

(5) Die Finanzierung der einzelnen Projekte und Maßnahmen des Regionalbudgets 
erfolgt mit einer Förderung in Höhe von maximal 80% und einem Eigenanteil in 
Höhe von mindestens 20% % des jeweiligen Projektträgers. 
 

 

§ 3 Verfahren zur Auswahl der Projekte 

 

(1) Die Auswahl der vom Regionalbudget zu finanzierenden Projekte erfolgt durch 

den Lenkungsausschuss des Regionalmanagements KielRegion. 

(2) Die Projektentwicklung in den Initiativen ist Aufgabe aller Kooperationspartner 

und Gremien der KielRegion. Eine besondere Rolle kommt dabei den Fachar-

beitsgruppen als Träger der inhaltlichen Ausgestaltung der Kooperation zu. Auf-

gabe des Regionalmanagements ist es, Projektanträge zu prüfen und eine Be-

wertung anhand der abgestimmten Auswahlkriterien vorzunehmen. Eine vom Re-

gionalmanagement benannte federführende Facharbeitsgruppe oder auch ein 
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Projektteam wird nach der Bewertung durch das Regionalmanagement um eine 

fachliche Stellungnahme gebeten. Parallel wird der eingereichte Projektantrag auf 

Förderfähigkeit geprüft. Bei Bedarf greift das Regionalmanagement dabei auf das 

Know-How der Projektpartner oder auch der Landesinstitutionen zurück. In Ab-

stimmung mit der Projektgruppe wird der Projektantrag inklusive Bewertungs-

schema und fachlicher Stellungnahme dem Lenkungsausschuss vorgelegt. Die-

ser entscheidet dann anhand der vorgelegten Projektunterlagen sowie der Mittel-

verfügbarkeit im Regionalbudget über die Förderung. Nach der Sitzung informiert 

das Regionalmanagement den Projektträger und stimmt die Einzelheiten der Mit-

telauszahlung im Rahmen eines privatrechtlichen Vertrages (Weiterleitungsver-

trag) ab. 

(3) Die Auswahl der Projekte erfolgt anhand der vom Lenkungsausschuss beschlos-

senen Auswahlkriterien. Diese liegen der Kooperationsvereinbarung als Anlage 2 

bei.  

 

(4) Die Auswahl eines Projektes oder einer Maßnahme innerhalb des Regionalbud-
gets ist aufgrund der förderrechtlichen Gesamtverantwortung der Projektträgerin 
Kiel Region GmbH nicht gegen ihr Votum möglich (vgl. §5 (2)). 

 
(5) Sofern eine finanzielle Beteiligung der Gebietskörperschaften notwendig ist, er-

folgt eine Befassung der jeweils relevanten Gremien möglichst im Vorfeld der 

Lenkungsausschusssitzung. 

 

§ 4 Finanzierung  

 

(1) Die Kiel Region GmbH übernimmt für die Kooperationspartner die Trägerschaft 

für das „Regionalbudget KielRegion“ und beantragt eine 80%-Förderung im Rah-

men des Landesprogramms Wirtschaft (Antrag mit Projektbeschreibung siehe An-

lage 1 zur Kooperationsvereinbarung). Die Kooperationspartner/innen bekunden, 

dass sie diesen Antrag – nach erfolgter Bewilligung – in der dort beschriebenen 

Weise gemeinsam umsetzen wollen. 

 

(2) Die Gesamtkosten für die Durchführung der in § 2 genannten Initiativen werden in 

der längstens dreijährigen Projektlaufzeit des Regionalbudgets insgesamt maxi-

mal 1.125.000,-€ betragen. Die maximale Förderung in Höhe von 900.000,-€ be-

darf eines 20%-igen Eigenanteiles von mindestens 225.000,-€. Wird dieser nicht 

erbracht, ergibt sich automatisch ein geringeres Fördervolumen. 

 
(3) Die Kiel Region GmbH stellt die Eigenmittel.  

 

§ 5 Organisation / Controlling 

 

(1) Die Gesamtkoordinierung des Projektes Regionalbudget KielRegion obliegt der 

KielRegion GmbH. Sie übernimmt für die Kooperationspartner alle Leistungen, die 

für die Antragstellung und spätere Durchführung des Regionalbudgets erforder-
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lich sind. Dazu gehört auch die Koordination der Gremien des Regionalmanage-

ments (Facharbeitsgruppen, Projektgruppe, Lenkungsausschuss) auch nach Ab-

lauf bzw. Abschluss des derzeit tätigen Regionalmanagements. 

 

(2) Die KielRegion GmbH übernimmt die förderrechtliche und finanztechnische Ver-

antwortung und Abwicklung und verfügt daher über ein entsprechendes Veto-

Recht im Projektauswahlverfahren. 

 

(3) Die Mittel des Regionalbudgets werden als Projektförderung von der KielRegion 

GmbH unter den Bedingungen zur Weiterleitung von Zuwendungen nach den 

Verwaltungsvorschriften (insbesondere Ziffer 12) zu § 44 der Landeshaushalts-

ordnung im Rahmen eines privatrechtlichen Vertrages (Weiterleitungsvertrag) mit 

dem Letztempfänger gewährt. Darin sind die Voraussetzungen und Zweckbe-

stimmung der Förderung sowie Rechte und Pflichten zu regeln. 

 

(4) Das Regionalmanagement beobachtet und bewertet im Rahmen des Monitorings 

den Projektfortschritt und prüft die Mittelverwendung und den Verwendungsnach-

weis.  

 

(5) Im Rahmen der halbjährlichen Lenkungsausschusssitzungen erfolgen durch das 

Regionalmanagement mit der Projektgruppe abgestimmte Berichte über abge-

lehnte Projektanträge und zum Stand der Dinge in den laufenden Projekten. 

 

(6) Im Rahmen des Finanzmanagements für das Regionalbudget erstellt das Regio-

nalmanagement Statusberichte bzgl. der Mittelverwendung und in qualitativer 

Hinsicht zum Verlauf der Projektumsetzung. Die Berichterstattung erfolgt im Len-

kungsausschuss. 

 

 

§ 6 Schlussbestimmungen 

 

(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Kooperationsvereinbarung bedürfen der 

Schriftform. 

(2) Gerichtsstand für alle Streitigkeiten der Parteien aus oder in Zusammenhang 

mit dieser Kooperationsvereinbarung ist Kiel. 

(3) Diese Vereinbarung steht unter der auflösenden Bedingung, dass ein Zuwen-

dungsbescheid für die Förderung der Projekte mit einer Förderquote von 80% 

nicht erteilt wird.  

(4) Der Zuwendungsbescheid wird nach seiner Erteilung dieser Vereinbarung als 

Anlage 3 beigefügt und wird ab seiner Bestandskraft Bestandteil dieser Verein-

barung. 

(5) Die Laufzeit des Projektes Regionalbudget beträgt max. drei Jahre. Diese Ver-

einbarung endet, nachdem durch den Zuwendungsgeber die rechtmäßige Ver-

wendung der Fördermittel festgestellt wurde.  

(6) Sollte eine Bestimmung dieser Kooperationsvereinbarung unwirksam sein, wird 
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die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Die Parteien  

werden die unwirksame Bestimmung unverzüglich durch eine solche ersetzen, 

die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten 

kommt. 

 

 
 

Anlage 1: Projektbeschreibung 

Anlage 2: Auswahlkriterien 

Anlage 3: Zuwendungsbescheid 
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Regionalentwicklungsausschuss
des Kreises Rendsburg-Eckernförde

Rendsburg, 15.07.2016

Fachbereich:
Sachbearbeitung:

Telefon:
E-Mail:

FD 2.5 Kommunalaufsicht 
und Feuerwehrwesen

 Klaus Behrens
04331/202-344

klaus.behrens@kreis-rd.de

NIEDERSCHRIFT
-Öffentlicher Teil-

Sitzung des Regionalentwicklungsausschusses

Sitzungstermin: Mittwoch, 08.06.2016
Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr
Sitzungsende: 18:50 Uhr

Ort, Raum: Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg, 
Sitzungssaal 1

 Vorsitz
 Albrecht , Tim

 reguläre Mitglieder
 Langer , Klaus
 Fandrey , Eike
 Kahle , Thomas
 Klimach-Dreger , Martin
 Koch , Holger Norbert
 Kolls , Jens
 Scherbarth , Kurt
 Sieh-Petersen , Karola
 Steckel , Raoul
 Storch , Susanne
 Tretbar-Endres , Martin
 Wendel , Ingrid

 stellvertretende  Mitglieder
 Eggert , Wilhelm
 Jessen , Dieter
 Schaper , Rolf

 Verwaltung
 Breuer , Volker
 Kruse Dr., Martin
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 Nevermann , Malte
 Schwemer Dr., Rolf-Oliver
 Behrens , Klaus

 Gäste
 Horn , Andreas
 Lass , Kai
 Mittrich , Hartmut
 Müller , Alexander
 Sönnichsen , Janet
 Thomsen , Sven
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Tagesordnung:

 1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der Tagesordnung

 2. Einwohnerfragestunde

 3. Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen am 
23.03.2016 und 27.04.2016

 4. Schülerbeförderung - Sachstand zur Überarbeitung der 
Schülerbeförderungssatzung

VO/2015/582-
004

 5. Wirtschaftsförderungsgesellschaft- Bericht aus der 
Gesellschaft

 6. Gemeinsames Gewerbeflächenentwicklungskonzept für den 
Planungsraum II Schleswig-Holstein

VO/2014/297-
001

 7. Grünbuch zur Landesentwicklungsstrategie Schleswig-
Holstein 2030

VO/2016/877

 8. Regionalbudget der Kiel Region – Kooperationsvereinbarung VO/2016/878

 9. Masterplan Mobilität

 10. Ausschreibung Stadtverkehr Rendsburg

 11. Bus-Bahn-Konzept Kiel-Rendsburg

 12. Verschiedenes
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Protokoll:

zu 1 Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 
Tagesordnung

Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung um 17.00 Uhr und stellte fest, dass der 
Ausschuss beschlussfähig sei. Einwendungen gegen Form und Frist der Einladung 
wurden nicht erhoben. Der Vorsitzende schlug vor, die Tagesordnung bei Bedarf um 
einen Tagesordnungspunkt „Ausschreibung Stadtverkehr Rendsburg / nicht-
öffentlich“ zu erweitern. Der Ausschuss stimmte dem einmütig zu und beschloss 
nach der insofern erweiterten Tagesordnung zu verfahren.

zu 2 Einwohnerfragestunde

Es lagen keine Anfragen vor.

zu 3 Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen 
am 23.03.2016 und 27.04.2016

Herr Tretbar-Endres erinnerte daran, dass dem Protokoll vom 27.04.2016 zu TOP 7 
ein Zeitplan beigefügt werden sollte. Die Verwaltung sagte zu, den Zeitplan in Allris 
einzustellen. Weitere Anmerkungen gab es nicht. Beide Niederschriften wurden 
anschließend einstimmig genehmigt.

zu 4 Schülerbeförderung - Sachstand zur Überarbeitung 
der Schülerbeförderungssatzung

VO/2015/582-
004

Der Vorsitzende informierte den Ausschuss, dass bekannt geworden sei, dass 
Schüler den Schülerverkehr ohne die entsprechende Berechtigung nutzen würden 
und kündigte eine Vorlage für die nächste Ausschusssitzung an.

Anschließend berichtete Herr Breuer ergänzend zur Vorlage. 

Der Landrat teilte mit, dass im Kreis Dithmarschen die Verantwortung für die Aufgabe 
„Schülerverkehr“ beim Kreis liege und man dort positive Erfahrungen mit dieser 
Regelung gemacht habe. 

Der Vorsitzende wies darauf hin, dass die Gespräche mit den Elternvertretern und 
dem Gemeindetag noch ausstehen würden. 

Auf die Frage von Herrn Evers, wie die in der der Vorlage beigefügten Wartezeiten 
erfragt worden seien, antwortete Herr Breuer, dass derzeit noch die Plausibilität der 
Angaben geprüft werde. 

Eine von Herrn Tretbar-Endres erbetene Kostenbetrachtung wurde von Herrn Dr. 
Kruse für die nächste Ausschusssitzung zugesagt. 

Herr Tretbar-Endres erkundigte sich nach dem weiteren zeitlichen Ablauf. Hr. Breuer 
sagte eine Erledigung, wie vorgesehen, zum Ende des Schuljahres zu. 
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zu 5 Wirtschaftsförderungsgesellschaft- Bericht aus der 
Gesellschaft

Der Geschäftsführer der Wirtschaftsförderungsgesellschaft des Kreises, Herr Lass, 
berichtete über aktuelle Themen und Entwicklungen.

zu 6 Gemeinsames Gewerbeflächenentwicklungskonzept 
für den Planungsraum II Schleswig-Holstein

VO/2014/297-
001

Herr Breuer gab unter Bezugnahme auf die Vorlage ergänzende Erläuterungen. 
Auf die Frage des Vorsitzenden, ob der Kreis Plön in der Angelegenheit schon einen 
Beschluss gefasst habe, berichtete Herr Breuer, dass die entsprechenden Vorlagen 
zwischenzeitlich in das dortige Auskunftssystem eingestellt worden seien. 
Anschließend fasste der Ausschuss einstimmig folgende Beschlüsse:

1. Der Abschlussbericht des Gewerbeflächenentwicklungskonzepts für den 
Planungsraum II Schleswig-Holstein wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Regionalentwicklungsausschuss beschließt, dem Kreistag zu empfehlen, 
den nachfolgend genannten Handlungsempfehlungen zuzustimmen:

1. Wirtschaftliche Entwicklung:
Weiterführung der aktiven Angebotsstrategie für die Entwicklung von 
Gewerbeflächen

 
2. Gewerbeflächenentwicklung und -bedarfe: 

Nutzen der guten gesamtregionalen Situation, um Angebot und 
Nachfrage regional in Einklang zu bringen
Nicht realisierbare Nachfragewünsche in einer bestimmten Teilregion in 
eine andere Teilregion lenken, wenn alle anderen 
Standortanforderungen gleichermaßen erfüllt sind
Zeitnahe Entwicklung der sich in Planung befindlichen Gewerbeflächen 
(Planung + Erschließung) sichern 
Industriegebietsflächen in ausreichendem Umfang anbieten bzw. 
entwickeln
Hohe Flexibilität der Gewerbeflächen (planungsrechtlich bzw. 
parzellierungsbezogen) beibehalten

3. Überregional bedeutsame Standorte: 
Die 13 überregional bedeutsamen Standorte im Zuge der weiteren 
Wirtschaftsraumentwicklung gezielt (weiter-)entwickeln, gemeinsam 
und stärker vermarkten. Regional bedeutsame Nachfragen vorrangig 
auf diese Standorte lenken.
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zu 7 Grünbuch zur Landesentwicklungsstrategie 
Schleswig-Holstein 2030

VO/2016/877

Ergänzend zur Vorlage berichtete Herr Breuer, dass die Möglichkeit bestehe, 
Anmerkungen zu dem vorliegenden Grünbuch abzugeben. Da es kein förmliches 
Verfahren gebe, werde die Verwaltung keine Stellungnahme abgeben.

zu 8 Regionalbudget der Kiel Region – 
Kooperationsvereinbarung

VO/2016/878

Herr Dr. Kruse berichtete ergänzend zur Vorlage. 

Auf die entsprechende Frage von Herrn Tretbar-Endres antwortete Frau Sönnichsen, 
dass es das Ziel sei, möglichst viele private Dritte an dem Projekt zu beteiligen, damit 
diese dann auch zur Kofinanzierung beitragen.

Anschließend fasste der Ausschuss einstimmig folgende Beschlüsse:

1. Der Regionalentwicklungsausschuss empfiehlt dem Hauptausschuss, die 
Verwaltung mit dem Abschluss der anliegenden Kooperationsvereinbarung zum 
Regionalbudget der Kiel Region GmbH zu beauftragen. Dabei wird die Verwaltung 
ermächtigt, geringfügige Veränderungen an der Kooperationsvereinbarung 
vorzunehmen.

2. Der Hauptausschuss beschließt auf Empfehlung des 
Regionalentwicklungsausschusses, die Verwaltung mit dem Abschluss der 
anliegenden Kooperationsvereinbarung zum Regionalbudget der Kiel Region GmbH 
zu beauftragen. Dabei wird die Verwaltung ermächtigt, geringfügige Veränderungen 
an der Kooperationsvereinbarung vorzunehmen.

zu 9 Masterplan Mobilität

Frau Sönnichsen berichtete ergänzend zu dem von ihr in der Sitzung verteilten 
Informationsblatt (ist in Allris zu diesem TOP hinterlegt). Im Zusammenhang mit den 
zu beteiligenden Gremien kündigte Frau Sönnichsen an, dass Sie die Fraktionen 
wegen der Mitarbeit im „Projektbegleitenden Beirat“ anschreiben werde.

zu 10 Ausschreibung Stadtverkehr Rendsburg

Der Ausschussvorsitzende teilte mit, dass die Zuschlagserteilung am Vortag erfolgt 
und eine jährliche Einsparsumme von 500 T€ erreicht worden sei. Er bedankte sich 
bei den Ausschussmitgliedern, die dem Landrat und der Verwaltung anlässlich des 
Auftritts der Busfahrer der Firma T. H. Sievers vor dem Kreishaus den Rücken 
gestärkt haben. 

Anschließend berichtete der Landrat über das von ihm mit den Busfahrern geführte 
Gespräch, bedankte sich ebenfalls für die „Rückendeckung“ durch die 
Ausschussmitglieder und lobte die zuständigen Mitarbeiter der Verwaltung für die 
professionelle Durchführung des Ausschreibungsverfahrens. 
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Auf die Anregung von Herrn Tretbar-Endres, dass die Firma Transdev einen 
Ansprechpartner hier vor Ort benenne, teilte der Landrat mit, dass mit Frau Lang 
bereits eine Ansprechpartnerin benannt sei und diese sich in der nächsten Sitzung 
des Ausschusses vorstellen solle. 

Herr Horn, Geschäftsführer der T. H. Sievers GmbH, äußerte sich irritiert über die 
Nicht-Anerkennung einzelner Mitarbeiter als Mitarbeiter des Stadtverkehrs. Obwohl 
er z. B. die Mitarbeiter im ZOB-Büro zu 100% dem Stadtverkehr zugeordnet habe, 
würden diese nicht übernommen werden. Nach ergänzenden Erläuterungen durch 
die Verwaltung sagte Herr Dr. Kruse eine nochmalige Sichtung der entsprechenden 
Unterlagen bis Montag, 13.06.2016, zu.

Abschließend appellierte der Vorsitzende an die Firmen Transdev und T. H. Sievers 
GmbH, das Ergebnis der Ausschreibung anzuerkennen und keine Fronten 
aufzubauen. Gemeinsames Ziel müsse es sein, das Beste für alle Beteiligten zu 
erreichen. 

zu 11 Bus-Bahn-Konzept Kiel-Rendsburg

Nach einer kurzen Einführung durch Herrn Dr. Kruse berichteten die Herrn Thomsen 
und Mittrich von der Fa. Autokraft GmbH anhand einer Präsentation über die von 
Ihnen ermittelten Ergebnisse. Zum Bahnhaltepunkt Melsdorf sei keine Aussage 
möglich, da dieser durch die KVG bedient werde. Eine Anbindung des Haltepunktes 
Bredenbek an den Busverkehr sei in dem zur Verfügung stehenden finanziellen 
Rahmen nicht sinnvoll möglich, für den Bereich Achterwehr, Landwehr, Schinkel 
werde allerdings Optimierungspotential gesehen. 

Herr Schaper wies darauf hin, dass nicht nur der Schülerverkehr betrachtet werden 
dürfe. Erforderlich sei ein Gesamtkonzept mit einer optimalen Vertaktung. 

Auch wenn es für den Haltepunkt Bredenbek aktuell keine sinnvolle Lösung gebe, 
dürfe man nach Auffassung von Herrn Tretbar-Endres wegen des dort s. E. 
vorhanden Potentials diesen nicht aus den Augen verlieren. 

Herr Thomsen versicherte, dass der Dialog mit den betroffenen Gemeinden 
weitergeführt werde. 

zu 12 Verschiedenes

Herr Breuer wies auf die Erklärung des Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-
Holstein zum Öko-Strom hin. 
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